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I. 

Die Justizverweigerung im alten Reiclie'- 
seit 1495. 

Von 

Herrn Priyatdozenten Dr. Kurt Ferels 

in Kiel. 

Übersicht. 

I. Einleitung. Justizverweigerong und Justiz- 

verweigerungsbeschwerde überhaupt. 
II. Die Organe. 

III. Der Herrschaftsbereich. 

IV. Voraussetzungen der Zuständigkeit. 
V. Mandata de administranda iustitia. 

VI. Promotorialien. 
VII. Avokation. 

VIII. Anhang. Die Justizverweigerung im Rechte 
des Deutschen Bundes. 



Die vorliegende Untersuchung will einen Baustein bilden 
zur Ausfällig der Lücke, welche die deutsche Bechtsge- 
schichte fOir die Zeit seit dem Ausgange des Mittelalters 
aufweist. Als formellen Ausgangspunkt nimmt sie das Jahr 
1495, ohne damit auf das Becht zu verzichten, da, wo es 
das Verständnis und der Zusammenhang des Gktnzen' bedingt, 
in die frühere Zeit zurückzugreifen. Das Geburtsjahr des 
Beichskammergerichts, das als Hort und Schirm einer un- 
parteiischen und unabhängigen Bechtspflege in den deutschen 
Landen gegründet war und das, allen Erwartungen und 
Hoffnungen zum Trotz, so kläglich sterben sollte, bedeutet 
für zahlreiche Bechtsinstitute eine tief einschneidende Neue- 
rung; flbr die Behandlung der Bechtsverweigerungsbeschwerde 
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2 /.^ '• * Dr. Kurt Perels, 

auch insofern, ;p.k in der ersten Reichskammergerichtsordnung 
zum ersten JEi^e die Frage der Zuständigkeit und des Ver- 
fahrens erschöpfend geregelt wird. In Fällen der Rechts- 
verweigc^nip^ soll fortan das neugeschaffene Reichskammer- 
gerichi;'/^' höchster Instanz ausschließlich zuständig sein; 
spätet Jfciitt ihm, auch in dieser Beziehung gleichberechtigt^ 

der*Jleichshofrat zur Seite. 

« 

.-.';s /Freilich bildet die umfassende Regelung des Justizrer- 
. /lieigerungsbeschwerdeverfahrens und seiner Voraussetzungen 
'' *ifugleich den Abschluß einer yielhundertjährigen Entwicklung. 
/ * Denn schon früh ist die Beschwerde wegen Rechtsverweigerung 
als besonderes Institut, zumal gegenüber dem der Berufung, 
ausgebildet worden, im germanischen Rechte zwar erst in der 
Zeit der Volksrechte, ini römischen aber bereits in der S^aiser- 
zeit. Zwischen beide Rechtskomplexe schiebt sich in An- 
knüpfung an die Novelle 'S6 das kanonische Recht, welches 
seinerseits sm Auefgonge des Mittelalters dem weltlichen 
nach hartem Kampfe weidhen mußte. Bieses weltliche Recht 
war zunächst überwiegend Gewohnheitsrecht; es ist für die 
Ausbildung und endgültige Gestaltung der Jusfizverweige- 
rungsbeschwerde nur von .geringer Bedeutung, zumal ange- 
sichts der mangelnden Stetigkeit des ssu seiner Anwendung 
berufenen Organs. — Mit der Reichskammergericfatsordnung 
von 1495 wird dann das Verfahren wegen Rechtsverweigerung 
auf neuen Grundlagen durch gesetztes Recht geregelt. Diese 
Ordnung bildet mit den sie ergänzenden, abändernden oder 
eoNuMBsendcni Aecfatsnormen die Quelle der naofafolgendecnDar- 
stedhaig, soi^mt sie sich amf das alte Reich beaiebt. Für den 
DetffaBoben ßima setzte JLtfikel £9 der Wiener Schlußakte, Ar 
den (N^rddemtBoben Bund imd rdos Dentsoke Reich ArtUeel 77 
der V^erfaasung die 2ustaiidi|^:eit der Reiehsgewaltinfiaciben 
der AechtevBTweigemng fest 

I. Einlei.tun.g. Justizverweigerunjg und Justiz- 
verweigerungsbe^chwerde überhaupt. 
1. Den Gbgenstaad der nacihfolgenden Erörterung bilden 
gewisse RecAitsveslietziingMi dar ordentlichen deutsclren^) 

*) hn Palle der ftecbtsverweigertnrg durch Gerichte autwftrtiger 
8tattten kman %i\Mife nur dtmth die Mittel «dos VOlkezieobts harbei* 



Die Jastizverweigerong im alten Reiche seit 1495. B 

Georichte auf dem Gebiete der Reohtapreobung und die 
Reaktion gegen solche Rechtoverleteungen durch Eintreten 
der zuständigen Seichainstanz. 

Ausgeschlossen von der gegenwärtigen Untersuchuiig 
bleiben daher die zur Abwehr der Reahtsverweigerung be- 
tätigten Akte der Selbsthilfe wie namentlich das Fehderecht, 
zumal sie xegelmäfiig nicht im Yerhältnis zum Jäichter, son- 
dern im*Yerhältnis zur Gegenpartei zur Anwendung ge- 
bracht werden. 

Yen der Behandlung scheidet femer aus die hemmende 
Einwirkung, welche seitens der gesetzgebenden^) oder voll- 
ziehenden Gewalt in bezug auf den Rechtsgang «zur Geltung 
gebracht wird. Hierher .gehört insbesondere die sogeoamite 
Kabinettsjustiz, d.ih. die Summe der gesetzwidrigen Ein- 
griffe, welche seitens außerhalb der Gerichte stehander Staats- 
organe in die unabhängige Ausübung der Justiz erfoJ^gen.^) 

Ebensowenig fallt in den Rahmen der Darstellung die 
Tätigkeit bezw. das Unterlassen der Yerwaltungafaehoxden 
und Yen^valtuBgsgerichte, welches seinerseits Yoraussetzung 

geführt werden. Ältere Literatur hierüber bei Hildebrand, Dispu- 
tatio ioridica de denegatae et protractae iustitiae promotione (Altozf 
1698) S. 17 ff. (c. III §g 1 ff.). Die an auswärtige Staaten zur Herbei- 
flihrung der gerichtlichen Hilfe gerichteten Ersuchen hießen requisito- 
riaJes oder intercessionales. Praktische Beispiele bei von Selchow, 
Einleitung in den Reichshofratsprozeß Bd. 1 (Lemgo 1778) S. 255 und 
bei Uffenbach, Tractatus de Consilio Caesareo-Imperiali aulico (Wien 
und Prag 1700) S. 219. — Ffir das geltende Recht kommt in Betracht 
Artikel 11 der Reichsverfassung; ein Angehen einer fremden Regierung, 
falls in dem durch sie repräsentierten Staat die Justiz verweigert wird, 
ist als Akt völkerrechtlicher Vertretung des Reichs im Sinne des Ar- 
tikels .11 a. a. 0. anzusehen. — In der Zeit des Bundesrechts konnte 
die Bundesversammlung gemäß Artikel (87) 50 der Wiener Schlußakte 
auf Antrag eines Bundesgliedes auf diplomatischem Wege vorgehen. 
Vergl. auch die Provisorische Eompetenzbestimmung vom 12. Juni 1817 
lit. C § 5 Nr. 3c. 

^) Qedaoht ist hierbei an Gesetze, welche, mit rückwirkender 
Kraft vorsehen, auf im Streit be&ngene Recht^yerhältnisse zum Nachteil 
einer .Partei einwirken. — *) Im übrigen findet, was für die «Justiz- 
Verweigerung" in dem hier entwickelten Sinne gilt, auch auf die 
Jükbinettfijustiz als.auf das^plus, in welchem semper inest et minus, 
sinnentsprechende Anwendung. Sie setzt — wenigstens formell — an 
die Stelle des Rechts nicht nur nichts, sondern das unrecht. So auch 

1* 



4 Dr. Kurt Pereis, 

eines gerichtlichen Verfahrens sein kann.^) Die Bestim- 
mungen über Justizverweigerung reichen einerseits in eine 
Zeit zurück, die keine Verwaltungsgerichte kannte — wenn 
sich auch ordentliche Gerichte mit einer Zuständigkeit finden, 
welche stark an die moderne Verwaltungsgerichtsbarkeit 
erinnert: doch ist deren publizistischer Inhalt gegenüber 
der alles überwuchernden priyatrechtlichen Auffassung auch 
nicht entfernt zur Erkenntnis gelangt.^) Auf der* anderen 
Seite gewährt das geltende Reichsrecht einen Schutz gegen 
die seitens der Verwaltungsbehörden und Verwaltungsge- 
richte erfolgende Bechtsverweigerung nicht.') 

Aus der Behandlung scheiden auch aus die Akte der 
freiwilligen oder nichtstreitigen Gerichtsbarkeit*), deren Voll- 
ziehung den Gerichten vorwiegend als Organen der Ver- 
waltung, nicht als solchen der Bechtspflege obliegt, wie 
denn auch die Bechtsverweigerungsbeschwerde als besonderes 
Institut nur im Hinblick auf die streitige Gerichtsbarkeit 
ausgebildet worden ist.') 

Yon Linde, Lehrbuch des deutschen gemeinen Zivilprozesses ^ (Bonn 
1850) S. 182. — Die Grundlage der Justizverweigemng im technischen 
Sinne bildet Eabinettsjustiz dann, wenn der Richter in AusfUirung 
der gesetzwidrige Anweisung das Recht verweigert oder verzögert. 

') Z. B. in den F&Ilen, in welchen gegen Entscheidungen der Ver- 
waltungsorgane der Rechtsweg offen steht. Mit dem Beschreiten des- 
selben wird die betreffende Angelegenheit formell zur Justizsache und 
unterliegt den fUr diese maßgebenden Rechtsnormen. — ') Loening, 
Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts (Leipzig, 1884) S. 773 f. 
Freiherr von Lemayer, Der Begriff des Rechtsschutzes im öffentlichen 
Recht in der Ztschr. für das Privat- und öffentliche Recht der Gregen- 
wart Bd. 29 (Wien 1902) S. 38f. Auch von Sarwey, Das öffentliche 
Recht und die Verwaltungsrechtspflege (Tübingen 1880) S. 168 f. — 
*) Vergl. auch Zorn, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches Bd. 1 ' 
(Berlin 1895) S. 170. vonSeydel, Kommentar zur VerfSassungsurkunde 
fOr das Deutsche Reich * (Freiburg i. B. und Leipzig 1897) S. 410. 
Fleischer, Die Zuständigkeit des Bundesrates für Erledigung von 
öffentlichrechtlichen Streitigkeiten (Breslau 1904) S. 22. — *) Über 
deren Abgrenzung von der streitigen Gerichtsbarkeit s. Langheineken, 
Der ürteilsanspruch (Leipzig 1899) S. 88ff. — *) Die hierbei festge- 
stellten Grundsätze wurden freilich zum Teil auf die voluntaria iuris- 
dictio analog angewendet. Ober die hier zur Verfügung stehenden 
Mittel: Textor, Disputationes academicae ad recessum imperii de 
anno 1654 (Heidelberg 1686) S. 144 f. (disp. VI, th. 16 ff.). Blum, Pro- 
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Endlich unterliegt der Erörterung nicht die Tätigkeit 
der besonderen und außerordentlichen Gerichte^) sowie die 
der gerichtsähnlichen Behörden.^) 

Unter Justizverweigerung wird hiemach im folgen- 
den verstanden die rechtswidrige Yersagung der ür- 
teilshilfe im ordentlichen gerichtlichen Verfahren. 

Als eine Rechtsverletzung erscheint die Justizverweige- 
rung deshalb, weil derjenige, welcher imter Erfüllung der 
gesetzlichen Yoraussetzungen ein Gericht angeht, damit 
lediglich einen öffentlichrechtlichen Anspruch auf eine Tätig- 
keit des Staates als der Gesamtperson — und des Richters 
als der Organperson — geltend macht, welchem die publi- 
zistische Pflicht des Gerichts zum Handeln, namentlich zur 
Fällung eines Urteils, entspricht 

Die Yerletzung dieser Pflicht kann sich in zwei Formen 
äußern. Sie erfolgt entweder als schlechthinnige Ablehnung 
richterlicher Tätigkeit vor oder nach Beginn des Yerfahrens, 
sei es daß die Ablehnung ausdrücklich ^) erklärt wird, sei es 
daß sie in Gestalt tatsächlicher Untätigkeit gegenüber dem 
Gerichtstätigkeitsanspruch stillschweigend stattfindet.^) Oder 
die Yerletzung der Amtspflicht erfolgt durch eine Ausübung 

cessus cameralis (Frankfurt a. M. 1664) S. 304 (tit. 37 n. 31); dazu 
Bocken, Lectio Blumiana (Köln 1728) 8.404. Bezüglich des wich- 
tigen Mittels der Eztrajndizialappellation: Endemann, Das deutsche 
Zivilprozeßrecht (Heidelberg 1868) S. 980 ff. Wetz eil, System des 
ordentlichen Zivilprozesses * (Leipzig 1878) S. 768 ff. 

^) Siehe namentlich Deutsches Gerichtsverfassungsgesetz vom 

^'7^M^'^1^^8^ ~ 8§ 1^ *^- - *) ^«"^ ^- Stölzel, Rechtsweg und 
Kompetenzkonfiikt in Preußen (Berlin 1901) S. 2 f. und an den dort 
angef&hrten Stellen des Werkes. — ») Dies nennen die Gesetze des 
alten Reichs „das Recht kündlich versagen*^. Vergl. z. R. Reichs- 
kammergerichtsordnung [im folgenden K.G.O. abgekürzt] von 1495 § 16, 
Reichsabschied von 1512 Tit. 4 § 13, E.G.O. von 1521 Tit. 22 §2, 
von 1555 Teil II, Tit. 1 § 2, Tit. 26 § 1. — *) Dieser Unterschied wird 
zuerst hervorgehoben in der K.G.O. von 1555 Teil If, Tit 1 § 2; nach 
ihm wird der Tatbestand der Justizverweigerung durch die Tatsache 
begründet, daß dem Rechtsnchenden innerhalb eines Monats, von seinem 
Ersuchen an gerechnet, nicht zu Recht, d. h. zu gerichtlicher Tätig- 
keit, verhelfen ist, also durch konkludentes unterlassen. — An die 
Monatsfrist band sich die Praxis nicht streng, von Bayer, Vorträge 
über den gemeinen ordentlichen Zivilprozeß ^® (München 1869) 8. 282. 
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der Justiz, welche der Untätigkeit gleichkommt; e& ist dies 
die beharrliche JastizTerachleppung.^) 

In ihren Wirkungen betrachtet sind diese beiden Formen 
der JustiBYerweigerung, welche auch in den Gesetzen regel- 
mäßig nebeneinander oder synonym genannt werden, nicht 
untersohieden ; nur in Ausnahmefällen finden auf sie nicht 
die (Reichen IMütel der Reaktion Anwendung. Dement- 
sprechend sind sie auch im folgenden^ sofern nicht eine Yer- 
sohiedenheit ausdrücklich hervorgehoben wird, unter dem 
Ausdruck „ Justizverweigerung^ zusammenge&ßt und gemein- 
schaftlieh erörtert wor^n. 

Eine Au&ählung der F&lle der Justizverweigerung zu 
geben ist ausgeschlossen^ Si» sind so zahlreich wie die 
Möglichkeiten, ein Gericht um rechtliches Gehör zu ersuchen. 

Nur eine negative Abgrenzung erscheint bis zu einem 
gewissen Grade durchfOhrbar: 

Der Begriff der Justiaverweigerung setzt voraus, daß 
ein formell ordnungsmäßiger Antrag vorliegt, dessen Erforder- 
niBse im einzelnen durch die Prozeßordnungen und deren 
Ergänzungsgesetze bestimmt werden.^) 

^) Dies nennen die Gesetze des alten Reichs .das Recht mit Ge- 
föhrde vendehen". Vergl. die in Anm. 1 angeilUirten Stellen. — *) Im 
Ver&hren des alten Reichs bestanden fUr den Antrag, dessen Nicht- 
beachtung den Tatbestand der Rechtsverweigerung begründet, beson- 
dere Yorschrifben. Blum S. S02 (tit. 37 n. 16). Es ist zu unterscheiden 
[vergl. Roding, Pandectarum cameralium libri lY (Kassel 1604) S. 102 
(lib. 1 tit 15 n. 5)1 ob vorliegt a) Justizverweigerung; dann ge- 
nügt einmalige requisitio, denn die Tatsache der denegatio ist ohne 
weiteres zu konstatieren. Yergl. Gail, Practicarum observationum 
libri (Bonn 1586) S. 54 (lib. 1 obs. 28 n. 5). Nicolai, Processus iudici- 
arius (Jena 1697) S. 138 (P. II c. 18 n. 15). Zahlreiche Reichsstände 
forderten im Gegensatz hierzu die Einführung einer Bestimmung, der- 
zufolge der Beschwerdeführer vor der Anstellung der Justizverweige- 
rungsbeschwerde den Richter mindestens zweimal zu verschiedenen 
Zeiten und durch glaubhafte Urkunden nachweisbar um Recht ange- 
gangen haben sollte, — jedoch ohne Erfolg: Das Reichskanunergericht 
erklärte gutachtlich eine solche Yorschrift für völlig entbehrlich und 
mit den bestehenden gesetzlichen Normen unvereinbar, sie würde ledig- 
lich einen unnützen Aufwand an Arbeit, Zeit und Kosten zur Folge 
haben, auch die Notare in noch erhöhtem Maße (vergl. unten S. 32) 
der Schikane der Gerichte preisgeben. Die Frage wurde im Sinne des 
Reichskammeigerichts entschieden und der bestehende Rechtszustand 
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Ob der Antrag aachlioh bef^rtadet od«r tniSmmg bt, bt 
mMriieblieb f&r die YerptHohtmäg des Siobters^ über ibn cn 
«ntBoheiiion^ Diese besteht iimaer, Bofem nar überhaupt 
ein Antrag der bezeichneten Art yocliAgt. 

AndMeinieits ist JiBtizverweifeniny Bicht vorhanden, 
wem^ ein: äerieht? nber einen Antni^^ in geBetsmäßigerFom 
— auch. smrutkivekeiiiA^) — ewtBohteAea hat;- gleiefaviel, ob 

aafreohit eriuiflte«;. Moser, Von der Tevtodwn Jutiar-Yarfutuni^ Bd 1 
(Frankfiuri und Leipzig 17*24) S. 914. h]i Justiz Verzögerung. Hier 
bandelt es sich um einen Zustand^ bei welchen die Willensmeinung 
des Richters nicht ohne weiteres feststeht. Es bedarf daher einer 
dreimaligen Auffbrdenmg an den Richter. Tennagel, De decemendis 
processibus (Straßburg 1626) S. 164 (olaBsisd, c. 1% n. ¥). liynsinger, 
Observationes imperialis camerae (Wittenberg 1615) S. 65 f. (cent. I 
oba 9i), S. 97 f. (cent. II obe. 24). Nicolai a. a. a Gail &. 54 (liK 1 
obs. 28 n. 6i 7) und dara Thyllius, Annotationes in Oiülii obeervotio- 
nee (Frankiurt a. M. 1713) a.a.O. Textor a 141 (disp. TL th. 8). 
Fflr das RaicfashofiateverfafaiMi: von Selche w S. 4ACK — S. auch An- 
tonius Faber, Codex Fabriaaus, hng. tob Latty (Turia 1829) S.638 
(lib. YII, tit 26, d^. 4). -- And. Ans. J. H. Boehmer, De origane^ pro- 
groBsu atqae indole querelae denegatae vel protractae iustüsae in Sxeiv 
citationeB ad Faadecta« Bd 6- (Hannover und Qöttingen 17M) S. 685 ff. 
(§ 26), jedoch weeentlich aus justixpolitischen GMndon. -«* Die dtei<- 
malige Aufiorderong kann indewen uno aotu erfolgen, indem dev Blditer 
gleichzeitig instanter, instantins, inatamtiswme angegangen wird. Hin- 
aus erklärt es sich, daß einzelne in allen FSÜen einmaliges Erauchen 
für ausreichend erachten, wie Sohwanmann, Observationes eamerales 
(Tübingen 1649) S. 242 (obs. 167 n. 17) und Hildebrand a. a. Q. ä 10 
(c 2 § 4), mit dem Hinweis darauf, daß (in anderen Yerh&ltaiBseB) 
einmalige Mahnnng den Gemahnten in Verzug setze. 

^) „Ein ausdrückliches Abschlaged^ret ans BechtsgrOnden gehOrt 
nicht hierher'. So Martin, Lehrbuch des deutschen gemeinen büv- 
gerlicfaen Prozesses ^* (Leipzig und Heidelbeity 1862) & 645. Yergl. 
J. H. Boehmer S.638 (§26). Bayer & 281. Büff, Über die Bechtz- 
mittel wider sententias competeatiae und sententiaz incompetantiae ia 
der Zdtechnft für Zivilrecht und Prozeß N. F. Bd. 15 (Ctiefien VSMf) 
S. 272 ff. Protokolle der deutschen Bnndesvenammlung Bd. 29 (Prank- 
furt a. M. 1858) S. 206 [,Wo ein Gericht den Klftger abweist, da lAßt 
sich nidkt behaupten, daß er eine Justizverweigerung erleide*], von 
Oramer, Observatione» iuris universi Bd. 1 (Darmstadt 1789) S. 257 
(obfl. 128) [„aliud est enim iustitiam denegare, alind iustitiam non ad 
lubitnm aliouius administrare"]. Q'rolman, De denegatione actionam 
(Marburg 1687) S. 44, welcher den UnterMhied von deaegatb actionum 
und denegatio iustitiae zutreffend dahin chacaktensievt : „denegationem 
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die Entscheidung als solche richtig oder unrichtig ist^): 
die Justiz ist in diesem Falle gewährt Wie sie gewährt 
ist, ist eine andere, die Tatsache der Rechtsgewährung 
nicht berührende Frage. 

Damit ist gesagt, daß eine ergangene, formell gesetz- 
mäßige richterliche Entscheidung mit der Justizverweige- 
rungsbeschwerde nicht angefochten werden kann — ein 
Grundsatz, der im Recht des alten wie des neuen Reiches 
gleichmäßige Anerkennung gefunden hat. Zur Nachprüfung 
einer derartigen Entscheidung sind nur die Gerichte als 
solche, nicht aber Gerichte oder andere Behörden wie z. B. 
Bundesversammlung und Bundesrat in ihrer Eigenschaft als 
Organe der Aufsicht berufen.^) 

institiae speciem iustitiae, denegationem vero actionum speciem iiuti- 
tiae cooBtituere". de Ludolf, De iure camendi commentatio (Frank- 
furt a. M. 1790) S. 156f. (Sect. I.§11 n. 5). Planck, Lehrbuch des 
deutschen Zivilprozeßrechts Bd. 1 (Nördlingen 1887) S. 245, 249. Meyer, 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechts * (Leipzig 1899) S. 572. Neben 
den Fällen, in welchen aus in der Sache liegenden oder aus prozessu- 
alen Gründen eine Zurückweisung erfolgt, bestanden im alten Beich 
auch solche, in welchen dem Richter infolge persönlicher Eigenschaf- 
,ten des Antragstellers eine Versagung seiner Tätigkeit erlaubt oder 
vorgeschrieben war, z. B. nach kanonischem Recht gegenüber Ex- 
kommunizierten (c 7. X. de iudiciis II. 6). Weitere Fälle bei J. H. 
Boehmer a 658ff: (§35). 

') VergL u. a. Mevius, Decisiones Bd. 1 (Frankfurt a. M. 1791) 
S. 1185 f. (P. y. dec. 104): „Secus se res habet, cum [judex] decernit 
vel pronunciat sententiam aliquam. Nee enim etiam iniuste id flEictum 
fnerit, denegat aut protrahat iustitiam. Ins dicit, etiam cum inique 
dicif und hienu 1. 11 D. de iustitia et iure LI. Im Widerspruch 
mit der vorstehenden steht die bei Mevius a. a. 0. Bd. 2 (Frankfurt a. M. 
1794) S. 210f. (P.VI dec. 306) mitgeteilte Sentenz, welche Justizver- 
zögerung annimmt, &lls ein Gericht durch eine unrichtige Entschei- 
dung eine Verlangsamung der Rechtspflege herbeigeführt hat: „Ftq- 
tracta justitia habenda est non modo, si nihil decemitur, sed et quando 
admittitur statim reiciendnm", z. B. die Eompensationseinrede eines 
Depositars (1. 11. C. depositi IV. 34). — *) VergL von Gramer a. a. 0. 
Bd. 1 S. 257 f. (obs. 128). Osterloh, Lehrbuch des gemeinen, deutschen 
ordentlichen Zivilprozesses Bd. 2 (Leipzig 1856) [eine neuere Auflage 
war mir nicht zugänglich] S. 268 und die dort Angeführten. Beschluß 
der Bundesversanmüung vom 26. Mfixz 1858 „über die Beschwerde des 
Dr. Eduard Freiberg zu Berlin wegen angeblich verweigerter Justiz", 
abgedruckt bei von Meyer, Corpus iuris confoederationis Germanicae * 
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Dies gilt ganz besonders für eine Ablehnung richter- 
licher Tätigkeit aus dem Ghrunde der Unzuständigkeit^) 
Mag auch die Behauptung ihres Yorhandenseins gelegentlich 
der Rechtsverweigerung als Deckmantel dienen: die Prüfung 
und Feststellung, ob sie vorliegt oder nicht, kann nur durch 
Gerichte vorgenommen werden.*) 

Je nach dem Ergebnisse der oberrichterlichen Ent- 
scheidung kann demnächst — von strafrechtlicher Verfolgung 
oder privatrechtUcher Haftbarmachung abgesehen — ein Fall 
des aufsichtlichen Einschreitens wegen Rechtsverweigerung 
gegeben sein. Erst auf dieses finden die Yorschriften über 
Justizverweigerung Anwendung. 

Besondere Bedeutung gewinnt die Frage der Yersagung 
der gerichtlichen Hilfe wegen Unzuständigkeit im Falle des 
negativen Kompetenzkonflikts. ^) Eine Entscheidung kann 
für einen bestimmten Anspruch die Unzuständigkeit der 
ordentlichen Gerichte, eine andere für denselben Anspruch 

Bd. 2 (Frankfort &. M. 1859) S. 679. Schulze, Lehrbach des deutschen 
Staatsrechtes Bd. 2 * (Leipzig 1886) S. 64. Auch (in anderem Zusammen- 
hange) Bericht des Ausschusses des Bundesrats f&r Justizwesen bei von 
Poschinger, Fürst Bismarck und der Bundesrat Bd. 2 (Stuttgart und 
Leipzig 1897) S. 822. 

VergL die vorstehende Anmerkung. Femer: Protokolle der deut- 
schen Bundesversammlung Bd. 11 (Frankfurt a.M. 1821) S. 155 ff. (§88); 
Bd. 15 (Frankfurt a. M. 1823) S. 155. Zachariae, Deutsches Staats- und 
Bundesrecht Bd.2 * (Q Ottingen 1867) S.788 Anm. 11. Renaud, Lehrbuch 
des gemeinen deutschen Zivil Prozeßrechts * (Leipzig und Heidelberg 1878) 
S.631f. Martin a.a.O.S. 645. Arndt, Das Staatsrecht des Deutschen 
Reiches (Berlin 1901) S. 114. Fleischer, S. 23. Plenarbeschluß des 
Oberappellationsgerichts zu München in Seufferts Archiv Bd. 2 Nr. 242 
Anm. 1. Entsch. des Oberappellationsgerichts zu Lübeck vom 19. April 
1845 in Seufferts Archiv Bd. 5 Nr. 85. VergL auch 0. S tölzel a. a. 0. 
S. 888: „Auch möchte der Fall, daß sich ein Gericht rite rechtskräftig 
ftlr unzuständig erklärt, kaum als eine Justizverweigerung angesehen 
werden können". A. M. Wetzell S. 817 f. — *) So auch Gneist in der 
Verhandlung des deutschen Reichstages vom 5. Juni 1872 (I. Legislatur- 
periode, 3. Session), Stenographische Berichte S. 755: .Rechtsverweige- 
rung ist nur dann vorhanden, wo eine nach den Landesgesetzen vor 
die Gerichte gehörende Entscheidung verweigert wird, nicht aber da, 
wo die Gerichte sagen: Die Sache gehöre zur Kompetenz der Ver- 
waltungsbehörden". — ') Hierüber 0. Stolze l, a. a. 0. besonders 
S. 877 £, 387 f., woselbst auch Literaturangaben. 
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die Unzuständigkeit der Yerwaltnngsgerichte rechtskräftig 
feststellen. Fehlt es an einem gesetzlichen Mittel zur Be- 
seitigung dieses Zustandes, so ist hier dem Rechtsuohenden 
der Weg zur Durshsetziuig seines, selbst unzweifelhaften, 
Anspruchs verschlossen, er vermag eine Sachentscheidung 
nicht ZU' erlangen; dennoch liegt eine Rechtsverweigerung 
im technischen Sinne nicht vor.^) Nach der maßgebenden 
Ansicht des gesetzlich zur endgültigen Entscheidung berufe- 
nen Gerichts — nur um dieses handelt es sich hier — ist 
eine Tätigkeit von Gerichten gesetzlich unzulässig, also rechts- 
widrig. Wie sollte man hier Justizverweigerung als vor- 
liegend erachten können, die doeh ihrerseits- eine Gesetaee- 
verletzung in sich sohliefit. Im Falle einer gesetsUch ge- 
botenen Ablehnung der Gerichtshilfe kann von unerlaubter 
Justizverweigerung nicht die Risde sein; eine erlaubte oder 
gebotene Justizverweigerung ist eine solche höchstens dem 
Namen, nicht der Sache nach; sie teilt daher auch deren 
Folgen nicht. 

2. Das gesetzliche Mittel gegen die Rechtsversagung 
ist die Justizverweigerungsbeschwerde, die querela 
protractae vel denegatae iustitiae.^) Sie charakterisiert sich 
nach dem Ausgeführten als ein besonderer Reohtsbehelf für 
anomale prozessuale Zustände ^), auf welche mit Hilfe der 
„Rechtsmittel'' mangels einer durch sie anfechtbaren Ent- 
seheidung ein Einfluß nicht herbeigeführt werden kann, die 
aber trotzdem einer Remedur bedürftig sind.^) 

>) Übereinstimmend Arndt S. 114. 0. Stölzel a.a.O. 8.388. 
A. M. Vierhans in den Verhandlungen des 25. deutschen Juristentages 
Bd. 3 (Berlin 1901) 8.330. Lövinson ebenda S. 33t f. Anscheinend 
auch Benedict, Zum Konflikt zwischen Reichsgericht und Eompetenz- 
gerichtshof in der Juristischen Wochenschrift 1899 Si 725 f. — ■) Die- 
selbe ist im Recht des alten Reiches eine Abart der querela simplex, 
des allgemeinen Angrif&mittels ftb- die Fälle, in welchen die Ent- 
scheidung nicht ein streitiges Rechtsverhältnis betraf. Vergl. auch 
Danz, Grundsätze des ordentlichen Prozesses * (Stuttgart 1806) 8.678 
(§ 453), Estor, Anfangsgründe des gemeinen und Reichsprozesses (Gießen 
1744) S. 572 (§ 1690), Gönner, Handbuch des deutschen gemeinen Pro- 
zesses * Bd. IIL (Eriangen 1804) S. 132. ^ *) Vergl. Bahr in den Pk>- 
tokollen der Justizkommission des deutschen Reichstages betreffend die 
Beratung des Gerichtsverfassungsgesetzes und des Einftihmngsgesetzes 
(Berlin 1876) S. 144. — *) Maranta, Tractatus de ordine iudiciorum 
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Ihrer rechtlichen Natur nach ist die Justizverweigerungs- 
beschwerde Rechtsbeschwerde, nicht Verwaltungsbeschwerde. 
Sie stellt eine Rechtsbehauptung, den Gerichtstätigkeitsan- 
spruch, zur Entscheidung, sie gründet sich nicht auf die 
Unzweckmäßigkeit der Handlung eines Staatsorgans, sondern 
auf eine Rechtsverletzung. 

Dementsprechend ist das reichsrechtliche Beschwerde- 
T erfahren ein Rechtsverfahren, die Entscheidung eine 
Reehtsentscheidung, ein Akt der Rechtspflege. Und zwar 
handelt es sich um ein außerordentliches gerichtliches Yer- 
fahren, welches sich in gesetzlieh bestimmten Phasen und 
nach gesetzlich normierten Regeln, also in den Formen 
Reohtens, abspielt, um die Ausübung einer dem entscheiden- 
den Organ neben anderen besonders beigelegten, selbständigen 
richterlichen Punktion.^) 

Dies wird in der Gesetzgebung des alten Reiches schon 
äußerlich dadurch zum Ausdruck gebracht, daß die in Be- 
tracht kommenden Yorschriften gerade in den Prozeßord- 
nungen und den allgemeinen den Prozeß mitumfassenden 
Gesetzen enthalten sind und daß nach diesen auch die 
äußere Form des gerichtlichen Verfahrens auf die Behand- 
lung der Beschwerde wegen Justizverweigerung Anwendung 
zu finden hat. 

Wenn auf der anderen Seite im Rechte des Deutschen 
Bundes und des Deutschen Reiches sich hinsichtlich des zu 
beobachtenden Verfahrens lediglich die mehr programma- 
tische Bestimmung des Artikels 29 der Wiener Schlußakte 

(Lyon 1554) S. 571 (Pars VI n. 107): »Competit ista querela, ubicomque 
iudex tardaret circa expeditionem causae. nam tunc ab ista tardatione 
non potest appellari, sed potest expozii querela superiori**. Ähnlich 
Gundling, Erlänternng der Güldenen Bulle (Frankfurt a. M. und Leip- 
zig 1744) S. 661: „Propter denegatam iustitiam . . . kann man . . von 
den Chur-Fttraten an den Kajser gehen; doch auch nicht appellando, sed 
tantum supplicando.*^ Nerger, Die Goldene Bulle nach ihrem Ursprung 
und reichsrechtlichen Inhalt (Göttinger Diss. , Prenzlau 1877) S. 46 : 
«selbst bei verweigerter Rechtspflege war das Appellationsrecht nur 
ein Beschwerderechf. 

^) So auch Lab and, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches * 
Bd. 1 (Tübingen und Leipzig 1901) S. 243 in Verbindung mit S. 245. 
VergL aber auch von Sarwey S. 168f. 
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und des Artikels 77 der Reichsverfassung findet, so wird 
dadurch die rechtliche Natur der Rechtsverweigerungsbe- 
schwerde nicht berührt. Sie bringt es yielmehr mit sich, 
daß Organe, die in der Regel als solche der Gesetzgebung 
und Verwaltung handeln, hier als richterliche in Tätigkeit 
treten. — Die Erklärung des Gegensatzes, welchen Art und 
Umfang der Normierung des Yerfahrens wegen Rechtsver- 
weigerung bis zur Auflösung des alten Reiches einerseits 
und seit der Konstituierung des Deutschen Bundes anderer- 
seits aufweist, ist in den allgemeinen historisch-politischen 
Yerhältnissen zu suchen. Zur Entscheidung sind primär die 
Landesbehörden zuständig, die ehedem als Organe des ab- 
soluten Herrschers und nur diesem verantwortlich am letzten 
Ende stets nach dessen Anordnungen handelten, die aber 
gegenwärtig einer weiteren gesetzlichen Verantwortlichkeit 
unterworfen sind imd deren Befugnisse dementsprechend in 
fester umgrenzten, eine größere Sicherheit bietenden Bahnen 
ausgeübt werden. Weil im alten Reich die freier schaltende 
Landesinstanz leicht versagte, mußte die Reichsinstanz häufig 
im Interesse der Rechtssicherheit eingreifen. Aber die ein- 
gehende Regelung dieser Schutztätigkeit war nicht mehr von- 
nöten seit jener Zeit, in welcher die einzelstaatliche Gesetz- 
gebung Garantien geschaffen hatte, welche das Anrufen 
des Bundesorgans zur verschwindenden Ausnahme machen 
mußten. 

An eine Form ist die Beschwerde wegen Rechtsver- 
weigerung nicht gebunden. Ebensowenig unterliegt sie als 
nicht gegen eine gerichtliche Entscheidung (im technischen 
Sinne) gerichtet einer Beschränkung bezüglich des Zeitraums, 
innerhalb dessen sie angebracht werden muß.^) Nur insofern 
ist ein Anfangstermin gegeben, als von „Justizverzögerung^ 
erst nach Ablauf einer bestinmiten Frist, von der die Ver- 
zögerung begründenden richterlichen Äußerung bezw. Nicht- 
äußerung ab gerechnet, die Rede sein kann.^) 

») Hierzu : Maranta 8. 570 (P. VI n. 102); Patalia, qoae cmrunt 
in appellatione, non habent locom in querela. Oster loh Bd. 2 S. 263. 
Münscher S. 16, 86. Bayer S. 282. Wetzeil S. 814. Renaud 
S. 629. Siehe auch von Balow, Die Yerfieusiing des Oberappellations- 
gerichts zu Zelle Bd. 2 (GOttingen 1804) S. 258. — *) Eine nach be- 
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Weil die Justizverweigerungsbeschwerde nur die Tat- 
sache der gerichtlichen Hilfe zum Gegenstand hat, ist sie 
auch unabhängig von dem Werte des Streitgegenstandes 
und überhaupt der Beschaffenheit des in Frage stehenden 
Rechtsverhältnisses. ^) 

3. Der Zweck der querela: Die Vermeidung gefahr- 
licher Verlängerung, wie ihn die Reichskammergerichtsord- 
nung von 152P) bezeichnet, schließt eine aufschiebende 
Wirkung der Beschwerde aus. Demgemäß ist der Richter, 
gegen welchen sie gerichtet ist, befugt, ihr seinerseits abzu- 
helfen, seine Erklärung zurückzunehmen bezw. abzuändern, 
den Prozeß weiter zu leiten und zu entscheiden.') Denn 
die Beschwerde wegen Rechtsverweigerung schafft, anders 
wie die prozessuale Beschwerde, ein von dem schwebenden 
völlig verschiedenes Verfahren, welches neben dem ordent- 
lichen Prozesse seinen selbständigen Lauf nimmt. Anderer- 
seits ist ein Erlöschen des Verhandlungsrechts des ange- 
griffenen Richters möglich; es tritt ein, wenn auf Grund 
des zweiten selbständigen Verfahrens das erstere durch be- 
sondere Entscheidung — die Avokation (Devolution) — auf 
ein anderes Organ übertragen wird: in diesem Falle sind 
weitere prozeßleitende Akte des Unterrichters ausgeschlossen, 
ihre Vornahme rechtlich wirkungslos.^) 

endigter JustizTerweigerung oder nach Beseitigong des Anspruches, 
bezüglich dessen Verfolgong das Recht versagt wurde, angebrachte 
Beschwerde würde nur für eine straf-, disziplinar- oder zivilrechtliche 
Haftung des betreffenden Richters Bedeutung haben. 

^) Yergl. Boehmer 8. 594 (§ 2). Leist, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts * (Göttingen 1805) 8. 515. Münscher 8. 16. Unten 
8. 34, 38. — •) Tit. 21 § 1. — •) So für das gemeine Recht von 
Grolman, Theorie des gerichtlichen YerfiEthrens * [eine neuere Auflage 
war mir nicht zug&nglich] (Gießen und Darmstadt 1803) S. 100 (§ 100). 
Bayer 8. 1070 f. und die dort angeführten Quellenstellen. Renaud 
8. 629. Wetzeil 8. 820 Anm. 28. — ♦) Vergl. Gylmannus, Sym- 
phorema supplicationum Bd. 1 (Frankfurt a. M. 1601) p. 2 8. 246 n. 12: 
«Avocatio causae per superiorem flEicta ligat manus iudicis inferioris, 
adeo ut Processus postea &ctus sit ipso iure nullus. Ntim per eam 
suspenditur iurisdictio sive iniusta sit sive iusta.* Einzelne Parti- 
kularrechte, z.B. die Württembergische Z. P. 0. vom S.April 1868 
Art. 474, gaben dem Beschwerdegericht das Recht, falls eine Beschwerde 
wegen Justizverweigerung oder Justizverzügerung einlief, die einst- 
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IL Die Organe. 

Die Erledigung der JuBtizyerweigenmgsbeschwerde eig- 
nete von jeher dem Träger der höchsten richterlichen Ge- 
walt, d. h. dem König. ^} So blieb es bis zum Untergang 
des Reiches. Karl YII. freilich hat auf die uneingeschränkte 
Ausübung dieses recht eigentlich königlichen Rechtes rer* 
sichtet, indem er sich in seiner Wahlkapitulation yerpflioh- 
tete, auch in Fällen der Rechtsverweigerung nur in Gemein- 
schaft mit den Reichsständen einzuschreiten^), — eine Ver- 
pflichtung, der sich seine Nachfolger dauernd^) nicht mehr 
zu entziehen vermochten. 

Die Ausübung dieses höchsten Aufsichtsrechts erfolgte 
durch die Organe der kaiserlichen (königlichen) -Gerichts- 
barkeit, sei es der persönlichen wie [altes] Eammergericht 
und Reichshofrat^), sei es der des Reiches wie Reichs- 
hofgericht (bis etwa 1450 wirksam)^) und Reiohskammer- 

weilige Einstellung des Verfahrens anzuordnen. Vergl. auch Strippel- 
mann, Bd. 4 T. 2 S. 318 Anm. 2 (argumentum a contrario). Oester- 
ley, Handbuch des . . . Prozesses für . . . Hannover Bd. 2 (Göttingen 
1819)8.872 f. Wetzen S. 820. 

*) Vergl. nur Capit. missorum Wormatiense 829 Aug. c. 14, MG. 
Cap. II, 17 (Mühlb. * n. 867): Populo autem dicatnr, ut cavest de aliis 
causis se ad nos reclamare, nisi de quibus aut missi nostri aut comites 
eis iuatitias facere noluerint. — Nooh im 15. Jahrhundert war der 
KOnig penönlioh als diejenige Instanz, an welche man aioh als oberst- 
liobterliche bei Justizversagung wenden konnte, reohÜich anerkannt; 
so weist KOnig Sigismund 14ä7 (10. Juli) eine Klage g^pen einige Bürger 
von l^ümbetgan die dortigen ordentlichen Gerichte zurück mit dem 
Bemerken, daß der Klftger, fibUs er dort nicht zu seinem Rechte 
käme, sich an ihn ,als den obersten Richter*' berufen dür£e. Das 
Schreiben ist abgedruckt bei Wölckern, Historia Norimbergensis 
diplomatica (Nürnberg 1738) 2. Periodus S. 607 f. — *) Wahlkapitulation 
Art. 16 § 8. — ') Der fragliche Passus der Wahlkapitulation wurde 
später fortgelassen und somit das uneingeschränkte Recht des Kaisers, 
Promotorialien zu erlassen, wiederheigeatellt — veigl. von Selchow 
S. 255 — , er wurde aber in die Wahlkapitulation Franz' II. wieder 
angenommen (Art. 16 § 8). — *) iudicium impeni aulicum. — *) Vergl. 
Stobbe, Reichskammergericht und Reichsgericht (Rektozatsrede Xeip- 
zig 1878) S. 25. Tomaschek, Die hOohste Gerichtsbarkeit des deut- 
schen Königs und Reiches im XV, Jahrhundert. Sitzungsberichte der 
Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften, philosophisch^historisohe 
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geriobt^) (gegründet 1495). Die Yolle Oleiohberechtigiuig 
des Beichahofrats mit dem Reiohdcammergeciobt^), wie sie 
dar Kaieer beaoieprachte ^), ist allerdmgs formell erat durch 
den WestfiUischen Fideden anerkannt worden^); praktisch 
«irar ne auch eohon vorher, und zwar regehnäfiig dann in 
die Erscheinung getreten, wenn die Täti^eit des Reichs- 
kammergerichts ruhte. ^) 

-Seit die konkurriepende Zuständigkeit bestand, bKeb «es 
vegehnftfiig dem Verletzten überlassen, bei welcher von 
beiden Behörden er sekie Beschwerde anbringen wollte.*) 

Leiteten aber die Reichsgerichte ihre Zuständigkeit von 
der kaisei^lichen Gewalt ab, so entsteht die fVage : In wessen 
Namen ergehen die Verfügungen, insbesondere die Promo- 
torialien sede imperatoria vacante?''): Was das Reichs- 



Klasse. Bd. 49 Heft 3 (Wien 1865) S. 523. Brunn er, Grundzüge der 
deutschen Hechtsgeschicbte ' (Leipzig 1903) S. 257. 

*) Camera imperialis, iudicium camerae [imperialis]. — *) Die weni- 
gen Falle ausschliefilicfaer Zuständigkeit des Beichshofrates -^ vergl. 
etnva Brunn er a. a.'0. S. 258 -^ kommen hier nicht in Betracht. *- 
*) Thudichum,DaB vormalige JEteiohskanunergericht und seine Schick- 
sale in der Ztschr. für deutsches Recht Bd. 20 (1861) S. 178. Nach Form 
und Inhalt cliarakteristisch ist der § 16 des im Jahre 1601 dem Kaiser 
überreichten ^Reicfas-Stände Gutachten vom Kayserlichen Hof-Rath*, ab- 
gedruckt in [Ludewig], Rechtliche Erleaterung der Reichs^Bistorie biß 
1734 (Halle a/785) 8. 348: ^Bbenmeßig werden Eor Kayserliche M^estitt 
in des heiligen Reichs Ordnung befinden, wan den Außträglichen oder 
Undeigerichten das Recht gevärlich verzogen und versagt würde, wo- 
hin als denn die Sachen anbracht und anhengig gemacht werden sollen, 
nemblidhen fdr dem Eayser und heiligen Cammer-Gericht, und befindt 
sieh abenmill mrgendts, seithero aufgericfaten Cammer-Geridhts daß 
iemalß geordnet oder dafür i^ehalten wovden, daß solche Sachen., auch 
wan es dem Cl^par gefUlig, an £ur iEayaerlichen Mqjssi&t Hoff «odar 
fOr Dero Hoffirath gezogen werden muegen/ — *) Instrumentum pacis 
Osnabrugense vom 16. Oktober 1648 Art. 5 § 55 : Quoad processum iudi- 
oiarium ordinatio oamerae in^erialis etiam in indicio auUco servabitur 
per omnia. Yergl. Reichshofratsordnung vom 16. März 1654 Tit. 11 
S§1, 2 und §8. — *) Bosenthal, Die BehOrdenorganisation Kaiser 
Ferdinands I. im Arohiv für Österreichische Geschichte Bd. 69 (1887) 
S. 75. — ') Bezüglich Schwedens vergl. die Sonderbestimmung J. P. 0. 
Art 10.fI2. ^ *) Eingehend Chi ad enius. De Literis promotorialibus 
Caesarum (Wittenberg 1751) S. 82f. Literatur daselbst S. 35. Leist 
8. 438 ff. 
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kammergericht betrifft, so wird seine Jurisdiktion von der 
Erledigung des Throns nicht berührt, sie bleibt in Kraft 
auctoritate vicaria; im Namen der Reichsvikare und unter 
ihrem gemeinsamen Siegel ergehen dann seine gegen Rechts- 
verweigerung gerichteten Anordnungen. Die Tätigkeit des 
Reichshofrats dagegen wird durch den Tod des Kaisers 
unterbrochen; seine Funktionen gehen auf die beiden Yikare 
nach Verhältnis ihres Herrschaftsgebiets über, auch das Recht 
zum Erlaß von Yerfügungen gegen Justizverweigerung, da 
die Gerichtsbarkeit nicht zu den ausdrücklich ihrer Macht- 
sphäre entzogenen kaiserlichen Rechten gehört^); sogar das 
Recht zum Erlasse von Förderungsbefehlen an das Reichs- 
kammergericht nehmen die Yikare für sich in Anspruch.^) 

m. Der Herrschaftsbereich. 

Eine Bestimmung des Umfanges des Aufsichtsrechts des 
Reiches hat zu unterscheiden zwischen den Mitteln, welche 
den Reichsgerichtsbehörden, und denen, welche den Landes- 
gerichtsbehörden gegenüber zur Anwendung gebracht werden 
konnten. Die Gesetzgebung beschäftigt sich vorwiegend mit 
der zweiten Kategorie, bei der die Veranlassung zum Ein- 
schreiten nicht eben selten war. 

Daß die Funktionen des Reichs gegenüber den 
Reichsgerichten selbst nicht den Gegenstand einer ein- 
gehenden gesetzlichen Regelung bildeten, erklärt sich aus 
der Natur der Sache: Der Kaiser selbst wachte über die 
Amtsführung der ihm unterstellten Behörden. Yor allem 
des Reichshofrats, welcher in Wahrheit nichts als ein kaiser- 
liches Ratskollegium war. Aber auch das Reichskammer- 
gericht war seiner Aufsicht unterworfen, mochte er sie allein') 
oder gemeinschaftlich mit einem anderen Faktor, z. B. den 
Reichsständen ^) ausüben, mochte er sie einem anderen Organ, 

>) Wahlkapitulation Leopolds IL Art. 3 § 15, Franz* L Art B § 16. 
S. auch Goldene Bulle c. 5. — *) Ein praktischer Fall bei Chladenius 
a. a. 0. — ') Z. B. Schreiben des Kaisers an das Reichskammergericht d.d. 
Hagenau, 26. November 1516 in [Harpr echt] Staatsarchiv des Kanmier- 
gerichts Bd. 3 (ühn 1759) S. 351. Weitere Beispiele bei Chladenius 
S. 27f. Yergl. auch von Gramer, Systema processus imperii (Ulm, 
Frankfurt a. M. und Leipzig 1767) S. 403 (§ 1405), S. 5 (§ 12). - ♦) Oben 
' S. 14, Anm. 2. 
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etwa besonderen Kommissaren und Yisitatoren ^} oder dem 
Reichshofrat zur Ausübung in seinem Namen übertragen. 
Eine Übertragung der letzteren Art war natürlich nur von 
Fall zu Fall rechtsbestandig, wenigstens insofern als der 
Beichshofrat aus eigener Machtvollkommenheit gegenüber 
dem ihm bezüglich der Jurisdiktionsgewalt an&nglich über- 
legenen und später gleichgestellten Beichskammergericht 
au&ichtliche Maßnahmen nicht ergreifen konnte; er war und 
blieb im Verhältnis zum Beichskammergericht nicht Gerichts- 
hof, sondern nur ausführendes Organ des Kaisers, wie etwa 
der Geheime Bat. Wenn auch das Beichskammergericht 
nur die Mitwirkung des letzteren oder der einzelnen kaiser* 
liehen Minister für zulässig erachtete^), so hielt doch der 
Kaiser bezw. der Beichshofrat an dem reichshofrätUchen 
Aufsichtsrecht fest. Hierfür spricht nach Andlern (1704)') 
die experientia und der usus iudicii [sc. imperii aulici] quoti- 
dianus. Ob dieser Usus mit erheblicher Wirkung betätigt 
wurde, muß allerdings nach den fast gleichzeitig gemachten 
Bemerkungen Uffenbachs^) zweifelhaft erscheinen: Nach 
ihnen legte nämlich das Beichskammergericht die Beichs- 
hofratspromotoriaUen oft ungelesen mit einer protestatio zu 
den Akten oder sandte sie gar an den Beichshofrat zurück. 
Daß das Beichskammergericht von diesem Yorgehen auch 
im Verlauf des IS. Jahrhunderts nicht abließ, bezeugt 8 ei- 
che w*): er bemerkt — was für die Meinung Uffenbachs 
spricht — , daß der Beichshofrat nur sehr selten Promoto- 
rialien (das Wort im weiteren Sinne verstanden) an das 



*) Reichsabschied von 1570 § 79: ,Da auch in diesem etwEui Mangel 
erscheinen, und die gebrauchte Ungleichheit nicht geacht werden 
wollte, soll dem Supplicanten erlaubt sejn, seine Nothdurfft den 
jedes Jahrs nechst von Uns verordneten Kayserl. Commissarien und 
Visitatom Airsubringen, die alsdann Macht haben sollen, Bericht und 
Ursachen, warum solche Process verweigert, von Cammer-Richtem und 
Beysitzem zu erfordern, und nach Befindung, entweder den Suppli- 
canten von seinem Begehren abzuweisen, oder aber da seine Bitt ge- 
gründet, Cammer-Richter und Beysitzem zu befehlen, dem Supplicanten 
auf femer Ansuchen gebettene Process mitzutheilen.** — *) Moser, 
S. 470. — *) Liber Baro ab Andlern, Corpus constitutionum impe- 
Halium Bd. 2 (Frankfurt a. M. 1704) S. 1058 f. (n. 34.) — *) a. a. 0. 
S.91. — •) a.a.O. S.253f. 

Zeitschrift fOr Reckts^esohlohte. XXV. Genn. Abt. 2 
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Beibhakammeig^mbt ierließ ^) amd die dahin sielenden Ghe* 
Bttohe meist al« un^tattkaft xuiückwies.') 

Ina übrigen eerfaüen die an das Reieh^ammergeriobt 
engebenden Fdvderangsbeft^le in «olche, welobe an daa 
BeicAMkamnvergerioht als ganm« und in solohe, weldie — 
navientlioh m wichtigeren Sadien und bisweilen audh nefben 
don ersteven ^^ an den E«minaiti<diter 'peraönlich gerichtet 
werden; die letzteren heifien r^commendatitiae.^) 

Promotörialheft im techriischen Sinne bleiben in bezng^ 
auf die Reichfigerichtfe übeAaupt nnanwendbar, da die Folge 
ib^^r Witkütigslosigkeit, die Avokation, gegenüber einem 
höchiten Gericht begrifflich ausgeschlossen ist.*) Die Be- 
merkung vOÄ NitÄschiüs') „Promotoriales ad cametam non 
deceimtintur quia tacitam dicnntnr habere clausnlam devo- 
lutit)ni8 caufsae et processus'' i^ aber irreführend; richtig ut 
nur, daß gegen dais Beichskammergericht Förderungsbefehle 
mit den i^eg^lmfißigen Wirkungen der Promotorialien nicht 
eriasden werden. Ob manisolchen den Namen „promotoriales" 
zü^stehen will oder nicht — diese Präge führt zu eiuem 
Streit um "Worte. Nach der im übrigen übereinstimmenden 



^) Ein solcher Fall vom 21. April 1712 in Sachen Kielxuanseck 
wider Hemungische Erben bei Gerken, Otitim Vienna Ratisbonenae 
(Eildesheim 1717) S. 115. ^ *) Z. B. Reichshofratsbeschliiß Tom 24. De- 
zember 1716: «Hat das Begehren nicht statt, sondern es wird supli- 
cirender Theil angewiesen, sein Anliegen selbst bey dem Eayserliohen 
Cammer-Gericht gebfihrend zu soUicitiren", und vom 12. Januar 1717 auf 
ein weiteres Gesuch: .Remittantur supplicantes auf das letztere Con- 
clusum, wobey es sein Verbleiben hat". Abgedruckt in [Moser] Merk- 
würdige Reichshofrats-Konklusa Bd. 4 (Frankfurt a. M. 1728) S. 465, 
466. Vergl. auch Reichshofratsbeschluß vom 5. November 1742 bei 
von Gramer, Systema S. 408 (§ 1405), welcher einen gegen das Reichs- 
kammergericht gerichteten Promotorialantrag in der Form zurückweist : 
„werden Supplikanten mit ihrem Suchen an gehörigen Ort verwiesen". — 
*) Uffenbach S. 91, Beispiele S. 218. Guther, De causis iudiciiun 
imperiale aulicum fundantibns (Altdorf bei Nürnberg 1752) 8. 35 (§ 26). 
— «) R. A. 1654 § 166. Wahlkapitulationen Ferdinands III. Art. 43, 
Leopolds I. Art. 42, Josephs I. Art. 41, Karls VI. Art. 16, Karls VII. 
Art. 16 § 7, Franz' I. Art. 16 §§ 7, 17, Leopolds II., Franz' IL Art. 16 § 7. 
Estor S. 578 (§ 1704). von Selchow S. 255. Textor S. 155 (disp. 4 
th. 48). — ^) Commentarius in Capitulationem Josephi (Frank^irt a. M» 
1711) S. 689 (art. 41 n. 77). 



Die JostiBverweigening im alten Reiche seit 1495. 19 

Ausdracksweise von WisseoBcfaftfi; und Praxis kommt ihnen 
jedenfalls die Bezeichnung ^promotoriales^ su.^) -r- Fromo- 
teriales nlterioies werden gegen das Beidbakanunergeiidit 
nicht erlassen.^) 

Was das Recht des »Reiches zum Einsehreiten wegen 
Bechtsrerweigenrng gegenüber den Landeageriohien 
betrifft, so ist dasselbe den Mitteln nach insoweit «nbesohränht, 
ab nicht die aktive Ausübung der Oeriohtsbarkeit in Betraeht 
kommt: Promotorialien und Avokation können die iReiche- 
gerichte nur entweder gegen ordentliche, ihnen unmittelbar 
unterworfene 'Gerichte ^), d.h. in den »Fällen, .in welehen 
eine Zwischcornntanz zwischen Rei<^8geticht und iudex gra- 
▼atus nicht vorhanden ist, zur Anwendung bringen, oder aber 
in solchen Sachen, die aus anderen Gründen^) der Zustäaidig- 
keit des Reichskammergeriohts unterliegen, auch »wenn das 
angegriffene Gericht an sich dem Reichskammergericht nicht 
unmittelbar nachgeordnet ist.^) Diese beschränkte Anwend- 
barkeit von Promotoriale und Avokation erklärt si^h auB 
der weittragenden Wirkung, die ihnen inniswoh&t: der Auf- 
hebung des bisherigen und der Begründung eines neuen 
Gerichtsstandes. 

Dagegen können — mit der erwähnten Ausnahme — 
Fromotorialien (und Avokation) ni^ht erkannt werden gegen 
Gerichte, welche dem Reiche nur mittelbar unterworfen 
sind*), also in allen Fällen mangelnder Devolubifität, ins- 

^) VergL die Nachweise S. 18 Anm. 4, nach denen einerseits Promoto- 
rialien Eulässig, andererseits Avokationen ausgeschlossen sind. — ' *) Chla- 
denius S. 29; hier anch ein Beispiel, wo «in auf Erlaß von promoto- 
riales nlteriores gerichteter Antrag mrfiokgewiesen wird. — *) K. G. 0. 
▼on 1495 § 16, Beichsabschied von 1512 § 18, E. G. 0. von 1521 tit. 22 
§ 2, von 1555 II. 26 §§ 1, 2. da Lndolf S. 376 (Nr. 19 der animad- 
venkmes ad observationes Magenhorstianas). von Gramer, Systema 
S. B4 (§ 120). Bechmann.as, Diss. de avocatione cansaram (Jena 1748) 
S. 54 (c. III § 13): nollus inter indicem a qno et iudicem avocantem 
intermedins sit. Blum, S. 303 f. (tit. 37 n. 24—29) und die dort an- 
geführte Literatur und Judikatur. Boehmer S.649tf. (§§ 82 ff.). Be- 
ding ß. 102 (lib. I, tit. 15 n. 7). Gylmannus Bd. 3 S. 289. Dana, 
Onmdsätze des Reichsgerichts-Prozesses (Stnttgaart 1795) 8. 529 (§ 306), 
S. 599 (§ 344). — «) E. G. 0. von 1555 U. 26, insbesondere § 1. — 
*) Blum, S.299 (tit. 37 n.5). — •) Blum, S. 304 (tit. 37 n. 30—32) und 
die hier angeftlhrte Literatur und Rechtsprechung. 
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besondere auch in Straf-, Kirchen- und Ehesachen.^) In 
solchen Fällen war vielmehr nur der Erlaß von mandata de 
administranda iustitia und ihnen gleichstehender Anweisungen 
zulässig.^) 

Wollte das Reich sein Oberaufsichtsrecht über die 
Bechtspflege wahren, so mußte es frei bleiben von den 
Schranken, welche die einzelnen Territorien bezüglich der 
Gerichtsbarkeit um sich herum aufimrichten gewußt hatten: 
In der Tat zessierten die privilegia de non evocando et 
de non appellando') vor der Beschwerde wegen Rechts- 
verweigerung; die an diese anknüpfende Reaktion fand an 
und in jenen kein Hindernis.^) Diese Erscheinung erklärt 
sich daraus, daß die querela denegatae vel protractae 
iustitiae kein Rechtsmittel war, welches vermeintlich oder 
tatsächlich unrichtige Entscheidungen höheren Instanzen zur 

^) R. A. von 1680 § 95. K. G. 0. von 1555 IL 28 §5. Tafinger, 
Institutiones inrispradentiae cameralis Bd. 2 (Tübingen 1776) S. 39 ff. 
(§§ 379 ff.). Malblanc, Conspectas rei indiciariae Romano-Germanicae 
(Nürnberg und Alidorf 1797) S. 402 (§235). von Gramer, Systema 
S. 398 ff. (g§ 1387 ff.). Dersel be , Wetzlarische Nebenstunden T. 60 (Ulm 
1766) 8.118. Thyllius S. 54 (ad. Gteil 1. 1 obs. 28 n. 1). Gylmannus 
Bd. 3 S. 288. Scopp, Gründliche Anweisung der beutigen Reichs- 
Gerichts -Verfiassung (Augsburg 1761) S. 271. — «) de Ludolf 8.265 
(8. 2 § 3 n. 9). Thyllius S. 54 (ad Gaü 1. 1 obs. 28 n, 7). Jaup, Com- 
mentatio de privilegiomm de non appellando 8. R. I. 8tatibu8 concesso- 
rum effectu (Gfießen 1792) 8. 16 ff. (§§ 14 ff.), 8. 39 f. (§ 39). [de Borie], 
Tractatus de causarum devolutione ad cameram imperialem (Wetzlar 
1745) 8.19 (§24), 22 (§32). 8ippmann, Systema iurisdictionis supre- 
mae (Frankfurt 1758) 8. 224 f. (P. 11 tit. 5 §§ 97, 98). Boehmer 8. 646 ff. 
(§31) und die dort Angeführten. Derselbe, Gonsultationes et deci- 
siones iuris Bd.2 T.2 (Halle und Magdeburg 1734) 8.647 (respons. 1175 
n.5). Tafinger 8. 811 (§ 589). Leist 8.516 (bezüglich der Straf- 
sachen) 8. 533 f. Wetzeil 8. 814 Anm. 3, 8. 815. 8. auch Pfeiffer Bd. 6 
8, 227. — ») Goldene Bulle c. 8, 11 (abgedruckt unten 8. 22). Instrumen- 
tum Pacis Osnabrugense Art. 5 § 56, auch Art. 8 § 1. Literaturnachweise 
bei Roennberg, Gemeinnützige Notiz vom Kayserlichen Privilegium 
de non appellando (Rostock und Leipzig 1785) besonders 8. XVII. — 
*) Vergl. Franklin, Das Reichshofgericht im Mittelalter Bd. 2 (Wei- 
mar 1869) 8. 15, 86 f. Tafinger Bd. 2 8. 305 (§ 582). von Bülow 
Bd. 1 (1801) 8. 316 und die dort Angefahrten. 8. auch das (Reichshof- 
gerichts-)ürteil vom 6. Dezember 1353 bei Toepfer, ürkundenbuch 

fQr die Geschieht« der Vögte von Hunolstein Bd. 1 (Nürnberg 

1866) Nr. 282. 
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Kognition und unmittelbaren oder mittelbaren Abänderung 
unterbreiten sollte, sondern daß sie eine Beschwerde war, 
die nur die Herbeifßhrung der Vornahme eines behördlichen 
Aktes, nicht aber eine Bestimmung seines Inhalts zum Gegen- 
stand hatte: Nicht die Art, wie das Recht gewährt wurde, 
sondern nur die Tatsache, daß Recht gewährt werde, 
stand in Frage. 

Auch nachdem das Recht des Königs, jede noch nicht 
entschiedene Sache vor sein Forum zu ziehen und dement- 
sprechend das Recht jedes Untertans sich an das Gericht, 
des Königs zu berufen^) seit dem 12. Jahrhundert allmählich 
verblaßt war, blieb doch immer noch das Aufsichtsrecht 
des Reiches über die Rechtspflege im vollen Umfange er- 
halten. Seinen unzweifelhaften und bewußten Ausdruck 
fand es zuerst in der Goldenen Bulle, welche die gedachten 
Privilegien ausdrücklich auf die Fälle beschränkte, in denen, 
namentlich infolge von Übergriffen der geistlichen Gerichte, 
non fiierit denegata iustitia. Bei solchem defectus iustitiae 
sollte dem Verletzten ein Angehen ad imperialem curiam et 
tribunal oder an den dem Reichshofgericht ^) unmittelbar 
präsidierenden Richter offenstehen. — Die Goldene Bulle 
enthält im Kapitel 1 1 folgende für alle späteren Zeiten grund- 
legenden Bestinmiungen^): 

^) Beschränkungen dieses Rechts durch Privilegien kommen or- 
sprflnglich nicht vor. Selbst wenn bei Verleihung der Immunit&ts- 
gerichtsbarkeit nach dem Wortlaut des Privilegiums die Zuständig- 
keit jeder geistlichen und weltlichen Person überhaupt ausgeschlossen 
wird, so bezieht sich dies doch nie auf das Gericht des Königs; 
dieser bleibt höchster Richter, auch wenn er in den Privilegien nicht 
ausdrücklich ausgenommen wird. Yergl. Scholz, Beiträge zur Ge- 
schichte der Hoheitsrechte des deutschen Königs zur Zeit der ersten 
Staufer (1138—1197), Leipziger Studien aus dem Gebiet der Geschichte 
Bd. 2 Heft 4 (Leipzig 1896) S. 28f. und die Belege daselbst, besonders 
S. 23 Anm. 2, S. 24 Anm. 2, 3. — Das ins evocandi verschwindet im 
Verlauf des 15. Jahrhunderts. Brunner S. 142. — *) Dessen Funktionen 
in der Folge auf das Reichskammergericht übergingen. S. oben S. 14 f. — 
') Der Text^nach Zeumer, QueUensammlnng zur Geschichte der deut- 
schen Reichs Verfassung [Triepels Quellensammlungen Bd. 2 (Leipzig 
1904)] S. 169. Hiemach auch die folgenden Texte, soweit sie bei Zeumer 
au%enommen sind, die übrigen, sofern nicht ein anderes vermerkt ist, nach 
der Senckenberg-Kochschen Sammlung der Reichsabschiede (1747). 
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adiicientos expresae, q^iiod nulli oomiti baTOHi 

nobili feudali vasallo oastrensi militi olienti cm rustico 
nuUi demum persone eoctesik httiiumodi aubjeote seu ejus 
inoole ouiusoulique status dignitatiis vel condicionia exi- 
Staat, a proceasibufi sententiis interlocutoriia et diffinitiTis 
siye preciBpÜB archi^piscoporam et ecolesiarum huiannodi 
yel Buorum officiatorum temporalium aut execationibu« 
eorundem contra se ib archiepiaeopali aeu officiatonim pre- 
dictorum judiek> faotia aut latia habitis yel ferend» inantea 
aeu flendia ad quodounque tribuikal aliud lioeat appellare, 
quamdiu m archiepiacopomm predictonim et auorum iudi- 
eio querulantibua non fiierit iusticia denegata; i^pellationea 
contra hoc facfes non reeiyi ataiuhnus caasaaque et irritaa 
nunciatnua; in defeoiu yero iutotioie predictis odmibua ad 
imperialem düMtaxat ctA-iam et tribunal^) aeu iudicia 
immediate in imperiali curia pfo tempore preaidentia^) 
atidienciam et eciam eo caau non ad quemvia alium< iudi- 
cem') aiye ordinarium siy6 eoian» delegatuni hiia, quiboa 
denegata fuerit iuaticia, liceat appellare. Qüioquid yero 
contra premiaaa factum fuerit, aifc irritum eo ipao. ESan- 
dem conatitutionem yirtute preaCntia legis noa^e imperialis 
ad illustrea comitem ^alatinuim Reni ducem Saxotiie et 
marchionem Brandemburgenaem principea electorea aecul»- 
rea aiye laicoa, heredea aucceaaores et aubditos eorum 
plene exttodi yolumua aub omnibua media et conditioni- 
bua ut prefertur.*) 



^) D. h. an den Kaiserlichen Eof (curia) und in specie an das da- 
selbst befindliche Gericht (tribunal). — ') Immediate praesidens ist der 
amtierende Präsident im Gegensatz 2u dem nominellen wie ehedem z. t. 
der Pfalzgraf bei Rhein. Vergl. auch von Lud ewig, Erläuterung der 
Güldenen Bulle Bd. 2 (FrankfiiH; und Leipzig 1752) 8. 28 ff. — •) Ge- 
dacht ist wohl vorzugsweise an geistliche Richter. Vergl. von Olen- 
schlager, Neue Erläuterung der Goldenen Bulle (Frankfort und 
Leipzig 1766) S. 240 (§ 64). von Ludewig Bd. 2 S. 33. — «) Das 
in c. 8 der Goldenen Bulle für Böhmen festgesetzte Privileg enthält 
eine Beschränkung, wie die vorstehende, ftlr den Fall der Rechtsver- 
weigerung nicht. Die freiere Stellung Böhmens hier entspricht seiner 
Sonderstellung im Reiche überhaupt. Es ist dahef verfehlt, wenn 
von Ludewig a. a. 0. Bd. 1 (1716) 8. 787 die Einschränkung des Privi- 
legs in c. 11 für die hier genannten Kurfürsten auf c. 6 und den dort 
genannten Kurfürsten von Böhmen Übertragen will. 
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lY. Yorauss^tzung^R der Suetändigkeit. 

Geregelt wurden die Yoraussetzungen der Zuständigkeit 
des Reiches erst anderthalb* Jahrtiunderte später durch die 
Reiehskammergerichtsordnung Ton 1495 und sodann durch 
deren Kkchfolgerinnen, sowie eiiizebie Reiehsabsobiede. 

Einer Wiedergabe dieser Yorschriften mag Torausge^ 
«ehiekt werden, da£ sie mangels besonderer Bestimmung auf 
das reiehshoM^Keke Yecftihre» sinfigemäfie Anwendung fi^ 
den^), soda&in der folgenden Darstelitmg nur Abweichungen 
zwischen den Funktionen beider Refchsgeriehte besonderer 
Erörterung bedürfen. 

Die Reichskammergerich^Bordtrang von 1495, das erste 
Oeoetz^ wekkes bewuBt lediglieh, die reichsgeriebtiiche Yer- 
fosBUDg und das reiehsgericfatliohe Yerfiikren normierte'), 
bestioBQftte iu § 16 über die Yoraussetzungen der Znstattdig- 
keit folgendes: 

,Jtem das Cifimergericht sol in der ersten inetantz 
oder Reehtvertiiguiig auf niemaiids Glag oder Ansuchen 
Ladung erkennen oder geben gegen d«i jhenen, die Unser 
Koniglieken oder Kalserikhen Majestät und dem Rrtch 
Ölt on Mitel underw<»rffen sein und doch sonst iren ordent- 
lichen Riohker habeu; es wir dam Sadi, daß er tov den- 
selben ordentliches unden Getiokien Reekt evsuoht, und 
kondtlioh versagt oder mit Cteverd Yoizigen wbe -^ -^ -^^. 
In demselben Sinne bestimmt der Reichsabsehied Ton 
\bV2 in 'nteU § 13: 

„ daß ein jeder in dem Gtorieht, 

darum er ohn Mittel gehörig ist, furgenommen werden 
soll. Es wäre dann, daß einem Recht versagt, oder üim 
das nicht voUnzogen werden möobt, und das kündlioh wäre 
oder gemacht wfird, wie Recht ist^ vor dem Riebter, da 
er die Ladung begehrt, so soll der Klagw deß Antwocters 
Herrschaft oder aeehste Obrigkeit derselben darinn an- 
suchen, ihm Recht zu verhelfen, und wo die ihm aueh 

*) Vergl. die Nachweise oben S, 15 Anm.4. — ') 8. auch Frank- 
lin, Das königliche Kammergericht Tor dem Jahre 1495 (Berlin 
1871) S.8ff. 
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nicht heliFen wolt, so mag er solches an Unser S^ayserHch 
Cammer-Qericht bringen, daselbst ihm färderlich verholffen 
werden soll." 

Die Yorschrift der Eammergerichtsordnung von 152 t 
Titel 22 § 2 (25 ^) ist in ihrem hier in Betracht kommenden 
Teil lediglich eine Wiederholung des § 16 der Kammer- 
gerichtsordnang von 1495. 

Zu einem gewissen Abschluß wurde die Entwicklung 
gebracht durch die Reichskanmiergerichtsordnung von 1555, 
welche im ersten und sechsundzwanzigsten Titel des zweiten 
Teils ausf&hrliche Grundsatze für Zuständigkeit und Ver- 
fahren enthält. 

Teil 2 Tit. 1 §2 bestimmt: 

y,Es soU . . . das Kayserl. Cammer-Gericht in erster 
Instantz oder Rechtfertigung, auf niemands Clag oder An- 
suchen Ladung erkennen oder geben gegen denjenigen, 
die der Kayserl. Majest. und dem Reich nicht ohn Mittel 

unterworffen sind : es wäre dann Sach, daß 

einer die ordentliche Untergericht um Recht ersucht, und 
ihme darauff in Zeit eines Monats, nach beschehenem Er- 
suchen zu Recht nicht verholffen, oder ihme das kündlich 
versagt, oder mit Gefährden verzogen wäre. In welchem 
Fall dann der, dem das Recht also geweigert oder ver- 
zogen, desselben Unter- Gerichts nechste Oberkeit und 
Herrschafft ihme Rechtens zu verholffen ansuchen, und da 
ihme daselbst auch nicht zum Rechten, wie sich gebührt, 
verholffen, solches dem Kayserl. Cammer-Gericht anbringen 
mag; daselbst ihme alsdann verholffen werden soll, in- 
maßen hie unten in einem sondern Articul: Yom gewei- 
gerten Rechten, davon Meldung geschieht''. 

Teil 2 Tit. 26, auf welchen der Schlußsatz des vorstehen- 
den Paragraphen Bezug nimmt, stellt dann die einzelnen 
verfahrensrechtlichen Normen auf. 

In allen gesetzlichen Bestimmungen wird besonders her- 
vorgehoben, daß die Reichsinstanz in jedem Falle erst dann 

^) In dem kritischen Abdruck der Deutschen Reichstagsakten, 
JOngere Reibe Bd. 2 (Gotha 1896) S. 290. Materialien daselbst 8. 238 
und S. 243 Art. M. 
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zuständig ist, wenn der Beschwerdefiihrer alle anderen Mittel 
erschöpft, insbesondere die Organe der Landesregierung er- 
folglos angerufen hat: nur gradatim, niemals per saltum kann 
die Beschwerde wegen Rechtsverweigerung wirksam an die 
Reichsgerichte gebracht werden.^)*) — 

Seit dem Jahre 1555 ist die Zuständigkeit des Reiches 
in Fällen der Justizrerweigerung gesetzlich weder beschränkt 
noch erweitert worden. Auch hat eine allgemeine gesetz- 
liche Festlegung der Reichskompetenz in der Folge nicht 
mehr stattgefunden. Die Bestimmungen einiger späterer 
Reichsgesetze, unter welchen der Reichsabschied von 1566 
(§ 108) und der von 1600 (§ 27) hervorzuheben sind, be- 
trafen nur die Mittel der Abhilfe. 

V. Mandata de administranda iustitia. 

1. Zur Abhilfe gegen Justizverweigerung stehen 
der Beschwerdeinstanz zwei Mittel zu Gebote, einmal die 
Aufforderung an das angegriffene Gericht, seinerseits der 
Beschwerde abzuhelfen, und zweitens die unmittelbare Be* 
seitigung des Beschwerdegrundes durch das angerufene Organ 
selbst vermittelst der Avokation und Entscheidung des strei- 
tigen Rechtsverhältnisses. 

Die Mittel der ersteren Art zerfallen in zwei Gruppen, 
die Mandate und die Promotorialien. Doch nur diese sind als 
eigenüiches Mittel fOr Fälle der Rechtsverweigerung ausge- 
bildet worden; jene dagegen erscheinen in mannigfachster 

*) Ans der Judikatur: Reichshofratsbeschluß yom 24. März 1767 
(bei Moser, Jnstizyerfassnng a. a. 0. Bd. 1 S. 927): „Nachdeme der 

hnpetrantin yor allen Dingen obliget, ihre Ansprüche bey dem 

Chor-Pftkischen Hof-Gericht . . . anEnbringen , dieselbe aber, 

weder, daß solches von ihr bereits geschehen, noch weniger aber, daß 
ihr die Justiz darauf versaget, oder protrahirt worden, gebCIhrend bey- 
gebracht; als hat das Begehren pro Bescripto justitiae promotoriali 
nicht statt'* Aus der Literatur: Blum S. 299 (tit. 37 n. 4). Claproth 
Bd. 2 S. 219 (§ 192). Pfeiffer Bd. 1 (1825) S. 227 f. Bayer S. 282. — 
*) R. A. von 1600 § 27 ändert hieran nichts; er setzt einen Zustand 
voraus, in welchem über die Kompetenz des Reichskanmiergerichts ein 
Zweifel nicht mehr besteht, nämlich den Zustand nach Erlaß von Pro- 
motorialien. S. auch Boehmer, De origine .... a. a. 0. Bd. 6 S. 642 
(§29); hier auch einige praktische Beispiele. 
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Anwendung und sind an dieser SteHe nur insoweit zu behan^ 
dein, ah sie in der Vorm der mandata de administranda itiatitia 
einen Bestandteil des processiis de denegata iustitia bilden.^) 

2. Die mandata de administranda iustitia sind 
Aufforderungen an ein Geeicht, den Anspruch eines Becht- 
suchenden auf rechtliches Gehör zu erfüllen. 

Sie erscheinen in der Gestalt der mandata cum clausula^) 
und der mandata sine clausula.^) 

Die mandata c. c, welche auf die Fälle der Justiz*- 
verweigerung häufiger erst seit der Wende des 16. Jahr- 
hunderts angewendet werden, stellen sich als die mildere 
Form dar. Sie sehen die Rechtsversagung noch nicht als 
feststehend an, sollen vielmehr erst G^wifihsfit über ihr Yor- 
handensein herbeiführen und haben demgemäß eine bedingte 
Natur. ^) Sie enthalten nicht die Yerbingung einer Strafe, 
sondern nur die Aufforderung an den angegriffenen Richter, 
Bericht oder die Akten einzusenden'), bisweilen unter der 
Androhung, einer Strafe für den Weigjerungsfall. 



^) Aaf weitere, z. T. aus dem Rechtsmittel verfahren übernommene 
VerfSgungen, welche wie bei anderen Veranlassungen, so auch gelegent- 
lich im Falle der Rechtsverweigerung erlassen werden (wie z. B. die 
litterae pro informatione und die Eompulsorialien oder „Gebotsbrief^*) 
ist, da sie auf den Tatbestand der Justiiversagong in eigenartiger 
Weise nicht angewendet werden. Überhaupt nicht einzugeben. Jflnge- 
ren Datums sind sie zumeist gewohnhaitsrechtlich in die Praxis des 
Reichshofrats eingeführt und dann auch vom Reichskanmiergencht 
angewendet worden, ohne jemals eine gesetzliche Regelung geftmden 
zu haben. Vergl. auch Danz, Grundsätze des Reichsgerichtsprozesses 
a. a. 0. S. 655. [B alemann] VisitationsschUlsse, die Yerbessemng des 
Kaiserlichen Reichs-Kammergerichtlichen Jxistitswesens betreffend (Lem- 
go 1779) S. 78 f., 4d5f.; hierselbst weitere Literatur. — *) Gewöhnlich 
als mandata c. c. bezeiclmet. — *) Gewöhnlich als mandata b. e. be- 
zeichnet. — *) Insofern weisen sie eine interessante Analogie im Ver- 
hältnis EU den Reskripten der römischen Kaiser einerseits nad an den 
frinkiseken indiculi andererseits auf. Über jene: Kipp, Geschickte 
der Quellen des Römischen Rechts * (Leipzig 1908) 8. 67, Aber dieaa: 
Brunn er. Die Entstehung der Schwurgerichte (Berlin 1872) insbesondere 
S. 81. — *) Ober die Berichtseiaforderong im besonderen: Resoluta dubia 
camenüia von 158&g. Yisitationsabschied von 1718 § 11. Jaup, S. 18 
(§16). Lier, Formulae cancellariae cameralis (Wetzkx 1702) a6£ 
Ein Beispiel — Reichshofratsbeschluß vom 15. Februar 1717 — bei 
Moser, Reichshof rats-Konklnsa a. a. 0. Bd. 5 S. 28. 
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Wies der üaterriohter nach, daß er die Justiz — selbst 
noch unmittelbar nach Eingang des mandatum — ^ gewährt 
hatte oder sie nach Lage der Sache nicht hatte gewähren 
können^), so war die Beschwerde erledigt. Yerharrte er ito 
Stillschweigen oder erteilte er eine ungenügende, die ange- 
griflfene Handlungsweise nicht rechtfertigende Auskunft, so 
fluiden^ gegebenenfalls nach nochmaliger Berichtseinforderung, 
die unbedingten Mittel gegen Rechtsverweigerung bezw. die 
in der clausula angedrohte Strafe^) Anwendung.^) 

Das mandatum de' administranda iustitia s. c. 
setzt die Tatsache der Justizverweigerung als feststehend 
▼oraus und fordert d^n Richter unbedingt zur Rechtsgewäh- 
ning auf, regelmäßig unter Androhung einer (Geld-)Strafe Ar 
den Fall dier Zuwiderhandlung.^) 

Bis gegen Ende des 16. Jahrhunderte bildet der Erlaß 
der mandata s. c. die Regel. Da aber diese Mandate häufig 
ohne nähere Prüfung auf die bloße Beschwerde hin ergangen 
waren, hatte sich nicht selten die Notwendigkeit ihrer nach- 
träglichen Aufhebung und damit schließlich geradezu eine 
Gefahrdung der Rechtssicherheit ergeben. Dies ist der 
Grund, weshalb der Reichsabschied von 1594 § 79^) die Zahl 
der mandata s. c. einzuschränken strebte und davor warnte, 
sie „leichtlich'' zu erkennen. In der Tat drängten, wie an- 
gedeutet, im Verlauf des 17. Jahrhunderts die milderen man- 
data c. c. die ktausellosen Mandate um etwas zurück. Aber 
bereits im folgenden Jahrhundert traten die mandata s. c. 
wieder in den Vordergrund *), da die ersteren tatsächlich 



') Bin Beispiel bei von Cramer, Observtttiones Bd. 1 S.257 (obs. 
1S&), ^ >) VevgL unten S. 28 and Gail S. 53 (1. 1 obs. 28 n. 3). — 
*) von Cramer Bd^l S.265f. (ob8.136), woselbst ein praktischer Fall. 
Yergl. auch Visitationsabschied v<m 1713 § 11. — *) Sippmann S. 223 
(P. 2 tit. 5» § 95) definiert das mandatom de administranda institia s. c. 
als ptaeceptom ad iastantiam pariis et probata iudicis proxiane in- 
fericris itiistitiae denegaticme, e Camera imperiali emanatnm et sab com- 
minatione poenae pecnniariae illi, at officio sao satis&ciat, iigangens. 
— *) Veygl. das fieiute]^ der Heiehskanunergerichtsordnong von 1613 
TeU 2 Tit. 26 §§ 2; a — von Gramer, Systema S. 394 (§ 1374) in Ver- 
bindang mit S. 108 (§406), S. 121 (§452). — •) Schmelzer, Konta- 
maiialprosed der höchsten Reichsgerichte (Qöttingen 179S9 S. 539 f. 
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nur zu einem neuen Mittel der Rechtsverschleppung gewor- 
den waren. 

Die Zulässigkeit der Androhung bezw. Yerhängung einer 
Strafe bei Erlaß der mandata s. c. verlieh denselben ein be- 
sonderes Gepräge.^) Die Festsetzung pflegte in der Weise 
suspensiv bedingt zu erfolgen, daß im Falle der Fortdauer 
der Weigerung des Richters über einen bestimmten Zeit- 
punkt hinaus die Strafe verfallen sein sollte.^) Nach Eintritt 
des Verfalls derselben konnten noch weitere Strafandrohungen 
erfolgen bis zur Androhung der Acht.^) 

3. Die mandata konnten, wie ausgeführt^), in den Fällen 
nachgesucht und erkannt werden, in welchen Fromotorialien 
ausgeschlossen waren. Sie konnten aber außerdem auch 
da ergehen, wo die Voraussetzungen für den Erlaß eines 
Promotoriale erfüllt waren. Hatte der Beschwerdeführer 
hier ein Mandat erwirkt, so ging er damit des Rechts auf 
ein späteres Promotoriale nicht verlustig und umgekehrt 
konnte er selbst bei Erfolglosigkeit des Promotoriale ein 
mandatum de administranda iustitia erlangen.') 

Obwohl das Mandat an sich das letzte Ziel der Be- 
schwerde, die Gewährung der Justiz, nicht verbürgte*), er- 
scheint es nach dem Gesagten und mit Rücksicht auf die 
Möglichkeit, mit ihm Strafen zu verbinden, als das in der 
Regel für die Partei günstigere Mittel: Hatte es die erstrebte 
Wirkung, so behielt die Partei beide Instanzen, während sie 
mit der sich oft durch Jahre hinziehenden Durchführung 
der Promotorialien bis zur Avokation der unteren Instanz 



^) Bezflglich der mandata poenalia vergl. Blunii S. 303 (tit. 37 
n. 22). Osterloh Bd. 2 S. 263. Gegen die Zweckmäßigkeit der Geld- 
strafen spricht sich GOnner Bd. S S. 527 mit der eigenartigen Begrfln- 
dmig ans, daß Mdadurch ein ohnehin abgeneigter Richter noch mehr ge- 
reizt wird"; er meint (a.a.O. S. 530), zweckm&ßigerweise erfolge die 
Androhung, falls Oberhaupt, erst bei der zweiten AufPordernng. — 
Eine solche Ansicht ist nor aus den Verhältnissen der Zeit, in der sie 
geäußert wurde, zu erklären. — *) Mynsinger S. 450 (cent. 5 obs. 82 
n. 6). Gail S. 53 (1. 1 obs. 28 n. 3). — ») Blum, S. 305 (tit. 37 n. 34). 
Gylmannus Bd. 3 S. 195 besonders im Hinblick auf Rechtsverweige- 
rung in Strafsachen. — *) Oben S. 19 f — *) von Gramer, Observa- 
tiones Bd. 2 (1790) S. 629 (obs. 546). — •) S. auch de Ludolf S. 265 
(Sect. 2 § 3 n. 9). Tafinger S. 311 (§ 589). Estor S. 576 (§ 1700). 
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verlustig ging.^) Aber auch dem pflichtvergessenen Richter 
gegenüber mußte es präsumtiv wirksamer sein als das Pro- 
motoriale, welches fiir ihn persönliche Nachteile nicht zur 
Folge hatte. 

So erklärt es sich, daß das mandatum de administranda 
iustitia mindestens seit der Wende des 16. Jahrhunderts^) 
das am häufigsten erstrebte Mittel gegen Justizverweigerung 
ist. Die Zahl der Mandate überwog die der FromotoriaUen 
bei weitem'); ja die Mandate drängten gegen Ende des 
15. Jahrhunderts, zumal im reichshofrätlichen Verfahren, die 
Promotorialien völlig in den Hintergrund.^) Es ist bezeich- 
nend für den jetzt zur Reife gelangten Charakter der Man- 
date, daß gelegentlich ein Beschwerdefahrer in seinem Ge- 
such um PromotoriaHen geradezu erklärt: ^ . . . Nachdem 
man aber wider alle Zuversicht biß dato keine rechtliche 
Hülff erlangen können, und man also wohlbefugt wäre ein 
Mandatum de administranda Justitia außzuwürcken, so will 
doch Anwaldts Frincipalin als ein Lands Kind auß unter- 
thänigem Respect solches noch zur Zeit anstehen, und an- 
statt dessen höchstbenöthigte Fromotoriales . . . suchen 
wollen lassen."*) 

*) Blum S. 305 (tit. 87 n. 34). von Gramer, Observationee Bd. 2 
S. 269 (Obs. 546). Thyllias S. 54 (ad Gail 1. 1 obs. 28). Lyncker 
S. 92f. (cap. III p. 2 Sectio 1 Membrom 1 § 4). S. auch Malblanc S. 401 
(§235). -- <) Schon 1601 sagt Oylmannns Bd.3 S. 107, daß bei Justiz- 
Verzögerung heutzutage nicht leicht Promotorialien und demnächst cita- 
tiones erkannt werden, sondern mandata [s. c], ,ne in infinitum causae 
ad Cameram deferantur, et per hoc medium iudices inferiores se causis 
exonerenf — ») de Ludolf S. 265 (Sect. 2 § 3 n. 8). Thyllius S. 54, 
Lyncker S. 92f. Blum S. 305 (tit. 37 n. 35). Bezüglich des Reichs- 
hofrats : vonSelchowS. 442 f., woselbst zahlreiche praktische Beispiele, 
8. 447. — *) Hierzu mag auch die fortschreitende Verselbständigung der 
Territorialgewalten beigetragen haben, denen gegenüber die Möglichkeit 
der Ausübung einer Avokation je und je an Raum verlor. Es bildet sich 
ein Zwischending zwischen Mandat und Promotoriale heraus, das jeden- 
^Is dem ersteren näher steht als dem letzteren: es bleibt der Name 
,rescriptum promotoriale", aber es fehlt an einer Androhung der Avoka- 
tion. Beispiele aus der Praxis des Reichshofrats bei Hanzely, Grund- 
riß des reichshofrätlichen Verfahrens Bd. 3 (Stuttgart 1788) Abtl. 1 
S. 205f. (aus den Jahren 1775 f.) und bei demselben, Anleitung zur 
Reichshofrats-Praxis Bd. 2 (Frankfurt und Leipzig 1784) S. 628 (§ 1263). 
— ') Aus einer Supplikation pro decemendis promotorialibus (ein- 
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VI. Fromotorialien. 

• 

1. Fromotorialien^) im techniec^heii Sinne') sind 
Schreiben, durch welche ein Reichsgericht ein ihm nach* 
geordnetes Gericht') unter Androhung der Avokation für 
den Fall der Nichtbefolgung anweist, den Gerichtstätigketts* 
anspruch einer Fartei innerhalb bestimmter Frist ohne wei- 
teres Ersuchen zu erfüllen. 

Sie sind — der Name läßt es erkennen — ursprünglich 
nur als Mittel der Abhilfe gegen Justizrerzögerung gedacht, 
sie sollten den Frozeß von der Stelle bewegen helfen.^) Aber 
die Grenzen zwischen Justizverzögerung und Justizverweige- 
rung sind flüssig und nicht immer klar erkennbar, und so 
wurden die Fromotorialien auch in solchen Fällen zweifel- 
hafter Subsumtion und, zumal im Hinblick darauf, daß die 
Avokation bei nicht voll bewiesener Justizverweigerung erst 
erfolgen konnte, nachdem die Rechtsversagung durch ergeb- 
nislos ergangene Fromotorialien als geschehen erwiesen war*), 
gleichmäßig im Falle der Justizverzögerung und der Justiz- 
verweigerung zur Anwendung gebracht. 



gereicht am 15. Juni 1680) bei Hofmann, Praxis iuris et processns 
cameralis (Frankfurt und Wetzlar 1690) S. 502. Das Reichskammer- 
gericht beschloß Übrigens dem entgegen am B. Juli 1680, die erbetenen 
Promotorialien abzuschlagen und erkannte mandatum de administranda 
iustitia s. c. Hof mann a. a. 0. S. 508. — Andererseits finden sich auch 
supplicationes pro mandata [poenali] s. c. de administranda iustitia et 
in eventum pro promotorialibus, wie das bei Gylmannus Bd. 1 S. 199 f. ; 
hier erkannte das Reichskammergericht unter dem 6. Februar 1599 
Promotoriales. 

*) Promoiorialia sc. rescripta, Promotoriales sc. litterae. — *) Im 
Gegensatz zu den Promotorialien, welche an das Reichskammergericht 
erlassen werden (oben S. 18 f.), und zu den oben S. 29 Anm. 4 erwähn- 
ten rescripta promotorialia. — ») Gylmannus Bd. 5 (1603) S. 289f. 
hebt noeh besonders hervor: «Promotoriales tantum locum habent 
contra eos, qui adeuntur pro administranda iustitia, ut Judices, non 
qui adeuntur ut pars pro praestando debito" — unter Verweisung auf 
eine Reichskammergerichtsentscheidung vom 18. Juni 1588. Vergl. 
auch denselben a.a.O. Bd. 3 S. 288 und die dort angeführten Er- 
kenntnisse. — *) „ut iudex e somno excitetur" bezeichnet Boehmer, 
De origine . . . a. a. 0. Bd. 6 S. 650 (§ 82) als ihren Zweck. — ») Siehe 
unten S. 40f. 
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Oegeastand ihrer Wirksamkeit blieb immer lediglioh 
die Tatsache der richterlichen Fflichterfüllong; ein 'Einfluß 
auf d^i Inhalt der Entscheidung sollte durch die justitiae 
a^inktrationis prometio nioht ausgeübt werden. Die ihnen 
immanente formale Begünstigung der rechtsuchenden Partei 
war nur Appendix, nicht Selbstzweck. Diese Auffassung 
wurde unter Umstanden bis zur Yerkehrung des Zweckes 
der Bechtsrerweigerungsbeschwerde, selbst bis ssur Unter- 
stützung der Justiz versagung unter Tolliger AußeradiÜassnng 
des Ghnmdsat^es superflua appendix non nocet zur Geltung 
gefaraobt; dies zeigt ein Fall, in welchem ein Promotorial- 
gesuch, welches zugleich eine Anweisung des Unterriohters 
binBichtlioh der maieriellen Entscheidung extrahieren wollte, 
in toto zurückgewiesen wurde ^); in den Gründen des Be- 
seUusses Tom 22. Oktober 1745 wird ausgeführt^): „Quod 
iustitia protracta sitet protrabatur, apparet exjad- 
iuncto num. 2, also da£ promotoriales wohl erkannt werden 
können. Es kann aber in praesenti casu noch nicht ge- 
schehen, wwlen in fiuppMca nicht generaliter pro admini- 
stmtione Justitiae gebeten, sondern das Petitum ad speciem, 
wie Judices sprechen sollen, gestellet ist, welches Camera 
per Promotoriales nicht vorschreiben kann. Dahero solche, 
wie. gebeten, abzuschlagen'' deeretumque: „Seynd die ge- 
suchte promotoriales, wie gebeten, abgeschlagen.^ 

2. Das Promotoriale beseitigte die Gerichtsbarkeit de» 
angegriffenen Gerichts nicht; deshalb konnte das Promo torial- 
gesuch hinsichtlich des Beweises der ihm zugnmde liegenden 
Tatsachen an relativ einfache Bedingungen geknüpft werden. 

Ursprünglich allerdings mußte, wer um ein Promotoriale 
nachsuchte, der allgemeinen Regel gemäß den Beschwerde- 
grund durch Urkunde (documentum requisitionis et protrac- 
tae s. denegatae iustitiae) beweisen. Aber die Erfüllung 
dieser Pflicht war nicht selten mit erheblidien Sdiwterig- 
keiten verbunden, sei es, weil der betreffende Unterrichter 
auf den an ihn gerichteten Antrag überhaupt nichts verlaut- 
bart hatte, sei es, weil die Partei keine Urkundsperson finden 

von Gramer, Observationes Bd. 1 S. 234 (obs. 117). — *) Der 
Sperrdruck rührt vom Verfasser her. 
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konnte, welche die erfolgte Rechtsverweigerung in amtlicher 
Fonn festgestellt hätte.^) 

Durch einen solchen Zustand war die Gefahr vollstän- 
diger Rechtlosigkeit sehr nahe gerückt, als der Reichs- 
abschied von 1566 § 108 in Anlehnung an den Yisitations- 
abschied von 1550 § 24 bestimmte: 

^Nachdem denen Partheyen, welche die, so hohes 
Stands, oder auch anderer Personen, laut der Ordnung, 
ihnen Rechts zu pflegen, ersuchen, offt begegnet, daß sie 
auff ihr schriiFtlich Ersuchen, von denselbigen Ersuchten 
kein Antwort erlangen, auch nicht Notarien bekommen 
mögen, die von ihrentwegen solch Ersuchen anbringen, 
und darüber Instrument auffrichten, dardurch femer erfolgt, 
daß sie nach Yerfließung der Zeit, in der Ordnung be- 
stimmt, von Mangel des Documenti oder Beweisung ihres 
beschehenen Ersuchen bey dem Kayserl. Cammer-Gericht, 
Proceß nicht außbringen mögen: So ordnen und wollen 
Wir, daß auf Ansuchen der Partheyen oder ihrer Procu- 
ratoren, Cammer- Richter und Beysitzer, gegen derselben 
Widertheil Promotorial erkennen soUen, ihnen nach Auß- 
Weisung der Ordnung Rechtens zu pflegen, un angesehen, 
daß die ersuchend Parthey ihres vorgethanen 
bey dem Gegentheil Ersuchens kein Schein für- 
legen würde ...."*) 

^) Der Grand hierfür lag h&ofig darin, daß sich die Notare durch 
die Aufnahme solcher Akte den größten Übeln aussetzten. Auch 
K. G. 0. IL 26 § 2 stellt fest, daß „die Notarien in deren Gegenw&rtig- 
keit der ChurfOrst, Fürst oder Stand, Innhalt der Promotorial, requirirt 
werden sollen, wider Recht und Billigkeit vergewaltigt und beschwert 
worden, daraus dann erfolgt, daß die Notarien je zu Zeiten sich zu 
solcher Requisition nicht mehr gebrauchen wollen lassen, und also die 
armen Partheyen requisitionem u. denegationem iustitiae nicht be- 
weisen können, und dardurch Rechtloß gestellt werden. ** — Einen 
hierher gehörigen Rechtsfall siehe in dem Promotorialgesuch in 
Anm. 2. — •) Der Sperrdrack rührt vom Verfasser her. — Aus der Praxis 
vergl. das Promotorialgesuch bei Gylmannus Bd. 1 p. 2 8. 200, in 
welchem sich folgender in mehr&cher Beziehung bemerkenswerter 
Passus findet [der Sperrdrack rührt vom Verfasser her]: „Wenn dann 
Anw. Princ. nachgehendts solches Gewalts halben und zu Restituirung 
«einer Gütter vmbs&glich vnnd vielmaln bey wolermelter J. G. ihme 
gnädig verholffen zu seyn, vnderthänig angehalten vnd supliciert in 
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Diese Bestimmung war zwar geeignet, einer schleunigen 
Beseitigang von Justizverweigerung die Wege zu ebnen und 
selbst solche Fälle zu treffen, in denen vordem eine Rechts- 
versagung nahezu unanfechtbar hatte stattfinden können. Auf 
der anderen Seite freilich bot sie unbegründeten Beschwerden 
weiten Spielraum und fährte häufig zu Fromotorialien, die 
demnächst zurückgenommen werden mußten, weil der beim 
Erlaß vorausgesetzte Tatbestand in Wahrheit nicht erfüllt 
war. Die Rücknahme, welche zugleich alle etwa eingetre- 
tenen Wirkungen mitumfaßte, erfolgte durch sog. „cassatoria 
promotorialium " . ^) 

Vorwiegend die Mehrung unbegründeter Beschwerden 
mag die spätere Praxis veranlaßt haben, teils über die Be- 
stimmung des Reichsabschiedes von 1566 § 108 überhaupt 
hinwegzusehen^) und, wie bis dahin, urkundlichen Beweis 
der Rechtsversagung zu erfordern, teils wenigstens die Bei- 
fügung des Textes des Ersuchens an den iudex a quo zu 
verlangen"*), dagegen Promotorialanträge, welche ohne ur- 
kundliche Unterlage eingingen, zurückzuweisen.^) 

massen auß bejden beygefügten copiis sapplicationnm zu ersehen, 
daranff aber einiger Bescheidt nit erfolgt, sonder das Recht mündlich 
mnd abgeschlagen worden. Ob nun Anw. Princ. sich an etliche 
vnderschiedliche örter, sonderlich naher S. begeben, Nota- 
rios zu bekommen, damit jhme mOcht instrumentum dene- 
gatae iustitiae auffgericht werden, so hat jme doch im 
wenigsten keiner darinn wider hochermelte F. G. zu dienen 
behülflich sein wollen. Wann dann vermög Keyserliche 
Rechten, sonderlichen der Visitation abschiedts des 50. Jahrs 
gemäß, daß promotoriales, unangesehen die ersuchende 
Parthey jres vorgethanen bey seinem Gegentheil ersnchtens 
kein Schein fürlegt, erkant werden, so...." [folgt das Petitxun]. 
Das nachgesuchte Promotoriale ist erkannt worden am 22. August 1593 
(Gylmannus a. a. 0.\ 

^) von Gramer, Observationes Bd. 1 8.257 (obs. 128), Systema 
8. 397 (§ 1388) in Verbindung mit 8. 395 (§ 1380), Wetzlarische Neben- 
stunden T. 60 8. 98. — *) Sippmann a. a. 0. 8. 227 (p. II tit. 5 § 99) 
Note n. Deckherr, Monumenta lectionis cameralis antiquae (Wetzlar 
1720) S. 198. — *) Ein Beispiel für die Beifügung bietet der 8. 32 Anm. 2 
wiedergegebene Promotorialantrag, dem übrigens auch stattgegeben 
wurde. — *) Gewöhnlich in der Form „würde Supplicant erst bessere Be- 
scheynigung beybringen". von Gramer, Observationes Bd. 1 8. 233 
<obs. 117), Systema 8. 396 (§ 1380). 8. auch den Beschluß des Reichs- 
Zeitoobrift für Bechtsgesohichte. XXV Genn. Abt. 3 
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Im ftbrigen können die Promotorialien nicht nur zu dem 
Zwecke, ein Yerfieihren überhaupt zu veranlassen, sondern 
aueh in jedem Teile des schwebenden Prozesses erkannt 
werden, wie es der KeichsdeputationsabBchied von 1660 § 27 
ausdrückt: „ohne Unterscheid, es sey gleich die Sachen 
coram iudice inferiori anhängig gemacht, darin lis contestirt, 
auch definitive concludirt oder nicht ^ — Auch der Wert 
des Streitgegenstandes ist für die Zulässigkeit von Pro- 
motorialien unerheblich; insbesondere steht der Mangel der 
Appellationssumme ihrem Erlaß nicht im Wege: war doch 
auch die in ihnen angedrohte Devolution von derselben un- 
abhängig.^) 

Der m und mit dem Promotoriale erteilte Befehl ersetzt 
ein Ersndien der Partei an den juatizverweigernden Richter. 
Der Beschwerdeführer ist nicht verpflichtet, neben der Zu- 
stellung dea Promotoriales nodi ein besonderes Gesuch um 
Rechtsgewähmng beim ordentlichen Bichter anzubringen.^) 
Der Rechtstag soll von Amts wegen bestimmt werden.^) 

Bezüglich der in den Promotorialien zu setzenden Frist, in- 
nerhalb deren bei Vermeidung der Avokation die Justiz ge- 
währt werden muß, bestand unter den Eameralisten eine Kon- 
troverse. Die Einen ^) hielten dafiir, daß sie auf die Dauer 
eines Monats gesetzlich bindend festgelegl; sei; die anderen^) 

kammergerichts vom 28. Januar 1688 bei Hofmann S. 522f. (tit la 
n. 16): „Noch zur Zeit abgeschlagen | sondern wofern Supplicant, da& 
er sich bey seiner Obrigkeit gebührend angegeben | und dannoch ihnea 
nicht geholffen werden wollen | darthun wird | soll femers ergehen was. 
recht ist.*^ Nachdem der Beschwerdeführer dieser Anfforderang nach- 
gekommen („nochmahlige nnterth&nigste Supplication', eingereicht am 
25. Mai 1688\ werden am 18. Juli 1688 Promotorialien erkannt. Hof- 
mann a. a. 0. S. 521 ff; (tit 13 n. 17, 18). 

^) Darüber unten S. 88. Abweichend :TonCvamer, Observationea 
Bd. 1 »S. 266 (obs. 135), Systema S. 396 (§ 1881). de Borie S. 24f. 
Hanzely, Anleitung Bd. 2 S. 680 (§1267). — *) K. 6. 0. von 1555^ 
Teil a Tit. 26 § 2. Vergl. auch unten S. 42 f. --- *) So ausdrücklich 
R. A. Ton ld66 § 108. -- «) So Lyncker S. 88 (c. 8 p. 2. S. 1. M. 1). 
Meurer 3. LXVll und Melander in Meureri processum commen- 
taria (Mflhlhausen i. Th. 1601) & 470 für den Fall, daß der Proaeft 
noch nicht begonnen habe, andernfalls sei die Frist eine l&ngere oder 
ungewisse. — *) So namentlich Deckherr S. 199fc — Der Meinung, dafr 
die Fristsetzung im freien Ermessen des Kammergerichts stehe, ist 
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meinten, daß das Gericht, welches die Promotorialien erlasse^ 
bezüglich der Fristsetamig freie Hand habe und daß nur 
subsidiär, d. h. wenn versehentlich kein Zeitraum bestimmt 
sei, eine gesetzliche Frist ton einem Monat bestehe. 

Die Lösung der Streitfrage ergibt sich aus folgender 
Erwägung: 

E. G. O. U. 26 § 2, welcher das Promotorialverfahren 
eingehend regelt, beantwortet die vorliegende Frage nicht; 
er trifft nur Bestimmungen für den Fall, daß nach Erlaß von 
Promotorialien „in Zeit derselbigen^ dem Rechtsuchenden 
kein Recht gewährt ist. Es ist hiemach anzunehmen, daß 
das Kammergericht in der Fristsetzung keiner gesetzlichen 
Beschränkung unterworfen ist.^) Hatte das Eammergericht 
aber von seiner Befugnis, eine beliebige Frist zu setzen, 
keinen Gebrauch gemacht, so mußte, wenn anders nicht dem 
Unterrichter eine Perpetuierung der Rechtsverweigerung 
offen gelassen sein sollte, in anderer Weise Hilfe geschaffen 
werden. Hierzu bot eine Handhabe die Bestimmung der 
K. G. O. U. 1 § 2, nach welchem Rechtsverweigerung vorlag, 
wenn „einem ... in Zeit eines McmatB, nach beschehenem 
Ersuchen, zu Recht nicht verholffen, oder ihme das kündlich 
versagt, oder mit Gefährden verzogen wäre.^ Der hier aus- 
gesprochene Grundsatz konnte und mußte, wenn das frist- 
lose Promotoriale überhaupt einen Zweck erfüllen soUte, 
auf dieses insofern analoge Anwendung jBnden, als die An- 
nahme gegeben war, daß der Monatszeitraum in ihm still- 
Bchweigend gesetzt sei.^) 

Unmittelbar aus E. G. O. H. 26 § 2 läßt es sich dagegen 
nicht ableiten, daß mangels anderweitiger Bestimmung die 
Frist von einem Monat Platz greife. Denn, wenn dort auch 

auch Textor S. 150 f. (disp. VI. th. 36), welcher jedoch auf den Fall, 
daß das Eammergericht keine Frist bestimmt hat, nicht eingeht. 

^) Positiv wurde dies erst durch den Reichsdeputationsabschied 
von 1600 § 27 bestimmt; nach diesem soll in den Promotorialien i,eiiie 
gewisse geraume Zeit nach Gestalt und Gelegenheit Orts und der Sachen** 
gesetzt werden. — *) Die Setzung von Fristen längerer Dauer, insbeson- 
dere Aber den Zeitraum eines Monats hinaus war besonders dann am 
Platze, wenn der Prozeß bereits begonnen hatte. Vergl. Deckherr 
S. 199^ der sich auf eine dementsprechende Praxis beruft. 

3» 
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unter dem Ausdruck „in Zeit der Ordnung^ die Monatsfrist, von 
welcher E. O. O. n. 1 § 2 spricht, zu yerstehen ist, so darf 
dabei nicht übersehen werden ^), daß diese sich nur auf eine 
seitens des Unterrichters erfolgende erste, vor dem Angehen 
das Reichsgerichts erfolgende Rechtsverweigerung bezieht. 

Die Ergebnislosigkeit des Förderungsbefehls 
hatte die Avokation zur gesetzlichen Folge, sofern nur ein 
dahin gerichteter, begründeter Antrag vorlag. 

Die schlaffe Praxis suchte dieser Eonsequenz so weit 
und so lange als möglich auszuweichen, indem sie das In- 
stitut der ulteriores promotoriales^) schuf und zur Anwen- 
dung brachte: Nach Ablauf der in den Promotorialien ge- 
setzten Frist erging abermals ein Förderungsbefehl mit neuer 
Fristsetzung, ja es kamen selbst promotoriales adhuc ulte- 
riores vor.') Die Vermutung liegt nahe genug, daß diese 
Erscheinung eine Folge des mangelnden Vertrauens der 
Reichsgerichte zu ihrer eigenen Leistungsfähigkeit war; sie 
mochten, wenn der Unterrichter auch erst nach Monaten 
dem Förderungsbefehl nachkam, die Sache bei ihm immer 
noch einer schnelleren Erledigung gewiß erachten als bei 
sich selbst. 

Vn. Avokation. 

1. Der Satz „Niemand darf seinem gesetzlichen Richter 
entzogen werden^ galt in deutschen Landen von jeher, seit 
überhaupt ein Prozeßrecht bestand. Er besagt, daß der 
Gerichtsstand nur auf GFrund des Gesetzes begründet, aber 
auch verändert werden kann. Ein solche Veränderung be- 
gründender Hauptfall ist der der Rechtsverweigerung. Der 
Rechtsstreit geht an ein dem rechtsversagenden, an sich zu- 

*) Dies tut Lyncker S. 88 (c. 8 p. 2. S. I. M. 1). — •) Mevius 
Bd 1 S. 803 (p. IL d. 139). Tafinger S. 808 (§ 585). Danz, Grmid- 
sätse des Reichsgerichtsprozesses a.a.O. S. 598 (§ 343). von Berg, 
Gnmdriß der reichsgerichtlichen Verfassung und Praxis (Göttingen 
1797) S. 407 (§ 329). Ein Gesuch um promotoriales ulteriores bei Chla- 
denius S. 17 f. — Beispiele für promotoriales ulteriores bei von 
Cramer, Observationes Bd. 4 (1791) S. 375 (obs. 1174 §6). — •) Im 
reichshofrätlichen Verfahren wurden häufig bei Wirkungslosigkeit der 
Promotorialien von Amts wegen Nachfristen gesetzt, nach deren frucht- 
losem Ablauf dann die Avokation erfolgte. Schmelzer S. 541, 73 f. 
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ständigen übergeordnetes Gericht zwecks Entscheidung durch 
dieses über. Dies „Erwachsen^ tritt ein durch Beschluß des 
oberen Gerichts, die sog. „Avokation^ ^), das äußerste und ein- 
schneidendste Mittel der Abhilfe gegen Rechtsverweigerung. 
2. Die Avokation erfolgt nur auf Antragt), nicht von 
Amts wegen. Und zwar greift sie im Falle der bewiesenen 
Justizverweigerung, sofern dieselbe die gesetzliche Zeit hin- 
durch angedauert hat und sofern die Sache nicht anhängig 
ist, sofort Platz') — auf eine Sinnesänderung des Kichters 
wird hier nicht gerechnet; andernfalls^), also bei nicht be- 
wiesener Justizverweigerung oder bei bloßer Justizver- 
zogerung^), in einer schon anhängigen Sache, findet sie 
erst nach Erlaß von Fromotorialien *) und nach Ablauf der 
in ihnen gesetzten Frist '^) statt 

^) In den Qaellen erscheint der in der Rechtsprechung und Litersr 
tur schon im 16. Jahrhundert gebrauchte Ausdruck „Avokation* erst 
im 17. Jahrhundert, z. B. J. P. 0. art. 10 § 12. J. R. A. § 166. — •) Ge- 
richtet auf citatio super denegata vel protracta iustitia. Danz S. 598 
(§843). von Berg 8.407 (§ 329). Solche Avokationsgesuche finden 
sich häufig bei den Prozefischriftstellem wiedergegeben. Die folgen- 
den seien als u. a. besonders charakteristisch hier angeführt: Vom 
23. Mai 1597 bei Schwanmann, De Processibus augustissimi camerae 
imperialis iudicii (Tübingen 1649) S. 125 f. (1. 1 c. 20 n. 3) [Erkannt am 
27. Mai 1597]. Vom 3. September 1668 bei Hofmann a. a. 0. a514f. 
(tit. 13 n. 8) [Erkannt am 16. September 1668]. Vom 8. April 1673 bei 
demselben S. 517 f. (tit. 18 n. 11) [Abgeschlagen am 22. April 1673], 
erneut am 8. August 1678 daselbst S. 518 f. (tit 13 n. 12) [Abgeschlagen 
am 11. August 1678], nochmals erneut am 15. September 1673 daselbst 
S. 519 f. (tit 13 n. 13) [Erkannt am 18. November 1673]. Endlich die bei 
Gjimannus Bd. 4 (1602) Teil 2 S. 39 (supplica 44) [Erkannt an einem 
9. Jimi nicht nach dem Jahre 1602; die Jahresangabe fehlt in der vor- 
liegenden Überlieferung], 8.115 [Erkannt am 9. Februar 1595]. — *) E.G.O. 
von 1555 II. 1 § 2, II. 26 § 1. My ns inger S. 98 (cent II obs. 24). Blum 
S. 300 (tit 37 n. 8). Lyncker S. 88 (c. UI p. 2. 8. 1 M. 1 § 2). Hof mann 
S. 501 f. (tit 13). Taf inger S. 806f. (§583). Danz S. 597 (§343). 
von Selchow 8.440. Malblanc S. 401 (§235). — «) E.6.0. 11.26 
§ 1, 2. B. A. von 1566 § 108. Reichsdeputationsabschied von 1600 
§27. Tafinger S. 306f. (§583). Roding S. 102 0- 1 tit 15 n. 5). 
Hofmann S. 502. Textor S. 147 (disp. VI th. 24). — •) Ein Fall bei 
Hofmann S.514f. (tit 13 n.8). Malblanc 8.401 (§235). Bezflglich 
des Reichshofrats vergl. von Selchow S. 440. — ') Unter Umständen 
auch wiederholten Promotorialien. Yergl. S. 36. — ^) Tafinger 
S. 808 (§ 585). de Borie S. 18 (§ 22). # 
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Von dem Werte des Streitgegenstandes, insbesondere 
von der Appellationssumme ^), ist die Avokation ebenso wie 
das Promotoriale unabhängig.^) Dies ergibt sich zunächst 
aus dem Schweigen der Reichsgesetze, die ein solches Er- 
fordernis nicht einmal andeuten, und femer auch aus dem 
Zweck, der der Einführung der Appellationssumme über- 
haupt zugrunde liegt: sie soll das Angehen einer zweiten 
Instanz zwecks anderweiter Entscheidung einschränken, wäh- 
rend hier das Reichsgericht gerade als erste, zum ersten 
Male entscheidende Instanz in die Erscheinung tritt — , endlich 
aus dem allgemeinen, jede Rechtsordnung erfüllenden Ghrund- 
satze, daß die Vermutung gegen die Einschränkung der 
Realisierungsmöglichkeit der Rechtsansprüche spricht, diese 
aber bei Annahme der gegenteiligen Ansicht erheblich be- 
schränkt wäre. 

Auch wird die Zulässigkeit der Avokation durch die 
Lage des Prozesses nicht beeinflußt. Sie kann vor Beginn 
des Verfahrens wie in dessen Verlauf erfolgen. 

Dieses letztere wurde freilich — zumal für die Zeit 
vor dem Reichsdeputationsabschied von 1600 — bestritten 
und der Anwendung der Avokation auf die schon anhängigen 
Streitsachen von einem Teil der damaligen Kameralisten 
die Erwägung entgegengestellt^), daß hierdurch an die Stelle 

>) Ober diese vergL besonders E. G.G. von 1521 Art. 24, K. G. 0. 
von 1555 II. 28 § 4 und dessen spätere Abänderongen durch R. A. 1570 
§ 66, R. D. A. Ton 1600 § 27, B. A. von 1654 § 112. ~ *) Übereinstim- 
mend: Janp S. 16 (§ 18). Sippmann 8. 228 f. (Pars II tit. 5 § 99 
Note) mit eingehender BegrQndong. de Borie 8. 19 f. (§ 25). 
Gönner 8. 524. Danz 8. 600 (§ 844). von Berg a. a. O. S. 406 (§ 828). 
Danz, Ordentlicher Prozeß 6. 679 (§ 454). von Linde 8. 244. Ab- 
weichend: von Gramer, Observationes Bd. 1 8. 266 (obs. 185), 8.284 
(obs. 117). Mohl, Versnch eines Systems der Gerichtsbarkeit des 
kayserlichen Reichs-Cammergerichts Bd. 2 (Tübingen 1791) S. 141. 
Pfeiffer Bd. 6 8. 226. — Für den Reichshofiratsprozeß Hanzely, An- 
leitung Bd. 2 8. 681 (§ 1270). — •) Gail 8. 58 (L. 1, obs. 28 n. 2), welcher 
meint, daß nach dem Prozeßbeginn die Sache wegen JastizverzOgemag — 
wenn auch zur Beweis erleichterung (siehe oben 8. 80) Promotorialien 
ergehen könnten — nicht durch die querela, sondern nur durch Appella- 
tion an das Kammergericht gebracht werden könne. Boehmer 8 638f. 
(§ 26), der die Avokation eines schwebenden Prozesses nur fUr den 
Fall, daß eine Appellation überhaupt nicht stattfinden kann, f)lr zu- 
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des bieii'erigeii ein völlig neuer Prooseß in einem gänzlich 
abweichenden Verfuhren und mit dem Erfolge treten mußte, 
daß der Pflichtwidrigkeit des rechtweigwnden Richtern ge- 
radezu Yorschub geleistet w#rde, während andcirerseits die 
Parteien mit Eintritt der Devolution einer Instaaiz verlustig 
gingen. 

Allein so wenig das Gewicht dieser ^hründe dkdi ver- 
kennen Heß, entscheidend sprach doch f&r die Ausdehnfui^ 
der Avokation auf nicht anhängige Sadb<en der Wortlaut 
der Reichsgesetze, von denen keines die Beschraalamg auf 
anhängige Sachen enthielt^ und mit Recht konnte den er- 
wähnten Erwägungen von anderen Eameralisten entgegenge- 
halten werden, daß die Devolution gerade eine, wenn auch 
nur moralisch wirksame Strafe fOr den Untervichter und des- 
halb vom Beginne des Prozesses unabhängig sein sollte. — 
Auch blieb, wenn sidi die Angaben des Beschwerdefihrers 
als unwahr herausstellten, immer noch die Zurückverweisung 
in die an sich zuständige Instanz übrig, die mit der Sache 
bisher befaßt gewesen war.^) 

Die hier vertretene Auffassung findet ihren positivrecht^ 
liehen Ausdruck erst im Reichsdeputationsabschied von 1600 
§ 27, welcher nach seinem ZusammenlMuige und seiner 
Fassung in dieser Hinsicht kein neues Recht schaffen, sondern 
lediglich Zweifel über den bisherigen Rechtszustand besei- 

lässig erachtet. Siehe femer: Mynsinger S. 449 f. (cent. 5 obs. 82). 
Tennagel S. 111 (class. II c. 14 n. 6), S. 168 f. (class. IH c. 16 n. 1). 
Meurer S. 67. Zanger, De exoeptiomibiis (Frankfiirt a M. 1768) 8.127 
(Pars II c. 1 n. 418), welche nur mandata fOr solftssig erachten. Über 
die Zolftssigkeit der Appellation vergl. Roding a 103 (1. 1 tit. 15 n. 12). 
Übereinstimmend: Blum & 802 (tit. 37 n. 17, 18). Mevias 
Bd. 1 S. 1185 f. (P. 5 d. 104, insbesondere Note 2), S. 284 (F. 2 d 111). 
Hildebrand S. 28 (c. III §6). Dabia cameralia von 1595 dub. 9 
bei de Lndolff, Anhang zn den Conoepten der Cammer-Geriohts-Ord- 
nong (Wetilar 1716) 8. 9 f. nnd demgem&fi der Besohlufi des Chnr- und 
Fürsten-Raths das. 8. 59 (sab litt. A § 4): Zu ratifizieren »mit dieser 
Erklärung | daß caosis pendentibns der Sapplicant narriren und do- 
ciren soll | daß ihm aoff beschehen fleißiges Anhalten | nicht wolle | 
nach Gestalt and Gelegenheit des Ends Unter -(Berichts Ordnang and 
Gewohnheit | zu seinem Rechten verholifen Werden . . . .* — Über- 
einstimmend auch Wetzeil 8. 468 f. Anm. 10. — Zum Folgenden vergl. 
Roding 8. 101 ff. (1. 1 tit. 15). 
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tigen wollte, wenn er erklärt, es seien „aus . . . vorgefalle- 
nen ansehentlichen Bewegnussen verschieden Meynungen und 
Bedencken bey gedachtem unserm Eayserlichen Cammer- 
Gericht befunden worden. Zu dessen schlieBlicher Erklärung, 
setzen, ordnen und wollen Wir, daß auf den Fall promoto- 
riales ad inferiorem Judicem zu Beförderung des Rechtens 
erkennet, und darinnen eine gewisse geraume Zeit, nach Ge- 
stalt und Gelegenheit Orts und der Sachen bestimmt, aber 

dem Supplicanten auf fürbrachten Schein und documenta 

nicht verholffen, sondern ihnen das Recht notorie versagt, 
oder sonsten gefahrlich verzogen, und keine Administratio 
Justitiae zu spüren, daß alsdann die Haupt-Sach, in dem 
Stand sie befunden^), ad Cameram devolvirt und er- 
wachsen, und daselbsten gebührender maßen verfahren werden 
soll und möchte . . / 

Die Tragweite der Avokation nicht minder wie die 
Häufigkeit der auf sie gerichteten Anträge macht es erklär- 
lich, daß für den Beweis der ihr zugrunde liegenden Tat- 
sachen besondere Bestimmungen aufgestellt wurden. Die 
bloße Beschwerde konnte wohl zum Erlaß von Promotoria- 
lien führen^), niemals aber zur Abrufung. Für diese wurde 
der Nachweis der trotz ordnungsmäßigen Ersuchens erfolgten 
Rechtsversagung verlangt. 

Die hierfür grundsätzlich erforderten documenta requi- 
sitionis et denegatae iustitiae waren aber trotz Erlangung 
und ordnungsmäßiger Verkündigung von Promotorialien nicht 
immer und ohne weiteres erhältlich: den Grund teilt die 
Eammergerichtsordnung von 1555 Teil 2 Titel 26 § 2 mit.') 
Sie will dem hier geschilderten Zustand entgegentreten, in- 
dem sie anschließend festsetzt^): 

„Damit nun solchem der Bifligkeit nach begegnet, 
auch dam eben die armen Parthey en mit überflüssigen 
Kosten, so ihnen, über beschehene Execution, solcher 
neuen Requisition halben aufgehet, nicht beschwehret 
werden, soll hinfurter ein jeder Chur-Fürst, Fürst, Stand, 

*) Sperrdruck des Verfassers. — •) S. oben S. 82. — ») Abgedruckt 
oben S. 32 Anm. 1. — *) Der Sperrdruck bezw. Fettdruck rührt vom 
Verfasser her. 
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oder Obrigkeit, dem obgemeldter maßen Promotoriales 
yerkündt, mid einmahl insinuiret worden, in Zeit dersel- 
bigen, ohne weitere Requisition oder Ersuchen, dem klagen- 
den Theil Rechtens zu verhelffen, den Richter oder Rechts- 
Tag zu ernennen und anzusetzen, und sonst Inhalts und 
yermög des Promo torials zu handeln schuldig seyn; Und 
da solches dergestalt nicht beschehe, soll als- 
dann dem klagenden Theil an dem Cammer- 
6 er 1 cht, ungeachtet ob gleich keine weitere Urknnd 
des geweigerten Rechtens ffirbracht wfirde, zu Recht, 
wie sich gebühret, verholffen werden." 
Diese Bestimmung wird ergänzt durch den Schlußsatz 
des Reichsabschieds von 1566 § 108^: 

pDa aber solche auBgangene Promotoriales hemacher 
reproducirt, so sollen keine Proceß erkennt werden, es 
seyen dann zugleich auch die documenta requisitionis, oder 
exequirter promotorialium und denegatae lustitiae Er- 
bracht.« 
Der Beweis der Justizverweigerung erfolgte also ent- 
weder per executionem promotorialium, aus welcher sich die 
denegatio ergab*), oder durch notarielles documentum requi- 
sitionis^) in Ermangelung eines anderen Beweismittels.^) 

Die Reproduktionsformel lautete nach von Gramer') 
folgendermaßen: „In Sachen pp. reproducire Kraft Original- 
gemeinhabenden Gewalts ausgangen und verkündte Kaiser- 
liche Promotoriales copialiter, samt aufgeschriebener Boten- 
Relation, bitte des Gewalts Recognitionem vel ex officio, 
und will darauf des Effects gewärtig seyn, bey dessen auf- 

') Der übrige Teil dieses Paragraphen ist aaf S. 32 mitgeteilt. 
Vergl. auch R. D. A. von 1600 § 27. — •) Die Promotorialien mußten 
hier dem ünterrichter rite, d. h. regelmäßig durch einen Eammerboten 
insinuiert (verkOndet) worden sein und demnächst die et consule fide- 
liter signata ,in Recht" (vor Gericht), mit einer Exekution («Zustellungs- 
arkunde") versehen, vorgelegt werden. Vergl. K. G. 0. 1. 38, 39. Auch 
Blum S. 304 {tit.37n.33). Tafinger S.388 (§585). MeurerS.67.— 
*) Der notarius publicus mußte hier den Richter m Gegenwart von 
Zeugen um Rechtsgewährung ersucht haben. — *) Vergl. von Gramer, 
Observationes Bd. 2 S. 269 (obs. 546). Derselbe, Systema S. 397 
(§1388). Blum S. 301 f. (tit 37 n. 11 ff.). — ») Observationes Bd. 1 
S. 256 (Obs. 128). 
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züglichem Verbleiben behalte behörige Nothdurft per Ex- 
pressum bevor." 

Die Frage, ob neben der (wirkungslos gebliebenen) 
Yerkündong der Promotorialien auch noch nachgewiesen 
werden mußte, dafi der Beschwerdeführer nach der Pro- 
motorialinsinuation den Richter um Rechtsgew&hrung 
ersucht hatte und ob mangels dieses Nachweises Zurück- 
weisung des Antrages auf Abrufung eintreten mußte, bildete 
den Gegenstand lebhaften Streites. 

Mynsinger*) vor allem bejahte die Frage; Blum*) 
dagegen verneinte sie und mit Recht. 

Ein solches weiteres Ersuchen führt nur dazu, das ohne- 
hin schon stillstehende Verfahren noch weiter zu verschleppen 
und der Richter, der das Promotoriale mit seiner Fristset- 
zung unbeachtet läßt, gibt damit unzweideutig zu erkennen, 
daß er die Justiz nicht gewähren will. Zudem bestimmt 
die Eammergerichtsordnung von 1555 11, 26 § 2^) ausdrück- 
lich, daß der Richter auf Grund der Promotorialien „ohne 
weitere Requisition oder Ersuchen" dem klagenden Teil 
Rechtens zu verhelfen hat, bei Vermeidung der Devolution 
an das Reichskammergericht. Das Promotoriale schließt 
überhaupt das erforderliche Ersuchen in sich, da sonst 
von einer „weiteren Requisition'' nicht gesprochen werden 
könnte.^) 

Die Bestinunung der Ejimmergerichtsordnung von 1555 
hat durch den Reichsabschied von 1566 keine Abänderung 
erfahren; denn dieser verlangt als Beweismittel nur, daß 
mit den reproduzierten Promotoriaiien „zugleich auch die 
documenta requisitionis oder exequirter promotorialium und 
denegatae iustitiae^ vorgelegt werden. Gleichgestellt wird 

*) a. a. 0. S. 415 (cent 5 obs. 56). Wenn Qylmannus Bd. 8 S. 288 
zu der gleichen Ansicht gelangt, so fibersieht er, daß die Entschei- 
dung des Reichskammergerichts, auf welche er sich stfltst, vom 16. Aprfl 
15S9 datiert, mithin hier zum Beweise nicht herangezogen werden 
kann. — *) a. a. 0. S. 801 f. (tit. 87 n. 11 ff.). Ebenso: de Borie 8. 15ir. 
<§§ Uff.). Tennagel 8. 161 f. (class. 8 c. 15 n. 3, 4). Denaisius 
8. 264 (tit. 171 §§4, 5). Deckherr 8. 200 f. Bocken 8. 400 (zu Blum 
tit. 37 n. 11), wenn er es auch f&r empfehlenswert hält, noch ein- 
mal eine requisitio zu versuchen. Schmelzer 8. 588 ff. OÖnner 
Bd. 3 8. 529. — ») Abgedruckt oben 8. 40 f. — *) Vergl. auch oben 8. 84. 
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also die executio promotorialium und die reqtusitio; das 
Dokument über diese soll zugleich mit dem documentum 
denegatae iustitiae überreicht werden. ^)^) Von einem be- 
sonderen mit der Verkündung der Promotorialien zu ver- 
bindenden Ersuchen ist nicht die Rede, dasselbe erfolgt hier 
implicite. — Die fragliche Bestimmung würde sich anders — 
nämlich kumulativ, nicht alternativ — aufgefaßt auch selbst 
widersprechen, indem sie den Verletzten am Schlüsse in 
die Schwierigkeit versetzte, von der sie ihn nach den 
Eingangsausföhrungen gerade befreien wollte — eine In- 
kongruenz, die dem Gesetz mangels zwingender Oründe 
nicht zugemutet werden darf. — 

Der Avokationsbeschluß, welcher dem Unterrichter und 
dem Gegner des Beschwerdefahrers, ersterem in Verbindung 
mit dem Akteneinfbrderungsreskript zugestellt wurde, lautete 
etwa folgendermaßen*): „Ihr erinnert Euch was wir in 
Sachen pp. auf Ansuchen des Klägers rescribiert haben. 

») Vergl. auch de Borie, Tractatns S. 19 f. — •) Auf eine ihm 
am 8. April 1673 eingereichte Sapplication pro citatione saper pro- 
traeta institia, welcher bereits Promotorialien vorausgegangen waren, 
beschloß das Beichskammergericht am 22. April 1673: ^ Wofern Suppli- 
cant, daß ihme auff sein gebührendes Anmelden keine Justitz admini- 
strirt I glaublich bescheinen wird | soll daraufP ergeben was recht ist/ 
Nach Einreichung der geforderten Bescheinigung (8. August 1673) er- 
folgte aber dennoch keine Avokation, sondern nur der Beschluß 
(11. August 1673): «Noch Eur Zeit abgeschlagen | sondern seynd ulte- 
riores Promotoriales ex ofßcio erkendt/ Erst auf die nochmalige Sup- 
plikation vom 15. September 1673 wurde die Abrufnng der Sache be- 
schlossen (12. November 1673). Die Belege bei Hofmann S. 517—520 
(tit. 18 n. 11—13). — •) Nach Claproth Bd. 2 S. 222 {§ 193). Weitere 
Formulare u. a. bei L i er S. 13 ff., 84. Nachstehend noch ein die Avokation 
aussprechender Reichshofratsbeschluß vom 31. Januar 1760 in Sachen 
Von Speth contra Oettingen, puncto protractae et denegatae lustitiae 
(Moser, Justieverfassung Bd. 1 S. 922 f.): «Mit Verwerffung des Impetra- 
tischen verzOgerlichen Zeitsnchens, wird die avocatio cansae in contuma- 
ciam hiemit erkannt, und dem Impetratischen Herrn Fflrsten von Oet- 
tingen aufgegeben, daß derselbe die in diser Sache verhandelte Acta, 
in Gemftßheit des unterm 4. Nov. 1758 ergangenen Kay serlichen Conclusi, 
inrotuliren lassen, so fort solche binnen Zeit von «wey Monathen ver- 
schlossener an Ihro Kayserliche Maj. so gewiß allerunterthänigst ein- 
senden solle, als ansonsten gegen denselben ein schärfferes Einsehen 
werde genommen werden.'^ 
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Nachdem nun derselbe das letztere Rescript nebst der be- 
scheinigten Zustellung allhier beygebracht und zugleich eine 
Abforderung der Sachen gebethen, sothanem Suchen auch 
Statt gethan; als befehlen . . . Wir hiermit, sothane Acten 
längstens binnen 14 Tagen an hiesige . . . Eanzley einzusen- 
den, und von nun an alles Verfahrens auch in dieser Sache 
zu enthalten.^) *^^) — 

Die Streitsache wird von dem avozierenden Gericht in 
dem Stadium der Verhandlung übernommen und zu Ende 
gefuhrt, in welchem sie sich zur Zeit des Eintritts der Devo- 
lution befindet.^) 

Stellte sich nachträglich heraus, daß die für den Ab- 
rufungsbeschluß erforderlichen Voraussetzungen in Wahrheit 
nicht erfüllt gewesen waren, so konnte die erkannte Avo- 
kation, selbst wenn die Sache schon beim Reichsgericht an- 
hängig war^), mit allen ihren Konsequenzen aufgehoben 
werden ^), ohne daß es eines besonderen Rechtsmittels hier- 
zu bedurft hätte.*) Die Gesetzgebung sah solche Rücknahme 
zwar nicht vor, aber sie schloß sie auch nicht aus; und so 
ließ sie die Praxis in den ihr geeignet erscheinenden Fällen 
eintreten. Solch ein Fall lag insbesondere vor'') 1. wenn 
der ünterrichter nachweislich vor dem Erlaß der Promoto- 
rialien nicht um Rechtsgewährung angegangen war, 2. wenn 

Vergl. oben S. 13. — *) Es folgen Bestimmungen über die Auf- 
erlegung der Eostenlast. — *) Beichsdeputationsabschied von 1600 § 27 
(oben S. 39 f.). Mevius Bd. 1 S. 803 (P. 2 d. 189). Jaup S. 14 (§ 10). 
von Gramer, Observationes Bd. 1 S. 258 (obs. 128), woselbst ein prak- 
tischer Fall. Derselbe, Systema S.897 (§1884 f.). Sippmann S.232 
(P. 2 tit. 5 § 102), S. 234 (das. § 105). de Borie S. 27. Ausführlich 
Bechmannus S. 66 (c. 4 § 9) And. Ans. Boehmer S. 608 f. (§ 26) [vergl. 
oben S. 88Anm.3]. — *) Siehe z.B. Lauterbach, Disp. de perhorres- 
centiae iuramento (Tübingen 1659) S. 37 f. — *) YergL von Gramer, 
Nebenstunden T.60 S. 98 und das Formular das. S. 119: „In pp. Pro- 
motorialium una cum ordinatione, nunc citationis, ist erkannt, daß diese 
Sachen allen vor kommenden Umständen nach, an dieses Eayserliche 
Gammer -Gericht nicht erwachsen, sondern die ausgegangene und ver- 
kündete Processe wieder aufzuheben, auch beklagter Fürstliche Regie- 
rung von ausgegangener Ladung zu absolviren und zu entledigen etc.* — 
•) Hanzely, Anleitung Bd. 2 S. 630 (§ 1268). — ') de Borie S. 80 (§ 36). 
Vergl. auch [de Fleckenbühl, dictus Bürgel] Der Wetzlarische Prac- 
ticant (Frankfurt a. M. und Mainz 1757) S. 9 (§ 9). 
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die Justiz innerhalb der gesetzten Zeit infolge Verschuldens 
des Beschwerdeführers nicht gewährt worden war, 3. wenn 
der Richter tätig gewesen ist und der Beschwerdeführer 
diese Tatsache unterdrückt hat, 4. wenn die das Ersuchen 
und die Rechtsverweigerung bescheinigenden Instrumente 
gefälscht waren, 5. wenn die Promotorialien durch subreptio 
oder obreptio erlangt waren. ^) 

Mit dem zunehmenden Verfalle des Verfahrens bildete 
sogar unter Umstanden eine nach erkannter Avokation ein- 
gehende Bitte, die verspätet Rechtfertigungsgründe beibrachte 
und die sofortige Abhilfe zusagte, einen Ghrund für die Rück- 
nahme der bereits erkannten Avokation. Ein Beispiel hier- 
für bietet folgender PalP): 

Unter dem 24. Dezember 1766 war reichsseitig in Sachen 
Stadler contra den Magistrat zu Augsburg wegen Justiz- 
verweigerung und Justizverzögerung erkannt worden: 

1. Mit Verwerffung des aufzüglichen Zeitsuchens, wird 
nunmehro die Sache avocirt; und hat, in dessen Gefolg, 

2. Magistratus die samtliche Acta in termino duorum men- 
sium einzusenden. 

Hierauf übersandte der Magistrat zu Augsburg unter dem 
12. Februar 1767 pallerunterthänigste Anzeige, Vorstellung 
und Bitte: pro clemme. desuper ferenda ordinatione Cae- 
sarea'', welche die Aufhebung der Avokation herbeiführte; 
es erging am 17. Februar 1767 folgende Verfügung: „Res- 
<^isso Concluso de 24. Decembris anni praeteriti rescribatur 
dem Magistrat der Reichsstatt Augspurg: Eayserl. Maj. hätten 
«US derselben allerunterthänigsten Anzeige de 12. huius 
mißfalligst ersehen, weichergestalten derselbe die in der 
Stadtlegerischen E^ag- Sache verhandelte Acta ab Händen 
kommen lassen. Gleichwie nun Eayserl. Maj. diese unver- 
antwortliche Fahrlässigkeit nicht ungeahndet lassen könnten; 
als werde ihm solche für dißmahl hiermit ernstlich verwiesen, 
fürs künfftige aber sich gnädigst versehen, derselbe werde 
«ich dergleichen nicht mehr zu Schulden kommen lassen, 

») Blum S. 801 (tit. 37 n. 13). Boehmer S. 641 f. (§ 28). de 
Borie 8. 18 (§23). Eingehend von Gramer a. a. 0. — *) Bei Moser, 
Jostizverfassung Bd. 1 S. 925 f. 
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als im widrigen Eayserl. Majestät mit schärferen EjiyserL 
Verordnungen gegen denselben fürzugehen sich bewogen 
sehen würden. Inmittelst befehleten Allerhöchstdieselbe^ 
dasjenige, was er zu gänzlicher Redintegration diser Acten 
bereits in seinen obangezogenen Exhibito allerunterthänigst 
selbst vorgeschlagen, als auch, was ansonsten noch überhaupt 
hierzu, und daß dem Imploranten dennahleinst die behörige 
Justiz angedeyhen möge, dienlich seyn könne, ohne die inter- 
essirte Theile mit denen aus diser Fahrläßigkeit entspringen- 
den Kosten zu beschweren, vorzukehren, und, wie solches 
von ihnen allergehorsamst befolget worden, EayserL Majest. 
innerhalb 2 Monathen allerunterthänigst anzuzeigen." 

Yin. Anhang. Die Justizverweigerung im Rechte 
des Deutschen Bundes. 

1. Nach der Auflösung des alten Reiches und dem 
Zerfall des Rheinbundes hielt es auch der Deutsche Bund 
für eine seiner Stellung entsprechende Aufgabe, sich einen 
Einfluß auf die Gestaltung der Rechtspflege innerhalb der 
ihm angehörigen Staaten vorzubehalten. Unter den in Be- 
tracht kommenden Punkten figuriert auch der Fall der 
Justizverweigerung und Justizverzögerung. 

Schon die provisorische Kompetenzbestimmung vom 
12. Juni 1817 setzte in ihrem § 5 Nr. 3 a unter Bezugnahme 
auf Artikel 12 der Deutschen Bundesakte vom 8. Juni 1815 — 
eine übrigens sehr mangelhafte Motivierung — folgendes fest: 
„Wenn der Fall einer in Rechtssachen eintretenden 
Justizverweigerung oder einer derselben gleich zu achten- 
den Verzögerung vorkommen sollte, so würde die Bundes- 
versammlung so befugt als verpflichtet sein, erwiesene, 
begründete Beschwerden über wirklich verweigerte oder 
gehemmte Rechtspflege anzunehmen, um darauf die gericht- 
liche Hilfe in den einzelnen Bundesstaaten durch ihre 
Verwendung zu bewirken." 
Diese Festsetzung ging in der folgenden Form in die 
Wiener Schlußakte vom 15. Mai 1820 Art. 29') über: 



Vergl. die Speidalbestiinmang Art. 68. 
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yfWeun in einem Bundesstaate der Fall einer Justiz- 
verweigentng eintritt, und auf gesetzlichen Wegen aus- 
. reichende Hilfe nicht erlangt werden kann, so liegt der 
Bundesversammlung ob, erwiesene, nach der Verfassung 
und den bestehenden Gesetzen jedes Landes zu beur- 
teilende Beschwerden über verweigerte oder gehemmte 
Rechtspflege anzunehmen, imd darauf die gerichtliche 
Bilfe bei der Bundesregierung, die zu der Beschwerde 
Anlaß gegeben hat, zu bewirken.^ 
Diese Norm enthält gegenüber der ersterwähnten ver-> 
schiedene Abweichungen, Die Worte „in einem Bundes- 
staate^ sind hinzugefügt, die tautologische Wendung „in 
Bechtssachen" sowie die Worte „oder einer derselben gleich- 
zuachtenden Yerzögerung'' sind in Wegfall gekommen. Die 
Zuständigkeit des Bundes ist in Gemäßheit einer Bemerkung 
des Ghroßherzoglich hessischen Bevollmächtigten ^) eingeengt: 
die Beschwerde wird an die Voraussetzung geknüpft, daß die 
Erlangung ausreichender Hilfe auf gesetzlichen Wegen aus-- 
geschlossen ist. Auch wird eine Norm für die Beurteilung 
der Beschwerde aufgestellt und endlich für den Fall wirk- 
lich vorhandener Rechtsverweigerung der Bundesversamm- 
lung das Recht gegeben, ohne Beschränkung der Mittel — 
nicht mehr ausschließlich durch „Verwendung" — die ge- 
richtliche Hilfe bei der angegriffenen Bundesregierung zu 
bewirken* 

Über die Frage der Zuständigkeit gemäß Art. 2^ 
Wiener Schlußakte ist im einzelnen folgendes zu bemerken : 
1. Die Beschwerde an die Bundesversammlung ist nicht 
von vornherein zulässig, sondern erst dann, wenn auf ge- 
setzlichen Wegen ausreichende Hilfe nicht zu erlangen ist 
Gesetzlich ist der Weg, welcher in Gemäßheit der Landes- 
gesetze beschritten wird. Weisen diese keinen Weg zur 
Erlangung der Abhilfe gegen Rechtsverweigerung oder ver-< 
schließen sie einen vorhandenen, so ist die erste Voraus- 
setzung des Art. 29 erfüllt. — Ein solcher Fall läge etwa 
dann vor, wenn die erforderliche Abhilfe nur durch uner- 
laubte Selbsthilfe oder durch eine an einen gesetzlich nicht 



*) Protokolle der deutschen Bondesversammlung Bd. 15 S. 240 f.- 



48 I>r- Kurt Pereis, 

zuständigen Faktor zu richtende Petition^) oder weiter durch 
ein gesetzlich nicht zugelassenes Eingreifen des Landesherrn 
erzielt werden konnte. 

Von Nichterlangung der Hilfe kann erst nach Erschöp- 
fung, d. h. erfolgloser Anrufung aller zuständigen Instanzen 
die Bede sein. 

Wenn dem Wort „Hilfe" das Epitheton „ausreichend" 
beigefugt ist, so soll damit noch ausdrücklich hervorgehoben 
sein, daß eine — auch auf gesetzlichen Wegen — gewährte 
Scheinabhilfe keine Hilfe im Sinne des Art. 29 ist. Eine 
ausreichende Hilfe ist eine solche, die nach ihrer formellen 
wie materiellen Beschaffenheit geeignet ist, den erstrebten 
Erfolg herbeizufuhren. 

Ob der Beschwerdeführer Inländer oder Ausländer ist, 
begründet für die Anwendbarkeit des Art. 29 einen Unter- 
schied nicht. Wenn Rudhart^) nur jedem Deutschen das 
gedachte Bechtsmittel zusprechen will, so findet diese ein- 
schränkende Auffassung in der Ausdrucksweise des Bundes- 
grundgesetzes keinen Stützpunkt.*) Auch darauf, wer der 
prozessuale Oegner des Beschwerdeführers ist, kommt es für 
den Tatbestand und die Verfolgung der Justizverweigerung 
nicht an. Insbesondere steht der Staat auch in dieser Be- 
ziehung den Einzelpersonen gleich. 

Die Wiener Schlußakte nennt die zur Erhebung der 
Beschwerde berechtigten Personen nicht. Es entspricht aber 
einerseits der eigenartigen Natur des durch die Kechtsver- 
sagung begründeten Zustandes, andererseits der Beziehung 
der Bundesversammlung zu demselben wie ihrer Stellung 
im Organismus des Bundes, daß sie nicht von Amts wegen 
imd gegen den Willen des Betroffenen gegen Justizver- 
weigerung einschreiten darf, sondern erst auf den freiwilligen 
Anruf des Verletzten hin. Ein Angehen seitens eines Dritten 
dagegen, der nicht Vertreter des Betroffenen ist, kann zur 
Begründung der Kompetenz der Bundesversammlung nicht 

*) S. auch Hftnel, Deutsches Staatsrecht Bd. 1 (Leipzig 1892) 
S. 740. von Seydel a. a. 0. S. 410. And. Ans. Rudhart, Das Recht des 
Deutschen Bundes (Stuttgart und Tübingen 1822) S. 154. — ») S. 152. — 
') ÜbereiuBtimmend Weiß, System des deutschen Staatsrechts (Regens- 
burg 1843) S. 281. 
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als ausreichend erachtet werden. Es trüge — weil nictt 
von einem Beschwerten ausgehend — nicht den Charak- 
ter einer Beschwerde, sondern den der Anzeige, der Denun- 
ziation; auf Grund dieser al^er ist die Bundesversammlung 
zu einem Vorgehen nicht berechtigt. 

Über den Beweis der der Beschwerde zugrunde liegen- 
den Tatsachen enthält die Wiener Schlußakte nähere Be- 
stimmungien nicht; sie verlangt keinen formalen Beweis, 
sondern lediglich eine „erwiesene" Beschwerde, d. h. eine 
mit solchen Beweismitteln belegte, welche geeignet sind, die 
Beschwerde als begründet darzutun. Ob dies der Fall ist, 
hat der Bundestag zu prüfen. 

2. Zuständig zur Annahme, Beurteilung und Erledigung 
der Beschwerde ist als erste und letzte Instanz die Bundes- 
versammlung. Sie hat zunächst — imd zwar nach Rechts- 
grundsätzen — darüber zu entscheiden, ob ihre Zuständig- 
keit begründet ist, d. h. ob die Yoräussetzungen für die 
Anwendbarkeit des Art. 29 erfüllt sind. Gelangt sie hierbei 
zu einem negativen Ergebnis , so hat sie ein Einschreiten 
abzulehnen und ist zu weiteren Schritten nicht befugt. An- 
derenfalls ist sie nicht nur berechtigt, sondern auch ver- 
pflichtet, in Gemäßheit der Schlußakte vorzugehen. Der 
angegriffene Bundesstaat nimmt an der Beratung und Ab- 
stimmung teil. 

3. Direr räumlichen Geltung nach umfaßt die grund- 
gesetzliche Bestimmung nur die einzelnen zum Bunde ge- 
hörigen Staatsgebiete. 

Bezüglich der Abhilfe bedürfen drei Punkte der Unter- 
suchung, einmal der Begriff der Annahme i. S. des Art. 29, 
weiter die Beurteilungsnorm, endlich Form und Inhalt der 
Abhilfeentscheidung. 

Unter „annehmen" kann ein doppeltes verstanden 
werden, erstens im weiteren Sinne die Entgegennahme der 
Beschwerde zur Prüfung ihrer rechtlichen und tatsächlichen 
Voraussetzungen, sodann aber die Annahme der Beschwerde 
i. e. S. des Art. 29, die sich darin äußert, daß sich die 
Bundesversammlung der Beschwerde annimmt. Nur 
bei Zugrundelegung der letzteren Auffassung kann das voregov 
TtgÖTegov^ welches scheinbar darin liegt, daß der Bundestag 
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nur erwiesene Beschwerden anzunehmen hat, aufgelöst 
werden. 

Die Beschwerde ist „nach der Verfassung und den 
bestehenden Gesetzen jedes [zum Bunde gehörigen] Landes'^ 
zu beurteilen. Diese Bestimmung ist aber nicht dahin zu 
verstehen, daß nur solche Beschwerden in Betracht kämen, 
welche die Landesverfassung und die Landesgesetze vorsehen, 
sondern dahin, dafi der Beschwerdegrund, d.h. die an- 
gebliche Rechtsverweigerung, nach den genannten Yorschriften 
zu beurteilen ist. So ist z. B. eine Beschwerde unbegründet, 
wenn der Gegenstand, über den zu erkennen ein Gericht sich 
weigerte, nach Landesrecht der Kognition der Gerichte ent- 
zogen war. ^) „Gesetze'' im Sinne des Art. 29 sind natürlich 
nur solche Rechtsnormen, die auf verfassungsmäßigem Wege 
(bezw. kraft gewohnheitsrechtlicher Bildung) zustande ge- 
kommen sind.^) 

Wenn weiter die Vorschrift der Schlußakte die Be- 
schwerde nach der Verfassung und den bestehenden Ge- 
setzen des betreffenden Bundesgliedes beurteilt wissen will, 
so bedeutet dies, daß der Behandlung im Bundestage nur 
diejenigen Rechtsnormen zugrunde zu legen sind, welche 
zur Zeit der Entstehung des Beschwerdegrundes galten. Eine 
nachträglich erlassene Norm, welche den Rechtsweg im frag- 
lichen Falle verschlösse, würde bei der Beurteilung der 
Frage, ob Justizverweigerung vorliegt oder nicht, außer Be- 
tracht bleiben müssen'); solcher Bestimmung ist die rück- 
wirkende Kraft durch die, einer derartigen mittelbaren Rechts- 
versagung*) vorbeugende Vorschrift des Art. 29 im voraus 
genommen.*) 

^) Hierzu von Strave, Das öffentliche Recht des Deutschen 
Bundes Bd. 2 (Mannheim 1846) S. 178 ff. — *) Protok. der Deutschen 
Bundesversammlung Bd. 15 S. 241. Unerheblich ist es, ob es sich um 
partikuläres oder gemeines Recht handelt; der Ausdruck «nach der 
Verfassung und den bestehenden Gesetzen jedes Landes' umfaßt das 
in jedem Einzelstaat gültige Recht. Hftnel Bd. 1 S. 738, insbes. 
Anm. 2. — *) Hftnel Bd. 1 S. 740. Vergl. auch Sten. Ber. über die 
Verhandlungen des Deutschen Reichstages, I. Leg.-Per., 8. Session, Bd. S 
(Erster Anlageband) Drucks. Nr. 88. — *) Ausdruck Elübers, Offent- 
liches Recht des Teutschen Bundes (Frankfurt a. M. 1840) S. 206 Anm. K. 
— •) Praktische Beispiele bei Zacharift Bd. 2 S. 787 Anm. 8. 
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Die „Annahme^ der Beschwerde äußert ihre prak- 
tische Wirkung darin, daß der Bundestag auf Grund der in 
und mit der Annahme gegebenen Entscheidung, daß die 
Beschwerde begründet ist, die gerichtliche Hilfe bei der 
Bundesregierung, welche zu der Beschwerde Anlaß gegeben 
hat, bewirkt. Dies geschieht, indem er die angegriffene 
Landesregierung veranlaßt, den gesetzlich zulässigen Ein- 
fluß auf die Gerichte im Sinne der Beseitigung der einge- 
tretenen Verweigenmg oder Verzögenmg geltend zu machen. 
Eine Nachprüfung der Gültigkeit des Bundestagsbeschlusses 
steht weder der betreffenden Regierung noch dem be- 
treffenden Gerichte zu. 

Über die Aufforderung an die betreffende Landesregie- 
rung hinaus geht die Wirksamkeit der Bundesentscheidung 
auch dann nicht, „wenn dieselbe die Unanwendbarkeit einer 
Rechtsnorm auf den betreffenden Fall oder die Nichtigkeit 
einer Einzelverfugung, an welche die Gerichte formell ge- 
bunden waren, ausspricht oder die Lage des Falles die Be- 
gründung eines Gerichtsstandes kraft höheren Auftrages er- 
forderlich macht. ''^) Denn dem Bundesorgan steht nur die 
Bewirkimg der gerichtlichen Hilfe bei der betreffenden 
Bundesregierung zu, also nicht eine unmittelbare Hilfe- 
leistung im Einzelfalle. Diese vielmehr eignet allein der 
zustandigen Landesbehörde, und nur deren Entscheidung, 
nicht die der Bundesversammlung, ist für die Gerichte un- 
mittelbar maßgebend. 

Andererseits ist die Befolgung der Aufforderung des 
Bundesorgans verfassimgsmäßige Bundespflicht; ihre Nicht- 
erfüllung hat die Bundesexekution^) zur Folge. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten gleichermaßen 
für den Artikel 77 der Yerfassung des Deutschen Reiches, 
da derselbe mit Art. 29 der Wiener Schlußakte inhaltlich 
übereinstimmt. 



») Abweichend Hänel Bd. 1 S.741, 787. — «) W.Schi. A. Art. 81. 



4* 



IL 

D^as Spießrecht 
in der Theorie des 17. und Ui. Jahrhimdortsi. 

Von 

Herrn Eammergerichtsreferendar Dr. Burkhard V. BoniA 

in Potsdam. 

Als gegen Ende des 16. Jahrhunderts das Spießrecht^) 
aus der deutschen Heeresrechtspfiege wieder verschwunden 
war, dauerte es nicht lange, bis sich falsche Vorstellungen über 
dieses Bechtsverfahren bildeten. Grundlegend waren dafür 
zwei schriftstellemde Krieger, von denen der eine seit un- 
geßlhr einem halben Jahrhundert dem Eriegsleben fern- 
stand — Wilhelm Eirchhoff, Militaris disciplina. Frank- 
furt a. M. 1602 — der andere aber kaum selbst mehr einem 
Spießrechte beigewohnt hat — Junghans von der Olßnitz, 
Krieges Ordnung zu Wasser und Landt. 2. Ausg. Köln 1590 
(verfaßt 1586).^) Die nur noch aus Zitaten bekannte Kriegs- 
ordnung von Andreas Reuter') scheint keine falschen An- 

^) Vergl. darüber v. Bonin, Grundzüge der Rechtsverfassnng in den 
deutschen Heeren zn Beginn der Neuzeit S. 148 ff. — • *) Die erste Aus- 
gabe ist verschollen. — *) In Jahns' Gfeschichte der Eriegswissen- 
sehaften ist sie nicht erwähnt. Offenbar sind ihr die vielzitierten Worte 
entnommen (vgl. z. B. Elias Schröder, Delineatio iuris bellici [in lus 
publicum S. I. Rom. — Diss. ab aliquot Westphaliae ICtis. Hanoviae 1615 
II 799 und bei Arumaeusi Discursus academici de iure publice. Jenae 
1621 1 226] ; Liebenthal, Collegium politicum de societatibus etc. Giessae 
Hass. 1619 S. 892f; Besold, Thesaurus practicus. Ed. sec. et posth. studio 
Speidelii, At^göstae Vindel. 1641 8.868; Beyer, Ins masculorum. Jenae 
1672 S.88; Behaimb, Miles delinquens. Francofurti adM. 1692 8.216): 
„und wird der Verbrecher, so wider den Artikelsbrief gehandelt, dar- 
gestellt und endlich auf vorhergehendes urteil und Recht durch die 
Spieße gejagt, da unterdessen alle Fähnrich, so gegenwärtig, ihre 
Fahnenspitzen in die Erden stecken, bis das Urteil ergangen; alsdann 
erheben sie dieselbe und lassen sie gegen Aufgang der Sonnen fliegen. 
Ist er ein Schütz gewesen, wird an eine Säule gebunden und von an- 
dern, so gegen der Sonnen treten, erschossen.*^ 
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gaben enthalten zu haben, wenn sie auch den Anlaß zu großen 
Mißyerständnissen gab. 

Olßnitz* Angaben (BI. 0.) sind zwar im wesentlichen 
richtig, da er sich an die Spießrechtsordnung eines alten 
Artikelsbriefes anschloß, wie schon Fronsberger getan hatte, 
doch hat er den letzten Artikel, der ursprünglich die General- 
klausel ^) enthielt, sinnlos verderbt und sogar einen „Richter^ 
in ihn hineingebracht. Kur in der Überschrift erwähnt er 
mit Becht, daß bei den Schützen das Recht analog sein könne. 

Schlimm aber steht es um KirchhoflFs Bericht (S. 21 7 ff.). 
Ihm ist das „Recht vorm gemeinen Mann oder Langen- 
spießen^ nächst dem Stehenden Rechte — der Gerichtsbar- 
keit des Eriegsrates — das älteste Verfahren in deutschen 
Heeren, und erst als sich Mißstände herausgestellt hätten, 
da infolge der großen £ile manche Gefangenen unschuldig 
yerurteilt seien, habe man das Spießrecht „wiewol nit gar 
oder allerding abgeschafft, dahin weyt bessere Ordnung und 
mit gewissen Punoten verfasset, das Malefitzrecht genendt, 
und demselbigen das Schuldrecht nachmals zugethan^. Hier 
ist zum ersten Male der Irrtum ausgesprochen, daß das 
Spießrecht älter sei als das Malefizrecht (Schultheißengericht). 
Was er dann aber als Spießrecht darstellt, ist ein wunder- 
bares Gemenge von Spieß- und Malefizrecht. Zulässig ist 
es ihm nur, wenn „die That also klar und offenbar, das nicht 
viel Eramantzens oder Theding bedörfftig^; das Gericht be- 
steht aus dem Oberstleutnant, dem Schultheißen mit seinem 
Gerichtsschreiber und seinen Gerichtsleuten, den Haupt- 
leuten und allen anderen Befehlshabern; der Oberst wirkte 
außerdem insofern mit, als er seine Zustimmung zum Zu- 
sammentritte in jedem Einzelfalle geben mußte. Bis zum 
Beginne der Urteilsfindung entspricht seine Schilderung voll- 
kommen dem Verfahren im Schultheißengerichte. Dann 
aber fragt der Schultheiß einen Gerichtsmann um ein Urteil, 
dieser erbittet sich einen Bat aus mehreren geschickten 
Leuten, die durch den obersten Feldwebel berufen werden; 
der Rat tritt aus dem Kreise usf. wie beim Spießrechte. 
Das Endurteil unterliegt der Bestätigung des Obersten. Als 

») Vgl. v. Benin a. a. 0. S. 173 f. 
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Kegel nimmt er übrigens an, daß die Entscheidung der beiden 
ersten Rate auf weitere Beweisaufnahme gehe. Die Aus- 
führung des Spießejagens schildert er darauf zutreffend und 
schließt daran die Beschreibung eines Falles, wie im Jahre 
1548 vor Boulogne eine Todesstrafe durch Erschießen voll- 
streckt wurde, und femer die Mitteilung, daß 1553 jemand 
im Gerichte vor dem gemeinen Manne zur Hinrichtung mit 
dem Schwerte verurteilt sei. — Als Spießrecht erscheint 
hiernach nicht die besondere Yerfahrensart, sondern nur die 
Art der Todesstrafe; doch auch von ihr hätte er nicht 
schlechthin sagen dürfen, daß sie noch im Schwange sei, 
denn wenn auch die Vollstreckung manu populi durch Er- 
schießen nie wieder verschwand, so war doch das Spieße- 
jagen ganz abgekommen, w^eil die Spieße aus den Heeren 
schon verschwunden waren.*) 

Der erste unter den gelehrten Bearbeitern des Kriegs- 
rechts, der das Spießrecht erwähnt — Obrecht, De militari 
disciplina. Argentorati 1592 (These 1154 ff.) — hat keine 
der kekannten Kriegsordnungen in erkennbarer Weise be- 
nutzt, sondern stützt sich auf die von Beuter — nach ihrem 
erhaltenen Reste zu urteilen; er selbst nennt seine Quelle 
nicht. Ein direkter Irrtum ist in seinen unvollständigen An- 
gaben noch nicht enthalten, sofern man unter dem totus 
exercitus, dessen Zusammenberufung er für nötig erklärt, 
nur den Fußknechtshaufen zu verstehen braucht. 

An diese genannten Schriften knüpfte die Überlieferung 
an, die dann ein Mißverständnis nach dem anderen hinzu- 
fügte. Am wenigsten Dankbarkeit hat Kirchhoff gefunden; er 
wurde zwar von Berthold von der Becke — Soldatenspiegel. 
Prankfurt a. M. 1605 2) — und von seinem Landsmanne Wil- 
hehn Dilich — Krieges-Schule. Frankfurt a. M. 1689 I. 263 ff. 
— ausgeschrieben — doch in beiden Fällen wurde er nicht 
als Quelle genannt. Dilich nahm wenigstens noch einige 
Umstellungen und ähnliche Änderungen am Texte vor, ohne 



') Vgl. Graf Johann von Nassau bei Jahns, Gesch. d. Eriegswiss. 
II 913. — Über die Strafe mit den Waffen s. u. — •) Wenigstens nach 
dem Exzerpte bei Laurentius, Abh. v. d. Kriegsgerichten zu nnsem 
Zeiten S. 24 Note 7. 
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jedoch inhaltlich abzuweichen.*) Doch alle drei fanden 
wenig Beachtung und blieben bis in die Mitte des 18. Jahr- 
hunderts vergessen. 

Nur wenig besser erging es Olßnitz. Seine Spießrechts- 
ordnung wurde zwar schon 1 624 von Besold als Anhang zur 
Schrift De arte et iure belli. Argen torati S. 219 ff. neu ab- 
gedruckt — ebenfalls ohne Quellenangabe — doch bei den 
systematischen Bearbeitungen wurde auch sie ignoriert, bis 
Schottel sie 1671 zu neuem Leben erweckte. 

Dagegen hat Obrecht großen Erfolg gehabt; dies war 
nicht erstaunlich, da das Spießrecht nur noch für den Oe- 
lehrten Interesse hatte und nur Obrecht es ihnen mundge- 
recht — in lateinischen Thesen — fiberlieferte. Dement- 
sprechend schlössen sich ihm Schröder — . Iuris bellici deli- 
neatio; vgl. ob. S. 52 Note 3 — Liebenthal — CoUegium po- 
liticum de societatibus ; vgl. ebd. — und Reinhard König — 
Theatrum politicum tripartitum. Jenae 1622 S. 138 f. — 
vollkommen an, wenn die erstgenannten auch außerdem noch 
auf Reuters Eriegsordnung zurückgingen. Schröder aber 
brachte böse Irrtümer auf; nachdem er vom Malefizrechte 
gesprochen hat, fährt er fort: „In hastato criminali Germanis 
das Spießrecht, eodem forte proceditur modo. A prin- 
cipio beUi omnes milites iurare coguntur, quod militarium 
articulorum transgressores iuste punire, nulli affectui indulgere, 
sed ita iudicare velint, ut ius militare praescribit, propria 
conscientia monet, et Deus severus iniustitiae vindex exigit. 
Inde si quis forte contra unum vel alterum militarem arti- 
culum peccat, die iuridico * statuto imiversus convocatur exer- 

citus. Und wird der Verbrecher vgl. S. 52 Note 3 

Sonnen trotten, erschossen. Huc pertinet iudicium statarium, 
das Standtrecht, quod praecipue in caussis notoriis locum 
habet; Et sicut duo priora tribus diebus, ita hoc uno 
tantum instituitur et peragitur.^ Auch hier hat das Spieß- 
recht also wie schon bei Eirchhoff seinen ursprünglichen 
Charakter als besondere Gerichtsart abgestreift und ist zur 
besonderen Strafart des Spießejagens herabgesunken ^) ; diese 



^) Der Eapferstich, den er hinzu^lgte, ist nach Fronsbergerschen 
Holzschnitten gearbeitet. — *) Diese Strafe erscheint noch im hoUän- 
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Strafe wird im ordentlichen Verfahren verhängt, mit zweima- 
liger Vertagung, doch ist sie nur bei einem Verstoße gegen 
die Kriegsartikel zulässig. Entstanden scheinen die Irrtümer 
durch ein Mißverständnis von Keuters Angabe ^) zu sein, daß 
beim Standrechte dem Übeltäter kein Aufschub „als wie in 
andern" gestattet werde; in diesen „andern" sah Schröder nicht 
alia — wie es Reuter meinte — sondern cetera iudicia. 

Während Liebenthal und König die Schrödersche Schrift 
mit ihren Irrtümern unbekannt blieb, übernahm Besold aus 
ihr die Kenntnisse, die er im Thesaurus practicus s. v. „Standt- 
und Spießrecht, Kriegsrecht" verwertete (Ed. sec. et posth. 
op. Speidelii. August. Vindelic. 1641 S. 868), und von dort 
aus sind sie tief in die Literatur eingedrungen. So wurde 
aus ihm in zwei Dissertationen des Jahres 1677 — obwohl 
inzwischen schon Schotteis antiqua iura erschienen waren — 
die Angabe übernommen, daß das Spießrecht drei Tage ge- 
dauert habe : von Hüpken (praes. Bardili, De iudicio militum 
privilegiato. Tubingae S. 11) und von Hammer (Miles de- 
sertor. Argentorati S. 29). Diesem erschien außerdem noch, 
entsprechend Obrechts Angaben, als wesentlich: „punctim 
ad horam octavam matutinam sub dio peragitur, et nemo 
prohibetur iudicio tali spectandi causa Interesse". Jener da- 
gegen verwies bezüglich der forma außer auf Besolds The- 
saurus noch auf Burger, Observationum iuridico-politico- 
militarium centuriae IV — Coloniae Ubiorum 1654. Hier 
wird schon (S. 404 f.) dasselbe als wesentlich hervorgehoben 
wie bei Hammer, dann aber noch hinzugefügt: „Es mag da 
ein jeder zusehen, dem es geliebt. Consistit in Sculteto 
eiusque locum tenente Stadthalter Assessoribus, iudicii scriba 
et viatore, Gerichtswebel quorum opera in scribendo et ci- 
tando Scultetus utitur. Conceditur autem actori quam reo, 
ut quendam ex bis duodecim, si valet, nomine t, qui causae 

suae patrocinetur ter idem repetitur iudicium. His 

peractis reus vel absolvitur vel ad poenam gladii, arboris etc. 

dischen Artikelsbriefe von 1590 Art. 58 als „Strafe mit den Waffen." 
Ihrer von Charondas versuchten Zurückführung auf die Schweizer wider- 
sprach Pappus von Tratzberg mit Recht. 

*) Sie findet sich bei Beyer, lus masculorum S. 87 wörtlich aus- 
geschrieben. 
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nunquam tarnen ad patibulum condemnatur/ Diesen Unsinn 
kann Burger trotz seiner Angabe nicht aus dem Anhange 
zu Besolds Ars et lus belli allein herausgelesen haben, 
selbst wenn er die beiden Malefizrechtsordnungen und die 
Spießrechtsordnung zusammengeworfen hätte; vielmehr hat 
er alle falschen Angaben seiner Vorgänger gesammelt — 
und die richtigen unbeachtet gelassen. Das Traurigste dabei 
ist, daß Burger den meisten Anklang in der Literatur fand. 

Hiemach kann man sich nicht wundem, wenn y. Stolzen- 
berg in seiner Dissertation (praes. Malcomes, Paratitla ad 
titt. AT. et C. de re militari. Qiessae 1668) keinen Unter- 
schied zwischen Spießrecht und Malefizrecht kannte (vgl. 
S. 45ff.) außer dem, daß dieses ein ordentliches, jenes ein 
außerordentliches Kriegsrecht sei (vgl. S. 17)^), während 
Jungmichel (praes. SchwendendörfFer, De officio auditoris. 
Lipsiae 1690) — ebenfalls unter Berufung auf Burger — 
Spießrecht und Standrecht zusammenwarf, da beide in causi^ 
notoriis stattfänden. 

So war die echte Form des Spießrechtes schon ganz 
in Yergessenheit geraten, als im Jahre 1671 Schotteis „De 
singularibus quibusdam et antiquis in Germania iuribus usw. 
Frankfurt und Leipzig erschien und die Olßnitz-Besoldsche 
Spießrechtsordnung (S. 503 ff.) mit ihren nur unwesentlichen 
Fehlem zum dritten Male ans Licht zog und zwar in der 
Form, die sie im ms. germ. fol. 96 der Berliner Königlichen 
Bibliothek hat. Auch fügte er noch als Einleitung eine 
Bezugnahme auf das „alt Teutsch Sprichwort, einen durch 
die Spieße jagen^ und als Abschluß einen Bericht über die 
Ermordung des Grafen von Helffenstein im Jahre 1525 hin- 
zu. — Im nächsten Jahre brachte auch Beyer (lus mascu- 
lorum. Jenae 1672 S. 87 f.) richtige Angaben imter Anleh- 
nung an Reuter, sodaß eine bessere Zeit zu erwarten ge- 
wesen wäre. 



*) Auch Stalbnrger, Jus militare Germanicum. Argentorati 1671 
S. 30 schrieb die von Obrecht in These 1155 f., 1166, 1168 und 1174 
gegebene Disposition ab, ebenso Schröter, De auditoribus. Altdorfii 
1700 S. 67, Ciesios, Sciagraphia iudicii militaris criminalis ordinarii. 
Rostochii 1711 S. 6, Greilich, De competentia iudicis ordinarii in pu- 
niendis delictis militum. Gissae 1762 S. 17 f. 
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Doch als Flamizer im Jahre 1688 seinen Kriegs-Gerichta- 
Schultheißen-Spiegel schrieb (Nürnberg. — Bibl. des Reichs- 
militargerichts K 2420), entgingen ihm leider diese Berichte 
und er wiederholte (S. 415) unter unverkennbarer Anlehnimg 
an Burger die alten Irrtümer, indem er das Spießrecht 
ganz als Malefizrecht darstellte mit Vorsitzendem, Schultheiß, 
mindestens 12 Beisitzern usf., ja sogar schrieb (S. 416): 
„Unerinnert nicht lassen kan, daß ich öffters in dergleichen 
Gammer- und Spieß -Rechten hochschädliche Mißbräuche 
vorgehen gesehen" usw! Oanz in diesem Sinne bezeichnete 
auch Meier, De iure et processu militari inquisitorio etc. £r- 
fordiae 1 705 (Bl. F) das iudicium hastatum als das ordent- 
liche Gericht! dabei verwies er auch auf das Corpus iuris 
militaris. Denn in den zahlreichen Sammelwerken dieses 
Namens ^) findet sich eine „Pormirung eines peinlichen Kriegs- 
gerichts*' — d. h. eines Malefizgerichts — die mit den Worten 
anhebt: „Demnach auf heut diesen Tag ein ordentliches 
Malefiz-, Stand-, Spieß-, Kammer-Recht" usf. Hiemach 
mußte man also glauben, daß diese Gerichte sich nur dem 
Namen nach unterschieden. 

Ungefilhr zu gleicher Zeit — das Jahr steht nicht fest^) — 
erschien Caspar Stielers, des „Spaten,^ „Auditeur oder Kriegs 
Schultheiß". Dieses vielzitierte Büchlein schloß sich (S. 442) 
grundsätzlich an Schottel an; das Spießrecht ist ihm, ent- 
sprechend dem Schotteischen Sprich werte, „das urälteste 
Krieges-Recht der Teutschen, da sie die, so wider die Ar- 
ticul etwas Halsbrüchiges gesündiget, durch die Spieße zu- 
jagen pflegeten." Dennoch muß auch Stieler die allgemeine 
Ansicht von den drei Tagen des Spießrechtes gekannt haben, 



^) Das erste ist die Ausgabe von Pappus von Tratzberg, Hollän- 
disch Eoiegs-Rechts. Frankfurt a. M. 1657, das zweite das von Hojer 
1672 zusammengestellte Sanunelwerk, das 8. erschien 1674 in Frank- 
furt a. M. bei Hermsdorff, dann kommt das Corp. iur. mil. [Brandenb.] 
im Verlage Rupert Völckers, Berlin 1687, hiernach das von Lünig, 
Leipzig 1723 und schließlich das Corp. iur. mil. novissimum von Tho- 
mas Fritsch, Leipzig 1724. — *) Jahns gibt — Gesch. d. Kriegswiss. II 
S. 1528 — die erste Ausgabe auf Nürnberg 1694 an ; dieses kann jedoch 
nicht zutreffen, da der Spaten schon 1692 von Behaimb zitiert wird; 
mir selbst stand nur die Ausgabe von 1695 zur Yerfägung. 
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denn er kommt ihr entgegen, wenn er aus eigenem Kopfe 
hinzufugt, dem Angeklagten sei „drey gantzer Tage Frist 
zur Verantwortung verstattet" worden. Hierdurch wollte er 
offenbar die communis opinio mit Schotteis Bericht in Über- 
einstimmung bringen. Ihm schloß sich in dieser Hinsicht — 
ohne Quellenangabe — Bayer an (de foro militum privile- 
giato. Altdorfii 1709 S. 25), der aber die alte, aus der Zu- 
sammenwerfung mit dem Standrechte entstandene Behaup- 
tung wiederholte, daß absque uUis peculiaribus processus 
8olennitatibus prozediert werde. 

Behaimb '), der in seinem Miles delinquens (Franco- 
furti ad M. 1692 S. 215 ff.) außer Flamizer auch Beyer 2), 
Stalburger und den Spaten benutzt hat, fand den Ausweg, 
daß er über das Spießrecht zuerst Beyers Worte, dann die 
des Spaten und schließlich Flamizers Bericht brachte, diesen 
unter Hervorhebung: „Heut zu Tag — — besteht das 
Spieß-Recht" usf. Er half sich also durch Unterscheidung 
mehrerer Perioden aus den Widersprüchen heraus. Hiermit 
tat er einen verhältnismäßig glücklichen Griff. Auch Zentgrav 
(De iudicio militari criminali. Argentorati 1712 S. 7f.) schlug 
einen ähnlichen Weg ein, als er vor die Entscheidung gestellt 
wurde, ob er Burger oder Schottel glauben sollte. Er ver- 
wies — imter Erwähnung des Grafen von Helffenstein — 
schlechthin auf Schotteis Bericht, rechnete aber trotzdem 
das Spießgericht unter die summaria iudicia, ubi formalia 
Processus reliquaque solennia minus curantur; dann fuhr er 
aber fort: „Est tamen illud hodie quoad formam immutatimi; 
peragitur enim in exercitibus Germanicis die a superioribus 
Statute hora quadam matutina ad amussim sub dio nuUique 
huic iudicio spectandi causa Interesse est prohibitum. Per- 
sonae, quibus iudicium hie consistit, sunt Auditor, Assessores, 
scriba atque iudicii viator. Ex duodecim personis, quibus 
iudicium hoc constat" usf. — wie wir es bei Burger u. a. 
finden. Wenn er trotzdem nur Besolds Ars et lus belli als 
Quelle angibt, so hat er dieses Buch doch kaum in Händen 



*) Auf ihn und Flamizer verweist schlechthin Kesler, praes. 
Becke, De iudicio statario. Jenae 1727 S. 11. — *) Aus ihm sind die 
Zitate Liebenthals und Reuters übernommen. 
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gehabt, sondern sich nach Burger — und in einer Kleinig- 
keit^) auch nach dem Spaten — gerichtet. 

Diese Ansicht, daß das Spießrecht nur geändert, nicht 
aber aus der Heeresrechtspflege verschwunden sei, kann für 
jene Zeit überhaupt als die herrschende bezeichnet werden; 
ihr huldigte auch Pistorius (Thesaurus paroemiarum Germa- 
nico-iuridicarum. Centuria V. Lipsiae 1716 S. 306), als er 
vom Spießgerichte sagte: „quod tribus ad minimum diebus 
peragitur iuxta formam, quam exhibet Besoldus d. 1. (d. h. 
im Thesaurus pract.) et adhuc melius Junghanß in seiner 
krieges-ordnung zu wasser und land n. 10, quamvis du- 
bitem, an ille modus, prout ibi descriptus, adhuc ho- 
die obtineat.^ 

Ein sehr wesentlicher Fortschritt war es aber, als Ludo- 
vici in seiner Einleitung zum Eriegs-Proceß. Halle 1715 
S. 133 zum ersten Male klar heraus behauptete, daß das 
Spießrecht überhaupt nicht mehr in Gebrauch sei; den Be- 
richt des ms. germ. fol. 96 brachte er nur noch aus histo- 
rischem Interesse, und Yon Flamizers Bericht, den er auch 
abschrieb, sagte er in zutreffender Kritik: „allein es zeiget 
der ganzte context, auch die vorhergehende Worte, daß der 
Autor durch das Spieß-Recht nichts anders, als das ordent- 
liche Malefitz-Recht verstehe." Von da ab wurde denn auch 
regelmäßig des Spießrechtes nur noch als eines „bei dem 
alten Teutschen Kriegsvolke gewöhnlichen" Rechtes ge- 
dacht*), und die Schilderung des Verfahrens beruhte auf 
jenem vielgedruckten Berichte. Lünig machte in seinem 
Corpus iuris militaris (Leipzig 1723 S. 1414) in dieser Hin- 
sicht den Anfang; von Fleming schrieb diesen Bericht in 
seinem Vollkommenen Teutschen Soldaten (Leipzig 1726 



*) In den Worten: ,Repetito antea trina vice hocce iudicio, ne 
ei defensionis snae copia adimatur'; daß er den Spaten über- 
haupt benutzt hat, geht daraus heryor, daß er sich beim Standrechte 
auf ihn beruft. — •) Sofern es nicht unbeachtet gelassen wurde, wie 
bei von Hom, praes. Helwig, De foro militari. Gryphiswaldiae 1726. 
Lazarow, praes. Waga, De iure aggratiandi supremo belli duci com- 
petente. Regiomonti 1732. Rücker, praes. Brokes, De processu inqui- 
sitorio in iudiciis militaribus usitato. .lenae 1748. Brüss, praes. Ayrer, 
De militis foro delinquentis. Gottingae 1762. 
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S. 503) wörtlich ab, ebenso Knorre in seiner „Gründlichen 
Anleitung zum Krieges-Proceß''. Halle a. S. 1738 S. 36 S. — 
beide ohne Quellenangabe.^) Deutschmann (praes. Strecker, 

De praetoris bellici officio in causis criminalibus. Er- 

fordiae 1735 8. 12) verwies aufLudovici undLünig; von Beust 
schrieb im 1. Bande seiner Kriegs -Anmerckungen (Gotha 
1743 8. 151 f.) Lünig aus, im 4. Bande (1747 8. 285) tischte 
er jedoch den veralteten Stielerschen Irrtum wieder auf, 
daß „dem Delinquenten auf das längste nur 3 Tage Zeit 
zu dessen Defension gelassen^ sei. Auch Eowalewski, der 
in seiner Dissertation (praes. Sahme, De iudicio militum 
statario. Regiomonti 1727 8. 8 f.) eine verhältnismäßig 
zahlreiche Literatur benutzte^), schloß sich ausdrücklich 
Ludovicis Ansicht an; von ihm ist übrigens zu bemerken, 
daß er es für nötig hielt, eine Zurückführung des iudicium 
hastatum auf die altromische Heeresrechtspflege für unbe- 
rechtigt zu erklären. Caspart (Allgemeiner Kriegs-Recht- 
licher Unterricht. Stuttgart 1746 8. 751 f.) stand ebenfalls 
auf Ludovicis Standpunkt, doch brachte er leider noch die 
Mitteilung hinzu, das Spießrecht habe nur stattgefunden, 
wenn „die anderwärtige Straffen nicht verfangen weiten", 
damit „dardurch der Ernst und Rigueur gezeiget werde". 
Gnügen (Gründliche Anleitung zum Eriegs-Recht. Jena und 
Leipzig 1750 8. 378) und G. F. Müller (Krieges- oder Sol- 
daten-Recht. 1789 8. 240) erwähnten das Spießrecht nur 
kurz, da es nicht mehr in Gebrauch sei. 

Noch weiter ging in der berechtigten Kritik Laurentius, 
indem er 1757 in seiner „Abhandlung von den Kriegsgerich- 
ten zu unseren Zeiten" (Altenburg 8. 22 ff.) unter Berufung 
aufBecke — den Plagiatoren Kirchhoffs — schrieb: „Allem 
Ansehen nach ist es in der letzten Hälfte des XVI. Jahrhun- 
derts, wegen der mit untergelaufenen Misbräuche, gänzlich 
abgeschafft worden." 

Daneben ist jedoch noch eines Schriftstellers aus dem 
Beginne des 18. Jahrhunderts zu gedenken, der im Spieß- 

') Enorre verwies in den Noten auf Böiger, Schotte!, den Spaten 
und Ludovici. — •) Auch verweist er auf S. 9 auf ein Buch „Von aller- 
hand Kriegs-Rüstung und Gebrauch«, das in Frankfurt a. M. 1558 er- 
schienen sei; bei Jahns habe ich es nicht erwähnt gefunden. 
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rechte nur die Strafe des Spießejagens sah, aber über diese 
eine bemerkenswerte Ansieht aussprach. Gericken erklärte 
nämlich in seinem „Spicilegium ad Schottelii tractatum^ usw. 
(Leipzig und Wolffenbüttel 1718 S. 108), nachdem er Pappua 
von Tratzberg ausgeschrieben hatte : „Heutiges Tages, nach- 
dem die langen Spieße im Kriege nicht mehr gebräuchlich, 
ist diese Art der Todesstrafe gleichfalls in Abgang kommen. 
Doch halte ich davor, daß diejenige Straffe, da nehmlich 
ein Soldat, wegen eins groben Verbrechens, in denen ge- 
schlossenen Piquen geprügelt wird^), wohl daher ihren Ur- 
sprung genommen^. Diese rein hypothetisch aufgestellte 
Meinung scheint tatsächlich auf richtiger Grundlage zu be- 
ruhen, da zwischen dem Spießejagen des 16. Jahrhunderts 
und dem Spitzrutenlaufen seit dem Auftreten Gustav Adolfs 
die „Strafe mit den Waffen^ im holländischen Artikelsbriefe 
von 1590 eine historische Überleitung im Strafensysteme 
bildet. Anhänger fand Gericken jedoch zunächst nicht; erst 
1772 sprach Zincken (Einleitung zur Krieges-Rechtsgelahr- 
samkeit in Deutschland. Magdeburg und Frankfurt a. O. 
S. 57) dieselbe Ansicht von neuem aus.^) 

Außerdem aber hielt sich vereinzelt noch die alte Ver^ 
mengung von Spießrecht und Standrecht. Trautmann hul- 
digte ihr im Jahre 1732 (praes. von Goebel, De Praetore, 
quem iustitiarium bellicum aut auditorem vocant. Helmstadii 
S. 9), und auch in Zedlers üniversallexikon war er vertreten; 
zwar im 15. Bande (1737 Sp. 1939) wurde nur Fleming ab- 
geschrieben, doch im 38. Bande (1743 Sp. 1867) wurde nach 
Abschrift von Schottel-Gerickens Bericht hinzugesetzt: „Sonst 
wird auch durch das Spieß-Recht bisweilen diejenige Art 
des Erieges-Rechtes verstanden, wenn über einen unlaug- 
baren tJbelthäter, gleich auf frischer That das Urtheil ge- 
sprochen wird. Siehe davon unter Stand-Recht. Täschs 
Kriegs- und Ingenieur -Lexic." Entsprechend wird im 
39. Bande (1744 Sp. 1135) vom „Stand- oder Spieß-Rechte* 

*) Wamm gebraucht er nicht den schon damals geläufigen Aus- 
druck, , Spießrutenlaufen*? (vgl. z.B. Jungkenn, praes. Nitsche, De 
iuribus militum singularibus. Giessae Hess. 1694 S. 37). — *) »G. Matte- 
lins in sign. Germ. ludic* steht offenbar für „G. Schottelius in sing. 
Germ. ludic* 
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gesprochen und zwar unter Berufung auf Besold. Anschei- 
nend ist also das Mißverständnis dadurch erhalten geblieben^ 
daß in Besolds Thesaurus practicus das Spießrecht s. y. 
Standrecht miterledigt ist. 



III. 

Der Stadtschultheiß von Bochum. 

Von 

Herrn Privatdozenten Dr. Emst von Moeller 

in Berlin. 

Den Anlaß zu der vorliegenden Abhandlung haben 
Untersuchungen über die Gerichtsverfassung in Cleve-Mark 
im 17. und 18. Jahrhundert gegeben. Stärker als in den 
östlichen Provinzen des damaligen preußischen Staates macht 
sich hier in den rheinisch-westfälischen Gebieten die Rechts- 
zersplitterung geltend. Yon einer einheitlichen Organisation 
des Gerichtswesens ist nur in beschränktem Umfange die 
Rede. Und neben den Neuerungen der preußischen Könige 
und ihrer Beamten haben sich zahlreiche Einrichtungen aus 
dem Mittelalter forterhalten. Erst nach den Freiheitskriegen 
ist in dieser Hinsicht Wandel geschaffen worden. 

Schultheißen hat es seit alter Zeit in vielen deutschen 
Städten gegeben. Aber die Stellung, die der Schultheiß ein- 
nimmt, ist eine andere, wenn es sich etwa um Nürnberg 
oder um Frankfurt am Main oder um Dortmund handelt. 
Trotz mancher Übereinstimmung herrschen weitgehende Yer- 
schiedenheiten. In jedem einzelnen Fall gelten besondere 
Rechtssätze. Und so ist auch aus diesem Grunde da» 
Amt des Bochumer Schultheißen einer besonderen Unter- 
suchung wert. 

An gedruckten und ungedruckten Quellen ist kein MangeL 
Aus der Literatur konmien an erster Stelle die Darstellungen 
der Geschichte der Stadt Bochum von Karl Arnold Eortum ^),. 

^) Neues Westphälisches Magazin zur Geographie, Historie nnd 
Statistik heransgeg. von P. F. Weddigen. II. 1790. 
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dem Dichter der Jobsiade, und von Franz Darpe*) in Be- 
tracht. Einige Angaben finden sich auch in Steinens west- 
fälischer Geschichte.^) Sehr genaue und ausfuhrliche Nach- 
richten sind in den Akten des Geheimen Staatsarchivs in 
Berlin enthalten.^) Aus dem Staatsarchiv Münster konnte 
ich einen aus dem Jahre 1731 stammenden Bericht benutzen^); 
anderes Material scheint dort nicht vorhanden zu sein. Das 
Stadtarchiv in Bochum dagegen ist mir leider verschlossen 
•geblieben. Auf meine Bitte, mir das alte Bürgerbuch, welches 
nach Darpes Anführungen viele Nachrichten über das Amt 
des Schultheißen enthält, zugänglich zu machen, erwiderte 
mir der Magistrat unter dem 1. Juli 1904: da« Archiv sei 
leider noch nicht so geordnet, daB das gewünschte Bürger- 
buch sofort gefunden und mir übersandt werden könnte. 
Es wäre dazu zunächst ein zeitraubendes Nachsuchen erfor- 
derlich, das dem Magistrat zurzeit nicht möglich sei, da in- 
folge Erweiterung des Stadtbezirkes alle Beamten vollauf 
beschäftigt wären. 

Bochum war im Mittelalter ein unbedeutender kleiner 
Ori;. Erst spät hat es Stadtrecht bekommen. Nicht einmal 
das Jahr der Yerleihung steht fest. Urkunden von 1268 
und 1298 machen wahrscheinlich, daß die Umwandlung vom 
Dorf zur Stadt im dreizehnten Jahrhundert erfolgt ist. 

Anfangs gehörte Bochum zum Herzogtum Sachsen. Im 
Jahre 1 1 80 kam es an das Erzbistum Köln. Im dreizehnten 
Jahrhundert erwarben die Grafen von der Mark gemeinsam 
mit den Isenbergern den Besitz von Bochum. In Kämpfen, 
die sich bis zum Ende des Mittelalters hinzogen, behaupte- 
ten sie sich schließlich als alleinige Landesherren. Mit Cleve, 
Mark und Ravensberg kam Bochum endlich im siebzehnten 
Jahrhundert unter die Herrschaft der Kurfürsten von Bran- 
denburg. 

Für die Entwicklung des Bochumer Schultheißenamtes 
war der Wechsel der Landesherren von geringer Bedeutung. 

^) Erschienen als Beilage zu den Jahresberichten des städtischen 
Öymnasiums in Bochum. I. 1888; IIA. 1891; IIB. 1893; HC. 1894; 
III A. 1889; III B. 1890. — «) III, 1. 1757. Stück XVI: Stadt und Amt 
Bochum. — ») Rep. 34- nr. 27 ^-»; nr. 85 ••*• — *) Cleve-M&rk. Landes- 
archiv 543. 
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Sehr viel erheblicher ist ohne Zweifel der ümschwimg ge- 
wesen, der in der Stellung des Schultheißen durch die Ent- 
stehung der stadtischen Verfassung yerursacht wurde. Aber 
leider sind unsere Nachrichten über die frühen Zeiten des 
Mittelalters so dürftig, daß sich nur wenig über die Anfange 
des Amts feststellen läßt. 

Nach einer Urkunde Yom Jahre 1041 bestand bereits 
im elften Jahrhundert in Bochum eine „rilla publica^, ein 
königlicher Hof.^) In demselben Sinne sprechen die späte- 
ren Landesherren von ihrer „curia* ^), ihrer „curtis".*) An 
der Spitze dieses Hofes stand ein „scultetus*, ein Schult- 
heiß. Mit voller Sicherheit läßt er sich zuerst in einer Ur- 
kunde des Qrafen Eberhard von der Mark vom 8. September 
1298 nachweisen.^) Dieser Schultheiß wird vor Entstehung 
der Stadtverfassung die Bewirtschaftung des Hofes und der 
zugehörigen Ländereien zu leiten gehabt haben. Er hatte 
von den einzelnen XJnterhöfen die Gefalle zu erheben. Und 
wahrscheinlich übte er auch die Gerichtsbarkeit über die 
Hörigen des Hofes aus. 

Aus dem Schultheißen des Hofes zu Bochum wurde 
seit der Yerleihung des Stadtrechts ein Stadtschultheiß. 
Mit ihm haben wir es im folgenden ausschließlich zu tun. 
Wir werden dabei zunächst von seiner Ernennung und der 
damit eng zusammenhängenden Frage der Erblichkeit des 
Amtes sprechen und dann weiter die einzelnen Befugnisse 
des Schultheißen ins Auge fassen. 

L 

Der Schultheiß von Bochum wurde vom Landesherm 
ernannt. Die formelle Ernennung durch den regierenden 
Grafen, Herzog, Kurfürsten oder König ist stets beibehalten 
worden, bis das Amt im Beginn des neunzehnten Jahrhun- 
derts durch die Franzosen^) beseitigt wurde. Aber der 
Ausübimg des Ernennungsrechtes waren wenigstens in der 
Neuzeit enge Schranken gezogen. 



^) Darpe I. p. 14. — •) Darpe III A. p. 5. — ») Ibid. p. 6-8. - 
*) Ibid. p. 5. — ») Darpe H C. p. 406. 

ZeitBohrift fOr Reohtageechichte. XXV. Qerm. Abt. 5 
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Yon einer Yererbung des Schultheißenamtes scheint im 
Mittelalter noch nicht die Rede gewesen zu sein. Die Über- 
lieferung ist allerdings sehr lückenhaft. Und die Feststellung 
wird dadurch erschwert, daß der Schultheiß häufig Richter 
genannt wird, aber keineswegs der einzige Richter in Bochum 
war. Jedenfalls läßt sich aus Darpes Verzeichnis der mittel- 
alterlichen Schultheißen und Richter ^) der Beweis der Erb- 
lichkeit nicht erbringen. Erst seit der Mitte des fünfzehnten 
Jahrhunderts begegnet unter den Trägern des Amtes wieder- 
holt der Name Passendahl. Und es steht fest, daß der 1482 
bis 1494 bezeugte Schulz to Bouchem Wennemar Passchen- 
daill der Sohn des Schulzen, Rentmeisters und Richters 
Wessel Passchendaill war. 

Am Urbanstage 1 494 erhielt der Schultheiß Wennemar 
Passendahl samt seiner Tochter Grete vom Herzog von 
Kleve und Grafen von der Mark eine erbliche Verschreibung 
des Schultheißenhofes. Sie und ihre Erben, männlichen 
oder weiblichen Geschlechts, sollten bis zu ewigen Tagen 
dabei geschützt werden. Sie übernahmen dafor die Ver- 
pflichtung, jährlieh eine Abgabe von sechs Maltern Roggen, 
sechs Maltern Gerste, neun Maltern Hafer, hundert Pfund 
Wachs und fünfzig Hühnern zu liefern. 

In demselben Jahre 1494, „den ersten tag na Sanct 
Martini dag Epi. Hyem:", wurde ferner dem Schultheißen 
Wennemar Passendahl die jährliche Abgabe, soweit sie in 
Körnern bestand, gegen Zahlung von 240 Gulden erblich 
„auf eine Wiederlöse" verschrieben. Er und seine Erben 
sollten also bis auf weiteres alljährlich nur die hundert Pfund 
Wachs und die fünfzig Hühner entrichten. 

Einige Jahre später hat dann Grete Passendahl, Wenne- 
mars Tochter, ihre ererbten Rechte, wie es heißt, an Hof 
und Amt, an den Rentmeister zu Bochum und Essen Ger- 
hard von Bodelschwingh verkauft. Und im Jahre 1514 hat 
der Herzog von Kleve diesen Vertrag bestätigt. Die Erb- 
lichkeit wurde verbrieft. Den Erben der Eheleute Bodel- 
schwingh wurden „die Halter des Briefes mit ihrem Willen" 
gleichgesteUt. 



») Darpe I. p. 87. 
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Seit dieser Zeit ist das Schulthei£enamt samt dem Hofe 
zmiächst beinahe hundert Jahre in der Familie Bodelschwingh 
erblich geblieben. Auf Gerhard folgte Wennemar Bodel- 
schwingh, auf diesen seine Söhne Johann und Arnold. Aber 
trotzdem ist die Erblichkeit schon im 16. Jahrhundert ange- 
zweifelt worden. In den Akten des Geheimen Staatsarchivs 
findet sich eine Abschrift aus einem Lagerbuch über das 
Amt Bochum und Gericht Kastrop de ao. 1 596. Darin heißt 
es, derer von Bodelschwingh Erbgenamen maßten sich der 
Gerechtigkeit des Schultheißenamtes vermeintlich an; es sei 
aber noch kein Beweis darob einkommen; es scheine, daß 
allerhand vorgelaufen sei. Die Kommissare, die das Lager- 
buch herstellten, schlugen deshalb vor, die Briefe vorlegen 
zu lassen und eine Untersuchung anzustellen. Im Interesse 
des Landesherrn würde es liegen, irgendeine qualifizierte 
Person, die den Dienst fleißig verträte, zum Schultheißen zu 
ernennen. Die Stadt Bochum extendiere ihre angemaßten, 
aber nicht vorgebrachten Privilegien fast weit und erlaube 
sich Eingriffe in die Rechte des Landesfürsten. Es ist nicht 
bekannt, ob diese Prüfung des Erbrechts überhaupt statt- 
gefunden hat. Das Ergebnis kann jedenfalls für die Bodel- 
schwinghs oder ihre Erben nicht ungünstig gewesen sein. 

Denn im siebzehnten Jahrhundert war das Schultheißen- 
amt wiederum erblich in der Familie Eibers. Und diese 
leitete ihre Ansprüche im Wege des Erbrechts von den 
Bodelschwinghs her. Dietrich Eibers aus Dorsten nämlich 
heiratete Elisabeth von Bodelschwingh, eine Schwester der 
Schultheißen Johann und Arnold von Bodelschwingh. Infolge 
dieser Heirat wurde er 1606 Schultheiß in Bochum. Anfangs 
war er nur substituierter Schultheiß, weil zunächst noch 
Rücksicht auf das Erbrecht des unmündigen Sohnes von 
Arnold von Bodelschwingh genommen wurde. Später wurde 
er definitiv ernannt Und ihm ist 1630 sein Sohn Dietrich 
gefolgt. Nach dem Tode des jüngeren Dietrich Eibers be- 
kleideten der Reihe nach seine drei Söhne das Schultheißen- 
amt, Johann Dietrich seit 1671, Gerhard Wennemar seit 
1678 und endlich Henrich Eibers von 16&0 bis zu seinem 
Tode im Jahre 1700. 
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Die Erblichkeit war also oft genug tatsächlich anerkannt 
und immer aufs neue verbrieft worden. Gleichwahl wurde 
sie angefochten, als im Jahr 1692 eine Kommission die 
Domänen im Amt Bochum zu bereisen hatte. Der Fiakus 
machte Anspruch auf den Bochumer Schulzenhof. Diese 
Forderung wurde jedoch in einer Resolution rom 12. März 
1697 ausdrücklich als irrtümlich und unberechtigt anerkannt 
Die Elevische Amtskammer begnügte sich, die Yerschreibung 
des Koomzinses, der von den Schultheißen ja nur bis zur » Wie- 
derlöse^ einbehalten werden durfte, durch Bückzahlung dos 
l&St um 250 Gulden erhöhten Kapitals rückgängig zu 
machen. Wegen dieser Abrechnung entstanden neue Di£Pe- 
renzen zwischen der Kammer und dem Schultheißen, in deren 
Verlauf der Bocbumer Bentmeister am 11. August 1699 an- 
gewiesen wurde, Heinrich Eibers wegen jenes für ihn bereit 
liegenden Kapitals keine weiteren Zinsen zu berechnen, wenn 
er es nicht abheben wolle. Aber das waren nebensächliche 
Streitpunkte. Die Erblichkeit des Amtes selbst blieb dabei 
außer Frage. 

Doch noch in demselben Jahre 1699 wurde die Erb- 
lichkeit des Schultheißenamtes aus anderem Anlaß in Zweifei 
gezogen imd ernstlicher als je zuror bedroht.^) Der Schult- 
heiß Heinrich Eibers war damals kränklich. Und diese 
Gelegenheit benutzte der Rentmeister in Essen Karl Wenne- 
mar Deutecom, um sich eine Adjimktion auf die Schult- 
heißenstelle in Bochum zu rerschaffen. In Verfügungen d. d. 
Kleve den 9. September 1699 und d. d. Colin den 2S. No- 
vember 1699 wurde bestimmt, daß Deutecom dem Schult- 
heißen in allen seinen Amtsverrichtungen assistieren und 
nach dessen Tode in erster Linie bei der Ernennung eines 
Nachfolgers berücksichtigt werden sollte. 

Heinrich Eibers setzte sich gegen diesen Beschluß nach 
Kräften zur Wehre. Er berief sich auf die alten Dokumente, 
denenzufolge sich das Sehultheißenamt und der Schultheißen- 
hof seit Jahrhunderten von Erben zu Erben weiter über- 
tragen habe. Er brachte Zeugnisse vom Magistrat und vom 
Pastor Mjlaeus bei, daß es unter den gegebenen Umständen 

») Berlin. Geh. St-Arch. R. 34. nr. 27 ». 
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gar keines AsBistenten bedürfe. Daraufhin wurde am 26. März 
1700 von Berlin aus der Klevischen Regierung befohlen, 
über die Beschaffenheit des Schultheißenamts und ob Hein- 
rich Eibers es nicht verwalten könne, zu berichten. Am 
22. April 1700 stellte sich die Klevisdie Regierung durch- 
aus auf die Seite des Schultheißen. Sein Anspruch, daß ihm 
das Erbrecht an dem Amt zustehe, sei durch die vorgeleg- 
ten Papiere bescheinigt. Die Regierung gab deshalb anheim, 
ob es nicht bei dem bisherigen Zustande zu belassen sei. 

Eibers und Deutecom wandten sich bald darauf in neuen 
Eingaben an die Berliner Behörden, da die Entscheidung 
jetzt anscheinend bald fallen mußte. Der Schultheiß wies 
auf die Jahrhunderte hindurch nachweisbare Vererbung. Er 
berief sich auf seine Bestallung von 1680. Er legte seiner 
Eingabe eine besondere „Species facti** bei, woraus zu er- 
sehen, daß er sowohl an dem Hofe als Schultheißenamte 
zu Bochum ein Erbrecht erworben habe. Deutecom auf der 
anderen Seite stellte sich, als habe er das Interesse des 
Staates wahrzunehmen. Er machte auf jene Anzweiflung 
der Erblichkeit des Schultheißenamtes in dem Lagerbuche 
von 1596 aufmerksam. Daraus sehe man ja ganz deutlich, 
daß allerhand Unterschleif vorgelaufen sei. In der Yer« 
Schreibung von 1494 sei nur von dem Sohultheißenhofe die 
Rede. Das Amt werde mit keinem Jota erwähnt. Und 
wenn Margret Fassendahl 1514 ihre Rechte auf Gerhard von 
Bodelschwingh übertragen habe, so habe sie ihm offenbar 
nicht mehr Rechte übertragen können, als sie selber be- 
sessen habe. Der Notorietät und allgemeinen Rechten aber 
sei es zuwider, daß die Zedentin als weiblichen Geschlechts 
selbst das Schultheißen- und Richteramt der Stadt Bochum 
versehen habe. Also könnten sich auch der Zessionar und 
seine Erben auf den Vertrag von 1514 nicht berufen. Aller- 
dings sei Gerhard Bodelschwingh tatsächlich Schultheiß in 
Bochum gewesen. Aber dazu habe ihn der Herzog von 
Eleve aus landesväterlicher Gnade, aus freien Stücken er- 
nannt, gerade so gut wie früher zum Rentmeister in Essen 
und Bochum. So sei alles, was von annektiertem oder erb- 
Uch behandetem Schultheißendienst dem Kurfürsten von der 
FamUie Eibers strafbarlich pro lege obtrudiert werden wolle, 
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pure Phantasie. Die Eibers seien am Schultheißendienst 
„ob defectum juris authorum^ mit nichten berechtigt. Und 
wenn sie je zuweilen sub titulo einer Behandung mit dem 
Dienst begnadigt worden seien, so hätten sich doch die 
Landesherren stets unbeschrankte Disposition vorbehalten, 
wie es den Landtagsrezessen und der Territorialhoheit 
entspreche. 

In Berlin haben diese Ausführungen tatsächlich Ein- 
druck gemacht. Der Vorteil, der sich für den Staat auf 
dem von Deutecom gewiesenen Wege erreichen ließ, scheint 
dabei das Urteil einigermaßen getrübt zu haben. Die Lücken 
und Trugschlüsse seiner Beweisführung wurden zunächst 
unbeachtet gelassen. Daß Wennemar Fassendahl und sein 
Yater schon vor 1494 Schultheißen gewesen waren und auch 
den Hof bereits, wenn auch zu anderen Bedingungen, be- 
sessen hatten, blieb außer Betracht Daß Margret Passen- 
dahl nicht selber als Schultheißin fungieren konnte, schloß 
nicht aus, daß sie das Amt mit Zustimmung des Landes- 
herrn einem andern übertrug. Der Hinweis auf das Lager- 
buch von 1596 war höchst problematisch. Die hundert 
Jahre seither war eben aus Mangel an den nötigen Hand- 
haben nichts Ernstliches gegen die Bodelschwinghs und Eibers 
unternommen, sondern ihr erbliches Recht am Amt und Hof 
immer wieder neu bestätigt worden. Vollends war zu jener 
naiven Deutung der absoluten Stellung des Landesherm 
den wohlerworbenen Rechten seiner Untertanen gegenüber 
nur solch unverfrorener Stellenjäger wie Deutecom filhig. 

Solche Bedenken scheinen in Berlin nur sehr langsam 
erwacht zu sein. Zunächst wurde in einer Resolution vom 
3. Mai 1700 angeordnet, daß es wegen jetziger und künftiger 
Verwaltung des Schultheißenamtes zu Bochum bei der Ver- 
ordnung vom 28. November 1699 sein Bewenden habe. 
Dieser Standpunkt aber ist zum Teil bereits in einem Re- 
skript aufgegeben, welches am 26. Juni 1 700 an die E^levi- 
sche Regierung gerichtet wurde, einem seltsamen Schrift- 
stücke mit zwei Postskripten. Der Regierung wird darin 
befohlen, die Eingabe Deutecoms gründlich zu examinieren. 
Und weil daraus zu sehen, daß das Schultheißenamt in Bochum 
nicht erblich sei, soll dem Schultheißen Eibers solches vor- 
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gestellt und die wegen Deutecoms Beförderung ergangene 
Verordnung zum Effekt gebracht werden. Das heißt also 
eine Prüfung und zugleich ihr Ergebnis Yorschreiben. Die 
erste Nachschrift nimmt auf den Bericht vom 22. April Be- 
zug. Aus der Yerschreibung für Passendahl sei nicht zu 
sehen, daß ihm außer dem Hof auch das Amt erblich zuge* 
teilt worden sei. Die Begierung soll darum die Sache noch- 
mals beleuchten und gründlicher als geschehen davon be- 
richten. Die zweite Nachschrift wiederholt diesen Befehl 
zum drittenmal mit Rücksicht auf eine beigefügte Eingabe 
von Heinrich Eibers. Die Worte des Behandigungsbriefes 
würden ganz verschieden angeführt. Nach der einen Behaup- 
tung sei vom Schultheißenamt die Rede, nach der an- 
dern nicht. 

Zur Erstattung dieses genaueren Berichts hat sich die 
Klevische Regierung monatelang Zeit gelassen. Am 21. Sep- 
tember und am 2. Oktober 1 700 wurde sie gemahnt. „Ihr 
erinnert Euch'', heißt es im September, „was wir den 26. Juni 
jüngsthin wegen des Schultheißenamts zu Bochum und daß 
es nicht erblich sei an Euch geschrieben imd befohlen''. 
Auf dieses Drängen hin wird die Klevische Regierung den 
Bericht vermutlich schließlich erstattet haben. Aber in den 
vorliegenden Akten findet er sich nicht. 

Als im Jahre 1735 ein Streit wegen der Verwaltung 
des Bochumer Schultheißenamtes aus anderem Anlaß aus- 
brach, verfaßte ein Beamter namens Krusemark in Berlin 
auf Grund der dortigen Akten ein Referat über die Rechts- 
frage und erwähnte dabei auch die Verhandlungen, die vor- 
mals zwischen der Regierung und Heinrich Eibers samt 
Deutecom stattgefunden hatten. Zu Anfang dieses Saeculi 
sei Eibers in quasi possessione des Schultheißenamts zu 
Bochum gewesen. Es habe aber Deutecom di^ Adjunktion 
auf selbiges Officium vom Hofe erhalten. Und ob zwar 
Eibers vorgestellet habe, daß seine Vorfahren sothanes Amt 
vor 200 Jahren titulo oneroso von dem Herzog zu Kleve 
erb- und eigentümlich sowohl auf männliche als weibliche 
Deszendenten erlanget, auch in den 200 Jahren jederzeit in 
einem ruhigen Possess gewesen seien, so sei dem ohnge- 
achtet reskribieret worden, daß man aus den produzierten Do- 
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knmenten des Eibers nioht ersehen könne, daß das Schult- 
lieißenamt erblich sei, sondern daß in ihnen nur Ton dem 
Hof gesprochen würde und daß darum die Yerliehene Ad- 
junktion statt haben solle. 

Es wäre sehr irrig, wenn man aus dieser Äußerung 
Emsemarks schließen wollte, Heinrich Eibers habe gegen- 
über Deutecom den kürzeren gezogen. Seiner Angabe liegen 
kerne anderen als die bereits genannten Akten zugrunde. 
Er hat nicht etwa den der Elevischen Regierung abverlang- 
ten Bericht und eine letzte daraufhin ergangene Entschei- 
dung der Berliner Behörde, sondern lediglich die Reskripte 
vom Juni, September und Oktober 1700 mit den Eingaben 
von Eibers und Deutecom vor Augen gehabt. Erusemark 
selbst macht in seinem Referat auf die Unsicherheit seines 
Ergebnisses aufmerksam. Er wurde stutzig, daß in Akten 
der zwanziger und dreißiger Jahre abermals der Anspruch 
der Erblichkeit des Schultheißenamts auftauchte. Er sagt 
darum, er könne sich aus diesen Actis von der Sache nicht 
sattsam informieren, weilen selbige confus seien. Denn wie 
er eingangs ausgeßihrt habe, so sei es zu Anfang des Sae- 
culi dabei geblieben, daß diese Bedienung nicht erblich sei, 
und doch werde selbige jetzo für erblich gehalten. 

Dieser Widerspruch, den Erusemark konstatiert, ist nur 
ein scheinbarer. Die Akten sind nicht konfus, sondern nur 
unvollständig. Es ist 1700 nicht dabei geblieben, daß das 
Schultheißenamt nicht erblich sei. Sondern die Berliner 
Behörden haben die Erblichkeit schließlich anerkannt. Der 
Beweis dafilr läßt sich mit voller Sicherheit erbringen. Der 
Schultheiß Heinrich Elbers ist noch im Jahre 1700 gestorben.*) 
Gerade dadurch scheint sich die definitive Regelung der 
Sache um so länger hingezogen zu haben. Jedenfalls steht 
fest, daß Deutecom weder Assistent noch Schultheiß neben 
oder nach Heinrich Elbers geworden ist. Zum Nachfolger 
wurde vielmehr am 19. April 1701 der Doctor juris Johann 
Henrich Essellen ernannt. Aus der ihm erteilten Bestallimg^) 
folgt schlagend, daß Heinrich Elbers wenigstens noch im 

*) Henniges, Chronik der Familie Loebbecke. Probedruck 1901. 
p. 49. — «) Berlin. G. St..Arcli. R. 84. no. 85. a. 1. 
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Tode Recht bekommen hat. Im Namen des Königs erklärt 
darin die E^levische Regierung, das Schultheifienamt in 
Bochum habe sich durch Absterben Henrichen Eibers zu 
des Königs anderweiter Besetzung erledigt. Daraufhin seien 
dessen älteste nachgelassene Tochter, Helena Margareta, wie 
auch ihr Yerlobter Dr. Johann Henrich Essellen kraft ge- 
melter Tochter Vorfahren von alters hero an dem Hof und 
Schultheißenamt daselbst gehabter Gerechtigkeit damit be- 
bandet. Essellen sei bereits von Berlin aus die Admini- 
stration aufgetragen worden. Er wurde jetzt zum Schult- 
heißen bestellt und angenommen. So bekam der Schwieger- 
sohn das Amt, weil Heinrich Eibers keinen Sohn oder 
Bruder hinterlassen hatte. 

Von 1701 bis 1754 ist das Schultheißenamt demgemäß 
von Gliedern der Familie Essellen verwaltet worden. Im 
Jahre 1714 wurde die Erblichkeit gelegentlich einer Unter- 
suchung des Justizwesens in der Grafschaft Mark aufs neue 
anerkannt. Das Gericht der Stadt Bochum, sagen die 
Kommissare Schlüter und Viereck in ihrem Bericht, werde 
durch einen Schultheißen verwaltet, dessen Amt nebst dem 
zugehörigen Schultheißenhofe erblich sei.^) 

Aber auch diesmal dauerte es nicht lange, so wurde 
die Frage der Erblichkeit abermals aufs Tapet gebracht. 
Den Anlaß dazu gab der Tod des Schultheißen Johann Hen- 
rich Essellen und ein dadurch zu Beginn der zwanziger 
Jahre verursachter Streit um die Administration zwischen 
dem Comes Palatinus Essellen und dem Dr. Zacharias Loeb- 
becke in Dortmund^), welcher Katharina Elisabeth Juliane 
Eibers, eine Schwester von Helena Margareta Essellen geb. 
Eibers, geheiratet hatte. Der Fiskus hoffte alsbald auf den 
Vorteil, der so oft den Dritten erfreut, wenn zwei sich 
streiten. Ein Bericht der Klevischen Kammer stellte es als 
ungewiß hin, ob nur eine Leibpacht vorliege oder eine 
Behandung. Erkenne der König das Behandigungsrecht an, 
so werde man der Witwe Essellen nicht verwehren können, 
einen Administrator des Schultheißenamtes zu ernennen. 
Halte der König dagegen nur eine Leibpacht für vorliegend, 

») Berlin. G. St.-Arch. 1. c. — *) Münster. St.-Arch. aeve-Mark. 
L..A. 543. 
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80 seien die Bechte der beiden streitenden Parteien hin- 
fällig. Gegen die Inhaber des Hofes sei alsdann gemäß 
dem Eammerreglement von 1692 zu verfahren, demzufolge 
alle schädlichen Leibpächte aufgehoben werden sollten. Die 
Regierung habe völlig freie Verfügung. Und das Amt müsse 
per tertium, durch irgend einen Dritten verwaltet werden. 
Durch diesen Bericht der Klevischen Kammer wurde ein 
Prozeß zwischen dem Fiskus und der Witwe Essellen her- 
vorgerufen. Während desselben intervenierte die Witwe des 
Schultheißen Heinrich Eibers, geborene Katharina Huyssen; 
sie starb jedoch, ehe er zur Entscheidung kam. Das Urteil 
stand auch noch aus, als Schmitz, wahrscheinlich ein Beamter 
bei der Klevischen Kammer, am 7. Dezember 1731 einen 
Bericht über diese Streitigkeiten für den Etatsminister und 
Präsidenten von Borcke abfaßte. 

Mittlerweile mußte das Amt selbstredend verwaltet 
werden. Der Schultheiß Johann Henrich Essellen hatte 
einen minderjährigen Sohn Henrich Dietrich hinterlassen. 
Während seiner Unmündigkeit ist zunächst sein Onkel 
Dr. jur. Christoph Dietrich Essellen zum Schultheißenamts- 
verwalter angenommen worden. Dieser «tarb aber schon 
am 6. Oktober 1724. Nach langen Yerhandlungen zwischen 
den beteiligten staatlichen Behörden, dem Bochumer Ma- 
gistrat imd der Familie Essellen folgte ihm in gleicher 
Eigenschaft, also nicht als Schultheiß, sein Bruder, der 
Steuerrat Moriz Dietrich Essellen. Am 23. April 1726 wurde 
er ernannt. Er mußte dabei der Familie Eibers einen Re- 
vers ausstellen, daß er ohne deren Vorwissen die Bedienung 
nicht wieder abtreten wollte. Wenige Wochen zuvor, im 
März 1726, war bereits der Advokat Grolmann mit der 
Interimsverwaltung beauftragt worden. Aber dagegen hatte 
der Magistrat mit Erfolg remonstriert. 

Im Jahre 1735 meldete sich der junge Henrich Diet- 
rich Eösellen, der jetzt seine Universitätsstudien in Halle 
und Tübingen beendigt hatte. Er machte Anspruch auf das 
Amt seines Vaters. Sein Onkel, der Steuerrat, sträubte sich. 
Aber im April 1736 wurde der Neffe zum Schultheißen er- 
nannt. Damit war die Erblichkeit des Schultheißenamts 
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wiederum anerkannt. Und jener Prozeß wird damals bereits 
zu Ungunsten des Fiskus entschieden gewesen sein. 

In der Folge ist die Erblichkeit, wie es scheint, unbe- 
stritten geblieben. Henrich Dietrich Essellen starb 1754, 
ohne Söhne oder Brüder zu hinterlassen. Infolgedessen 
ging das Erbrecht am Schultheißenamt und Hof jetzt von 
der Familie Essellen auf die Grolmans über; eine Schwester 
Henrich Dietrich Essellens war mit Christoph Dietrich Grol- 
man, dem Regierungsdirektor in Kleve, verheiratet. Nach 
einem Bericht der Kle vischen Regierung vom 26. April 1754 
war zunächst der Schwestersohn des letzten Schultheißen, 
Moritz Dietrich Grolman, ausersehen. Nach Darpe^) wurde 
1756 Herman Adolf Grolman anfangs Schultheißenamtsver- 
walter und später, nach 1760, Schultheiß; bis 1780 soll er 
es geblieben sein. Dann soll jener Regierungsdirektor Grol- 
man in Kleve das Amt dem Justizrat und Landrichter Fried- 
rich Henrich Dietrich von Essellen zur Verwaltung aufge- 
tragen haben, der das Amt noch im Jahre 1799 versah. Ob 
es noch einige Jahre länger der Fall war oder ob er noch 
einen Nachfolger hatte, steht nicht fest. Das Schultheißen- 
gericht hat jedenfalls mindestens bis 1S06 bestanden. 

Verschieden von der Anerkennung der Erblichkeit durch 
den Staat ist die Frage nach den Regeln, welche für die Erb- 
folge galten. Das Erbrecht bestand nicht zugunsten bestimm- 
ter Familien, sondern zugunsten einzelner Personen und ihrer 
Deszendenz. Nur wenn ein Schultheiß ohne Nachkommen 
starb, wurde auf die Deszendenz seines Vorgängers zurückge- 
griffen. Zur Nachfolge berufen waren nicht bloß Söhne und 
Enkel, sondern bei deren Mangel auch Töchter. Und diese 
konnten das Erbrecht auf ihren Ehemann und seine Kinder 
übertragen. So war es der Fall bei Elisabeth von Bodel- 
schwingh, bei Helena Margareta Eibers und bei der Tochter von 
Johann Henrich Essellen. Immer galt Individualsukzession. 
Der älteste Sohn, die älteste Tochter hatte den Vorzug. Nur 
einer konnte das Amt bekleiden. Der Hof war imteilbar. 

Im 18. Jahrhundert ist sogar einmal von dem Rechte 
testamentarischer Verfügimg über Amt und Hof des Schult- 

') II C. p. 402. 
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heißen die Bede gewesen.^) Die Elevische Regierung be- 
richtete am 8. April 1754, daß der Geheime Rat und Stadt- 
Schultheiß Essellen gestorben sei. Die Schultheifienbedienung 
sei erblich. Dem Yernehmen nach solle der Defunctus ein 
Testament hinterlassen haben. Nach dessen Publikation 
versprach die Regierung näher zu berichten. Am 26. April 
sagte sie weiter, sie habe bereits gemeldet, daß der ver- 
storbene Schultheiß ein Testament errichtet haben solle, 
„worin er zweifelsohne über den Erb-Schultheißendienst zum 
Faveur des einen oder anderen seiner nächsten Blutsfreunde 
wird disponieret haben^. Das Testament sei noch nicht 
publiziert. Die Interimsverwaltung aber sei dem Richter 
Grolmann in Eastrop aufgetragen worden. 

Gleichviel aber, ob ein Erbe testamentarisch benannt 
war oder nicht, fand stets eine Prüfung der Ansprüche und 
Fähigkeiten der Bewerber seitens der staatlichen Behörden 
statt. Und vor der definitiven Auswahl des Nachfolgers 
wurde Rücksicht auf die nächsten Yerwandten und auch auf 
den Bochumer Magistrat genommen. 

An erster Stelle wird dabei der nächste männliche Erbe 
gehört worden sein. Wenn er etwa die nötige Qualifikation 
nicht besaß oder das Amt aus irgendwelchem Grunde nicht 
antreten wollte, so wird man bei der Bestellung eines Dritten 
seine Vorschläge in Betracht gezogen haben. Der Fall der 
Unfähigkeit, von der Minderjährigkeit abgesehen, kommt in 
den Quellen nicht zur Sprache. Aber der Beweis für die 
weitgehende Rücksichtnahme auf den nächstberufenen männ- 
lichen Erben scheint deutlich aus der Tatsache zu folgen, 
daß 1780 der Regierungsdirektor Grolman zu Kleve das Erb- 
schultheißenamt dem Justizrat von Essellen auftragen konnte, 
wobei selbstverständlich eine Bestätigung durch die Regie- 
rung erfolgen mußte. 

Ein ähnliches Entgegenkommen haben die Behörden 
den Frauen gezeigt, welche beim Fehlen männlicher Nach- 
folger das nächste Erbrecht besaßen, aber das Amt selbst 
nicht verwalten konnten. Der Bochumer Magistrat sagt in 
dieser Hinsicht in seiner Eingabe an den König vom 14. Ok- 
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tober 1724, des yormaligen Schultheißen Doetorifi Johann 
Heinrich Essellen hinterlassene Wittibe Helena Margareta 
Eibers habe dem Yemehmen nach in venneintlicher Kraft 
ihres Behandigungsrechtes ein oder anderes Subjectum bei 
der E^levischen Regierung vorgeschlagen. Dadurch werde 
jedoch sowenig das Interesse des Königs als des Publikums 
befordert. Sondern es stehe zu besorgen, daß des von der- 
selben ohne reife Überlegung und aus andern dem bono 
publice widerstrebenden Absichten vorgeschlagenen Subjecti 
halber allerhand schädliche Yemeuerung, Streit, Mißver- 
gnügen und Gesuch privaten Vorteils zu befahren sei. Dem 
Magistrat war das Mitreden der Schultheißenwitwe unbequem. 
Aber demgegenüber ist auf die Bemerkung von Schmitz in 
seinem Bericht von 1731 zu verweisen: werde die Behau- 
dig^g anerkannt, so könnte der Witwe nicht verwehrt 
werden, einen Administratorem zu ernennen. 

Über die Rechte des Magistrats ferner sagt Steinen in 
seiner Westfölischen Geschichte^): Yorzeiten konnte das 
Schultheißenamt keinem gegeben werden, als demjenigen, 
welchen der Magistrat in Yorschlag gebracht. Woher Steinen 
diese Angabe hat, ist nicht bekannt. Kortum^) hat sie in 
seine Darstellung hinübergenommen. Die Akten geben über 
dieses angebliche Recht des Bochumer Magistrats nur sehr 
dürftige Auskunft. Nach dem Tode des Schultheißenamts- 
verwalters Christoph Dietrich Essellen hat der Magistrat am 
14. Otober 1724 dem König angezeigt, er habe die Interims- 
verwaltung übernommen. Er bat ihn dabei zu manutenieren 
oder ohne Rücksicht auf jene Yorschläge der Schultheißen- 
witwe den Steuerrat Moritz Dietrich Essellen mit der Yer- 
waltung zu betrauen. Daß ihm ein Yorschlagsrecht zustande, 
hat der Magistrat damals nicht behauptet. Am 23. April 
1726 kam aber, wie wir sahen, die preußische Regierung 
dem Wunsche von Bärgermeistem und Rat tatsächlich nach, 
indem sie die Ernennung des Advokaten Grolman rück- 
gängig machte. Yielleicht handelt es sich bei jener Behaup- 
tung Steinens nur um eine Reminiszenz an jene Yorgänge 
aus den Jahren 1724 und 1726. Auch bei anderen Gelegen- 

«) III, 1. p. 142. - «) p. 134. 
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heiten mag man bei dem Fehlen fester erbrechtlicher Regeln 
auf Rat und Bürgermeister Rücksicht genommen haben, da 
der Schultheiß vielfach mit ihnen gemeinsam zu arbeiten 
hatte. Aber ein Präsentationsrecht des Magistrats hat weder 
in alter noch in neuerer Zeit bestanden. Bei der Ausführ- 
lichkeit der Nachrichten über die Besetzung des Schultheißen- 
amtes würde sonst ohne Zweifel öfter von der Mitwirkung 
des Magistrats die Rede sein. 

Das letzte Wort hatte in jedem einzelnen Fall der 
Landesherr zu sprechen. Alle diese Vorschläge waren für 
die Regierung im einzelnen keineswegs bindend. Und das 
galt sowohl für die Ernennung eines Schultheißen als eines 
bloßen Amtsverwalters. War die Erblichkeit anerkannt, und 
jede Anfechtung hat schließlich damit geendet, so legte der 
Staat natürlich das Hauptgewicht auf das Yorhandensein der 
zur Ausübung des Schultheißenamtes notwendigen Qualifika- 
tion, der persönlichen Eigenschaften und juristischen Kennt- 
nisse des vorgeschlagenen Bewerbers. Abweisungen wegen 
solcher Mängel scheinen nicht vorgekommen zu sein. Die 
Erbberechtigten haben sich wohl stets von selbst namentlich 
zu den erforderlichen Universitätsstudien entschlossen. Seit 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts sind zahlreiche 
Schultheißen von Bochum Doktoren der Rechte gewesen. 
Aber auch bei der Erteilung der Bestallung machte der 
Landesherr zuweilen expressis verbis den Vorbehalt, daß die 
Qualifikation vorliege, daß darin eine Bedingung der Erb- 
lichkeit bestehe. Das Patent für den jüngeren Dietrich 
Elbers vom 18. Juni 1630 trifft Bestimmung für den Fall, 
daß es sich zu künftiger Zeit zutragen möchte, daß ein zeit- 
licher Schultheiß zu Bedienung des Schultheißenamts nicht 
bequem sein und den Dienst nicht der Gebühr vertreten 
könnte. Alsdann sollte der Landesherr das Recht haben, 
eine qualifizierte Person anzustellen, der die Accidentien des 
Amts zugelegt oder aus den Einkünften des Hofes ein Red- 
liches zugeordnet werden könnte. 

Von der Bedingung der Qualifikation ist femer die Rede 
in dem Projekt zur besseren Einrichtung und höchstnötigen 
Kombinierung der Klev- und Märkischen Untergerichte, 
welches der Klevische Regierungspräsident von Koenen am 
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19. Juli 1748 nach Berlin sandte. Die Stadt Bochum, sagt 
er, sei mit einem besonderen Erbschultheißen versehen, 
welches Amt von uralten Zeiten gewissen Familien verliehen 
sei. Jederzeit werde es von einem aus der Familie ver- 
sehen. Aber dieser müsse sich doch zuvor gebührend quali- 
fizieren. 

Genauere Nachrichten über den Nachweis der Qualifi- 
kation liegen in den Akten über die Ernennung des Schult- 
heißen Henrich Dietrich Essellen vor. Dieser war, wie be- 
merkt, beim Tode seines Vaters Johann Henrich noch un- 
mündig, so daß zunächst nacheinander zwei Oheime von 
ihm zu Amtsverwaltern bestellt wurden. Mittlerweile voll- 
endete der junge Essellen seine Studien und bat dann 1735 
um Ernennung zum Schultheißen. Die Elevische Regierung, 
an die er sich gewandt hatte, befahl darauf dem damaligen 
Amtsverwalter, dem Steuerrat Essellen, ratione capacitatis 
seines Brudersohnes zu berichten. Und so sehr dieser 
wünschte, selbst das Amt zu behalten, mußte er doch zu- 
geben, daß sein junger Vetter sich ziemliche Kapazität ak- 
quiriert hätte. Der Bewerber mußte dann aber trotz dieses 
günstigen Zeugnisses seines Eonkurrenten noch eine beson- 
dere Froberelation anfertigen. Das Urteil, das die Elevische 
Regierung in ihrem Bericht vom 8. Dezember 1735 fällte, 
lautete zugunsten des Verfassers. Und bei der Revision in 
Berlin fand man zwar, daß ein und anderer notable Fehler 
in der Arbeit anzumerken sei. Aber der Referent habe 
immerhin gezeigt, daß er mit der Zeit und mit seiner ferne- 
ren Applikation dem Schultheißenamt gehörig vorzustehen 
imstande sein werde. Die Elevische Regierung wurde des- 
halb angewiesen, ihn zu verpflichten.^) 

Bei der Ernennung bekam der Schultheiß ein Patent, 
eine Bestallung, einen Behandigungsbrief. In vollständiger 
Abschrift finden sich in den Akten die Urkunden über die 
Emennimg des Schultheißen Dietrich Eibers vom 18. Jimi 
1630 und des Schultheißen Johann Heinrich Essellen vom 
19. April 1701. Beide Bestallimgen sind im Namen des 
Eurfürsten, des Eönigs abgefaßt. Für die Ausstellung aber 

Berlin. Geh. St-Arch. R. 34. no. 27. ».«. «• 
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scheint die Elevische Regierung zuständig gewesen zu sein. 
Für 1630 ist es wahrscheinlich; für 170t steht es fest. Und 
dem entspricht es, wenn die Klevische Regierung am 26. April 
1754 nach Berlin berichtete, sie habe die InterimsTerwaltung 
des Schultheißendienstes dem Geheimrat Ghrolman aufge- 
tragen. Aus demselben Bericht ergibt sich aber zugleich 
weiter, daß zur selben Zeit die Klevische Bjiegs- und Do- 
mänenkammer dem präsumtiven Testamentserben, dem Aus- 
kultator Moritz Dietrich Grolman das Behandigungspatent 
über den Erbbehandigungshof zu Bochum und den dem- 
selben annexen Erbschultheißendienst erteilt hatte. Eine 
Scheidung dieser beiden Patente und der für ihren Erlaß 
abständigen Behörden ist wahrscheinlich erst im 18. Jahr- 
hundert aufgekommen. 

Für die Ernennung hatte der Bewerber Gebühren zu 
zahlen, die zu verschiedenen Zeiten in ihrer Höhe stark 
geschwankt haben. Nach 1494 soll das Laudemium zunächst 
zwanzig Oulden betragen haben. Karl Wennemar Deutecom 
zahlte für die ihm erteilte ^Adjunction auff den Schuldtheiß 
zu Bochum^ der Generalchargenkasse sechs Beichstaler und 
sechs Groschen, wie aus der Quittung vom 5. Dezember 
1699 hervorgeht Dagegen erbot sich der Steuerrat Essellen 
vor seiner Ernennung im Jahr 1726, siebenhundert Taler an 
die Rekrutenkasse zu zahlen. Der Magistrat erhöhte sein 
Angebot um weitere zweihundert Taler. Und als Essellen 
schließlich die Interimsverwaltung bekommen hatte, zahlte 
er achthundert Taler. Diese Summe wollte er dann 1735 
von seinem Neffen ersetzt bekommen, als dieser Erbschult- 
heiß werden wollte ; — eine Forderung, die Krusemark mit 
Recht als unbegründet bezeichnet. Der junge Essellen, 
meint er, würde nicht angehalten werden können, dem 
Steuerrat gütliche Befriedigung der 800 Reichstaler zu tun. 
Denn er habe das Jus succedendi nicht von ihm, sondern 
von seinem verstorbenen Yater, ja gar a primo acquirente 
bekonunen. Auf keinen Fall aber habe der Onkel durch 
die Zahlung jener Gelder einen Yorzug vor dem Neffen bei 
der Besetzung. Wenn er die Bedienung titulo oneroso er- 
worben habe, so sei das doch salvo jure tertii geschehen. 
Wie der Adjunkt und der Interimsverwalter, so hat ohne 
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Frage auch der Schultheiß selbst Chargengelder zahlen 
müssen. Nähere Angaben liegen darüber nicht vor. Die 
Zahlung des alten Laudemiums ist vermutlich daneben bei^ 
behalten worden. 

Die Yereidigung des Schultheißen erfolgte in älterer 
Zeit in Bochum. In dem alten Bürgerbuch steht der Eid, 
den Johann von Bodelschwingh bei seinem Amtsantritt im 
Jahr 1569 leistete.^) Er schwor, seinem gnädigen Fürsten 
und Herrn, dem Hofe von Bochum, auch dieser Stadt Bochum 
und ganzer Bürgerschaft ein fleißiger Yorgänger und Schulz 
zu sein. Er gelobte, den Hof, die Stadt xmd gemeine 
Bürgerschaft bei ihren löblichen Freiheiten, allem guten 
Herkommen, Gewohnheit, Statuten, Privilegien und Ordnung, 
Gerecht- und Gerechtigkeit nach allen seinen besten Kräften 
zu handhaben und darin nicht anzusehen keinerlei Freund- 
schaft, Gunst oder Gewinn, so wahr ihm Gott helfe und 
sein heiliges Evangelium. Am 30. Juli 1630 leistete femer, 
gleichfalb nach Ausweis des Bürgerbuchs, der ehrenfeste 
und wohlgelehrte D. Elberts, weiland des auch ehrenfesten 
und vornehmen D. Elberts, gewesenen Schultheißen Sohn, 
seinen Schultheißeneid in forma vor Bürgermeistern und 
Rata) 

Außerdem mußte der Schultheiß, wenn er nicht aus 
Bochum gebürtig war, bei seiner Ernennung den Bürgereid 
schwören. Am 7. März 1569 leistete Johann von Bodel- 
schwingh, Schulz, diesen Bürgereid ^) und im Jahre 1606 
ebenso der aus Dorsten stammende Dietrich Eibers. ^) Aus 
dem Bürgereide wurde in solchen Fällen selbstverständHch 
die Formel weggelassen, mit der sich sonst der neue Bürger 
verpflichtete, dem zeitlichen Schultheißen getreu und hold 
zu sein.') 

Im achtzehnten Jahrhundert ist wiederholt von einer 
Vereidigung des Schultheißen bei der Regierung in Eleve 
die Rede. Und zwar folgt aus der Bestallung für Johann 
Henrich Essellen von 1701, daß diese Vereidigung in Kleve 
der Aushändigung der Bestallung vorausging. Denn es wird 

>) Darpe IL A. p. 175. — «) Darpe II. B. p. 289. - «) Darpe II. A. 
p. 201. — *) Ibid. p. 202. — •) Kortum 1. c. p. 133. 
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darin gesagt, daß der neue Schultheiß allen seinen Pflichten 
wirklich nachzukommen handtastlich versprochen xmd auch 
die gewöhnliche Eidspflicht darüber abgelegt habe. Diese 
Yereidigung in Eleve ist femer gemeint, wenn die Klevische 
Regierung am 8. April 1736 angewiesen wurde, den jungen 
Essellen als Schultheiß zu verpflichten. Wahrscheinlich ist 
durch diese Eidesleistung in Kleve die Yereidigung des 
Schultheißen vor den Bürgermeistern und dem Rat in 
Bochum in Wegfall gekommen. 

Der Titel, den der ernannte und vereidigte Schultheiß 
führt, wechselt. Schultheiß ist nur der häufigste Ausdruck. 
Daneben kommen zahlreiche andere vor, wie Schulz, Schulte, 
Schultus, Schultiß. Zuweilen wird er Richter oder im Gegen- 
satz zum Amtsrichter Stadtrichter genannt. Oder es ist die 
Rede vom behandigten Schultheiß und Richter. Mit Rück- 
sicht auf seine erbliche Stellung wird vom Erbschultheißen- 
amt, vom Erbstadtschultheißendienst gesprochen. Und da 
das Amt mit dem Besitz des Schultheißenhofes verbunden 
war, wird er besonders oft als Schultheiß des Hofes zu 
Bochum bezeichnet, was er ja in der ältesten Zeit einzig 
und allein gewesen war. 

Ebenso mannigfache, aber zum Teil widersprechende 
Auskunft geben die Quellen über das Recht, das dem Schult- 
heißen kraft seiner Ernennung an seinem Amt und Hof zu- 
steht. Bald ist von Lehn und Feudum, bald von Leibpacht, 
bald von Behandung, bald von wiederlöslichem Gut, bald 
von Pfandschaft, bald von Emphyteuse, bald vom jus censi- 
ticum die Rede. 

Yon diesen Bezeichnungen scheiden sofort von vorn- 
herein diejenigen aus, welche mit der bereits nachgewiese- 
nen Erblichkeit in Widerspruch stehen. Andere beruhen 
auf offenbaren Mißverständnissen. Dahin gehört z. B. die 
Annahme des Kle vischen Jägermeisters Hertenvelt, der 1661/2 
in seinem Streit mit dem Schultheißen Dietrich Eibers die 
beiden Yerschreibungen vom Jahr 1494 durcheinanderwarf 
und dem Schultheiß nur ein Pfandrecht zugestehen wollte, 
während damals lediglich die Kömerrente verpfändet worden 
war. Noch andere beziehen sich ausschließlich auf das 
Recht am Hofe, nicht auf das Recht am Amt. 
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Danach kommen in letzter Linie nur zwei Rechtsinsti- 
tute ernstlich in Frage. Das sind das Lehn und die Be- 
handigung. 

In der Bestallung Yon 1630 wird Dietrich Elbers an 
Hof und Amt wiederum eine Hand yerlehnt und gegeben. 
In dem Projekt yon 1748 sagt Koenen, das Amt des Erb- 
schultheißen in Bochum sei yon uralten Zeiten gewissen 
Familien und nunmehr denen Essellen in Feudimi yerliehen. 
Es sei in dominio utili priyatorum und könne deswegen mit 
dem Gerichte des Amts Bochum nicht kombiniert werden. 
In der dem Projekt beigefugten Spezifikation der Märkischen 
Gerichte erklärt Eoenen entsprechend, das Offizium des 
Bochumer Schultheißen sei zu einem Erblehn yerliehen. Der 
Schultheiß Essellen selbst sagt 1754, er sei erblich belehnt. 
Und ganz ähnlich spricht Cocceji in einem Schreiben yom 
8. Mai desselben Jahres yon der Jurisdiktion des Richters 
in Bochum, mit der derselbe erblich beliehen sei. 

Es wäre jedoch falsch, den Ausdruck Lehen hier Überf- 
all im streng technischen Sinne yerstehen zu wollen. Diese 
Auffassung stände mit den Rechtssätzen in Widerspruch, die 
tatsächlich für Amt und Hof des Schultheißen maßgebend 
gewesen sind. Die herrschende Auffassung der Schultheißen 
selbst und ihrer yorgesetzten Behörden ist eine andere ge- 
wesen. 

Der Schultheiß Heinrich Elbers berief sich 1700 auf 
sein Erb- und Behandigungsrecht am Schultheißen-Hof und 
Amt. Und ungezählte Male kehrt dieser oder ein ähnlicher 
Ausdruck namentlich in den Erbrechtsstreitigkeiten wieder. 
Yon dem Erbbehandigungsrecht, yon der Behandung, yon 
dem Behandigungsgut, yon dem Lehn- und Behandigungs- 
recht wird gesprochen. Daneben wird yielfach die lateinische 
Terminologie angewandt. Häufig kommt die Bezeichnung 
Admanuatio yor, die dem Worte Behandung aufs genaueste 
entspricht. Mit besonderer Vorliebe aber wird der Name 
Emphyteuse gebraucht, natürlich hier so wenig wie sonst ^) 
in der Absicht, die Regeln des reinen römischen Rechts da- 
mit für gültig erklären zu wollen. So spricht z. B. der 

>) Cf. Stobbe Priv. R. II, 2. » 1897. p. 466. 
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Schultheiß Dietrich Eibers 1661 von dem „bonum emphy- 
tenticum^, das er ererbt habe. Er sagt, er habe sich yer- 
halten, wie es einem getreuen Emphyteutae zustehe. Ein 
eigentliches Lehn liegt nicht vor, aber ein ^feudum anoma- 
lum^. Es handelt sich, sagt Schmitz 1731, um ein „feudum 
improprium et censiticum emphyteutico-hereditarium^. Der 
Schultheiß hat, soviel ist klar, ein erbliches Recht am Schult- 
heißen-Hof und Amt, auf das die lehnrechtlichen Bestim- 
mungen nicht zur Anwendung kommen. 

In der Frage aber, ob Hof oder Amt für die Beurtei- 
lung dieses Rechtes die Hauptsache sei, schwanken die 
Quellen. Bald wird der Hof als Zubehör des Amts, bald 
das Amt als Zubehör des Hofes aufgefaßt. Bald ist das 
Amt erblich und mit ihm der Hof, bald der Hof und mit 
ihm das Ami Schließlich ist im achtzehnten Jahrhundert 
die zweite dieser beiden AufTassungen durchgedrungen. Wie 
Schmitz 1731 sagt, prätendierten damals die Besitzer des 
Hofes, daß das Sdiultheißenamt der Stadt Bochum annex 
daran sei, dergestalt, daß derjenige, welcher mit dem Hofe 
behandigt werde, eo ipso auch Schultheiß zu Bochum werden 
müsse. Das war nicht nur die Auffassung im Kreise der 
Schultheißen. Sondern ganz ähnlich spricht die Elevisehe 
Regierung in ihrer Relation vom 26. April 1 754 von dem 
Erbbehandigungshofe zu Bochum und dem demselben an- 
nexen Erbschultheißendienste. Sie sagt, dieser Erbschult- 
h^ißendienst klebe dem Erbbehandiguiigshofe als eine be- 
«<»dere Qereditigkeit an. 

Solche Behandungsgüter gab es in Westfalen in Menge. ^) 
Die Besonderheit liegt nur in der Verbindung mit dem 
Schultheißenamt. In einer Eingabe vom Januar 1662 be- 
ruft sich der Schultheiß Dietrich Eibers auf die Rechts- 
gewohnheit in hiesigen Landen, da es der Behandungs- 
güter gar viel habe. Aber im einzelnen sind keineswegs 
überall die gleichen Regeln gültig gewesen. Auch in dieser 
Hinsicht ist der Bericht von Schmitz aus dem Jahre 1731 

*) Sommer, Handbuch über die altem mid neuem bäuerlichen 
Hechtsverhältnisse in den preußischen Provinzen in Rheinland -West- 
falen. 1, 1. 1830. p. 162. — Motive zum revidierten Entwurf des Pro- 
vinzialrechts der Grafschaft Mark. Berlin 1836. Anlagen No. IV. p. 71 ff. 
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Yon Bedeutung. Es sei gewiß, sagt er, daß alle Behau- 
digungsgüter hiersulaude bis dahiu pro feudis anomalis 
et impropriis seieu gehalten worden. Sie hätten ihre eigenen 
Rechte. Die Hände pflegten gegen Erlegung eines gewiss^i 
laudemii, welches nicht überall egal sei, gesucht und von 
dem Domino directo oder dessen of&ciali vermittelst Aus- 
stellung eines Behandigungsscheines, der einem Lehnbriefe 
gar ähnlich sehe, verliehen zu werden. Bei einigen würden 
zwei, bei andern drei und mehr Hände gegeben. Auch sei 
die Zeit, binnen welcher die Hände zu suchen seien, nicht 
überall gleich. 

In den zahlreichen Nachrichten, die über das Bochumer 
Schultheißenamt aus dem 17. imd 18. Jahrhundert vorliegen, 
macht sich überall die Auffassung geltend, daß es sich hier 
um ein ganz eigenartiges Rechtsverhältnis handelt. Niemals 
wird von irgendeiner Behörde oder einer Partei für die 
erbliche Yerbindung von Hof und Amt in Bochum auf* 
gleiche oder auch nur ähnliche Einrichtungen in anderen 
westfälischen Städten Bezug genommen. Ob diese Annahme 
für jene Zeit zutrifft oder nicht, mag hier dahingestellt 
bleiben. Nur auf eine Parallele in den kleineren Yerhält- 
nissen der Dörfer ist hier hinzuweisen. Das Allgemeine 
Landrecht enthält genaue Regeln für den Fall, daß das 
Amt des Schulzen oder Dorfrichters mit dem Besitze eines 
bestimmten Gutes verbunden ist. Bis zum Erlaß der Kreis- 
Ordnung von 1872 hat es in den östlichen preußischen Pro- 
vinzen viele derartige Schulzenlehen und Erbscholtiseien 
gegeben. 2) 

n. 

Die Befugnisse des Bochumer Stadtschultheißen waren 
verschiedener Art. In erster Linie war er Stadtrichter. 
Aber daneben war er an einzelnen Aufgaben der Stadt- 
verwaltung und auch am Erlaß von Verordnungen beteiligt. 

Wir beginnen mit seinen richterlichen Befugnissen. Nicht 
erst in der Neuzeit hat er sie erworben. Sie standen ihm 



1) II, 7, § 48ff. — *) £. G. F. V. Moeller, Landgemeinden nnd Guts- 
hemchaften nach preußischem Recht. 1865. p. 94 f. — ▼. ROnne, 
Staatsrecht der prenß. Monarchie III \ 1863. p. 382. 
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bereits im Mittelalter zu und zwar, wie wir oben sahen, 
wahrscheinlich in beschranktem Maße schon in der Zeit, als 
Bochum noch nicht zur Stadt erhoben war. Oft wird der 
Schultheiß schon im Mittelalter Richter genannt. Und das 
Privileg, das Graf Engelbert von der Mark Bochum am 
8. Juni 1321 erteilte, regelte bereits die Stellung des Schult- 
heißen in der städtischen Gerichtsbarkeit nach verschiedenen 
einzelnen Richtungen. 

Das Bochumer Schultheißengericht war nicht immer in 
gleicher Weise zusammengesetzt. Neben dem Schultheißen 
nahm in manchen Fällen der Rat an der Rechtsprechung 
teil. Unterbeamte waren der Gerichtsschreiber und der 
Gerichtsfrohn oder Gerichtsdiener. 

Der Gerichtsschreiber wurde mindestens bis ans Ende 
des siebzehnten Jahrhunderts vom Schultheißen angestellt.^) 
Der Magistrat versuchte gelegentlich im Jahre 1608, sich 
das Emennungsrecht anzumaßen. Er wurde aber mit seinen 
Ansprüchen von dem Landesherm abgewiesen. Der Ge- 
richtsschreiber in Bochum sei jederzeit von dem Schultheißen 
ernannt worden. Dabei solle es auch in Zukunft bleiben. 
In der Folge wurde z. B. 1631 nach dem Protokoll des 
Stadtgerichts Sibortus Springorum vom Schultheißen Dietrich 
Eibers zum Gerichtsschreiber verordnet, bestellt und ange- 
nommen. Nach dem Tode von Detmar Schmedden ernannte 
ferner Heinrich Eibers im Jahre 1690 Ernst Johann Borde- 
lius zum Gerichtsschreiber. Einige Jahre später erklärte 
derselbe Schultheiß in einer Eingabe, seit Menschengedenken 
sei es also observiert und hergebracht. Die Regierung in 
Kleve war damit laut der Resolution vom 16. Dezember 
1693 einverstanden. Und 1694 wurde der bisherige Zustand 
auch seitens der Berliner Justizverwaltung gebilligt. Wahr- 
scheinlich hat das Emennungsrecht der Schultheißen im 
18. Jahrhundert weiterbestanden. 

Der Gerichtsschreiber hatte bei seiner Ernennung einen 
Amtseid abzulegen. Dieser Eid wurde auf dem Schult- 
heißenhofe geleistet; so 1631 und 1690. Außer dem Schult- 
heißen waren das eine Mal beide Bürgermeister, das andere 

>) Berlin. Geh. St.-Arch. R. 34. no. 27. *"•• 
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Mal nur der Gerichtsdiener zugegen. Der Gerichtsschreiber 
schwor, dem Kurfürsten, dem Schultheißen und Hof zu 
Bochum gehorsam, getreu und hold zu sein. Er versprach 
besonders, ohne des Herrn Schultheißen Erlaubnis, keine 
Gopei von eingebrachten Schriften und Briefen mitzuteilen. 

Zwischen dem Stadt- und Amtsgerichtsschreiber herrschte 
Ende des 17. Jahrhunderts jahrelang Streit. Die S^levische 
Regierung stellte ein Reglement fest, wie es in Zukunft 
zwischen beiden zu halten sei. Danach sollte der Schult- 
heiß bei Kommissionen . im Amt den Amtsgerichtsschreiber 
und der Amtsrichter bei Kommissionen in der Stadt den 
Stadtgerichtsschreiber brauchen. Sonst sollte jeder seinen 
Schreiber in seiner Jurisdiktion, sei es Amt oder Stadt, und 
ebenso an dritten Orten zuziehen. Alle Ansprüche von 
früher her wurden für aufgehoben erklärt. Am 28. August 
1699 wurde dieses Reglement auf Antrag von Heinrich Eibers 
in Berlin bestätigt. 

Der Stadtgerichtsschreiber ist bis zum Jahre 1636 gleich- 
zeitig Stadtsekretär gewesen, i) 

Der Gerichtsfrohn oder Gerichtsdiener wurde ebenso 
wie der Gerichtsschreiber vom Schultheißen ernannt. Nach 
der Kämmereirechnung von 1 745/6 bezog er ein Gehalt von 
zwei Talern und 52 Stübem. Neben ihm war damals ein 
besonderer Ratsdiener angestellt.^) 

Über die Beteiligung des Magistrats an den Sitzungen 
des Stadtschultheißengerichts geben die Quellen keine ge- 
nügende Auskunft. Es fehlte an genauen Yorschriften. Und 
vielfache Jurisdiktionsstreitigkeiten zwischen dem Schultheiß 
und dem Magistrat sind die Folge davon gewesen. Das 
Privileg von 1321 *) beschränkte die Teilnahme des Rats 
auf „percussiones et lesiones cum effusione sanguinis factae", 
auf „detractiones et turpiloquia**. Bei dieser Abgrenzung 
ist es später anscheinend nicht geblieben. Im Jahre 1587 
herrschte Streit zwischen dem Magistrat und Johann von 
Bodelschwingh wegen Zeugenverhören in einer Zehntensache, 
die der Schultheiß ohne Wissen von Bürgermeistern und 
Rat vorgenommen hatte. Im Jahre 1608 erlaubte sich der 

») Darpe II. B. p. 299. — «) Darpe II. C. p. 413. — ») Darpe IIL 
A. p. 6. 
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Magistrat zweifellose Übergriffe und wurde deshalb durch 
einen Erlaß aus Eleye in seine Schranken gewiesen. Alle 
Zivils und Exzeßsachen, heißt es darin, so nicht halsstraflich, 
seien vor dem Schultheißen allein geklagt, angehört und 
dezidiert Zu Unrecht habe der Magistrat Ach gelüsten 
lassen, diese Sachen nicht allein anzunehmen, sondern auch 
die Parteien mit Bedrohung der Exekution dahin zu zwingen 
und nach eingenommenem Bericht darin zu sententiieren. 
Wie es scheint, ging diese Yerordnimg wieder nach der 
andern Seite zu weit. Und unsicher und schwankend sind 
diese ZuständigkeitsYerhältnisse das siebzehnte und achtzehnte 
Jahrhundert hindurch geblieben. In ihrem Bericht Yom 
18. Mai t714 sagen die Kommissare Viereck und Schlüter, 
der Schultheiß verfahre in civilibus allein, in Polizei- und 
fiskalischen Sachen mit Bürgermeistern und Bat in anzu- 
setzenden Batstagen. Ganz anders wieder lautet die Angabe 
der Elevischen Eegierung in ihrem Bericht vom 1. April 1746: 
von alters her hätten in der Stadt Bochum Schultheiß, 
Bürgermeister und Rat in allen negotiis, sowohl der Polizei 
als Justiz ein Kollegium oder Korpus formiert, wobei es auch 
billig zu belassen sei. Abermals nach anderer Richtung 
geht die Meinung, die in dem diesem Bericht beigelegten 
Konferenzprotokoll vom 28. Februar 1 746 von Seiten des Yer- 
treters der Regierung gegenüber der Kammer zur Geltung 
gebracht wird: es sei bekannt, daß Bürgermeister und Rat 
zu Bochum gar keine Jurisdiktion hätten, sondern diese de- 
pendiere lediglich von dem Schultheißenhofe als ein perti- 
nens und annexum, Bürgermeister und Bat seien von alten 
Zeiten her nur des Schultheißen ordinarii Assessoren. 

Solchen gelegentlichen Aussagen der Behörden in Kleve 
oder BerHn ist kein entscheidender Wert beizumessen, da 
ihnen regelmäßig die genaue lokale Kenntnis fehlte. Fest 
steht, daß der Schultheiß in vielen Fällen lediglich als Einzel- 
richter fungierte und daß der Magistrat ohne den Schult- 
heiß überhaupt keine Jurisdiktion besaß. Über alle weiteren 
Einzelheiten wird sieh Aufschluß nur aus den Aufzeichnungen 
über die Sitzungen des Schuldieißengerichts gewinnen lassen. 

In dieser Hinsicht sind die Mitteilungen von Interesse, 
welche über einen durch ein Duell zwischen Hardenberg 



Der Stadtschaltheiß von Bochum. 89 

Stael von Holstein und einem von Brempt veranlaßten Pro- 
zeß Yor dem Bochum er Schultheißengericht aus dem Jahre 
1586 veröffentlicht worden sind.^) Es handelt sich dabei 
freilich um einen Ausnahmefall insofern, als der Schultheiß 
Johann Yon Bodelschwingh dem Amtsrichter substituiert war. 
Neben dem Schultheißen nehmen an den Sitzungen ,, freie 
Schöffen des peinlichen Gerichts'' teil. Mit Namen genannt 
wird der Schöffe Johann Eamap. Das Urteil beginnt mit 
den Worten: Allem Yorbringen nach wird durch die freien 
Schöffen zu Recht erkannt etc. Möglicherweise gehörten 
diese Schöffen dem Bochumer Magistrate an. 

Yon der Zuständigkeit des Schultheißengerichts waren, 
Yon solchen Ausnahmen abgesehen, alle schweren Kriminal- 
Sachen ausgeschlossen. Sie gehörten vor das Forum des 
Amtsrichters und seit 1753 des Bochumer Landgerichts. Das 
Stadtgericht hatte in den Fällen der Blutgerichtsbarkeit nur 
die Befugnis der Yerhaftung, des einleitenden Yerfahrens 
und des Yerhörs. Zur Aburteilung wurden die Yerbrecher 
dann an den Amtsrichter ausgeliefert.^) 

Im übrigen aber erstreckt sich die Qerichtsbarkeit des 
Schultheißen in der Neuzeit über den ganzen Stadtbezirk 
und alle seine Bewohner. Auch die Bochumer Juden ge- 
hörten Yor das Forum des Stadtgerichts.^) Der Amtsrichter 
erlaubte sich hiergegen wiederholt Eingriffe. Am 5^ Januar 
1699 wurde ihm auf eine Beschwerde des Magistrats hin 
befohlen, zu berichten, warum er sich wider den Bat eines 
Juden annehme, der am Sonntage Heringe Yerkauft hatte. 
Zwei Jahre später entstand neuer Streit wegen der Juden. 
Der Schultheiß Essellen ließ auf die Klage eines Bürgers 
einen Juden zitieren. Der Amtsrichter aber erteilte Gegen- 
order. Darauf suchte Essellen in Berlin um Schutz in seiner 
Funktion nach. Es sei in KloYC-Mark und so auch in Bochum 
Yon imdenklichen Jahren hergebracht, daß der Judex loci 
über die begleiteten Juden wie über die Bürger die freie 
Kognition habe. Die Bochumer Juden seien damit wohl 



*) Zeitschrift des Bergischen Geschieh ts Vereins XX. 1884. p. 85 ff. 
— «) Darpe IL A. p. 186. IL B. p. 306. — »} Berlin. Geh. St-Arch. 
B. 34. no. 27»; HO. 27». 
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zufrieden. Das Reskript d. d. Berlin den 16. Juli 1701 wies 
die Klevische Regierung an, dem Schultheiß den verlangten 
Schutz widerfahren zu lassen, wenn seine Bitte in der Ob- 
servanz gegründet sei. Das war ohne Zweifel der Fall. 
Und so finden wir denselben Zustand, wie Essellen ihn for- 
derte, auch noch in späteren Jahrzehnten. Im Jahre 1754 
nämlich bat der Jude Lehmann Abraham in Bochum, Yor- 
steher aller Juden in der Grafschaft Mark, ihm ein anderes 
Forum als das Stadtschultheißengericht zu bewilligen, ent- 
weder die Regierung in Kleve oder das Landgericht in 
Bochum. Daraus folgt, daß die Bochumer Juden nach wie 
vor ihren Gerichtsstand vor dem Stadtgericht hatten. Es- 
sellen widersprach ; er sei erblich belehnt. Und so erkannten 
bei den folgenden Erörterungen des Antrags, den ein erheb- 
liches Geldangebot zugunsten des Fiskus begleitete, Gocceji 
und die Klevische Regierung den Anspruch des Schultheißen 
auf die Kognition für begründet an. 

Für die Kompetenz des Schultheißengerichts ist ferner 
ein Prozeß von prinzipieller Bedeutung, der im Jahre 1745 
zur Entscheidung kam.*) Ein Bochumer Bürger namens 
Ernst hatte über den Grund und Boden seines Nachbarn, 
des Chirurgen Grimm, den Unflat einer Kloake und eines 
Mistpfuhls aus seinem Hofe geleitet. Grimm klagte deshalb 
vor dem Schultheißengericht mit der Actio spolii juncta ser- 
vitutis negatoria und erhielt am 29. Januar 1 745 ein obsie- 
gendes Erkenntnis, da in dem Vertrage von 1672, auf den 
sich beide Parteien beriefen, nur von der Servitus stillicidii 
und der Abführung des Spülichts die Rede war. Dies Urteil 
wurde in zweiter Instanz von der Eievischen Regierung am 
12. April 1745 bestätigt. Kurz darauf aber legte sich der 
Gommissarius loci in Bochum ins Mittel und brachte es dahin, 
daß dem Schultheißen die Vollstreckung des Urteils verboten 
wurde. Er zog die Sache vor sich und den Magistrat. Und 
diese neue Instanz gab dem Chirurgen Grimm unrecht. Zur 
Beseitigung dieser Kompetenzstreitigkeit fand am 28. Februar 
1746 eine Konferenz zwischen einem Vertreter der Regie- 



*) Berlin. Geh. St.-Arch. R. 34. no. 85. »• i- Justiz- Sachen in ge- 
nere. 1741—1748. 
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rung und einem Mitgliede der Kammer in Eleve statt. Der 
Justizdeputierte erklärte, es handle sieh um keine Baustreitig- 
keit, sondern einzig und allein um eine actio servitutis nega- 
toria. Li dergleichen Sachen sei den Gerichten die Kom- 
petenz niemals streitig gemacht worden. Der Commissarius 
loci wolle nach seinem Bericht auch alle Grenzstreitigkeiten 
zu seiner Kognition ziehen. Danach würde dem ordentlichen 
Stadtgericht beinahe die ganze Realjurisdiktion entzogen. 
Der Vertreter der Kammer dagegen behauptete, schon 1738 
und öfter sei dem Schultheißen die Kognition in Servitut- 
sachen verboten worden. Er berief sich auf das Edikt vom 
14. September 1721 und andere Verordnungen, durch die 
den Richtern alle weitläufigen Prozesse in Baustreitigkeiten 
und was davon dependiere verboten seien. Seit der Ein- 
fuhrung der neuen rathäuslichen Ordnung hätten die Richter 
mit dem Polizeiwesen nichts mehr zu tun. Man einigte sich 
nicht. Die Sache kam zur Entscheidung vor die Berliner 
Behörden. In einem Schreiben vom 19. April 1746 bat der 
Etats- und Kriegsminister Dankelmann das Generaldirekto- 
rium, dergleichen zu Protraktion der Justiz gereichenden 
Prätensionen Einhalt zu tun. Das Generaldirektorium schlug 
diese Bitte jedoch am 27. Mai 1 746 rundweg ab. Dankel- 
mann schickte die Antwort an Arnim. Und dieser bemerkte 
dazu am 16. Juni: Sich mit dem hochlöblichen General- 
direktorium in vergebliche Kontestation einzulassen, solches 
möchte consideratis considerandis wohl nicht consilii sein. 
Er empfahl, jene Antwort der Klevischen Regierung zur 
Nachricht zu kommunizieren. Dankelmann befolgte diesen 
Rat am 22. Juni: „Fiat obgleich authoritas judicii und jus 
partis dadurch sehr gekräncket werden.'' 

Die Appellation gegen die Urteile des Schultheißen- 
gerichts soll in früherer Zeit an den Magistrat in Hamm 
gegangen sein und von da an das Hofgericht in Kleve. ^) 
Die Nachrichten des achtzehnten Jahrhunderts bezeugen 
übereinstimmend, daß damals die Klevische Regierung und 
nicht mehr der Magistrat in Hamm Berufungsinstanz war. 



>) Steinen I, 2. p. 1059; III, 1. p. 143. 146. — Kortum p. 194. — 
Darpe I. p. 87. 
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Über die freiwillige Gerichtsbarkeit des Schultheißen 
geben die Urkunden mancherlei Aufechluß, welche Darpe 
seiner Geschichte der Stadt Bochum beigefügt hat. Es 
handelt sich dabei z. B. um den Verkauf eines Grundstücks ^), 
einer Beute ^), um den Abschluß eines Vergleichs wegen 
gegenseitiger Geldforderungen u. dgl. 

Im Gebiete der Verwaltung sind die Befugnisse des 
Schultheißen za keiner Zeit sehr weit gegangen. Im Mittel- 
alter hatte er Gelder von den Zinshöfen einzuziehen. Zu- 
weilen war er gleichzeitig Rentmeister, so Gerhard Ton 
Bodelschwingh im Anfang des 16. Jahrhunderts. Kraft des 
Privilegs Yon 132 t hatte der Schultheiß auch in der neueren 
Zeit an der Kur Ton Bürgermeister und Rat teilzunehmen. 
Die Neugewählten wurden von ihm miteingeführt. Sonst 
werden gelegentlich Einzelheiten erwähnt. Der Schultheiß 
übergibt 1611 den Evangelischen eine Vikarie, er ist an dem 
Verkauf von Kirchengrundstücken beteiligt, er erhebt Ein- 
spruch gegen den Verkauf der Terminei. Die Vervraltungs- 
befugnisse des Schultheißen sind ohne Frage im Lauf der 
Zeit immer mehr zusammengeschmolzen. Sie sind zum Teil 
auf den Magistrat, zum Teil auf besondere Beamte über- 
gegangen. 

Das Recht des Schultheißen, beim Erlaß von Verord- 
nungen mitzuwirken, ging gleichfalls wie seine Teilnahme 
an der Kur auf das Privileg von 1321 zurück. Schultheiß 
und Bürger durften danach Gebote und Verbote bei Strafe 
von höchstens drei Schillingen aufstellen. Von Bedeutung 
ist namentlich die Bochumer Polizeiordnung gewesen; sie 
wurde alljährlich am Tage vor der Kur von dem Schult- 
heißen und dem Magistrat durchgesehen und, wenn es nötig 
schien, ergänzt. Am Kurtage selbst wurde sie dann öffent- 
lich vorgelesen.^) 

Einen ständigen Vertreter für die Wahrnehmung seiner 
verschiedenen Befugnisse hat der Schultheiß nicht gehabt. 
Deutecoms Versuch, Assistent zu werden, war gescheitert 
und ist später nicht wieder gemacht worden. Der Magistrat 
nahm das Recht der Vertretung für sich in Anspruch. Bei 

') Darpe III. no. 301. - *) No. 257. — ») Darpe II. B. p,322. . 
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längerer Yerhinderung durch Abwesenheit oder ELrankheit 
scheinen gelegentlich besondere stellvertretende Schultheißen 
ernannt worden zu sein. Daraus erklärt es sich, daß z. B. 
mitten während der Amtsdauer des Schultheißen Dietrich 
Eibers jun. im Jahre 1645 ein Schultheiß Witgenstein ge- 
nannt wird.^) 

Yen einem Oehalt des Schultheißen ist erst im acht- 
zehnten Jahrhundert die Bede. In der Eämmereirechnung 
von 1745/6 ist ein Betrag von acht Talern für ihn gebucht.^) 
Die Qerichtssporteln, die „Jura und Accidentien**, waren 
gering. Ihr Betrag wird 1748 auf 116 Beichstaler angegeben. 
Von den Brüchten bezog der Schultheiß ein Drittel; der 
Rest floß in die Stadtkasse. 

Der Schultheißenhof oder die ^Wohnung bei der Bentei^ 
lag an der Stelle des heutigen katholischen Krankenhauses 
neben der Peter- und Faulskirche im südöstlichen Teile von 
Bochum. Zu dem Hofe gehörten ausgedehnte Ländereien, 
darunter das Schulzholz mit Spiekershof in Querenburg. ^) 
Quellen des fünfzehnten bis siebzehnten Jahrhunderts er- 
wähnen eine unweit der Lippe gelegene Waldung mit schönen 
Eiohbäumen als Pertinenz des Schultheißenhofes. 



») Darpe II. B. p. 289. — «) Ib. IT. C. p. 413. — ») Ib. I. p. 43. 
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Einleitung. 

Die Legitimation durch nachfolgende Ehe ist ein Pro- 
dukt der römischen Rechtsentwicklung. Dem germanischen 
Recht ist dieselbe ursprünglich fremd.^) Nach den germani- 
schen Rechten gehörte das unecht gebome vom Vater an- 

*) Vorliegende Arbeit wurde auf Anregung des Herrn Geheimrates 
Prof. Brunner unternommen, in dessen Seminar an der Universität 
Berlin ich im Wintersemester 1908/4 arbeitete. Ich benutze gerne die 
Gelegenheit, Herrn Geheimrat Brunner för alle Anregung und alle 
Forderung, die er meinen Studien überhaupt und der vorliegenden 
Arbeit insbesondere zuteil werden ließ, auch an dieser Stelle meinen 
innigsten Dank auszusprechen. — Gleichzeitig oder wenigstens in 
nächster Zeit erscheint meine Studie über die legitimatio per rescrip- 
tum principis von Justinian bis zum Tode Karl IV. — ') Edict. Roth. 
222 u. Liutpr. 106 enthalten keine legitimatio per subsequens matri- 
monium, wie Pertile, Storia del diritto Italiano * III S. d91 Anm. 22 
glaubt. Es handelt sich dortselbst nicht um vor, sondern um nach 
Eingehung der Ehe gebome Kinder. Ebensowenig enthält Roth. 155 
eine Legitimation, wie Pertile a. a. 0. S. 391 darstellt. 
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erkannte Kind zur Familie des Yaters, hatte ihm gegenüber 
ein gewisses Erbrecht und nahm Anteil an den Rechten 
und Pflichten der väterlichen Sippe. Die unechte Geburt 
hatte weder eine geminderte Bechtsfahigkeit noch eine 
Standesminderung zur Folge. ^) Bei dieser Sachlage war 
nach einem Institut, wodurch unehelichen Kindern die Bechte 
ehelicher gegeben werden, und insbesondere nach einer 
legitimatio per subsequens matrimonium kein Bedürfnis. Erst 
nach und nach hat sich unter dem entscheidenden Einfluß 
der Kirche, welche alle außerehelichen Geschlechtsverbin- 
dungen verpönte, die Bechtsstellung der unehelichen Kinder 
verschlechtert, bis man im deutschen Mittelalter bei deren 
Bechtlosigkeit angelangt war. 

Anders lag die Sache bei den Bömern. Diese kannten 
als Bechtsinstitut neben der vollgültigen Ehe noch ein 
zweites eheähnliches Geschlechtsverhältnis, den Konkubinat. 
Die aus diesem entsprossenen Eander, die liberi naturales 
im technischen Sinne, gehörten nicht zur Familie und zum 
Stande des Vaters und hatten bis in die Zeit Justinians diesem 
gegenüber kein Erbrecht. Erst Justinian gab ihnen ein ge* 
wisses beschränktes Erbrecht nach ihrem Erzeuger, aber nur 
unter der Voraussetzung , daß derselbe weder eheliche Kin- 
der noch eine rechtmäßige Gattin hinterläßt.'^) 

Hier war das Bedürfnis nach einer Legitimation ge- 
geben. Als temporäres Institut kannten eine legitimatio per 



^) Über die rechtliche Stellung der Unechten in den germani- 
schen Rechten vgl. Brunn er, Die unechte Vaterschaft in den älteren 
germ. Rechten, diese Ztschr. 17. Bd. (1896); Ständerechtliche Probleme, 
diese Ztschr. 23. Bd. (1902) S. 198 ff. Maurer, Die unechte Geburt nach 
altnordischem Recht, Sitzungsberichte der Münchener Akad. philosoph.- 
histor. Kl. Jg. 1883. Wilda, Von den unecht gebomen Kindern, Ztschr. 
f. deutsches Recht 15. Bd. (1855). Rive, Zur Lehre von der Beurteilung 
der außerehelichen Verwandtschaft nach deutschem Recht, Ztschr. f. 
Rechtsgesch. 3. Bd. (1863). W. Sickel, Das Thronfolgerecht der un- 
echten Karolinger, diese Ztschr. 24. Bd. (1903). Boden, Mutterrecht 
und Ehe im altnordischen Recht. Berlin 1904. Einen kurzen Überblick 
über die ursprüngliche Stellung der Unechten und die Verschlechterung 
ihrer Lage durch den Einfluß der Kirche gebe ich in meiner Arbeit 
über die legitimatio per rescriptum principis. — ') Nov. 18 cap. 5 
Nov. 89 cap. 13. 
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subsequens matrimonium ^) schon Yerordnungen der Kaiser 
Konstantin, Zeno und Anastasius; zur dauernden Geltung 
verholfen aber wurde ihr erst durch die Gesetzgebung Jus- 
tinians. Durch die nachfolgende Ehe der Eltern erhielten 
die im Konkubinat erzeugten Kinder, die liberi naturales, 
— denn nur diesen gegenüber war die Legitimation zu- 
lässig — Yollständig die rechtliche Stellung der ehelichen 
Kinder. 

Dieses Institut, von dem wir in nachjustinianischer Zeit 
bis zu Beginn des 12. Jahrhunderts keine Kunde mehr 
haben, fand seit Anfang des 1 2. Jahrhunderts, seit die auf- 
blühende Rechtswissenschaft sich näher mit den justiniani- 
schen Rechtsquellen zu beschäftigen begann, zuerst in Frank- 
reich und später auch allmählich in den meisten übrigen 
Ländern Aufhahme, wobei die von Jnstinian zum Beweis 
der Yerwandlung des Konkubmats in eine Ehe vorge- 
schriebene Errichtung von instrumenta dotalia, da für Ein- 
gehung der Ehe ohnedies eine bestimmte öffentliche Form 
erforderlich war, in Wegfall kam. I^ entscheidender Wende- 
punkt trat insbesondere damit ein, daß Papst Alexander IQ. 
im Anschluß an das dritte lateranensische Konzil im Jahre 
t179 die Legitimation durch nachfolgende Ehe auch für 
das kanonische Recht rezipierte und zwar gegenüber der 
Yorschrift Justinians mit der Modifikation, daß alle Arten 
unehelicher Kinder mit alleiniger Ausnahme der im Ehe- 
bruch erzeugten, der adulterini, durch die nachfolgende Ehe 
legitimiert werden: 

Tanta est vis matrimonii, ut qui antea sunt geniti 
post contractum matrimonium legitimi habeantur. Si autem 
vir vivente uxore sua aliam cognoverit et ex ea prolem 
susceperit, licet post mortem uxoris eandem duxerit, nihi- 



') H. Wolf, Die legitimatio per subsequens matrimonium nach 
justinianischem Recht Braunschweig 1881. Dieck, Beiträge zur Lehre 
von der Legitimation dureh nachfolgende Ehe. Halle 1882. Glück, 
Erläuterungen der Pandekten II, 279 ff. Normann, De legitimatione 
seoundum ius patrium tarn antiquum quam hodiernum. Hafhiae 1823. 
Ein Verzeichnis der größtenteils gemeinrechtlichen Abhandlungen über 
die Legitimation vom 16.— 18. Jahrh. findet sich bei M. Lipenius» 
Bibliotheca realis iuridica. Lipsiae 1742 Bd. I S. 3d8f. 



Legitimatio per subsequens matrimonium. 97 

lominus spurius erit filius et ab hereditate reppellendus, 
praeeertim si in mortem uxoris prioris alteruter eorum 
aliquid fuerit maohiDatus, quoniam matrimoniom legitimum 
inter ee contrahere non potueruat.^) 

Die Wirkimg der nachfolgenden Ehe der Eltern für die 
Kinder sollte nach der kanonischen Yorschrift Alexander IIL 
nicht etwa bloß auf das kirchliche Gebiet sich erstrecken, 
sondern auch für das weifliche Rechtsgebiet Geltung haben. 
Nach der kirchlichen Auffassung ist die Kirche eben die 
übergeordnete Einheit, in welche das weltliche Gemeinwesen, 
um als Teil der göttlichen Weltordnung gelten zu können, 
sich eiafugen muß. Die Kirche jener Zeit beansprucht auch 
die Summe der weltlichen Gewalt und vindiziert sich dem- 
gemäß das Recht, auch über rein weltliche Angelegenheiten 
Gesetze zu geben oder die von der weltUchen Macht ge- 
gebenen Gesetze aufzuheben.^) Im Yorliegenden Falle kommt 
für die Ausdehnung der von der Kirche zum Rechtssatz 
erhobenen legitimatio per subsequens matrimonium auf die 
weltliche Rechtssphäre aber noch der spezielle Grund in 



*) Mansi, Gonciliorum collectio XXn Spalte 388, GompUatio I 
lib. IV, tit. 18 cap. 6 n. cap. 6 X IV. 17. Den letzten Satz „quoniam 
matrimoniimi legitimmn inter se contrahere non potaerünf, welcher 
flieh im Originaltext und noch in der compilatio I findet, ließ Raymund 
von Pennaforte in der Gregoriana weg, weil derselbe zu Mißverständ- 
nissen Anlaß geben konnte. So glaubt G. L. Boehmer, De legitima- 
tione ex damnato coitu natomm (Exercitatio XX ad pandeetas), daß 
die adulterini nur dann nicht legitimiert werden kOnnen, wenn das 
adnlterium ein impedimentum dirimens bilde. Alexander III. wollte 
aber alle adulterini von der Legitimation ausschließen, er reiht nur 
dem einfachen adulterium den qualifizierten Fall an. — *) Vgl. Stutz, 
Kirchenrecht § 28, Holtzendorfis Enzyklopädie der Rechtswissenschaft 
6. Aufl., hg. V. Kohler II S. 847f. Preisen, Geschichte des kanon. 
Ehereohtes * S. 876 ff. Vgl. die im ersten Jahrzehnt des 13. Jahrh. ver- 
faßte Glosse des Alanus bei Schulte, Literaturgeschichte der compi- 
lationes antiquae in den Sitzungsber. der Wiener Akad. 66. Bd. (1871) 
S. 89f.: (Imperator) gladium habeat a papa, est enim corpus unum 
ecclesiae, ergo unum solum caput habere debet .... ergo papa iudex 
Ordinarius est quoad spiritualia et quoad temporalia, potest ab eo 
deponi imperator .... et quod dictum est de imperatore, dictum 
habeatur de quolibet rege vel principe, qui nulli subest, unusquisque 
enim tantum iuris habet in regno suo, quantum imperator in imperio. 
Zeitsohiift für Reohtsgettchicht«. XXV. Germ. Abt. 7 
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Betracht, daß die Kirche das ganze Mittelalter hindurch die 
Ehegesetzgebung unbestritten ausübte und infolgedessen für 
berechtigt galt, auch die Rechtswirkungen der Ehe für das 
bürgerliche Recht zu umschreiben. So sagt auch Antonius 
de Rosellis in seinem t407 geschriebenen Tractatus de legi- 
timatione ^): Legitimatio prestetur mediante actu spiritualis 
matrimonii et de ipso disponere est solius pape. 

Man braucht übrigens über die Dekretale Alexanders III. 
nicht hinauszugehen, um zu sehen, daß dieselbe auch für 
das weltliche Recht Geltung haben sollte. Ist doch darin 
selbst bestimmt, daß die aus ehebrecherischen Verbindungen 
hervorgegangenen Kinder der Legitimation nicht teilhaftig 
und von der Erbfolge ausgeschlossen sein sollten. Aus dieser 
Normierung folgt e contrario, daß die andern Arten unehe- 
licher Kinder, wenn sie durch nachfolgende Ehe der Eltern 
legitimiert wurden, erbfähig sein, also auch für das weltliche 
Rechtsgebiet als legitimi gelten sollten. Übrigens hat Ale- 
xander in., damit jeder Zweifel ausgeschlossen ist, selbst 
in einem speziellen Falle entschieden, daß eine solche Legi- 
timation auch hinsichtlich der hereditas patema wirksam 
sein soUe.^) 

Auf dem kirchlichen Rechtsgebiet regte sich, soweit 
wir sehen können, gegen die legitimatio per subsequens 
matrimonium keinerlei Widerspruch, war ja doch die oberste 
gesetzgebende Gewalt des Papstes in der Kirche in jener 
Zeit schon unbestritten anerkannt und galt überdies das 
römische Recht, dem dieses Institut entnommen war, als 
Recht der Kirche und teilweise auch des Klerus. 

Aber der Klerus suchte dieses neue Institut auch hin- 
sichtlich der bürgerlichen Rechtswirkungen überall zur Gel- 
tung zu bringen. Die profanen Rechtsquellen heben, wie 
wir noch sehen werden, wiederholt ausdrücklich hervor, daß 
die legitimierende Kraft der Ehe durch die Einwirkung des 
„geistlichen Rechtes" in der weltlichen Rechtssphäre Ein- 
gang fand. In Italien, Frankreich und den nordischen 
Ländern scheint sich die Aufnahme ganz glatt ohne jedes 

*) Darüber Schulte, Geschichte der Quellen u. Literatur de« 
kan. R. II S. 303. ~ «) Comp. I Hb. IV tit. 17 cap. 1 = cap. 1 X IV. 17. 
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Widerstreben des Volkes vollzogen zu haben. In Deutsch- 
land und England aber lehnte sieh das allgemeine Rechts- 
bewußtsein des Yolkes entschieden gegen eine solche Neue- 
rung auf. Die unter dem Einfluß der Kirche sich ausbildende 
Anschauung, daß die Unechten eine geminderte Rechtsfähig- 
keit besitzen, war hier so tief eingewurzelt, daß man jetzt 
den kirchlichen Yorschriften, welche unter Umstanden eine 
Besserung der Lage gewisser Unechter bezweckten, energisch 
widerstrebte. Zudem wuchs mit dem Erwachen des National- 
gefuhls in Deutschland, das in dem eingeschobenen Satz 
des Sachsenspiegels (I. 3 § 3), daß der Papst das Land- 
und Lehnrecht nicht ändern dürfe, einen beredten Ausdruck 
fand, von selbst auch der Widerstand gegen das kanonische 
Recht, das im Laufe der Zeit, ob seines universellen Charak- 
ters, die nationalen Empfindungen immer schwächer berück- 
sichtigte.^) Da dem Yolke überdies die echtigende Kraft 
der Ehe etwas zu Abstraktes und Unfaßbares war, so sehen 
wir denn in England und Deutschland — allerdings mit ver- 
schiedenem Erfolge — einen interessanten Kampf entbrennen 
zwischen den von den kirchlichen Organen begünstigten und 
getragenen neuen Rechtssätzen und dem im lebendigen 
Rechtsbewußtsein des Yolkes fußenden alten Recht. In 
England war der Widerstand gegen das fremde Recht er- 
folgreich. Die Legitimation durch nachfolgende Ehe hat 
sich nicht Eingang zu verschaffen vermocht. In Deutschland 
hingegen mußte schließlich, als mit der Klerisei zum ge- 
meinsamen Kampfe für das geschriebene Recht auch der 
gelehrte Juristenstand, dem bald auch die Rechtssprechung 
ausschließlich zufiel, sich verband, das Yolksrecht immer 
mehr an Boden verlieren imd konnte auf die Dauer der im 
römisch-kanonischen Recht enthaltenen legitimatio per sub- 
sequens matrimonium seine Anerkennung nicht mehr ver- 
sagen. 

Um aber die für die Kinder durch die nachfolgende 
Ehe der Eltern eintretende Rechtswirkung auch äußerlich 
zu dokumentieren und dem Yolke begreiflicher erscheinen 
zu lassen, wurde diese Legitimation vielfach in bestimmte 

*) Fried berg, Das kanon. u. Kirchenrecht. Deutsche Ztschr. 
f. Kirchemecht III. F. 8. Bd. (1898) S. 12. 

7* 
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symboÜBche Fonnen gekleidet, die sich in Italien, Frankreich 
und der Normandie, England, Deutschland und den nordischen 
Ländern gleichmäßig nachweisen lassen. Vorliegende Zeilen 
wollen nun zur Geschichte der Rezeption und der Symbolik 
der Legitimation durch nachfolgende Ehe einen kleinen Bei- 
trag liefern. Sie wollen einmal zeigen, wie sich dieselbe, 
getragen vom Klerus und dem gelehrten Juristenstande, 
gegenüber dem alten Gewohnheitsrecht fast allüberall Eingang 
zu verschaiFen wußte, und ferner den Formen nachgehen, in 
welche diese Legitimation gekleidet wurde. Dabei konnte 
eine Vollständigkeit der einschlägigen QuellensteUen bei 
einer Arbeit, die sich teilweise über Italien, Frankreich und 
die Normandie, England, die nordischen Länder und Deutsch- 
land erstreckt und zugleich über mehrere Jahrhunderte sich 
ausdehnt, weder erreicht werden noch auch beabsichtigt 
sein. Immerhin aber dürfte das in dieser Form zum ersten- 
mal Gebotene hinreichend sein, um den allgemeinen Ent- 
wicklungsgang wenigstens in großen Zügen erkennen zu 
lassen. 

Die Rezeption der legitimatio per subseqnens 
matrimonium. 

In Italien, wo Justinian nach der Vernichtung der 
Ostgotenherrschaft seine Gesetzbücher im vollen Umfange 
eingeführt hatte, war das Justinianische Recht nie ganz aus 
der Praxis und der kümmerlichen Rechtswissenschaft ver- 
schwunden^), aber seine Herrschaft war eine sehr be- 
schränkte und insbesondere in Oberitalien, aber auch noch 
in Mittelitalien, mußte es dem siegreich vordringenden longo- 
bardischen Recht eine Position nach der andern überlassen. 
Die Nachrichten über die Geltung einzelner Institute des 
römischen Rechtes sind bis in das 12. Jahrhundert hinein 
äußerst spärlich und es darf wohl mit Sicherheit angenommen 
werden, daß der Großteil der Justinianischen Rechtssätze und 



') Savigny, Geschichte des röin. R. im M.-A. II S. 182f. Conrat, 
Geschichte der Quellen und Literatur des rOm. R. im früheren M.-A. 
S. 46 ff. Bethmann-Hollweg, Zivilprozeß des gem. Rechtes V 
8. Sil ff. Fitting, Zur Geschichte der Rechtswissenschaft im M.-A. 
diese Ztschr. 6. Bd. Rom. Abt. S. 94 ff. 
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Binrichtungen überhaupt unbekannt gebli^eq oder vielmehr 
in Yergessenheit geraten ist. Yon der leg^ifi^atio per sub- 
sequens matrimonium haben wir keine Eund^'Bi^^ur Glossa- 
torenzeit. Erst die erwachende Rechtawissenseh^ajQ^.hat die- 
selbe aus dem Schutte der Vergessenheit wie'ie\.*liervor- 
geholt. '• • •' 

Die zu Beginn der Glossatorenzeit (um 11 25). --Wahr- 
scheinlich im lombardischen Italien entstandene Epitc^D|^ 
exactis regibus ^) kennt wohl die der Legitimation yerwan&[ki\ 
Institute der Adoption und Arrogation ^\ definiert auch unlet'' 
Hinweis auf die Listitutionen Justinians den Begriff spurius'^J,' 
Yon einer Legitimation aber weiß sie noch nichts. 

Das Dekret Gratians und die um die Mitte des 12. Jahr- 
hunderts dazu verfaßten Summen des Paucapalea^), des 
Magister Rolandus, nachmaligen Papstes Alexander IIL*), 
und des Magister Rufinus ^), denen doch sonst das Justiniani- 
sche Recht nicht unbekannt ist, kennen das Institut der 
Legitimation ebenfalls noch nicht. 

Papst Alexander III. hat plötzlich im Jahre 1 179 die 
Legitimation durch nachfolgende Ehe, ohne daß sich die 
frühere Kenntnis derselben in den juristischen Schriften 
nachweisen ließe, für das kanonische Recht anerkannt.'') 
Alexander IIL, der ehemalige Magister Rolandus, der in 
seiner Summe zum Dekret Gratians dieser Legitimation 
noch keine Erwähnung tut, hat seine Kenntnis davon 

*) Ausgabe von M. Conrat, Berlin 1884. Dazu Fitting, a. a. 0., 
welcher (S. 178iF.) als Entstehungsort Nordfrankreich und als Ent- 
stehungszeit die zweite Hälfte des 12. Jahrhunderts annimmt, was 
schon aus dem Grunde unannehmbar sein dürfte, weil die französi- 
schen Quellen seit dem Dekrete Ivos von Chartres die legitimatio 
per subseqnens matrimonium kennen (vgl. S. 105 ff.), während dieselbe 
der epitome fremd ist. — *) II § 12 Filius adoptivus est, quem aliquis 
sibi adoptat in filium et accipit datum a patre, et econtra ipse, qui 
adoptat, pater adoptivus est, est autem adoptio gratuita quedam 
electio, qua quis aliquem sibi eligit in filium. Filius arrogatus est, 
quem sibi quis eligit in filium, quando est sui iuris. — ') II § 17 
Spurius est filius incestis nuptiis natus, scilicet a Greca voce sporas, 
id est vulgo conceptus vel sine patre ut Instit. de nuptiis (= 1. 12 
J. 1, 10). — *) Ausgabe von Job. Fr. v. Schulte, Gießen 1890. — ») Hg. 
von Tbaner, Innsbruck 1874. — •) Hg. von Singer, Paderborn 1902 
(Mangelhafte Ausgabe von Schulte, Gießen 1892). — '') S.96fF. 
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sicher der röm)9chbn Rechtswissenschaft entlehnt. Hiermit 
war für die 'Eiffd^ftion der legitimatio per subsequens matri- 
monium nipi^t'hur in Italien sondern überhaupt der ent- 
scheidende [«S/sliritt getan. Die Dekretale Alexanders wurde 
von Berntrc^d von Pavia in seine um das Jahr tl9t verfaßte 
Extravägaätensammlung, die sogenannte Compilatio prima ^) 
aufgenpmmen und ist von da dann in den Über extra- 
v^g^ptium Gregors IK. übergegangen.^) Dadurch wurde die 
^•^andrinische Norm endgültig fixiert und ist Gegenstand 
'dVi* Glossierung und der wissenschaftlichen Erörterung ge- 
.^ 'V'^orden, die allerdings nicht das Institut ab solches in Frage 
•••/-'stellten, sondern in der Regel mit den Wirkungen und Voraus- 
setzungen desselben sich beschäftigten. Hier soll nur der 
zeitlich nächstfolgenden QuellensteUen italienischen Ursprungs 
gedacht werden und zwar mit Ausschluß der speziell mit 
dem Justinianischen Recht sich beschäftigenden Literatur, 
welche die im corpus civilis lustiniani enthaltene Legitima- 
tion als etwas Gegebenes hinnahm und deren Anwendbar- 
keit lehrte. 

Bernhard von Pavia tut in seiner gegen das Ende 
des t2. Jahrhunderts entstandenen Summe zur compilatio 
prima ') der römischen Legitimationsarten einfach ohne jed- 
wede weitere juristische Erörterung Erwähnung und beruft 
sich für die legitimatio per subsequens matrimonium auf 
Justinianisches und kanonisches Recht: Qui autem non 
sunt ab initio legitimi, fiunt quandoque legitimi pluribus 
modis: ut ecce solutus ex soluta filios genuit, deinde ipsam 
uxorem accepit praestans concubinae nomen uxoris, filii 
legitimi efficiuntur ut in Instit. de nuptiis § ultimo [= § 13 
J. I, 1 0] et infra eod. c. l et c. tanta [= Comp. 1 lib. 4 
tit. 18, cap. 1 u. 6 = c. 1 u. 6 X IV, 17]. Obwohl Bern- 
hard hier sowohl auf das Justinianische Recht als auch 
auf die Dekretale Alexander III. sich beruft, so tradiert 
er eigentlich doch nur rein kanonisches Recht. Er er- 
klärt alle ex soluto et soluta geniti, also entsprechend 

>) Lib. IV tit. 18 cap. 6. — *) Cap. 6 X IV, 17. Über die Modi- 
fikation, die Raymund von Pennaforte vornahm, vgl. oben S. 97. — 
') Bernardi Papiensis summa decretaliom. Ausgabe von Laspeyres. 
Ratisbonae 1860. — ♦) Zu compil. I lib. 4 tit. 18. 
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der Bestimmung Alexander III. alle außerehelich erzeugten 
Kinder mit Ausnahme der adulterini, für legitimationsfahig, 
während Justinian nur die naturales im engeren Sinne, die ex 
concubina nati, dieser Wohltat teilhaftig werden ließ. Im 
Begriffe der liberi naturales hat sich allerdings infolge Ab- 
sterbens des Konkubinates eine Änderung vollzogen, der wir 
nun auch bei Bernhard begegnen. Unter liberi naturales 
im engem Sinne verstand man jetzt die Elinder derjenigen 
Erzeuger, zwischen welchen eine Ehe möglich wäre, oder 
aber auch die ex soluto et soluta geniti.^) Diese beiden 
Begriffe kommen sich zwar ziemlich nahe, decken sich aber 
durchaus nicht. Bernhard definiert die liberi naturales als 
geniti de illa, quae posset esse uxor.^) Als Wirkung der 
Legitimation bezeichnet er unter Berufung auf Novelle 89 
cap. 3: ut succedant in bona parentum.^) 

Die um die Wende des 12. und 13. Jahrhunderts ent- 
standene sogenannte Ardizonische Rezension der liberi feu- 
dorum rechnet mit der Möglichkeit einer Legitimation, wo- 
runter auch die legitimatio per subsequens matrimonium 
inbegriffen ist, spricht aber den legitimierten Kindern ein 
Erbrecht in Lehen ab: Naturales filii, licet postea fiant 
legitimi ad successionem feudi nee soli nee cum aliis vocan- 
tur.*) Der Mailänder Über consuetudinum vom Jahre 1216') 
hingegen erklärt die legitimierten Kinder auch für lehens- 
folgefahig: Tantum filii naturales et legitimi, id est, qui ex 
legitime matrimonio sunt procreati, ad successionem feudorum 
perveniunt, non ergo adoptivi filii, sed naturales facti postea 



^) Näheres in meiner legitimatio per rescriptum. — *) A. a. 0. 
Potest ergo de filiis talis distinctio adbiberi: filionun alii sunt natu- 
rales et legitimi, alii naturales tantum, alii legitimi tantnm, alii nee 
naturales nee legitimi. Naturales et legitimi, ut qui de iustis nuptiis 
nascimtur; naturales tantum, ut geniti de illa, quae posset esse uzor; 
legitimi tantum ut adoptivi, nee naturales nee legitimi ut de incesto 
et nefario coitu nati. — ') Ibid.: Prodest autem filiis legitimes esse 
vel fieri, ut succedant in bona parentum ut in authent. quib. mod. 
natur. efiße. sui § et quoniam, — *) Lib. II tii 26 § 11. lacobus de 
Ardizone vertritt in seiner vor Mitte des 13. Jahrb. entstandenen summa 
sive epitome iuris feudorum cap. 187 (de successione feudi) denselben 
Standpunkt. — *) Liber consuetudinum Mediolani anni 1216. Heraus- 
gegeben von F. Berlan, Mailand 1868. 
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legitimi ad succeBsionem feudorum accedunt.^) Das dieser 
TextossteUe folgende BeispieP) zeigt, daß der Verfasser des 
Mailänder Rechtsbuohes hauptsächlich und in erster Linie an 
die legitimatio per subsequens matrinionium gedacht hat. 

Der im Jahre 1210 als Bischof von Ferrara Terstorbene 
Kanonist Hugoccio *) vertrat die Ansicht, daß die Legitima- 
tion durch nachfolgende Ehe ihre Wirkung nur hinsichtlich 
der Erbfähigkeit äußere, aber nicht auch in bezug auf den 
Empfang der Weihen. Demgegenüber betonte Alanus in 
seiner im ersten Jahrzehnt des 1 3. Jahrhunderts zur Compi- 
latio I. verfaßten Glosse ^), daß zu einer solchen Unterschei- 
dung kein Grund vorhanden sei, da auch die Dekretale 
keine solche mache. ^) 

Das aus dem Beginn des 13. Jahrhunderts stammende 
Florentiner Bechtsbuch ^) kennt die legitimatio per oblationem 
curiae und die legitimatio per subsequens matrimonium.'^) 

Tankred unterscheidet in seiner zwischen 1210 und 
1214 geschriebenen summa de matrimonio^) Legitimations- 
arten secundum canones und solche secundum leges. Zu 
ersteren zählt er die legitimatio per subsequens matrimonium 



') Titulus 29 Berlan S. 70. — ') Quid ergo, si aliquis ex ea, quae 
uxor esse poterat, filios substalit deinde eandem in matrimonium duxit 
dotalibus instrumentis confectis et ex ea postea alios filios procreavit, 
an primi an tantum secundi filii vel nulli succedunt, non ineleganter 
quaeritur. Dicimus, quod omnes tam primi quam secundi pariter ad 
successionem veniunt. Ebenda. — ') Schulte, Geschichte der Quellen 
u. Literatur des kan. Rechts 1, 156 ff. — •) Ebenda S. 188 f. — ») Die 
Glosse des Alanus zu comp. 1 IIb. lY tit. 18 cap. 6 bei Schulte, 
Literaturgeschichte der compilationes antiquae in den Wiener Sitzungs- 
ber. Bd. 66 (1871) S. 94: Dicit tarnen Hug., quia proles baec legitima 
ad successionem, sed non ad promotionem, sed ego non distinguo, 
quia nee canon. Ähnlich wie Alanus die glossa ordinaria zu cap. 6 X 
lY, 17: Sed numquid dices tales legitimes quoad ordines et honores? 
Videtur quod non, quia non sunt nati de legitimo matrimonio, sed 
credo, quod legitimi sunt quoad omnia, quia matrimonium onmia prae- 
cedentia purgat et sie proxima sive etiam praeoedens causa turpitu- 
diniB Bublata est. -^ *) Ausgabe von Conrat, Berlin 1882. — ^) II, 2 
(De patria potestate): .... Naturales et legitimi sunt tantum in 
potestate patria, quales fiunt etiam curie dati et illi, qui ex aliqua 
suscipiuntur, cum qua postea contrahitur matrimonium. Conrat S. 4 f. 
— •) Ausgabe von Wunderlich, GOttingen 1841. 
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und die legitimatio per specialem indulgentiam papae, wo- 
bei er sich aber für die Legitimation durch nachfolgende 
Ehe nicht allein auf die Dekretale Papst Alexander III., 
sondern auch auf die Institutionen Justinians beruft.^) Als 
legitimationsfahig erklärt Tankred die liberi naturales im 
neueren^) technischen Sinne, als welche er diejenigen be- 
zeichnet, qui de soluto et soluta nascuntur, quae posset ex 
uxor.') Die spurii, ut sunt Uli, qui de adulterio vel incesto 
nati sunt^), sollen von der Legitimation ausgeschlossen sein. 

Eine Anführung der Zeugnisse der späteren Literatur 
mag überflüssig erscheinen, denn in Italien regte sich gegen 
das nun in beiden Rechten enthaltene und vom Klerus und 
der Rechtswissenschaft getragene Institut der legitimatio per 
subsequens matrimonium, soweit wir sehen können, im all- 
gemeinen kein Widerstand. Nur ein einziges Mal begegnet 
uns eine Spur eines Antagonismus seitens des Volkes. Papst 
Innozenz III. sah sich auf Klagen eines Vaters veranlaßt, 
der Gemeinde imd dem Rate der Stadt Viterbo unterm 
S.August 1207 aufzutragen, eine per subsequens matrimonium 
Legitimierte, welcher die Ehelichkeit bestritten wurde, als 
ehelich anzuerkennen und hinsichtlich ihrer Legitimität nicht 
zu kränken, cum secundum canonicas sanctiones favore sub- 
sequentis matrimonii proles de naturali prius suscepta con- 
cubitu legitima debeat reputari.^) 

Am frühesten hat die legitimatio per subsequens matri- 
monium in Frankreich Eingang gefunden. Hier war sie zu 
Beginn des 12. Jahrhunderts in der justinianischen Gestalt 
schon anerkannt. 



^) Titel 38. Sequitur qualiter non legitim! legitimantur : Primus 
modus est per subsequens matrimonium, quoniam si quis habet filios 
naturales de aliqua et postea contrahit cum ea, filii iam uati legiti- 
mantur, sed si spurios habet ex ea, illi non efficiuntur legitimi ut 
habetur expresse extra I. qui filii sint legitimi 4. 18, tanta est vis 6, con- 
questus 1 [= Compilatio I lib.iV tit. 18 cap. 6 u. 1 = c. 6 u. 1 X IV, 17]. 
Instit. de nuptiis 1, 10 § ultimo [§ 13 J. 1, 10]. Secundus est per specia- 
lem indulgentiam domini papae, ut extra 111 qui filii sint legitimi 4. 12, 
per venerabilem 2 [= Compilatio III lib. 4 tit. 12 cap. 2 = cap. 13 X 
IV, 17] et in alano e. t. sane quia apostolica sedes. Hi duo modi se- 
cundum canones reperiuntur. Sequuntur alii quidam secundum leges. 
— *) S. 103. — •) Titel 38. — *) Innocentii TU epistolae Tom 11 S. 58. 
Potthast, Kegesta pontificum .nr. 3153. 
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Schon das dem Bischof Ivo von Chartres zugeschriebene, 
jedenfalls aber nicht nach dessen Tode (tll6) entstandene 
Dekret^) lehrte unter Hinweis auf die Institutionen Justi- 
nians die Anwendbarkeit dieses Institutes: Ut filii de con- 
cubina nati, quae postea in uxorem ducta est, legitimi liberi 
sint, priores sicut posteriores, sacrarum institutionum libro III 
titulo U) 

Ob der Yerfasser des decretum Ivonis die Legitimation 
durch nachfolgende Ehe etwa schon in Übung gefunden 
oder ob er ihr erst durch sein Werk Eingang verschafft hat, 
kann mit vollständiger Sicherheit nicht entschieden werden, 
sehr wahrscheinlich ist aber letzteres der FaU gewesen. 
Die Justinianische Novellengesetzgebung war zwar in Frank- 
reich in der Gestalt der Epitome Juliani schon seit dem 
9. Jahrhundert bekannt und findet sich seither, — allerdings 
sehr spärlich — benützt, so vom Abt Ansegis von Fonta- 
neila in seiner im Jahre 827 hergestellten Eapitularien- 
sammlung, in den um 847 entstandenen Fälschungen des 
Benedikt Levita, von dem 882 verstorbenen Hinkmar von 
Rheims, von Abt Regino von Prüm (f 915) in seinen libri 
duo de causis synodalibus et disciplinis ecclesiasticis, in der 
Sammlung des Abtes Abbo von Fleury (f 1004), in dem 
zwischen 1012 und 1022 entstandenen Dekret des Bischofs 
Burchard von Worms u. a., aber nirgends findet sich eine 
Spur, daß etwa die Justinianische Bestimmung über die 
legitimierende Kraft der nachfolgenden Ehe schon in dieser 
Zeit rezipiert worden wäre. Hingegen aber wurde ihr nach 
Ivo von Chartres (f 1116) die Anerkennung nicht mehr ver- 
sagt, so daß der Schluß naheliegt, daß das decretum Ivonis, 
welches ja in ganz Frankreich ein ungeheures Ansehen ge- 
noß, hier bahnbrechend gewesen sei. 

Die kurz danach in der Provence entstandenen Be- 
arbeitungen des weltlichen Rechtes, nämlich das etwa in 



^) Conrat, Geschichte der Quellen u. Literatur des röm. Rechtes 
im früheren M. - A. I 8. 378 ff. — ') Decretum Ivonis pars 8 cap. 32 
(bei Migne, Patrologia latina Bd. 161 Spalte 591). Im Anschluß an 
obige Stelle folgt als Beleg aus § 2 J. III, 1 der Satz: Si quis mulierem 
in suo contubemio copulaverit . . bis . . vel etiam nati ab hac luce 
subtracti fuerint. 
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den Jahren 1120 — 1130 verfaßte Tübinger Rechtsbuch i), 
das daraus stammende, nicht viel spätere Grazer Rechts- 
buch^) und die darauf fußenden gegen die Mitte des 12. Jahr- 
hunderts schon vorhandenen Petri exceptiones legum Roma- 
norum ') stellen die von den Eltern vor Eingehung der Ehe 
erworbenen Kinder den ehelichen vollkommen gleich. 



Tübinger R.-B.*): 
Si quis concubinam 
duzerit oxorem, ex qua 
filios habuerit natura- 
les, et qui ante nuptias 
nati sunt et qui postea 
nascuntur, omnes effici- 
untur legitimi et patris 
subiciuntur potestati et 
parentmn suorum in- 
testatorum bona parl- 
ter et pro equali divi- 
dunt portionem etiam 
cum bis, quo8 ex alio 
licito matrimonio pater 
vel mater habuerint. 



Grazer R.-B.»): 
Si quis concubinam 
duxerit uxorem, ex qua 
filios habuerit natura- 
les, et qui ante nupcias 
nati sunt et qui post 
nupcias nascuntur om- 
nes efBciuntur legitimi 
et patris subiciuntur 
potestati et pareutum 
suorum intestatorum 
bona pariter et pro 
equali dividunt porci- 
one etiam cum bis quos 
ex alio licito matrimo- 
nio pater et mater ha- 



Petri exceptiones*): 
Si quis concubinam 
duxerit uxorem, ex qua 
filios habuerit natura- 
les, et qui ante nuptias 
nati sunt et qui postea 
nascuntur omnes effici- 
untur legitimi et patris 
subiiciuntur potestati 
et pareutum suorum 
intestatorum bona pa- 
riter et pro aequali 
portione divident etiam 
cum bis, quos ex alio 
licito matrimonio pater 
vel mater habuerit. 



buerit. 

Stephan von Toumay''), der seine Summe zum Dekret 
Gratians^) bald nach der Mitte des 12. Jahrhunderts schrieb, 
kennt ebenfalls die Justinianischen Legitimationsarten per 
rescriptum principis, per oblationem curiae und per sub- 



^) Conrat a.a.O. S. 420, dem ich gegenüber Ficker, Über die 
Entstehungsverhältnisse der exceptiones legum Romanorum, Mittei- 
lungen des Institutes für 5st. Gesch. -Forsch. 2 Erg. -Bd. Fitting, 
a.a.O., bes. 127 ff. Savigny, Geschichte des röm. R. im M.-A. II 
8. 142 ff. Stintzing, Geschichte der populären Literatur des röm.-kan. 
R. S. 72ff. Schupfer, Manuale di storia del diritto ital. * 1,227 ff. 
u. a. hinsichtlich Charakter und Entstehungsverhältnisse dieser und 
der folgenden zwei Rechtsquellen folge. — *) Conrat S. 490 ff. — 
•) Conrat S.516ff. Ausgabe bei Savigny a. a. 0. II S. 321 ff. — ♦) Aus- 
gäbe von Conrat im Bulletino delV istituto di diritto rom. III (1890) 
cap. 38 S. 107. — ») K. k. Univ.-Bibl. Graz Ms. IIT/37 vol. II (früher 
40/8 fol.) fol. 186». Die Kopie verdanke ich der Direktion dieser Biblio- 
thek. Nach Stintzing S. 79 wäre es cap. 20», nach Conrat S. 492 cap. 20. 
— •) Liber I cap. 41 bei Savigny a. a. 0. S. 343. — ') Vgl. darüber 
Schulte, Geschichte der Quellen u. Literatur des kanonischen Rechtes I 
S. 133 £ — •) Ausgabe von Schulte, Gießen 1891. 
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sequens matrimonium: Sicut naturales de concubina seilicet 
nati, qui nee servi nee legitimi heredes sunt nee patri suc- 
eedunt, nisi cum et ipsi facti forte legitimi fuerint vel per 
principem vel quia curiae traduntur a patre yel quando pater 
matrem eorum dotalibus instrumentis oonfectis uxorem duxit.^) 

Der gleichfalls noch im t2. Jahrhundert im mittleren 
Frankreich verfaßte Brachylogus iuris civilis 2) kennt alle 
Justinianischen Legitimationsarten und insbesondere läßt er 
die unehelichen Kinder durch die nachfolgende Ehe ihrer 
Eltern legitimiert werden.*) Während aber die vorher ge- 
nannten, auf französischem Boden entstandenen Bechtsdenk- 
mäler im engen Anschluß an ihre Quellen noch immer von 
den filii de concubina nati, also von den liberi naturales im 
eigentlichen Sinne, als legitimationsfahigen Kindern sprechen, 
obwohl der Konkubinat schon lange abgestorben war, tritt 
uns auch im Brachylogus jene Begriffsveränderung entgegen, 
die eben eine Folge des Yerschwindens dieses Institutes 
war und welche uns schon bei Bernhard von Pavia begegnet 
ist.*) Der Brachylogus bezeichnet dieser veränderten Bach- 
lage gemäß als legitimationsfahig die von ihm als incogniti 
oder non cogniti benannten unehelichen Kinder, worunter er 
diejenigen versteht, quorum parentes iustas inter se nuptias 
contraxisse potuerunt.*) 

Als die Kirche die Legitimation durch nachfolgende 

») Zu cap. 12 C. 32 q. 2. — *) Ausgabe von E. Böcking, Berlin 
1829. Vgl. daröber Conrat S. 550 ff. Anderer Ansicht Schupfer a.a.O. 
S. 221 ff. — ■) Lib. I tit. 8 cap. 6. § 12. Iure autem civili non cogniti 
sunt bi, quorum parentes iustas inter se nuptias contraxisse potuerunt. 
13. Hi etiam civiles fieri possunt, si vel curiae dentur, 14. vel post 
nativitatem eorum inter parentes aliquo tempore dotalia instrumenta 
conficiantur, 15. vel super bis preces imperatori porrigantur et prin- 
ceps suam interponat auctoritatem, 16. vel si in testamento ut legiti- 
mos beredes instituerit, 17. vel si matrem eorum, usque quo die 
defunctuB est, in contubemio babuerit. In Mlßverstebung von 1.3 
C. VII, 15 siebt das Recbtsbucb in der Fortdauer der Geschlechts- 
gemeinscbaft mit der Konkubine bis zum Tode des Mannes eine 
Legitimation der Konkubinenkinder, während es sieb dort um Er- 
langung der Freiheit bandelt. — *) Oben S. 103. — ») Den Ausdruck 
naturales gebraucht der Brachylogus im weiteren Sinne för alle unehe- 
lichen Kiader. Die naturales im neueren technischen Sinne beißt er 
aber incogniti oder non coguiti. 
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Ehe für ihr forum rezipierte, war dieselbe in Frankreich 
schon allgemein anerkannt, es bedurfte hier nur mehr der 
Ersetzung der Justinianischen Normen durch die fast über- 
einstimmenden kanonischen, was ohne jede Schwierigkeit 
gelang. Die Quellen seit dem 13. Jahrhundert erkennen die 
echtigende Kraft der von den Eltern abgeschlossenen Ehe 
hinsichtlich der Kinder allgemein an '), ja deren Fassung läßt 
vielfach unzweifelhaft erkennen, daß die kanonischen Yor- 
schriften vorbildlich und maßgebend gewesen sind. So be- 
stimmte der der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts an- 
gehörende Livre des droiz et des commandemens d'office de 
iustice^) in teilweise wörtlicher Übersetzung der Dekretale 
Alexander III. ^): 

La force de mariage est si grant, que les enifans, 
qui sont nez devant le mariage, sont tenuz pour loyaux, 
quant le mariage est assembl^, combien que entre la 
nessanze desdiz enffans et cestui mariage autres mariages 
se fuBsent ensuiz entre la m^re des diz enffans et autres 
hommes et entre le p^re et autre femme, par tant quMlz 
fussent soluz par mort ou par autre maniere.*) 

In England hingegen fand die Legitimation durch nach- 
folgende Ehe im weltlichen Recht keine Aufnahme. Die 
Prälaten ließen es zwar an Bemühungen, dieses Institut des 
kanonischen Rechtes auch im bürgerlichen Recht einzu- 
bürgern, nicht fehlen, die Barone setzten aber allen darauf 
abzielenden Bestrebungen energischen und erfolgreichen 
Widerstand entgegen. 

Schon gegen Ende des 12. Jahrhunderts, also bald da- 
nach, als Alexander HI. die romische legitimatio per sub- 
sequens matrimonium auch für das kanonische Recht rezi- 
piert hatte, war nach dem Zeugnisse des dem Ranulphus 
de Glanvilla (f 1190) zugeschriebenen tractatus de legibus 

*) Vgl. neben der folgenden im Text angeflihrten Stelle Beau- 
manoir, Coutumes du Beauvaisis weiter unten S. 151 f.; femer Vi oll et, 
Hiatoire du droit civil Fran^ais S.473; E. Olasson, Hietoire du droit 
et des Institutions de la France VII S. 105f. — *) Ausgabe von 
C. I. Beautemps-Beaupre, 1865. Vgl. darfiber Brunner in Holtzendorffs 
Enzyklopädie » syst. Teil S. 308. - •) S. 96f. — *) A. a. 0. Tom. I 
Nr. 222 S. 398. 
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et consuetudinibus regni Angliae tempore regia Henricill^) 
(t 154—11 89) die Frage entstanden: Si quis, antequam pater 
matrem suam desponsaverit, fuerit genitus yel natus, utrum 
taÜB filius sit legittimus heres, cum postea matrem suam 
desponsaverit? Die Antwort lautete nach Glanvilla: Quidem 
licet secundum canones et leges Romanas talis filius sit le- 
gittimus heres, tarnen secundum ius et consuetudinem regni 
nuUo modo tamquam heres in hereditate sustinetur yel here- 
ditatem de iure regni petere potest.*) 

Die kirchliche Partei arbeitete aber rührig und imver- 
drossen weiter, um dem kanonischen Recht zum Durchbruche 
zu verhelfen. Neuerdings wurde auf dem von König Hein- 
rich in. am 23. Jänner 1 236 in Morton abgehaltenen großen 
Reichstage vom König dieselbe Frage aufgeworfen, utrum vi- 
delicet quis natus ante sponsalia et matrimoiiium haberi pos- 
sit pro legitimo sicut ille, qui post matrimonium natus fuit.') 
Darauf antworteten die anwesenden Bischöfe einstimmig, 
quod omnes illi, qui nati fuerunt ante sponsalia vel matri- 
monium, ita erunt legitimi sicut illi, qui nati erunt post ma- 
trimonium, quoad dominum deum et quoad ecclesiam*) und 
sie baten den König und die Magnaten, quod ad hoc con- 
sensum preberent, quod nati ante matrimonium quoad om- 
nia legitimi esse possent sicut illi qui post. Die Magnaten 
aber, soviel ihrer waren, erwiderten ebenso einstimmig, quod 
noluerunt leges Angliae mutare, quae usque ad tempus illud 
usitatae fuenmt et approbatae.^) 

*) Ausgabe bei Philipps, Englische Reichs- und Rechtsgeschichte, 
Berlin 1828, II. Band S. 835 ff. Vgl. Brunner in Holtzendorffs Enzyklo- 
pädie • S. 839. Pollock und Maitland, The history of English Law 
before the time of Edward I. Bd. I, S. 141 ff. vertreten die Ansicht, 
daß der Traktat von Glanvillas Sekretär Hubert Walter verf&ßt sei. — 
*) Lib. 7 cap. 15. — •) Dieses und das folgende in Henricus de Brac- 
ton, De legibus et consuetudinibus Angliae, lib. Y, tract. 5 cap. 19 
Ausgabe von Travers Twiss, London 1878—88, VI. Bd. 8. 284 ff. — 
*) Weiter heißt es von den Bischöfen: nee voluerunt nee potuerunt 
sine preiudicio ecclesiasticae dignitatis respondere ad breve super huius- 
modi inquisitione facienda de bastardia sie obiecta rescribere domino 
regi, videlicet utrum ante vel post, quia hoc esset in preiudicium 
8. ecclesiae ut dicebant. — ») Über den Reichstag von Merton vgL 
auch Bractons Note Book, herausgegeben von F. W. Maitland, London 
1887 ff. Voll S. 104 ff. 
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Diese berühmte Entscheidung Yon Merton, die auch in 
den ofSziellen Reichsstatuten überliefert ist^), kennzeichnet 
so recht den Gegensatz zweier verschiedener sich gegenseitig 
bekämpfender Rechtsanschauungen. Die Bischöfe ließen sich 
aber durch diesen Mißerfolg keineswegs entmutigen, sondern 
entfalteten jetzt nur eine um so größere Agitation zugunsten 
der Legitimation durch nachfolgende Ehe. Einen Nieder- 
schlag dieser Bewegung finden wir in zWei Briefen des 
Johannes Grosseteste, Bischofs von Lincoln, vom Jahre t236^) 
an den einflußreichen Justiziar der königlichen Kurie Wil- 
liam Raleigh (Wilhelm de Raleger), von welchem Grosseteste 
selbst sagt: quod in curia possis, quidquid volueris.^) 

Im ersten Briefe) stellt er den Satz, qua proles nota 
ante matrimonium subsequens post contractum matrimonium 
yelut illegitima exhaeredatur, als eine lex ininqua et iniusta, 
iuri naturali et divino, canonico quoque et civili contraria 
hin und sucht des langen und breiten zu beweisen, quod 
proles nata ante matrimonium inter parentes eius contractum 
per matrimonium subsequens nanciscitur legitimationem et 
ins haereditarium in haereditate parentum, nisi forte alter 
vel uterque parentum aliud prius copulaverit matrimonium, 
quod ante generationem non fuerit solutum. Zum Beweise 
zieht Grosseteste nicht nur die einschlägigen Stellen des 
römischen und kanonischen Rechtes heran, sondern beruft 
sich auch auf die Schrift des alten und neuen Testamentes, 
die Schriften der Kirchenväter und die Vorgänge in der 
Natur, die exempla naturae. Ja er geht in seinem Eifer 
noch weiter, indem er den verteidigten Satz sogar als alt- 

*) Statutes of the Realrn I, Statutes 1 : Ad breve regis de bastar- 
dia, utrum aliquis natus ante matrimonium habere poterit hereditatem 
sicut ille, qui natus est post, responderunt omnes episcopi, quod nolunt 
nee possunt ad istud respondere, quia hoc esset contra communem 
formam ecclesie, ac rogaverunt omnes episcopi magnates, ut consen- 
tirent, quod nati ante matrimonium essent legitimi sicut illi, qui nati 
sunt post matrimonium, quantum ad successionem hereditariam, quia 
ecclesia tales habet pro legitimis: et omnes comites et barones una 
voce responderunt, quod nolunt leges Anglie mutare que (ucusque) 
usitate sunt et approbate. — ') Robert! Grosseteste episcopi quondam 
Lincolniensis epistolae. Edited by H. R. Luard. London 1861. — •) Epi- 
stola 24 S. 96. — *) Epistola 23, S. 76 fF. 



112 ^- Ferd. Kogler, 

englisches Gewohnheitsrecht hinzustellen sich bemüht, ohne 
sich dabei freilich auf mehr als auf die seniorum relatio 
berufen zu können: 

cum, sicut notissimum est, iura etiam civilia natos 

ante matrimonium per subsequens matrimonium legitimes 
decemant et haeredes et ut seniorum relatione didici, con- 
suetudo etiam in hoc regno antiquitus obtenta et appro- 
bata tales legitimes habuit et haeredes, unde in signum 
legitimationis nati ante matrimonium consueverunt poni 
sub pallio super parentes eorum extento in matrimonii 
solennizatione. 

Von der Antwort des William Raleigh haben wir nur 
durch den darauf erflossenen zweiten Brief des Grosseteste ^) 
indirekte Kunde. Raleigh verhält sich natürlich den Neue- 
rungen des Grosseteste gegenüber ablehnend. Er gibt ihm 
allerdings den Bestand der Sitte, daß die vor der Ehe er- 
worbenen Bander bei der Trauung der Eltern mit diesen 
unter das ausgespannte Pallium gestellt werden, zu, spricht 
dieser Zeremonie aber unter Berufung auf das Zeugnis des 
Richard de Luci, Justitiars der curia regis unter Heinrich 11. 
(l 154 — 89) — natürlich nur für das weltliche Rechtsgebiet — 
jede rechtliche Wirkung ab: 

bastardus sub pallio supra parentes nubentes extento po- 
situs inde surgit bastardus.^) 

Grosseteste weiß dieses Zeugnis nicht anders zu ent- 
kräftigen, als daß er es ins lächerliche zieht, beschwort 
aber im übrigen Raleigh noch einmal, ut tu leges et consue- 
tudines legi divinae constitutioni ecclesiasticae contrarias eo- 
neris ad eorum concordiam commutare simul cum his a te 



^) Epiiitola 24 S. 95 ff. Du Gange, Glossarium, sub verbo „pallio 
cooperire" stellt in Mißverstehung von Seldenus, Dissertatio adFle- 
tarn cap. 9 S. 538 die Sache so dar, als ob der Brief des William de 
Raleigh an Grosseteste vorhanden wäre. — ') Grosseteste an Raleigh 
(Ep. 24) : Praeterea ad confirmandam hanc legem, quod bastardus sub 
pallio supra parentes nubentes extento positus inde surgit bastardus, 
induxistis(I) testimonium Ricardi de Luci, cuius testimonium, quantam 
et qnalem habeat comparationem ad testimonia divinae scripturae et 
canonicae contrarium testificantia, ^lippis patet et tonsoribus". 
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efficaciter persuasis, penes quos est legum immutandarum et 
condendarum potestas. 

König und Barone aber blieben nichtsdestoweniger un- 
entwegt bei dem zu Morton aufgestellten Ghnndsatz. Auf 
einer am 16. Oktober 1236 abgehaltenen Reichsyersammlung^) 
wurde nur eine alte Institution erneuert, deren Bestand für 
die Zeit König Heinrich 11. (1154—1189) schon Qlanvilla 
bezeugt^), worüber dann unterm 12. Oktober 1234 (die levis 
proxima post festum s. Dionisii) ein eigenes Gesetz erflossen 
ist'j und welche schließlich auch Ghrosseteste in dem oben 
genannten Briefe erwähnt.^) Da nämlich der Kirche die 
Ehegerichtsbarkeit zustand, so wurde, wenn gegenüber je- 



*) Bracton a. a. 0. fol. 417 f.: Postea vero die lovis proxime post 
festom 8. Dionisii anno eodem coram ipso domino rege et subscriptis 
convocato consilio provistun fnit et concessiun .... quod de caetero, 
cum bastardia obiecta fuerit alicni, de tali causa in curia domini regis, 
quod bastardus sit et ideo bastardns, quia natns ante sponsalia vel 
mati-imonium contractnm inter patrem suum et matrem suam, mitta- 
tur loquela ad ordinarimn loci et fiat inquisitio per haec verba, ntrom 
yidelicet talis natus fiierit ante sponsalia sive matrimonium vel post, 
et rescribat Ordinarius per eadem verba domino regi sine aliqua cavel- 
latione ... In defectum curiae Christianitatis fiat inquisitio in curia 

domini regis, utrum ante matrimonium vel post — *) A. a. 0.: 

Sed orta super hoc tamen contentione, utrum scilicet genitus an natus 
fuerit ante desponsationem an post, discutietur id, ut dictum est, coram 
iudice ecclesiastico et quod ab eo iudicatum fuerit, id domino regi vel 
eius iusticie scire faciet. Ita tamen, quod secundum, quod iudicatum 
est in curia Christianitatis de matrimonio, scilicet utrum fuerit ille, 
qui hereditatem petit, natus vel genitus ante matrimonium contractum 
vel post, in curia regis supplebitur de adiudicanda vel abiudicanda ipsi 
hereditate, super qua contentio est, ita quod per iudicium curie here- 
ditatem ipsam obtinebit vel clameum suum perdet. — •) Bractons Note 
Book. Vol. I. S. 106 f. — *) A. a. 0. Epistola 23, fol. 89 f: ludices ad 
cumulum transgressionis suae et evidentiorem eius manifestationem 
etiam conceptos et natos in vero et de vero matrimonio voluerunt iudi- 
care spurios et exhaeredandos, quando voluerunt ab episcopis inquiri 
et sibi rescribi, utrum is, contra quem proponeretur exceptio illegiti- 
mitatis, natus esset ante matrimonium solenniter contractum an post 
matrimonium solenniter contractum (cuius formae plura brevia a curia 
destinata adhuc penes me resident), cum multoties contrahatur clan- 
destinum matrimonium sub pancorum testimonio sine solennitate; et 
deinde snscitata prole de buiusmodi matrimonio fiat in facie ecclesiae 
matrimonii solennizatio. 

Zoitschrift rar Rechtsgeschichte. XXV. Oorm. Abt. 8 
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mandem die exceptio illegitimitatis oder bastardiae erhoben 
wurde, dem Bischof auch die Entscheidung der mit der £ho 
zusammenhängenden Vorfrage überlassen, ob der Betreffende 
vor oder nach Eingehung der Ehe geboren sei. Aber nur 
darüber hatte sich die curia Christianitatis zu äußern, im 
übrigen aber sich jeder meritorischen Beurteilung der Legi- 
timität oder Blegitimität zu enthalten. Auf der Basis dieses 
bischöflichen Spruches fällte dann die curia regis die Ent- 
scheidung, ob jemand hinsichtlich des weltlichen Rechts- 
gebietes als legitim oder illegitim zu achten sei und dem- 
gemäß auf die beanspruchte Erbschaft — um diesen Fall 
handelte es sich doch meistens — ein Recht habe oder nicht. 
Kam der Bischof diesen Bestimmungen nicht nach, so wurde 
auch über die Vorfrage, ob jemand vor oder nach Abschluß 
der Ehe geboren sei, in curia regis entschieden.^) 

Der Kirche wurde also, soweit es sich um die tempo- 
ralia handelte, keinerlei entscheidende Einwirkung zuerkannt. 
Die Begründung dieser Maßregel zeigt uns ganz klar den 
Standpunkt, auf welchem König und Barone standen und auf 
Grund welcher Erwägungen man nicht der curia Christiani- 
tatis die Entscheidung überließ, ob jemand legitim oder 
illegitim sei: 

Quia (quis) poterit esse legitimus secundum statuta 
ecclesiae quantum ad ordines et quantum ad dignitates 
et quantum ad leges et consuetudines Anglicanas bastardua 

quantum ad successiones, adpapam et ad sacer^ 

dotium quidem pertinent ea, quae spiritualia sunt, ad re- 
gem vero et ad regnum ea, quae sunt temporalia, iuxta 
illud „coelum coeli domino, terram autem dedit filiis 
hominum^. Et unde ad papam nihil pertinet, ut de tem- 
poralibus disponat vel ordinet non magis quam reges vel 
principes de spiritualibus, ne quis eorum falcem immittat 
in messem alienam. Et sicut papa ordinäre potest in 
spiritualibus quoad ordines et dignitates, ita potest rex in 
temporalibus de haereditatibus dandis vel haeredibus con- 
stituendis secundum consuetudinem regni sui. 

*) Ein Formular fQr ein königl. Mandat, welches dem Bischof 
eine solche Voruntersuchunjr anftrÄgt, bei Gianvilla a. a. 0, üb. 7, 

cap. 14. und Bracton a. a 0. 
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Von einer Anerkennung der legitimatio per subsequens 
matrimonimn für das weltliche Bechtsgebiet war aber keine 
Rede. Die Entscheidung von Morton ist vielmehr auch für 
alle Zukunft in dieser Frage die Rechtsgrundlage geblieben, 
denn bis auf den heutigen Tag hat England die legitimatio 
per subsequens matrimonium von sich fem gehalten^) und 
ist somit der einzige Staat mit germanischer Rechtsentwick- 
lung, welcher dieses römisch-kanonische Institut nicht rezi- 
piert hat. 

Ähnlich wie in England war auch in der Normandie die 
causa bastardiae nach den noch in der ersten Hälfte des 
13. Jahrhunderts entstandenen Coutumes^) der curia episcopi 
zur Entscheidung vorbehalten. Während aber in England 
nach dem Grundsatz „quis potest esse legitimus secundum 
statuta ecclesiae ... et quantum ad leges et consuetudines 
Anglicanas bastardus" der Bischof nur darüber sich zu 
äußern hatte, ob jemand vor oder nach Eingehung der Ehe 
geboren sei, Legitimität oder Illegitimität aber die curia regis 
beurteilte, entschied in der Normandie der Bischof, quia 
causa bastardie ad forum seculare non pertinet sed ad eccle- 
siasticum, kurzweg über Legitimität oder Illegitimität und 
die in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts entstandene 
summa de legibus Normannie in curia laicali^) stellte als 
Norm hin: quos iudex ecclesiasticus pro legitimis reputat, 
et laicus legitimes reputabit. Auf Orund des Ausspruches 
des Bisehofs, gegen welchen noch eine Appellation an den 
Erzbischof möglich war, urteilte dann die curia regis secun- 
dum consuetudinem terre über die weltlichen Rechtsfolgen. 

In Deutsehland verhielt man sieb lange Zeit gegenüber 
der legitimatio per subsequens matrimonium nicht minder 



^) GlassoD, Histoire du droit et des insütutioDS de rAsgleterre 
III. S. 186f. Viollet. Histoire du droit civil Frao^ais 8. 473. Glasson, 
Histoire du droit et des institations de la France Vü. S. 106. — •) Le 
tr^s ancien coutumier de Normandie herausgegeben Ton E. F. Tardif, 
Coutumiers de Normandie. Vol. I. Pars IL cap. 75 S. 72. Vgl. über 
diese Coutumes auch Brunner in Holtzendorffs Enzyklopädie der Rechts- 
wissenschafk * syst. Teil S. 325f. — •) Hg. von Tardif, Coutumiers 
de Normandie Vol. II. Distinctio3, cap. 25 § 2 S. 88. Vgl. Brunner 
a. a. 0. S. 326 f. 
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ablehnend. Während die legitimatio per rescriptum princi- 
pis schon seit der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts in 
Übung war^), hat jene vor dem Ende desselben nirgends 
Boden gewonnen, und wo in früherer Zeit das Institut der 
Legitimation überhaupt erwähnt wird, wie im Schiedssprüche 
zwischen dem Erzbischof Konrad und der Stadt Köln, dem 
sog. laudum Conradinum, vom 28. Juni 1258*) oder in den 
notae des Abtes Hermann von Niederaltaich (tl275)^), ist 
kaum an die legitimatio per subsequens matrimonium zu 
denken. Schließlich hat aber doch das römisch -kanonische 
Recht überall den Sieg davongetragen. Die Legitimation 
überhaupt imd die durch nachfolgende Ehe insbesondere 
gehört zu jenen wenigen Instituten, die in Deutschland fast 
durchaus schon vor der allgemeinen Bezeption der fremden 
Rechte Eingang gefunden haben. Nur vereinzelt hat erst 
diese die Legitimation durch nachfolgende Ehe zur An- 
erkennung gebracht und nur ganz ausnahmsweise, z. B. im 
lübischen Rechte, sind ihr erst in einem noch späteren Zeit- 
punkt Rechtsfolgen für das bürgerliche Leben beigelegt 
worden. In der Zeit, in welcher die legitimatio per, sub- 
sequens matrimonium erst um ihre Anerkennung kämpfte, 
forderte man bisweilen, daß zur Ehe die kaiserliche oder 
päpstliche Legitimation hinzutrete.*) 



*) Vgl. meine legitimatio per rescriptum. — *) Lacomblet, 
Niederrhein. Urk.-B. II. S. 248: De illegitimis autem videtur nobis, quod 
illegitimi non debent assunii (in scabinos), nisi probitatis merita et 
.sapientia reddant eis, quod natales abstulerunt et sint legitimati. Un- 
richtig verlegt Mittermaier, Grundzüge des gem. deutschen Privat- 
rechts 6. Aufl. II. S. 258 Anm. 6 diese Erwähnung der Legitimation 
in das kölnische Weistum vom Jahre 1169. — •) Boehmer, Fontes 
rerum Germ. III. S. 568: Ille qui dicitur ehuntmeister . . . debet indicere 
parentibus pueri, ut redimant eum a Servitute, ut possit legitimari et 
hereditatem habere. — *) Vgl. die unten S. 129 f. angeführten Stellen 
des Magdeburger - Breslauer System. SchöfFenrechtes, des alten Kulm 
und der Magdeburger Fragen. Keine Legitimation durch kaiserl. Re- 
skript schon durch nachfolgende Ehe legitimierter Kinder enthält die 
formnla 12 des Collectarius perpetuarum formarum des Johannes de 
Geylnhusen, Ausgabe von Kaiser, Innsbruck 1900 S. 10, sondern nur 
eine Erklärung ad habundancioris cautele presidium, daß die vor der 
Ehe geborenen Kinder durch die Ehe ihrer Eltern legitim sind. 
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Dem Sachsenspiegel ist jede Legitimation durch nach- 
folgende Ehe fremd. Eicke fordert für die Ehelichkeit eines 
Kindes nicht nur eheliche Geburt, sondern auch eheliche 
Zeugung und läßt demgemäß das Kind, das zwar in der Ehe, 
aber zu früh geboren wird, als unecht schelten: Svenne dat 
wif erst man nimt, wint se kint er erer rechten tiet, dat dat 
kind leven möge, man mach it bescheiden an sime rechte, 
went it to vro geborn is.^) Wie fremd Eicke der Gedanke 
an eine Legitimation durch die heiligende Kraft der Ehe 
war, sieht man ferner daraus, daß er sogar Fälle kennt, in 
welchen man selbst, obwohl äußerlich eine Ehe besteht, nur 
unechte Kinder zeugen kann: Sve so enes mannes wif be- 
huret openbare oder wif oder maget nodeget, nimt he se 
dar na to echte, echt kint ne wint he nimmer bi ere.^) 

Diese Grundsätze des Sachsenspiegels haben im Gebiete 
des sächsischen Rechtes lange Zeit die Herrschaft behalten, 
und nur sehr langsam und allmählich gelangte ihnen gegenüber 
im nördlichen Deutschland der Gedanke von der echtigen- 
den Kraft der Ehe partikularrechtlich zum Durchbruch. Da- 
bei beobachten wir die Erscheinung, daß oftmals, wenn wir 
das ganze Institut schon lange anerkannt und in Übung 
sehen, auf einmal eine jüngere Rechtsquelle je nach der 
Vorlage wiederum auf den älteren ablehnenden Standpunkt 
zurückgreift. 

Ob die einzelnen Rechtsquellen die Legitimation durch 
nachfolgende Ehe anerkennnen, läßt sich fast durchaus nur 
daraus ersehen, ob sie den vor der Ehe geborenen Kindern 
ein Erbrecht zuerkennen oder nicht, denn über die Behebung 
der mit dem Makel der Unehelichkeit verbundenen Recht- 
losigkeit äußern sie sich nicht. In der Regel wird nun die 
Gewährung eines Erbrechtes und die Behebimg der Recht- 
losigkeit Hand in Hand gegangen sein, so daß letzteres auch 
nur dann eintrat, wenn ersteres gegeben wurde. Im allge- 
mepen wird also der Schluß von der Zu- oder Aberkennung 
eines Erbrechtes auf die An- bezw. Nichtanerkennung der 



') Ld. R. I. A. 36 § 1 (Homeyer). — ») Ld. R. I. A. 37. Dieser 
Artikel gehört zu den durch Gregor XI. verworfenen 14 Sätzen des 
Sachsenspiegels. 
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Legitimation durch nachfolgende Ehe zulässig und richtig 
sein, aber zwingend ist er durchaus nicht, denn gleichwie 
die legitimatio per rescriptum principis, wenn nicht ausdrück- 
lich ein Erbrecht gewährt wurde, nur die Rechtlosigkeit be- 
hob^), so ist es auch sehr leicht denkbar, daß der nach- 
folgenden Ehe der Eltern wohl die Wirkung zugeschrieben 
wurde, daß sie die Bechtlosigkeit der vorher erzeugten 
Kinder tilge, ohne aber ein Erbrecht zu begründen. 

Der Glossator des Sachsenspiegels, Johann von Buch, 
zeigt sich mit den römischen Legitimationsarten schon gut 
vertraut, hatte er doch in Bologna sich seine Wissenschaft 
geholt. Er sagt davon in seiner Glosse, deren Abfassungs- 
zeit um das Jahr 1325 anzusetzen ist (zu Ld. B. I 44): 

War it gesät recht is jegen dat naturlike recht, dar 
hebben de keisere alle de list gevunden, de se mochten, 
und hebbet de settinghe yo entlinc gedrucket. Also heb- 
ben se ok hir gesät dre stucke, wo en unechte kint möge 
echte werden: De erste is of men it in des keisers hof 
gheve, ut in instit. rubr. de nuptiis c. aliquando [1. 13. J. 
L lOJ. De andere, of de vader de moder na to echte 
neme, ut in auct. rubr. de filiis ante c. pervenit coli. HL 
[Novelle 1 9, praef.J De dridde, of it de moder nicht werd 
en were, so mach ene de keiser echt, ut in auct. rubr. 
quibus modis c. liceat coli. VL [Nov. 74 cap. 1], dit ver- 
nym, of be anders nene erven hedde. 

Diese Glosse wurde bisher, soweit man überhaupt Ge- 
legenheit hatte sich damit zu beschäftigen, gründlich miß- 
verstanden. Der Ausdruck plist'' wurde im verkehrten, bösen 
Sinne aufgefaßt und so die Legitimation als „listige Erfindung" 

*) Vgl. meine legitimatio per rescriptum. — *) Der erste Säte 
nach gütiger Mitteilung des Herrn Geheimrates Steffenhagen ans der 
Amsterdamer Handschrift (Home y er, Deutsche Rechtsbücher Nr. 8). 
Das Weitere nach Grupen, De uxore Theodisca (Göttingen 1748) 
cap. VI. § 4 S. 263 aus dem oldenburgischen Kodex (Homey er, Rechts- 
böcher Nr. 660), wo der für das Verständnis unentbehrliche Vordersatz 
fehlt. In Mißverstehung des Wortes curia macht der Glossator aus 
der legitimatio per oblationem curiae eine Legitimation durch Hingabe 
an des Kaisers Hof. Dieses Mißverständnis begegnet wiederholt, so 
z. B. Jurisprudentia Frisica Titel 47 § 6, Ausgabe von Hettema II, 
S. 86, Ostfriesisches Landrecht lib. 2, cap. 7. Wicht S. 317. 
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der Kaiser hingeatellt.^) „Liat" bedeutet aber bei dem 
OIoBsator Klugheit^), bo daß also der Binn der Stelle ist: 
Die Kaiser haben alle mögliohe Klugheit aufgewendet, uro 
den Gegensatz zwischen Geaetzesrecht und natürlichem Recht 
auszugleichen. Es ist das ein Gedanke, den schon Justinian 
ausspricht, wenn er sagt: filios (naturales) restituere naturae 
et antiquae ingenuitati . . . neque enim a principio, quando 
sola natura sanciebat homines, antequam scriptae provenirent 
leges, fuit quaedam differentia naturalis atque legitimi, sed 
antiquis parentibus antiqui filii mox, ut praecedebant, fiea- 
baut legitimi^) und der dann auch in den Pfalzgrafenpaten- 
ten Karls IV. wieder begegnet, worin den Pfalagrafen das 
ius legitimandi et ad primevum statum naturae reducendi, 
quo omnes legitimi nascebantur, eingeräumt wird.^) Der 
Glossator äußert sich über die Wirkungen der Legitimation 
nicht näher, offenbar will er ihr dieselben beilegen, mit 
welchen sie das römische Recht ausstattet, er beruft sich ja 
auch ausschließlich auf Belegstellen aus dem corpus iuris 
lustiniani. 

Ihrem wesentlichen Inhalte nach ist diese Buchscbe 
Glosse in das unter Herzog Adolf I, von Kleve (1417— 1448) 
abgefaßte Klevische Stadtrecht übergegangen, nur ist die 
vom Glossator mißverstandene Legitimation durch Hingabe 
an des Kaisers Hof als unpraktisch beseitigt: 

Doch soe wordt wail een onecht kint echt in tween 
stucken. Dat ierste, off die vader die moeder dair nae 
toe echten nemen mochte, ind hi si dan neme. Dat ander 
is, off die moeder des nit weerdich en is, soe mach oen 
die keiser echt geven, in deen doch end soe veer hi an- 
ders geen erven en hed.*) 



*) So außer Orupen a. a. 0. von neueren Wilda, Der reicbsgr&fl. 
Bentineksche £rbfolgestreit Zeitschr. f. d. B. IV. (1840) S. 287. Siegel, 
Das deutsche Erbrecht S. 32 Anm. 111. — *) Ontige Mitteilung Steffen- 
hagens. — ') Novelle 74 cap. 1. Ähnliche Gedanken auch Nov. 89 pr. 
u. c. 1. — *) Vgl. die Pfalagrafenpatente 1357 Aug. 15 bei F ick er, 
Forschungen lY. Nr. 524 8. 539 f. 1369 Juni 6 ebenda Nr. 527 S. 545 f. 
und die formula 32 im colleotarius perpetuarum formarum des Johannes 
de Geylnhusen hg. von Kaiser (Innsbruck 1900) 8. 23 f. — •) Steffen- 
hagen, Der Einfluß der Buchseben Glosse auf die späteren Denk- 



120 ^r. Ferd. Kogler, 

Während Johann von Buch die Legitimation durchaus ' 
auf römischen Urspnmg zurückführt, stellt die jüngere Pe- 
trinische Glosse^) die legitimatia per subsequens matrimo- 
nium als ein Erzeugnis des kanonischen Rechtes hin und 
hebt ausdrücklich hervor, daß die oben*) mitgeteilten Be- 
stimmungen des Sachsenspiegels Ld. R. I. 36 durch den 
Einfluß des „geistlichen Rechtes'' modifiziert worden sind: 

Na geistlikem rechte aver, eft leddeghe lüde sik 

belipen und kindere teleden unde sik darna in deme echte 

vortruweden, dy kindere worden echte, de sus vor und 

tu vru untfangen edder geboren weren, sus besceideliken, 

efte in der tyd des byslapendes muchte twisschen den sul- 

ven luden hebben echte gheweset, als oft sy beide do 

leddich weren, ut extra, qui fi(lii) sint legi(timi) c. tanta 

[= c. 6 X, IV. 17].3) 

Eine dem Schwabenspiegel*) entlehnte Extravagante zu 

Ld. R. I. 36 des Soester Kodex ^) des Sachsenspiegels schließt 

sich nach Lihalt und Form der Vorlage vollkommen an und 

erkennt gleich dieser die Legitimation durch nachfolgende 

Ehe im vollen Umfange an: 

Heft eyn man eyne vrowen to ledichliken dinghen 
unde heft se kindere by ome vele oder lüttek unde nympt 
he se dar na to der e, wo vele kindere se vore von ome 
hadde, er he se sek gheven let to der e, de sint allent- 
sainen rechte e kint unde erven eghen unde len von vader 
under von moder under von anderen eren vrunden, also 
wol alse de kindere, de se na mit en ander winnen, do se 
sek to eyn ander to der e namen. Wil men on des vor 
wertliken gherichte nicht gheloven, so scolen se or elich 

mäler. I. Das Klevische Stadtrecht. Sitzungsberichte der Wiener Aka- 
demie, phil.-hist. Kl. Bd. 129, 7. Abhdlg. S. 34. 

*) Zu folgenden Handschriften Homeyer, Deutsche Rechtsbücher 
Nr. 84, 293, 301 und 703. — *) S. 117. — ») Steffenhagen, Die Entr 
Wicklung der Landrechtsglosse des Sachsenspiegels III. Wien 1882 S. 27 
(= Wiener Sitz.-Berichte, phil.-histor. Kl. Jg. 1882, Bd. 101, S. 777. 
Homeyer, Extravaganten des Sachsenspiegels a.a.O. S. 241 u. teil- 
weise auch Sachsenspiegel II. 2, S. 185. — ♦) Der unten S. 135 f. mit- 
geteilten Stelle Laßberg 377. — *) Homeyer, Deutsche Rechtsbücher 
Nr. 623. 
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recht vor geystliken richte beholden unde scolen des breve 
und ingheseghel nemen; so behalden se ore recht vor 
allen wertliken. richte mit rechte.^) 

Der von den Glossen des Sachsenspiegels eingenommene 
römisch-kanonistische Standpunkt war aber noch lange kein 
aUgemeiner. 

Das zu Anfang des 14. Jahrhunderts entstandene Gör- 
litzer Landrecht weiß von der Legitimation durch nachfol- 
gende Ehe nichts. Es kennt nur die legitimatio per rescrip- 
tum principis und per rescriptum papae, spricht aber beiden 
jede rechtliche Wirkung ab.^) 

Das aus der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts stam- 
mende Rechtsbuch nach Distinktionen steht grundsätzlich 
noch auf dem Standpunkt des Sachsenspiegels, daß die nach- 
folgende Ehe nach Land- und "Weichbildrecht keine ech- 
tigende Kraft habe, zugleich erkennt es aber schon an, daß 
die päpstliche und kaiserliche (= römische) Gesetzgebung in 
diesem Punkt reformierend eingegriffen habe: 

Had eyn man unde wip kinder, dy unrecht zcusam- 
mene komen sin, unde had daz wip sinth zcu der ee ge- 
nomen, dy kinder, dy sy vor hatten, dy nemen keyn erbe- 
teyl unde bliben unelich zcu lantrechte unde zcu wich- 
bilde. Abir zcu bebistlichen geseccze zcweyget sich das 
unde euch noch keyserrechte , also vor beschreben steth 
in deme capittele von der geborth.^) 

In dem „Kapitel von der Geburt" nun spricht der Ver- 
fasser von der Wirkung der Legitimation durch nachfolgende 
Ehe, welche darin besteht, daß di^ legitimierten Kinder ihre 
Eltern, nicht aber auch andere Verwandte beerben können : 

^) Homeyer, Extravaganten des Sachsenspiegels. Abhandlangen 
der Berliner Akademie 1861 S. 240 f. Die bei Kraut, Grundriß zu 
Vorlesungen über deutsches Privatrecht. 6. Aufl. (von Frensdorf) § 186 
Nr. 4 S. 437 als Glosse zu Ssp. I, 37 mitgeteilte Stelle, auf welche auch 
St ebbe, Handbuch des deutschen Privatrechtes 3. Aufl. (von Lehmann) 
IV. 8. 441 Anm. 8, besonders hinweist, ist nach gütiger Mitteilung 
Steffenhagens eine Interpolation aus dem Schwabenspiegel in moder> 
nisierter Fassung, die sich schon in den Zoblschen Drucken und auch 
in Gärtners Ausgabe findet. — *) Kap. 32 § 6 bei Homeyer, Sachsen- 
spiegel IL 2, S. 184 f. — ») Buch 1, Kap. 24, Dist. 3. Ausgabe von 
Ortloff, Sammlung deutscher Rechtsquelien. Jena 1836. S. 57. 
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Nu werden ouch kinder gebom naturlich, welche nu 
dy sin: wo ein elich man adder eyn elich fruwe adder 
eyn dime sich zcusammene mischen, so daz sy an alle 
gelobde von naturlicher libe mit enander kinder gewinnen, 
dy kinder heysszen natürliche kinder. Noch der kinder 
geburth nemen sich dy sint zcu der ee, dy kinder sint 
von gotes wegen unde von bebestlichen geseccze geeet 
unde nemen erbeteyl an ores vater unde muter gude, ab 
wol vater unde muter sterbet, daz des manncs nesten, 
noch der fruwen nesten den kindem keyn anerstorben 
gud von vater unde von mutter vorlegen mögen. Dysel- 
ben kinder mögen abir an ores eldervater adder an orer 
eldermuter gud keyn erbeteylunge gehaben.^) 
Einen eigentümlichen Standpunkt nehmen die von 
Wasserschieben veröffentlichten sächsischen Erbrechtsregeln 
aus dem 15. Jahrhundert ein, indem sie einesteils ebenso 
wie der Sachsenspiegel den zwar in der Ehe, aber zu früh 
geborenen Kindem jedes Erbrecht nach dem Vater ab- 
sprechen, anderseits aber doch wiederum, abweichend vom 
Sachsenspiegel, die Anfechtung der Ehelichkeit solcher Kinder 
ausschließen, wenn sie vom Vater anerkannt werden und 
insbesondere, wenn sie erst 36 Wochen nach Abschluß der 
Ehe zur Welt kommen: 

Ein kindt, das czu frue geborenn isth, das nympt 
vom vater kein erbteil. Idoch so es der vater ahn seynem 
leben annympt und das vor sein kinth erkennt, so kan es 
kein ander bescheiden und forderlich, so es bey 36 wochenn 
getragen ist worden.*) 

Die beiden Sätze dieser Regel widersprechen sich direkt, 
indem der erste die zu früh geborenen Kinder von der Erb- 
schaft nach dem Vater ausschließt, der zweite sie aber ehe- 
lich und mithin auch erbfähig sein läßt, denn die Aner- 
kennung seitens des Vaters ist eine selbstverständliche Vor- 
aussetzung, ohne die weder die vor der Ehe geborenen 
Kinder per subsequens matrimonium der Eltern noch auch 



») Buch 1, Kap. 5, Dist. 4 Ortloff a. a. 0. S. 21. — *) Wasserach- 
leben, Prinzip der Sakzessionsordnang S. 149 regula 35. 
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die zwar in der Ehe aber zu früh geborenen Kinder die 
Rechte ehelicher Sprößlinge erhalten. Der erste Satz wider- 
spricht auch einer in der gerade vorausgehenden Regel ^) 
aufgestellten Norm, wonach der ^vom keiser, babst ader 
von der ehe'' geehelichte Sohn seinen Vater, wenn er gar 
keine Erben hinterläßt, beerbt, mithin die legitimatio per 
subsequens matrimonium, wenn auch im beschränkten Um- 
fang, anerkannt wird. Daß sich die Bestimmungen der ver- 
schiedenen Regeln widersprechen, ist leicht erklärlich, da 
sie ja auf verschiedene Quellen zurückgehen 2), aber der 
Widerspruch in derselben Regel 35 läßt sich nur dadurch 
beseitigen, daß man annimmt, der Verfasser habe von vorn- 
herein den aus der Vorlage herübergenommenen ersten Satz, 
daß das zu früh geborene Kind nach dem Vater keinen 
Erbteil nimmt, durch den zweiten Satz, daß es doch, wenn 
«8 vom Vater anerkannt wird, legitim sei, modifizieren 
wollen, was allerdings in der Form nicht ganz glücklich ge- 
lun^gen ist. 

Die Landesordnung Herzog "Wilhelms für die Fürsten- 
tümer Jülich und Berg vom Jahre 1554 läßt die durch 
nachfolgende Ehe legitimierten Kinder in gleicher Weise 
wie die ehelichen erben: 

So auch man und weih für irer ehelicher versamlung 
natürliche oder leybliche kinder mit einander betten unnd 
sich darnach in sacrament der heyligen ehe ergeben und 
dardurch soliche kinder ehelich machen theten, so erben 
dieselbe kinder gleich mit anderen nachfolgenden erben, 
welche in stainder ehe gezilt und rechte erben seindt.^) 

Das vom Frankfurter Syndikus Johann Fichard verfaßte 
Landrecht der Grafschaft Solms vom Jahre 1571, welches 



^) Regula 34 : Der verstorbene lest gahr keinen erben hinter yhm, 
alleine seynen geelichten sohnn vom keiser, babst ader von der ehe, 
derselbige nympt seines vaters gut mit rechte ... Es nympt aber 
flolch geelichet kinth sunst kein erbteil alleine von seyner mutter, wie 
oben gesagt ist. — ') Die genannte regula 35 beruft sich auf eine 
deutsche Rechtsquelle lib. 2 cap. 9 dist. 4, regula 34 auf lex 3, § filium 
in autentico „qui nova esse sen*^. — *) Titel: «Van erbung unnd suc- 
cession geebelichter kinder durch nacbvolgende heyrath" (Im Druck 
Köln 1562 S. 71). 
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wegen seiner Vortreflflichkeit auch in vielen anderen frän- 
kischen Gebieten als Gesetz angenommen wurde, stellt die 
durch nachfolgende Ehe legitimierten Kinder hinsichtlich des 
Erbrechtes auf ganz gleiche Stufe wie die ehelichen: 

Und wiewol diese unsere ordenung alleyn vonn ge- 
bornen ehelichen kindem meidung thut, so wollen wir 
doch (gleich wie auch die keyserliche recht) in derselben 
zahl auch die iehngen kindere, so der mann mit eyner 
ledigen weibs personen (die sich zu demselben allein ge- 
halten) vor der ehe gezeugt, folgens aber offenlich geeh- 
licht unnd zu kirchen geführet hat, dadurch dann solche 
kindere auch geehlicht worden, mit begriffen und gemeynt 
haben, also dass dieselben für rechte ehekindere gehalten 
unnd zugleich den andern inn der ehe erzeugten kindem 
erbvehig seyn sollen.^) 
Hartnäckig hielt man in Holstein und in der Landschaft 
Dithmarschen an der alten Rechtsanschauung fest. 

In Holstein wurde nach einem im Jahre 1494 bei dem 
Neumünsterschen Goeding erflossenen Urteil der Kläger ab- 
gewiesen „sich des väterliken erwes na Holsten recht und 
landesgcbrücke nicht to unnerwinnen, dewyle ehme syne 
moder tweene iare to vorne gebaren, also dorch de hillige 
ehe geechtet sy".*) Und ein Urteil desselben Gerichtes wies 
im Jahre 1509 einen vor der Ehe erzeugten Sohn, welcher 
das Testament seines Vaters wegen Präterierung anfocht, 
ab und gewährte ihm nur einen Alimentationsanspruch gegen- 
über seinen ehelichen Brüdern.^) 

Das Dithmarscher Landrecht vom Jahre 1447*) erwähnt 
eine Legitimation gar nicht und eine Belicbung vom Aller- 
heiligentag 1488 lehnt die Wirkung der von den Eltern ein- 
gegangenen Ehe für die vorher erzeugten Kinder ausdrück- 
lich ab, indem sie bestimmt: 

Effte ein mann ein kind tügede mit der fruwen, ehe 
se tho sinen echten bedde gekamen, dat kind mag des 



') 2. Teil, 25. Titel §6 „Von geehelichten kindem*. — *) Dreyer, 
Nebenstunden S. 297. — ») Ebenda S. 301 Nr. 8. — ♦) Ausgabe von 
Michelsen, Sammlung altdithmarscher Rechtsquellen, Altona 1842. 
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vaders erwe nicht mächtig syn, wen gelike de moder to 
des mannes echten bedde gekamen. ^) 

Die Landrechte von 1539 2) und 1567^) gehen darüber 
wieder mit Stillschweigen hinweg. 

Einen ähnlichen Gedanken wie der, welcher uns schon 
im Sachsenspiegel begegnet ist^), finden wir auch in der 
ungefähr aus derselben Zeit stammenden fünften friesischen 
Überküre^): Eine Magd, mit welcher der Dienstherr in 
geschlechtlicher Gemeinschaft gelebt und Kinder gezeugt 
hat, kann niemals desselben rechtes Eheweib werden. Die 
vor Eingehung der eheähnlichen Verbindung erworbenen 
Kinder bleiben ebenso illegitim wie die in derselben er- 
zeugten : 

Wersa en mon nime en wif to quem and to ku uder 
en ti alsa dena thianeste, sa him gad were, end him 
thenna en kind gader wrde, end thet kind skenade and 
thet wif liavade, thet hise thenne afte nome, thet hiu ni 
thet kind ni machte nenne aftne stol besitta, ni thera 
kinda nen, ther hiu bi him tege.®) 

Der Umstand, daß hier eigens hervorgehoben ist, daß 
das bei der Dienstmagd erzeugte Kind auch nach Eingehung 
der vermeintlichen Ehe nicht den ehelichen Stul besitzt, 
zeigt deutlich, daß das Institut der legitimatio per subsequens 
matrimonium im 13. Jahrhundert in Friesland, wenn auch 
nicht anerkannt, so doch nicht ganz unbekannt war. 

Im Laufe der Zeit ging auch hier unter dem Einfluß 
der Kirche ein Wandel der Rechtsanschauungen vor sich. 
Das im Jahre 1515 aufgezeichnete ostfriesische Landrecht 
bemerkt zu dieser Bestimmung der fünften Überküre: 

») Dreyer, Nebenstiinden S. 297. — *) Ausgabe bei Micbelflen 
a. a. 0. — •) Druck in Cronhelms Corpus statutorum provincialium 
Holsatiae. — *) S. 117. — •) Heck, Der Ursprung der gemeinfriesiacben 
Rechtsquellen. Neues Archiv 17. Bd. 1892 S. 569 ff. setzt die Entstehung 
der Überküien in die Zeit Heinrichs IV. (nach 1085). Die eherecht- 
lichen Bestimmungen der Überküre 4 und 5 sind aber jedenfalls jüngere 
Zusätze, die wahrscheinlich erst dem 13. Jahrhundert angehören. Schrö- 
der. Rechtsgeschichte * S. 672. Vgl. auch Richthofen, Untersu- 
chungen zur friesischen Rechtsgeschichte I. S. 202 ff. — •) Hunsegoer 
Text. Richthofen, Untersuchungen I. S. 238 (Richthofen, Friesi- 
jache Rechtsquellen S. 100). 



126 ^^' *'ß"*- Kogler, 

De vyfte overkoer is thegen insettc der hilgen kercken 
na unsen goetduncken, daer umme wart dat nu nicht 
geholden. ^) 

Diese Derogierung kann sich allerdings nur auf die an- 
gegebene ursprüngliche Passung der fünften Überküre be- 
ziehen, denn der Wortlaut, welchen das ostfriesische Land- 
recht selbst von der fünften Überküre gibt, ist gegenüber 
der ursprünglichen Gestalt ganz wesentlich modifiziert und 
mit den kirchlichen Normen vollkommen übereinstimmend, 
indem hier angenommen wird, daß die Kinder mit der 
Magd im Ehebruche erzeugt sind und daß die rechtmäßige 
Gattin zur Zeit der versuchten Eingehung der Ehe mit der 
Magd noch lebt.*) 

Diese veränderte Rechtsanschauung kommt nun auch 
darin zum Ausdruck, daß das ostfriesische Landrecht die 
von solchen Eltern, zwischen denen kein trennendes Ehe- 
hindernis besteht, erworbenen Kinder durch die nachfolgende 
Ehe der Erzeuger echt werden läßt und dieselben den nach 
Eingehung der Ehe gewonnenen Kindern vollkommen gleich 
stellt, dabei ist es gleichgiltig, ob die Eltern in der Zeit 
zwischen der außerehelichen Zeugung und der Eingehung 
der Ehe etwa anderweitig verheiratet waren: 

Wan ein mann hefft geteelt ein unechte kint by 
einer frouwen, de he mit sick im huise hadde alß eine 
concubina, oflF eine ander frouwe buten dem huise nicht 

») Richthofen, R.-Qu. S. 101 A.4. Wicht, Ostfriesisches Land- 
recht lib. in. cap. 101 8.837: De viefte averkoer is tegen insettiDge 
der hilligen kercken und gebruick diisser landen, daramme salt also 
nicht geholden werden. — «) Ostfries. Ld. R. lib. III. cap. 100 (Wicht 
a. a. 0. S. 827): Woir ein mann ein maget eder wyff wint tho sinen 
koyen und tho alsodaenen denst, alse der maget behorlich is, und he 
dan by de denstmaget schlepe und se ein kint van em in averspill 
teelde, wan dat kint doma grot werde und eme de moeder des kindes 
dair na belevede und wolde se danne tho echte nemen, so muchte 
noch dat kint noch gene kinder, de se van em teelde, echte werden 
und de moeder muchte oek den echten stoell nicht besitten. Dat is 
waer, wan dat echte wyff noch levede und de kinder werden 
also vortan gewunnen in averspill, dan dat wort nicht tho gelaten 
daramme, dat se moegen gearbeidet hebben na den doet des echten 
wyfes: quia sunt machinati in mortem alterius. 
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alse eine concubina, dairmede he up desulve tyt muchte 
staen in echtschup, alse de frouwe dat kint van em unt- 
fenck, und de mann nimpt darna desulve frouw to echte 
. . ., so is dats&lve kint so echte, als de kinder, so 

dairna in echtschup geteelet werden HefFt oek de 

mann middeler tyt ein echte wyff genoemen und dat wyff 
stervet, darna nimpt de mann dat unechte wyiF, dar he 
tho Yoeren kinder by hadde, tho echte, so sinnen de 
kinder echte. ^) 

Das Erbrecht von Fivelgo und Hunsingo erkennt die 
echtigende Kraft der Ehe vollkommen an, indem es den 
geechtigten Kindern neben den echten ein Erbrecht gewährt: 
Item soe syn daer mennigerleie kynderen, die doch 
alle gader arffenisse moeghen untfangen. In den erstenn 
soe syn daer echte kynderen, de echte geboren synn ; ten 
anderen die geechtiget worden, als raantellkynder, dat 
sint kynderen, die van twe vrye luiden syn geboren, 
welcke olders daer nae malkanderen truwen end echtigen 
nae zeede end ghewoente.*) 
Die lurisprudentia Frisica^), ein aus dem Ende des 
15. Jahrhunderts stammendes Rechtsbuch, das einheimisches 
friesisches und römisches Recht zu einem Ganzen zu ver- 
arbeiten suchte, unterscheidet zwischen der Legitimation 
nach geistlichem und nach kaiserlichem Recht und reiht 
die legitimatio per subsequens matrimonium unter das geist- 
liche Recht ein: 

Dit is riucht: Dat de natuerlicke sonen moghen aefFt 
wirda twyrahanda wys ney da gastlicke riucht. In 't arst, 
so aeflftiget hij da frowa, deer hij da natuerlike kynden 
bij crijn haet; so sint da kynden aefFt, deer hij eer teyn 
haet ende eeflfter tiucht bij der frowa.*) 



») Lib. n. cap. 20, Wicht S. 330f. — •) Richthofen. Friesische 
Rechtsquellen S. 325 f. § 16. Wir kommen auf diese Stelle noch in an- 
derem Zusammenhange aurück. — •) Ausgabe von Hettema, luris- 
prudentia Frisica of Friesche regtkennis, Leeuwarden 1834. — ♦) Titel 47 
§ 5. Hettema a. a. 0. IL S. 86. Die zweite Art nach ^.geistlichem 
Recht" ist eine legitimatio per papam: Lettera tyd wirdet bya aefft 
bij des paus wyeld, als er dij paus mey dispenseret (ebenda). Titel 47 
g 5 fahrt die Legitimationsarten „nach des Kaisers Recht* an. 
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Obwohl der Yerfasser des ßechtsbuches die legitimatio 
per subsequens matrimonium zu einem Institut des kano- 
nischen Rechtes zählt, folgt er doch hinsichtlich der Frage, 
welche Kinder legitimiert werden können, ebenso wie das 
ostfriesische Landrecht nicht ganz dem kanonischen Recht, 
indem er nur Kinder, die von Eltern erzielt werden, zwischen 
welchen im Zeitpunkt der Zeugung eine Ehe möglich wäre, 
naturales im neueren technischen Sinne, für legitimationsfahig 
erklärt, während das kanonische Recht alle außerehelich 
erzeugten Kinder mit alleiniger Ausnahme der adulterini 
dieser Wohltat teilhaftig werden läßt: 

Da sonen, deer sint teyn twiscka twa, deer neen aefft 

bygaen moghen ende naet aeff moghen hya wirda, ner 

neen gued mögen hya ontfaen.^) 

In Nordfriesland hingegen wurden die vor Eingehung 
der Ehe erworbenen Kinder erst sehr spät als ehelich an- 
gesehen. Am 28. März (Dienstag nach Judica) 1542 be- 
stätigte König Christian III. als höchste richterliche Instanz 
ein Urteil des nordfriesischen Fünfhardengerichts, daß eine 
vor der Ehe geborene Tochter nach ihrem Vater kein Erb- 
recht habe, weil das Kind „unrecht und 10 iahren to fom, 
ehe sin vader sine moder geehelichet, gebarn" sei.*) Auch 
noch im älteren Nordstrander Landrecht der fünf Nord- 
strander Harden vom Jahre 1558^) sind unechte Kinder 
erblös, auch wenn die Eltern sich nachher verehelichen: 

Unechte kinder nah dissem landtrechte sind erfloss, 

wenn ock schon de modder dama mit dems&Ivigen, dar 

se dat kind mit gehatt, sick vörehelicken wurde.*) 



>) Titel 47 § 15 a. a. 0. S. 92. Die niederländische Übersetzung: 
De Zonen, die geteeld zijn door twee, die geen en echt mögen aangaan, 
die mögen niet gewettigd worden of geen goed mögen zij ontvangen. 
Titel 47 § 7 definiert natürliche Kinder „als een man bij eenre frowa 
tiucht* und setzt sie 1. den „aeflFllyck ende natuurlyck* Kindern 2. den 
„spurii", den ,hor natuurlyck ner aeffitlyck, als da deer sint teyn in 
da wrhuur, jeffta twiska twa, deer neen aefft mögen bygaen" und 3. den 
,filii adoptivi" entgegen. — ») Dreyer, Nebenstunden S.299f. — ») Vgl. 
darüber Stemann, Geschichte des öffentlichen und Privatrechtes des 
Herzogtums Schleswig II, S. 162. — *) Artikel 48, Dreyer, Sammlung 
vermischter Abhandlungen I, S. 507. 
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Erst das neuere Nordstrander Landrecht ^) vom Jahre 
1572 erkennt den vorehelichen Kindern ein Erbrecht zu.^) 
Ahnlich wie das Landrecht widerstrebten auch die 
Stadtrechte Norddeutschlands und voran das Magdeburger 
Becht, in dem die stadtrechtliche Umbildung des Sachsen- 
spiegels am reinsten zum Ausdruck kam, dem Eindringen 
der legitimatio per subsequens matrimonium. 

Die von Nicolaus Wurm (f 1383) verfaßte Blume von 
Magdeburg^) schließt sich noch ganz an die Fassung des 
Sachsenspiegels an. Nach ihr erben die erst nach Ablauf 
von 7 Monaten nach Eingehung der Ehe geborenen Kinder 
und erst die nach „achtehalbin mondin^ gebomen kann man 
nicht mehr als unehelich schelten.*) 

Das Magdeburg -Breslauer systematische Schöffenrecht 
aus der Mitte des 14. Jahrhunderts') lehnt die echtigende 
Wirkung der Ehe ab. Selbst wenn die vorehelich erwor- 
benen Kinder nach der Ehelichung der Eltern vom Kaiser 
oder Papst per rescriptum legitimiert werden, so beerben sie 
ihre Eltern doch nicht, wenn eheliche Bänder vorhanden sind: 
Eyn man siczcze mit eynir vrauwin, di nicht syn elich 
weip ist, und gewinne kindir mit er und lizse em di selbe 
vrauwin treuwin und gewunne euch mit ir kindir und di 
erstin kindir wurdin elich gemacht von dem bobiste adir 
von dem keysir; der man stürbe domoch, zo mochtin di 
erstin kindir mit den lecztyn keyn teil genemyn.') 

^) Stemann II S. 162 f. — ») Stemann II S. 247 f. — ») Hrsg. von 
H. Böhlau, Weimar. 1868. — *} Particola II, cap. 74 (entsprechend 
Sachsenspiegel Ld. R. I, 36): So wen ein man irst weip genymt, ge- 
wint eer eyn kint mit ir ee rechte czeit, daz lebindig blybit: stirbit 
der vater sint, iz mag kein erbe gesein in des mannes gute und man 
mag daz kint bescheidin an sejnem rechte. Und sotan sache sol man 
rechinen nf dae korcze, alz ob sy irin man hab gehabit sebin mondin, 
80 teilt man dem kinde daz erbe zcu, odir achtehalbin, so hot mans 
▼or ein elich kint. Wen worum? Waz in dem sebindin mondin odir 
in dem achtin geborin wirt, were unmogelich lebendig zcu, blybin. 
Und diz kamt czu von dez rechtis gmist. Übereinstimmt auch II, 
cap. 73 mit S. Sp. I, 37: Swer so eins mannes weip behnrt odir mayt 
odir weip notzcogit, nymt er sy darnach czn der ee, eekint gewinnet 
er nymer by ir. — ») Ansgabe von P. Laband. Berlin 1863. — •) 4. Buch, 
2. Teil, 55. Kap. Laband S. 167. 

Zeitschrift für Rechtagesohichte. XXV. Genn. Abt. ^ 
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Die Fortbildung des Magdeburg -Breslauer systemati- 
schen SchöiFenrechtes, wie es uns im sogenannten „alten 
Kulm^^) vorliegt, schließt sich vollinhaltlich an die Vor- 
lage an.^) 

Auch die gegen Ende des 14. Jahrhunderts (zwischen 
1386 und 1400) entstandenen Magdeburger Fragen^) erkennen 
die legitimatio per subsequens matrimonium nicht an. Ein- 
mal fordern sie, damit die vor der Ehe erzeugten Kinder 
mit den ehelichen Erbe nehmen können, in der den beiden 
vorgenannten Rechtsquellen entsprechenden Stelle den Hin- 
zutritt der kaiserlichen oder päpstlichen Legitimation per 
rescriptum^) und sprechen überdies noch ausdrücklich der 
nachfolgenden Ehe der Eltern eine erbrechüiche Wirkung 
jpar die vorher erzeugten Kinder ab: 

Ab eyn man wip adir mayt beslefft, dy sache wirt 
offinbar, der selbe dy domoch nympt zcu der ee imde 
kinder mitenander gewynnen, der man und dy vrouwe 
sterbin. Ab dy kinder ir erbe unde gut sullen nemen 
adir nicht? HiruiF sprechen wir scheppia zcu Magdeburg 
recht: Besleffit eyn man wip adir mayt, dy do ledig ist, 
mit irem willen unde nympt sy domoch zcu der e, ge- 
wynnen sy kinder in der e mittenander, dy kinder nemen 
irer beider erbe noch irem tode. Haben si abir kinder mitte- 
nander vor der e gehat, dy mögen ires erbis nicht nemen.*) 

*) Ausgabe von Leman, Das alte kulmische Recht. Berlin 1888. 

— •) IV, 97, Leman S. 184: Eyn man sitze myt eynir vrouwen, dy nicht 
syn elich wib ist und gewynne kynder myt yr und lisse ym dyselbe 
vrouwe truwen und gewynne ouch kyndir myt yr. Und dy irsten 
kynder wurden elich gemacht von deme bobiste adir von deme keyser. 
Der man der stürbe domoch, so mochten dy irsten kyndir nicht teyl 
genemen myt den letzten kinden. Eine Schwankung der Rechtsan- 
schauung, indes nur hinsichtlich der legitimatio per rescriptum, macht 
sich aber darin geltend, daß ein Teil der Handschriften das letzte 
„nicht** weglaßt. — ») Ausgabe von Behrend. Berlin 1865. — *) Buch 1, 
cap. 14, dist. 9, Behrend S. 135f.: Eyn man bekindet sich mit syner 
amyen, die nicht syn elich wip ist unde lesset sy ym domoch tru- 
wen unde gewynnet ouch mit ir kinder, dy ersten kindere werden elich 
gemacht von dem babiste adir keiszer; der man stirbet. Ab dye ersten 
mit den leczten teil sulle nemen? HirufP sprechen wir scheppin zcu 
Magdeburg recht: Dy ersten kinder sullen mit den leczten teil nemen. 

— ») Buch 1, cap. 14, dist. 8, Behrend S. 132. 
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Erst in einem Spruch der SchoiFen von Magdeburg^) aus 
der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts sehen wir die legi- 
timatio per subsequens matrimonium toU anerkannt. Den 
legitimierten Kindern wird gleiches Erbrecht zugesprochen, 
wie den ehelichen. 

Vollständig eingelebt hatte sich aber diese Rechtsan- 
schauung bei den SchoiFen von Magdeburg noch lange nicht, 
denn noch ungefähr ein Jahrhundert später im Jahre 1532 
ließen sie nach Görlitz ein gegenteiliges Urteil ergehen: 

Hat eyner eyne iungfraw geschwengert, ap ehr dan 
gleych dieselbe darnach zcur ehe genehmen und alsso in 
stehnder ehe das kindt zur weit gebracht — szo mag 
doch dasselbige gebome kyndt nach vorordnunge sechssi- 
scher rechte vor ehelich nicht geacht und gehalten werden 
unnd kann alsso aus mangel seyner ehelichen geburt die 
erbliche gerech tigkeit seynes verstorben yadters im rechte 
nicht nehmen ader erfordern.*) 

Auch ein Dresdener Schöffenurteil aus dem Jahre 1553 
steht noch ganz auf dem ablehnenden Standpunkt der Magde- 
burger Fragen: 

Beschlefft ein man ein weib oder magd, die da ledig 
ist, mit iren willen und nimpt si darnach zu der ehe, ge- 
winnen sie kinder in der ehe miteinander, die kinder 
nemen irer beider erb nach irem tode. Und haben sie 
aber kinder miteinander vor der ehe gehabt, die mögen 
ires erbes nicht gewinnen.') 

^) Wassers chl eben, Sammlimg deutscher Rechtsqaellen I S.248 
cap. 108. Lorsch und Schröder, Urkunden zur Geschichte des deut- 
schen Privatrechtes » Nr. 329 S. 240. — ») Th. Neumann, Magdeburger 
Weistümer (Görlitz 1852) Nr. 71 S. 224. — ») Dreyer, Nebenstunden 
S. 289. Lorsch und Schröder, Urkunden zur Geschichte des deut- 
schen Privatrechtes * Nr. 842 S. 250 ff. enthalten aus Bodmanns Rhein- 
gauischen Altertümern eine angebliche Entscheidung des Oberhofs zu 
Eltville aus dem 15. Jahrhundert, worin die legitimatio per subsequens 
matrimonium sogar f&r einen adulterinus anerkannt und demselben — 
aUerdings in einem Falle, in welchem keine ehelichen Kinder vorhan- 
den sind — ein Erbrecht nach Vater und Mutter zugesprochen wird. 
Allein der ganze Oberhof zu Eltville hat gar nicht bestanden und die 
Oberhofentscheidungen sind eine Fälschung Bodmanns. Vgl. Herbert 
Meyer, Das sog. Rheingauer Eandrecht, eine Fälschung Franz Josef 
Bodmanns. Diese Ztschr. XXIV. (1903) S. 338 ff. 

9* 
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Die um die Mitte de« H.Jahrhunderts aufgezeichneten 
Statuten von Goalar verwerfen die Legitimation durch nach- 
folgende Ehe gleichfalls: 

Heft en man unde en wif kindere, die onecht sin, to 
samene, al en sie de na to echte nemen, de kindere, de 
se vore hadden, er se sie to echte nemen, ne nemet doch 
nen erve unde bfivet onechte kindere.^) 

Das Statut der Stadt Werle von 1 392 räumt der Legi- 
timation durch nachfolgende Ehe, wenn eheliche Kinder 
vorhanden sind, ebenfalls keinen Platz ein: 

Een kind vor der echte geteelet (= gezeugt) mag 
neen erve upbfiren mit dem kinde in der echte geteelet.*) 

Aus dem Umstand, daß hier den legitimierten Kindern 
ein Erbrecht neben ehelichen ausdrücklich abgesprochen 
wird, darf man wohl schließen, daß ihnen ein solches in Er- 
mangelung ehelicher Sprößlinge zustand. In welchem Um- 
fang, muß freilich dahin gestellt bleiben. 

Die gegen Ende des 14. Jahrhunderts entstandenen 
Eisenacher Rechtsbücher des Stadtschreibers Johannes Bothe 
lassen die durch nachfolgende Ehe legitimierten Kinder nach 
Vater und Mutter, aber nicht nach den übrigen Verwandten 
erben ^): 

Dy forde geburt heissit eyn naturliche elich gebort 
und sint, wo eyn ledig man und eyn ledig wip adir eyn 
elich man adir elichiz wip sich zcusammen misehin und 
so doch daz geschet an alle gelobede von naturlichir liebe 
und di kinder mit eynandir gewunnen, di kindir heissin 
naturliche kinder noch der gebort. Nemen si sich dar- 
nach zcu der e, di kindir werdin von gotis gnadin und 
von bebistlichin gesetzoe^) geeed und nemen eris vatir gud 
und er muter, wan er vatir und er muter gesterbin, daz 
dez mannes nehistin erbin noch der frawin den kindirn er 



^) Die Goslariscben Statuten hrsg. von Göschen, Berlin 1840 S. 13. 
— *) Dreyer, Nebenstunden 8.296. — •) Eisenachisches Rechtsbuch 
1. 1 bei Ortloff, Sammlung deutscher Bechtsquellen Jena 1836, I. BcL 
S. 648. Damit stimmt das zweite Rechtsbuch (Purgoldts) I. 38 bei Ort- 
loff a. a. 0. II. S. 35 inhaltlich überein. — *) Purgoldts R.-B. schiebt 
danach ein ^adder von dem keyser zcu lehtnguthin". 
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irstorbin gud von vatir und von muter nicht vorteilen 
mogin. Abir^) an eris eldirvater und eldermuter gud en 
mögen si keyne erbeteylunge gehabin. 

Daß die Legitimation in ihrer romischrechtUchen Ge- 
stalt im Anschluß an die Buchsche Bachsenspiegelglosse in 
dem zwischen 1417—1448 abgefaßten Klevischen Stadtrecht 
anerkannt ist, wurde schon in anderem Zusammenhange 
hervorgehoben.*) 

Nach den Statuten von Eüstrin vom Jahre 1429 beerben 
die vor der Ehe erzeugten Kinder mit den ehelichen nur 
die Mutter, aber nicht den Yater: 

Kronskindere moghen gein erve upboren, id en si 
van orer moder wegen. Eft ock de vader ore moder tor 
echte nam, so en scolen se doch mit die brodere und 
sustere dat vaders gut nicht deilen, sondern to orer be- 
costinge hebben, wat de brodere willen.*) 

Wahrscheinlich darf man auch hier aus dem Ausschluß 
der vorehelichen Sander vom Erbe des Vaters, wenn echte 
Kinder vorhanden sind, e contrario schließen, daß sie beim 
Mangel derselben den Yater beerben können. 

Die „emeuwerte reformation** der Stadt Frankfurt a. M. 
vom Jahre 1578 reiht die per subsequens matrimonium legi- 
timierten Sprößlinge unter die ehelichen Kinder: 

Es werden aber under die zahl der ehelichen kindere 
von rechts wegen gerechnet auch die ienigen, welche ob 
si wol im ehestandt von iren eitern nit entpfangen imd 
geboren, sonder volgends erst durch derselben öffentliche 
eheliche vermübelung seynt geehlicht worden, also dass 
auch die kindere, so sie die eitern fürter in solchem ehe- 
standt mit einander zeugen, kein mehrer gerechtigkeyt 
als die vorgemeldte erste haben, dann, wie die recht 
sagen, so haben die letste eheliche kindere den ersten 
geehlichten dess zu dancken, dass sie ehelich gebom seynt 
und ire eitern umb lieb willen der ersten kinder sich selber 
geehlicht haben.*) 

») Dmck hat „adir". Purgoldts R.-B. hat richtig „abir". — «) Oben 
8. 119. — •) Panli, Abhandlungen aus dem lübischen Recht. III. Teil, 
8.27. - *) 5. Teil, I.Titel, §4. 
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Ebenfalls sehr schwer und spät yerschaiFte sich die 
Legitimation durch nachfolgende Ehe in Lübeck und dessen 
Tochterstädten Eingang. 

Ein Urteil des Lübecker Oberhofes vom Jahre 1505 
nach Reval sagt^), „dass ein wanbörtig^) gebohrnes kind 
der erfolgten ehe seiner eitern ungeachtet seiner geburt 
wegen kein erbe nehmen könne.*' 

Ln Jahre 1534 bestätigt der Rat der Stadt Lübeck ein 
Stralsundisches Urteil, wonach ein yor der Ehe erzieltes 
Kind nach Lübischem Rechte an dem Täterlichen Erbe 
keinen Anteil nimmt: 

Nachdeme ire kindt . . nicht aus dem eelichen brauth- 
betthe sondern yor der berömpten ee gebom, so soll 
daselb kindt nach statrecht erbe zu nemen, unbequem 
seyn.') 

Auf demselben ablehnenden Standpunkt steht das 
lübische Recht noch gegen Ende des 16. Jahrhunderts. 
Erst im 17. gelangte die legitimatio per subsequens matri- 
monium allmählich zur Anerkennung.*) 

Rascher fand die Legitimation durch nachfolgende Ehe 
in Süddeutschland unter dem EinfluB des Schwabenspiegels 
oder vielmehr eines jüngeren Zusatzes zu demselben Eingang. 
Der Spiegel deutscher Leute, welcher die legitimatio 
per rescriptum principis und per rescriptum papae aner- 
kennt^), steht in bezug auf die legitimatio per subsequens 
matrimonium allerdings noch ganz auf dem Standpunkt des 
Sachsenspiegels. Auch nach ihm kann man die Ebelichkeit 
eines zwar in der Ehe, aber zu früh gebornen Kindes an- 
fechten: 

Swenne ein weib erste man nimt, gewinnet si chint 
e ir rechten zeit, man mag daz chint bescheiten an 
seinem rechte, wan ez ze fru geporn ist.') 

') Dreyer, Nebenstunden S. 298 und Einleitung zur Kenntnis der 
Lübeckschen Gesetze, Verordnungen und Rechtsorkunden I, 3, S. 276. — 
*) Wan = Mangel, Gebrechen. Vgl. Schiller und Lübben, Mittel- 
niederdeutsclies Wörterbuch „wan" V, 582. — •) Dreyer, Nebenstun- 
den S. 301 N. 10. - *) C.W.Pauli, Abhandlungen aus dem lübischen 
Rechte. III. Teil S. 30. — ») Ausgabe von Ficker. Artikel 45. — •) Ar- 
tikel 40. 
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Ferner übernimmt der Spiegel deutscher Leute von 
Eicke auch den Satz: 

Swer eines mannes weib behfiret oder ledich weip 
oder maget notzoget, nimt er sei dar nach ze e, Se chint 
gewinnent si nimmer bei einander.^) 

Auch noch der Schwabenspiegel erkennt nur das im 
Ehebette erzeugte Eind als ehelich an und läßt das zu 
früh nach Eingehung der Ehe oder zu spät nach Auflösung 
derselben geborne Eind als unehelich schelten, wobei er als 
Frist bei Knaben die Zeit von 41 , bei Mädchen — wohl in 
Anlehnung an das römische Recht — die Zeit von 40 Wochen 
festsetzt^), und dieselbe Bestimmung übernimmt das Rechts- 
buch Ruprechts von Freising.') 

Aber schon ein jüngerer, noch dem 1 3. Jahrhundert an- 
gehörender Zusatz des Schwabenspiegels erkennt die legi- 
timierende Kraft der nachfolgjenden Ehe in vollem Umfange 
an, indem er den per subsequens matrimonium legitimierten 
gleich den ehelichen Kindern ein Erbrecht gegenüber allen 
Verwandten — sogar in Lehen — einräumt (Laßberg 377) : 
Hat ein man eine frouwe ze ledeclichen dingen unde 
hat kint bi ir vil oder l&tzel unde nimet er si dar nach 
ze rehter e, swaz si kinde sampt hotten zun e, e das si 
einander ze e nemen, diu sint eM sampt rehte e kint 
und erbeut eigen unde lehen von vater unde von m&ter 
unde von andren iren frimden also wol also diu kint, die 
si dar nach gewinnent, so si einander ze e genomen 
haut. Wil man in dez vor weltlichen nikt gelouben, so 
suln si ir elich reht vor geistlichen gerihte behalten unde 



*) Artikel 41. — •) Laßberg 40: Swenne ein wip erste man nimt, 
gewinnet si kint vor ir rehten zit, man mac daz kint bescheiten an 
einem rehte. Oewinnet ein wip kint nah ir mannes tode nach ir rehten 
zit, daz mac man och wol bescheiten an einem rehte, wan ez zespete 
chomen ist. Disiu zweier slahte chint, der (diu) rechtvertigen wil 
sint si degen kint, so sei man ir zu raiten zeminsten ein nnd vierzic 
Wochen, diu ein woche ist in zegenaden dar zu gesezzet, der megede 
kinden an ein vierzec wochen. Ditze gerihte sol vor der phafheit ge* 
schehen und mac diu kint über chomen, daz si zespate oder ze vrA 
komen sint, si erbent ir vaters gfites niht, si erbent oh müter gfites 
niht, ez erbent ie die nehsten mage. — ') Ausgabe von Maurer L 
cap. 83. 
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suln dez brieve unde ingesigel nemen, so behabent si ir 
reht vor allem weltlichem gerihte mit rehte. 

Aus dem letzten Satz dieser Stelle ergibt sich nun 
allerdings der Schluß, daß die weltlichen imd geistlichen 
Gerichte unter Umständen die Wirkimg der nachfolgenden 
Ehe der Eltern für die Kinder verschieden beurteilt haben ^), 
indem der Spiegier die Möglichkeit in Betracht zieht, daß 
der weltliche Richter der legitimatio per subsequens matri- 
monium seine Anerkennung versage,* und die Rechtsuchen- 
den für diesen Fall an das geistliche Gericht verweist, in 
dessen Händen die Ehegerichtsbarkeit lag, und den welt- 
lichen Richter an den Ausspruch des geistlichen Gerichtes 
bindet. Wir finden hier denselben Gedanken, welchem wir 
in der um dieselbe Zeit wie der Schwabenspiegel entstan- 
denen summa de legibus Normannie in curia laicali be- 
gegnen: quos . . iudex ecclesiasticus pro legitimis reputat, 
et laicus legitimes reputabit.^) 

Siegel') hat den Satz „wll man in dez vor weltlichen 
(gerihte) ndt gelouben etc." nur auf die unmittelbar voraus- 
gehenden "Worte „so si einander ze e genomen" bezogen 
und demgemäß darzutun versucht, daß die Anrufung des 
geistlichen Gerichtes nur zu dem Zwecke erfolgen soll, um 
den Abschluß der Ehe zu beurkimden. Diese Interpretation 
ist aber sicher imrichtig schon um deswillen, weil in einem 
Teil der Handschriften der Zwischensatz „so si einander ze 
e genomen" ganz fehlt.*) 

Das nicht viel später als der Schwabenspiegel ent- 
standene Wiener Stadtrechtsbuch ^) räumt den durch nach- 



>) Schon von Eichhorn, Deutsche Staats- n. R.-Gesch. ' II 
S. 617f. Wilda, Der reichsgräflich Bentincksche Erbfolgestreit Ztschr. 
f. deutsches Recht lY. Bd. (1840) S. 288 und Braekenhöft in Weiskes 
Reohtslezikon, Artikel: Intestaterbe, Intestaterbfolge etc. nach deat* 
schem Rechte Y. Bd. S. 786, henrorgehoben. — ') Siehe oben S. 115. 
— *) Das deutsche Erbrecht 6. 84. ^ *) Ygl. die onten S. 159 abge- 
druckte Fassung dieses Kapitels aus der Zttricher (Ende des 18. oder 
Anfang des 14. Jahrhunderts) und Wien-Ambraser (1462) Es. — *) Aus- 
gabe von H. Schuster, Das Wiener Stadtrechts- oder Weichbildbueh, 
Wien 1873. Dasselbe entstand nach Schuster S. 86 zwischen 1276 bis 
1296, jedenfalls aber vor 1825. 
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folgende Ehe legitimierten Kindern nach den Eltern voll- 
kommen gleiches Erbrecht ein, wie den ehelichen: 

Nimpt ein man ein hansvraun, die er vor beslaffen 
hat, und hat auch chind mit ir zwai oder dreu, ee daz 
er seu genomen hat, und darnach und er seu genimbt, 
80 gewint si awer chinder mit ihm, und chaufent auch 
die weil erib und aigen, und darnach aterbent si paideu 
Täter und mueter, und die losten chind wellent den ersten 
chinden nicht tailez lazzen darumb, daz si ir mueter ge- 
wan pei irm vater, ee das er si nam zu ainer chonen, 
und jechend des, si sein nicht ee chmd, so welle wir daz, 
das dieselben chind geet sein von dem, das ir Tater und 
ir mueter eleich an einander genomen habent, und darumb 
habent seu als gueten tail an dem erib, daz ir vater und 
ir mueter habent, als die lesten.^) 

Die Reformation der Stadt Nürnberg vom Jahre 1522 
räumt den durch nachfolgende Ehe legitimierten Kindern 
ein vollkommen gleiches Erbrecht ein wie den ehelichen 
mit Ausnahme der Folge in Lehen: 

So man unnd weyb vor irer eelicher versammung 
natürliche oder leybliche kinder miteinander betten und 
sich darnach eelich versameten, so erben dieselben kinder 
gleich mit andern nachvolgenden erben, so die erbschaift 
auff ir selbs ruet, on geschefft oder ander verding, doch 
hindan gesetzt freye manlehen, der recht sich gebürt durch 
lehenrecht ausszetragen.^) 

Diese Bestimmung ging dann über in die pvemeute 
reformation" der Stadt Nürnberg aus dem Jahre 1564.^) 

Die Tirolischen Landesordnungen von 1532 und 1573 — 
die von 1526 schweigt darüber — erkennen die Legitimation 

Artikel 92. Auf den Widersprach zwischen diesem Artikel und 
Artikel 93, welcher die legitimatio per snbseqnens matrimoniam nicht 
anerkennt, hat schon Schuster a. a. 0. S. 89 aufmerksam gemacht. Der 
Widerspruch dürfte auf verschiedene Vorlagen zurückzuführen sein. — 
^) Titel U, Gesetz B. ~ *) Titel 84, Gesetz 5: Wann ain ledige maus- 
person mit ainem ledigen weibspild kinder erzeugt het und nachmain 
dieselbig weibs person eelichet, so werden die kinder, so davor ledig 
gebom, durch solche ee för rechte eeliche kinder gehalten und mit 
den andern in der ee erzeugten kindem zu erben zugelassen. 
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durch nachfolgende Ehe zwar nicht direkt, aber doch in- 
direkt an, indem sie verbieten, daB ein Adeliger auf seine 
unehelichen Kinder seinen adeligen Namen und sein adeli- 
ges Wappen übertrage , „auBgenommen er hab dann die- 
selben uneelich gebomen kinder mit Vermählung und be- 
stättung der heiligen ee gegen irer muetter geelichet." ^) 

Der Landesbrauch der vorarlbergischen Herrschaft Blu- 
menegg vom Jahre 1609 stellt die durch nachfolgende Ehe 
legitimierten Kinder erbrechtlich den ehelichen vollkommen 
gleich : 

So wellen wir demnach, sezen auch und ordnen hie- 
mit, das so wol geehelichte als ungeehelichte kinder, so 
aufierhalb deB ehestands erzeugt worden (es seyen gleich 
andere eheliche kinder vorhanden oder nit) von aller 
väterlichen und müeterlichen erbschaift ausgeschlossen 
sein sollen, allein den fal auBgenommen, wann sollich un- 
ehelich gebome kinder mit vermehlung und bestetung 
der heiligen ehe gegen irer muetter geehelicht werden, 
alBdan wollen wir, daB si in allen erbgerechtigkaiten 
andern gleich anfencklich ehelich gebomen kindem gleich 
seyen.2) 
Bezüglich der Lehenfolge der durch nachfolgende Ehe 
legitimierten Kinder kann ich mich begnügen, auf C. F. Diecks 
Abhandlung „Über die Lehenfolgefahigkeit der Mantel- 
kinder^ zu verweisen'), wo die einschlägigen Quellenstellen 
bis zu Beginn des 19. Jahrhunderts zusammengetragen sind.*) 
Yerhältnismäfiig schnell fand die Legitimation durch 
nachfolgende Ehe in den nordischen Ländern Aufnahme, 
wenngleich nicht in der reinen Gestalt des kanonischen 
Rechtes, sondern in einer den Rechtsanschauungen des Volkes 
angepaßten Form,*) 

») Buch 3, Titel 37. — *) 37. Jahresbericht des Vorariberger Mn- 
seumsvereines über das Jahr 1898, Seite 105 f. — *) C. F. Dieck, Bei- 
träge zur Lehre von der Legitimation durch nachfolgende Ehe. Halle 
1832. L Abhandl. — *) Nachzutragen wäre jetzt insbesondere das Ur- 
teil des deutschen Reichsgerichtes in Zivilsachen vom 13. Dezember 1884 
Bd. XII Nr. 60 S. 239 ff. — •) FOr das folgende ist zu vgl. Maurer, 
Die unechte Geburt nach altnordischem Rechte. Münchener Sitzungs- 
berichte Jg. 1883 S. 68ff. Wilda, Von den unecht gebomen Kindem. 
Ztschr. f. R -Gesch. XV (1855) S. 279 ff. 
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In den norwegischen Rechtsquellen seit dem 13. Jahr- 
hundert ist dieses Institut schon anerkannt. 

Nach den Frostuthingslög^), die in der uns erhaltenen 
Gestalt aus der Mitte des 13. Jahrhunderts stammen, sollten 
vor der Ehe erzeugte Kinder durch die nachfolgende Ehe 
nur dann die Bechte ehelicher Eonder bekommen, wenn 
nach der Heirat noch ein lebendes Kind geboren wird. 
Eine solche Legitimation sollte nicht nur gegenüber dem 
Yater, sondern auch allen übrigen Verwandten gegenüber 
Tolle ßechtswirkung haben. 

Dieser Rechtssatz wurde vom sogenannten Christen- 
recht König Sverris unverändert übernommen. 

Eine eigentümliche Behandlung erfuhren die von Ver- 
lobten erzeugten Kinder, die Brautkinder. 

Nach den Frostuthingslög und dem älteren Stadtrecht 
sollten Brautkinder als eheliche gelten, wenn der Vater 
unter Umständen stirbt, welche erkennen lassen, daß der 
Vollzug der Ehe von ihm beabsichtigt war. 

Hier hat unzweifelhaft der bekannte kanonische Rechts- 
satz hereingespielt, daß ein Verlöbnis durch Hinzutreten der 
copula carnalis in eine Ehe sich verwandle, ohne aber toU- 
ständig zum Durchbruch zu gelangen. 

Das sogenannte Christenrecht König Sverris gibt dieser 
Bestimmung über die Brautkinder nur eine allgemeinere 
Fassung und nähert sich dadurch völlig dem genannten Satz 
des kanonischen Rechtes, es stellt nämlich die Regel auf, 
daß Brautkinder schlechthin gleich den ehelich gebomen 
erben sollen, wenn ihr Vater vor der Hochzeit verstorben ist. 

Auch die beiden Christenrechte des Königs Magnus 
H&konarson (1263 — 1280), dem die Nachwelt den Beinamen 
Lagaboetir d. i. Gesetzverbesserer beilegte, lassen die Braut- 
kinder ohne weiteres gleich den ehelichen erbfähig sein, 
auch wenn die Hochzeit nicht erfolgt, ohne daß dabei etwa 
der Tod des Vaters Voraussetzung wäre. Da sie sich dabei 
auf das gemeine Recht der Christenheit berufen, so lassen 
sie oiFenbar gleich diesem die sponsalia de futuro durch 

^) Über die nordischen Bechtsqnellen vgl. Maurer in von Holtzen- 
dorflOs Enzyklopädie der Bechtswissenscbaft * (syst. Teil) S. 349 ff. 
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Hinzutritt der copula carnalis in sponsalia de praesenti sich 
verwandeln. 

Durch die Geburt von Brautkindern werden nach den 
Chriatenrechten des Königs Ma^us femer auch solche Kinder 
legitimiert, welche von den Brautleuten vor ihrer Verlobung 
miteinander gewonnen wurden. Hier zeigt sich gegenüber 
den kanonischen Orundsätzen eine bedeutende Abweichung, 
indem nach diesen die sponsalia de futuro schon durch 
copula carnalis in sponsalia de praesenti sich verwandeln 
und demgemäß schon dadurch die vor der Verlobung ge- 
wonnenen Kinder legitimiert werden, während die Christen- 
rechte des Königs Magnus sich nicht mit der bloßen copula 
zufrieden geben, sondern darüber hinaus erst die Geburt von 
Brautkindem maßgebend sein lassen.^) 

Die neueren von König Magnus im Jahre 1268 ge- 
gebenen Gulathingslög erklären die vor der Ehe erzeugten 
Kinder neben den ehelichen Sprößlingen als rechte Erben, 
wenn der Erzeuger die Mutter nach Gottesrecht heiratet.^) 

In den schwedischen Westgöthalagen und üplandslög 
begegnet die Legitimation durch nachfolgende Ehe gleichfalls. 

Nach den dem 13. Jahrhundert angehörenden West- 
göthalagen hat schon die öffentlich eingegangene Verlobung 
für die vorher erworbenen Kinder Legitimation zur Folge. ^) 

Die aus dem Jahre 1296 stammenden Üplandslög er- 
kennen die echtigende Kraft der Ehe im vollen Umfange 
an, und zwar auch dann, wenn die Eltern nach der außer- 
ehelichen Geburt ihrer Kinder etwa eine andere Ehe ein- 
gegangen waren. Aber nicht nur die erfolgte Eheschließung 
wirkt legitimierend, sondern auch eine öffentlich einge- 
gangene Verlobung hat dieselbe Wirkung.*) Zwischen den 
sponsalia de praesenti und den sponsalia de futuro wurde 
demgemäß nicht strenge unterschieden. Die von Braut- 
leuten erzeugten Kinder werden kurzweg als rechte Ehe- 
kinder angesehen. Die copula carnalis ersetzte hier offenbar, 
wie im kanonischen Rechte, den eheschließenden Akt. 

Von der dänischen Quellengruppe lehnen das aus den 
ersten Jahrzehnten des 13. Jahrhunderts stammende schonische 

>) Unrichtig Maurer a. a. 0. S. 71/72. — «) Wilda a. a. 0. S. 279. — 
•) Wilda 8. 279. — ♦) Wilda S. 280. 
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Recht ^) und die ältere ungefähr in derselben Zeit entstan- 
dene Bearbeitung des seeländischen Rechtes, welche unter 
dem Namen König Waidemars segelt, das ganze Institut 
der Legitimation durch nachfolgende Ehe ausdrücklich ab. 
Hingegen erkennen das von König Waldemar U. im Jahre 
1241 erlassene jütländische Gesetzbuch und die jüngere 
noch der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts angehörende 
Bearbeitung des seeländischen Rechtes, welche mit König 
Erich in Verbindung gebracht wurde, dasselbe im vollen 
Umfange an.^) 

Das von König Magnus in den Jahren 1271 — 73 für 
Island gegebene Gesetzbuch, die sogenannte Jamsida, be- 
zeichnet es als eine im ganzen Land gesetzlich eingeführte 
Bestimmung, daß eine rechtsgültig eingegangene Verlobung 
alle von den Brautleuten vor oder nach derselben erzeugten 
Kinder legitim mache. 

Diese Bestimmung ist dann in das gemeine Landrecht 
und Stadtrecht übergegangen und durch eine besondere 
Verordnung vom 14. Juni 1314 auch dem von König Eirikr 
Magnüsson in den Jahren 1280 — 81 den Isländern gegebenen 
Gesetzbuch, dem Jönsbök, einverleibt worden und zwar mit 
dem aus dem kanonischen Recht genommenen Zusatz, daß 
diese Vorschrift auf die im Ehebruche erzeugten Kinder 
keine Anwendung finden soll. Dieser Zusatz ist dann im 
neueren isländischen Christenrecht so weit gefaßt, daß darunter 
alle von solchen Personen Gezeugte zu verstehen sind, 
zwischen welchen ein impedimentum dirimens besteht. 

Symbolische Formen der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe. 

Die Rechtsanschauung des Volkes konnte sich mit der 
bloß abstrakten Wirkung der Ehe für die Kinder nicht ab- 
finden, es erkannte ja grundsätzlich abstrakte Verhältnisse 
im Rechtsleben nur dann an, wenn sie in gewissen äußeren 

*) Andreas Sunonis [1201—22 Erzbischof von Lnnd] iuris Scanici 
expositio 24: Non prodesse hoc potest filio naturali . . ., quod ipsins 
pater putativus matrem suam duxerit in uxorem. Schlyter, Corpus 
iuris Sueo-Gothorum antiqui Vol. IX pag. 259. — ») Wilda S. 280 f. 
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sinnlichen Tatsachen hervortraten.^) So wollte es auch hier 
einen sichtbaren Ausdruck der rechtlichen Wirkung der von 
den Eltern abgeschlossenen Ehe für die Sander haben. Die 
Kirche konnte dieser Rechtsanschauung des Volkes sehr 
leicht Rechnung tragen, ohne ihren Rechtssätzen Abbruch 
zu tun. Und tatsächlich kam sie denn auch entgegen und 
lieB sich zu einer Art Kompromiß herbei, indem sie die 
legitimatio per subsequens matrimonium in eine bestimmte, 
dem Yolksgeist angemessene Form kleidete. Naheliegend 
war es, die bei der kirchlichen Trauung selbst beobachteten 
Zeremonien auf irgend eine Weise nun auch zur Yersinn- 
bildlichung der rechtlichen Wirkung der nachfolgenden Ehe 
der Erzeuger für die früher erzeugten Kinder zu gebrauchen. 
Unter den kirchlichen Zeremonien war aber wieder eine 
ob ihrer rechtlichen Bedeutung vor allen andern zu diesem 
Zwecke geeignet, nämlich der Gebrauch eines Tuches oder 
einer Decke (pallium., velamen, französisch poile drap oder 
volle), welches nach dem eheschließenden Akte, meist bei 
der auf die Trauung folgenden Brautmesse oder eines Teiles 
derselben, vielfach auch während der Benediktion über die 
Brautleute ausgespannt wurde oder womit dieselben ganz 
oder teilweise bedeckt wurden. 

Es gilt nun zunächst, den Bestand und Umfang dieses 
kirchlichen Brauches nachzuweisen und sodann zu zeigen, 
wie derselbe für die Legitimation dienstbar gemacht wurde. 

Ein velamen, mit dem die feminae virgines bei der 
Benediktion verhüllt wurden, erwähnen schon der alte Ter- 
tuUian (f 220) «) und Isidor von Sevilla (f 636).^) Aber 
beide sprechen nur von einer velatio der Braut und ver- 
stehen unter dem velamen offenbar den Brautschleier. Auch 
der hl. Ambrosius (f 379) spricht von einem obnubere caput 
suum seitens der Braut im alten Testamente und denkt da- 
bei wohl ebenfalls an den Brautschleier.*) 



*) Vgl. Zallinger, Wesen und Ursprung des Formalismus im 
altdeutschen Privatrecht. Wien 1898. S. 5. — •) De virginibus velan- 
dis bei Migne, Patrologia latina Bd. II Spalte 935 £P., insbesondere 
cap. 17 Spalte 960 f. — ») De ecclesiasticis officiis lib. II cap. 8 § 11. 
Migne, Bd. 83, Spalte 807 und Üb. II cap. 20 § 6 ebenda Spalte 811. 
Letztere Stelle unten S. 148 Anm. 1. — *) Bei Qratian c. 8. C. 30 q. 5. 
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Jedenfalls nicht im Sinne von Brautschleier versteht 
Papst Nikolaus J. (858 — 867) das velamen, wenn er sagt, 
daß beide Brautleute, sofern nicht eines davon einmal ver- 
heiratet war, das velamen coeleste empfangen gemäß dem 
Yorgange im Paradiese, als Gott die ersten Menschen mit 
den Worten segnete: crescite et multiplicamini.^) 

Können wir aus der Äußerung Nikolaus I. immerhin 
noch nicht genau ersehen, welche Funktion dieses velamen 
hatte, so lassen uns Quellen seit Beginn des zweiten Jahr- 
tausends nicht mehr im Zweifel, daß damit eine Decke ge- 
meint ist, welche über die Brautleute ausgespannt wird oder 
womit sie bedeckt werden. Wir können diese Sitte gleich- 
mäßig für England, die Normandie und Frankreich, Italien 
und die nordischen Länder nachweisen. 

Nach einem alten englischen Rituale von Salisbury 
(dem ordo Sarisburiense) , das in den südöstlichen Gebieten 
Englands diesseits des Trent im Gebrauch war, wurde über 
die Brautleute, wenn beide das erstemal heirateten, während 
der auf die Trauung folgenden Brautmesse ein Tuch ge- 
spannt, welches vier Kleriker an den vier Ecken hielten: 
Prosternat se sponsus et sponsa in oratione ad gradum 
altaris extento super eos pallio, quod teneant qua- 
tuor clerici per quatuor cornua in superpelliciis 
nisi alter eorum prius fuerit desponsatus et benedictus quia 
tunc non habeatur pallium super eos nee dicatur sacramen- 



Die Stelle unten S. 147 Amn. 3. Freisen, Geschichte des can. Eherechtes * 
S. 137 und Dieckhoff, Die kirchliche Tranung S. 31 erwähnen, daß 
von einer coniugalis velatio auch in einem Briefe des Papstes Siricius 
an Bischof Himerios vom Jahre 385 die Bede sei. Ich finde in diesem 
Schreiben (Mansi, Conciliorum coUectio III S. 655. Jaffe, Begesta 
pontificnm * Nr. 255 S. 40) nur eine coniugalis yiolatio(!). 

^) Antwort Nikolaus I. auf die Frage der consules Bulgarorum, 
wie Hochzeiten gefeiert werden sollen: ambo ad nuptialia foedera per- 
ducuntur et primum quidem in ecclesia domini cum oblationibus, quas 
offerre debent deo per sacerdotis manum, statuuntur sicque demum 
benedictionem et velamen coeleste suscipiunt ad*exem- 
plum videlicetf quo dominus primos homines in paradiso 
collocans beuedixit eis dicens: , crescite et multiplicamini". 
Mansi, CoUectio conciliorum XV, 401 f. Decretum Gratiani c. 3, C. 
XXX q. 5. 
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talis benedictio.^) Aber auch für die nordwestlich des 
Trent gelegenen Gebiete Englands bezeugt uns ein Rituale 
der Kirche von York (der ordo Eboracensis) denselben 
Brauch: Missa dein celebratur Ulis (Brautleute) genuflecten- 
tibus sub pallio super eos extento, quod teneant 
duo clerici in superpelliceis.^) 

Dieselbe Sitte weiß der in den Diensten des Erzbischofs 
Theobald von Canterbury stehende Johann von' Salisbury 
(Johannes Saresberiensis) ^) in seinem um die Mitte des 
12. Jahrhunderts abgefaßten Werke Folicraticus sive de 
nugis curialium et vestigiis philosophorum zu berichten: 

Inolevit etiam consuetudo, ut, quos in commercium 
camis ecclesiae iungit auctoritas, pallio velentur altaris 
aut alio ab ecclesia constituto, ut torus, qui Ohristo con* 
ciliante construitur, sie in fide castitatis fragilitatis suae ma- 
culas protegat, ut totius sit probri aut confusionis ignarus.^) 
Dieselbe Zeremonie bezeugt uns femer Robert Qroase- 
teste, Bischof von Lincoln, in den schon erwähnten') zwei 
Briefen vom Jahre 1236, die uns noch in der Folge be- 
schäftigen werden. 

In Frankreich und in der Normandie begegnen wir seit 
Beginn des 11. Jahrhunderts derselben Sitte. Das Pallium 
wird hier aber nicht immer über die Brautleute ausgespannt, 
wie wir das in England durchaus gefunden haben, sondern 
oftmals werden die Nupturienten mit demselben geradezu 
zugedeckt. 

Das Pontifikale des monasterium Lyrense (Lire, Lira 
im Departement Eure)*) von der Wende des 11. und 12. 
Jahrhunderts berichtet : 

Post sanctus prosternant (sponsus et sponsa) se in 
orationem extento pallio super eos, quod teneant 
quatuor homines ad quatuor cornua.'') 

^) Bei Seldenus, Uxor Ebraica (Londini 1646) lib. 2, eap. 27 
S. 274. — •) Seldenufl a. a. 0. S. 278. — ») Darüber Wattenbach, 
Deutschlands Geschichtsquellen * II, 8. 483. — «) Lib. VIII cap. 11 (Aus- 
gabe Lugduoi Batavorum 1639 S. 577 bei Migne, Patrologia latina 
Bd. 199 Spalte 749). - •) Oben S. 112. — •) Siehe ülysse Chevalier, 
Repertoire des sources historiques da moyen age II Spalte 1705 „Lire*'. — 
^) Martene, De autiquis ecclesiae ritibus. Rotomagf 1700. S. 619. 
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Ein Missale der Kirche von Rouen (missale insignis 
ecclesiae Rotomagensis) von ungefähr 1300 meldet: 

Antequam (sacerdos) faciat fractionem proster- 
nantur uterque ante altare et extendatur super 
eos pallium, si non fuerint alias coniugati seu 
alter eorum fuerit coniugatus, quia eo casu non fieret. 

Nach einem Gebet wird das Pallium wieder entfernt 
und der Priester schreitet in der Lesung der Messe weiter.^) 

Ein um das Jahr 1000 geschriebenes Missale von 
Rennes (missale Redonense) berichtet, daß der Priester den 
Brautleuten während der auf die Trauung folgenden Messe 
ante altare sub pallio vel alio quolibet opertorio, sicuti mos 
est, die Benediktion erteilt. 2) 

^Nach dem ungefähr aus dem Jahre 1300 stammenden 
Pontifikale der Kirche von Auxerre (pontificale ecclesiae 
Autissiodorensis) wird nach der Trauung eine Messe gelesen, 
cum autem dictum fuerit „libera nos, quaesumus, domine ab 
Omnibus malis etc.'^, antequam dicatur „pax domini^ sponsus 
et sponsa prostrati ante altare pallis cooperiantur.') 

Dasselbe berichtet ein Pontifikale der Kirchen von Lyon 
und Tarantaise^) von ungefähr 1400: Antequam dicatur 
„pax domini^ sponsus et sponsa prostrati ante altare 
pallio cooperiantur.'^) 

Mit dem Pontifikale von Lyon stimmt ein Missale der 
Kirche von Paris von ungefähr 1400 wörtlich überein. •) 

An ein vollständiges Zudecken der Brautleute ist bei 
diesem pallio cooperire nicht zu denken. Aus dem Ponti- 
fikale der Kirche von Arles (pontificale ecclesiae Arelatense) 
von ungefähr 1300 ersehen wir genauer, wie diese Vela- 



^) Martene a. a. 0. S. 629. — *) Martene a. a. 0. S. 616: Sponsus 
aatem et sponsa candelas ardentes in manibns tenentes et offertorium 
missam audientes offenint et anteqnam ^paz domini" dicatur, ante al- 
tare sub pallio vel alio quolibet opertorio, sicuti mos est, eos bene- 
dicat. — *) Martene a. a. 0. S. 226. — *) Pontificale Lugdunense, quod 
etiam usui fuit ecclesiae Tarantasiensi. — *) Martene a. a. 0, S. 681« — 
*) Missale insignis ecclesiae Parisiensis annorum circiter 300 (so im 
Jahre 1700) quod olim usui fuit Ludovico cardinali Borbonio . . . : An- 
tequam dicatur „paz domini*, sponsus et sponsa prostrati ante altare 
pallio cooperiantur, Martene a. a. 0. S. 636. 

Zeitschrift dir BechtsgMohioht«. XXV. Oenn. Abt. 10 
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tio vor sich ging: Velet eos sacerdos ita: virum super 
scapulas, puellam super caput, et ponat iugalem') super 
humeros eos.*) 

Eine teilweise Bedeckung der Brautleute mit dem 
Velamen war auch in Italien üblich. 

In einem zu Venedig 1576 gedruckten offiziellen Sacer- 
dotaie ad consuetudinem Romanae ecclesiae aliarumque 
ecclesiarum wird auch über die Schultern beider Braut- 
leute ein velum gegeben : Velum unicum induitur sponsorum 
scapulis.^) 

Nach dem Archiepiscopale, welches Kardinal und Erz- 
bischof Gabriel Palaeotti 1590 für seinen Eirchensprengel 
Bologna herausgab, cingit parochus sponsorum colla candido 
aliquo velo.*) 

In den nordischen Ländern hat sich das Ausspannen 
einer Decke über die Nupturienten besonders lange erhalten. 

Johannes Loccenius (f 1667) berichtet noch in der ersten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts in seinen Antiquitates Sueo- 
Gothicae als lebenden Brauch, daß über die Neuvermählten 
bei der Benediktion von Jünglingen und Jungfrauen ein 
velamen ausgespannt wird : Copulatione facta ad aram sistitur 
uterque sponsüs et sponsa, ubi cohsecratio vel benedictio 
expanso a iuvenibus et virginibus super capita 
novorum nuptorum velamine fit.*) 

Es scheint übrigens, daß diese Zeremonie der Yelation 
ein ganz allgemeines Institut war. Robertus Bellarminus ^) 
(t 1612) führt die Bedeckung der Brautleute mit dem 
velamen unter den Zeremonien an, die ge wohnlich bei der 
Eheschließung beobachtet zu werden pflegen '') und da» 

*) lugale definiert Dn Gange als velum, qno velantur coniuges, 
cum matrimonio ineunt, und unser iugaHs als velum, quo conteguntur 
sponsus ac sponsa, com matrimonio coniuguntur. — ') Martene a. a. 0. 
S.624. — •) Seldenus, Uxor Ebraica lib. 2, cap. 26 S. 269. Nur fin- 
det sich hier ein ainnstörender Druckfehler indem „spatulis" statt 
„scapulis" steht. — *) Seldenus a. a: 0. lib. 2, cap. 26 S. 262. — •) An- 
tiquitalum Sueo-Gothicarum libri tres. lib. 2, cap. 25 (tertia editio Up- 
sala 1670 S. 156). — •) Schulte IIl, S. 459 f. — ») De matrimonii sacra- 
niento (in seinen Disputationes de controversiis Christianae fidei adversus 
huius temporis haereticos. Tom. III, controversia V, liberlll) Ingol- 
.stadt 1605. Cap. 33. In matrimonio igitur hae caeremoniae observari 
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concilium Limanense vom Jahre 1582 nimmt bonedictiones 
nuptiales und velationes einfach für identisch an.^) 

Für Deutschland aber habe ich trotzdem den Bestand- 
dieses Institutes nicht nachweisen können. 

Was hatte nun der Gebrauch dieses pallium oder 
velamen, das über die Eheleute ausgespannt wurde oder 
womit die Eheleute bedeckt wurden, für eine Bedeutung? 

Edmund Martene^) vertritt in seinem im Jahre 1700 
erschienenen Buche de antiquis ecclesiae ritibus die Ansicht, 
daß diese Zeremonie ein signum pudoris sei. Allein Martene 
weiß zwischen den verschiedenen Arten der velamina nicht 
gehörig zu unterscheiden. Er spricht zwar einerseits von 
dem velum oder velamen als Tuch, welches über die Braut- 
leute ausgespannt wird, gründet aber andererseits seine An- 
sicht von der Bedeutung desselben doch wieder nur auf 
Quellenstellcn, welche von dem velamen als dem Braut- 
schleier sprechen, wovon der heilige Ambrosius sagte, quod 
pudoris gratia se puellae obnuberent'), und in dem Isidor 
von Sevilla einerseits unter Berufung auf den ersten Brief 
des Apostels Paulus an die Eorinther cap. 1 1 ^) ein Zeichen 

seien t: Primo benedicontur novi sponsi in ecclesia a sacerdote, secundo 
offerturproeisoblatioeucharistiae, tertio velamine obnnbunturetc. 
^)DnCange, Glossarium sub verbo velatio: benedictiones nnpilales, 
qnas velationes vocant. — •) A. a. 0. S. 608 f. : Dum cantetur benedictio, 
velum purpureum in signum pudoris super sponsum et sponsam expan- 
debatur ut docent nostri libri rituales. — *) Decretmn Gratiani c. 8. 
C. 80 q. 5: Nee illud otiosum, quod cum veniret Rebecca, vidit Isaac 
ambulantem et cum inteiTOgasset, quis esset, cognito, quod ipse esset, 
cui duceretur uxor, descendit et caput suum obnubere coepit docens 
verecundiam nuptiis praeire debere. Inde enim et nuptiae dictae, 
quod pudoris gratia se puellae obnuberent. — *) Übersetzung der Vul- 
gata: . . Omnis viri caput Christus est, caput autem mulieris vir, caput 
vero Christi deus. Omnis vir orans aut prophetans velato capite de- 
turpat Caput suum. Omnis autem mulier orans aut prophetans non 
velato capite deturpat caput suum, unum enim est, ac si decalvetur, 
nam si non velatur mulier tondeatur. Si vero turpe est mulieri ton- 
deri aut decalvari, velet caput suum. Vir quidem non debet velare 
eaput suum, quoniam imago et gloria dei est, mulier autem gloria 
viri est .... Vos ipsi iudicate, decet mulierem non velatam orare 
Aeum? Nee ipsa natura docet vos, quod vir quidem, si comam nutriat, 
ignominia est illi, mulier vero, si comam nutriat, gloria est illi, quoniam 
capilll pro velamine ei datae sunt? ... 

10* 
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sah, daß die Frau in die Gewalt des Mannes komme und 
anderseits ein Zeichen der jungfräulichen Scham ob der 
kommenden Dinge. ^) 

Am nächsten dürfte der Erklärung dieser Zeremonie 
doch Johann von Salisbury kommen, wenn er den Zweck 
derselben dahin auffaßt, ut torus, qui Christo conciliante 
construitur, sie in fide castitatis fragilitatis suae maculas 
protegat, ut totius sit probri aut confusionis ignarus.^) 

Damit stimmen auch die Worte Papst !N^icolaus I. überein, 
daß die Brautleute das velamen empfangen ad exemplum 
videlicet, quo dominus primos homines in paradiso collocans 
benedixit eis dicens: „crescite et multiplicamini^.') 

Dieses Pallium oder Velamen ist oflfenbar eine Ter- 
sinnbildlichung des torus matrimonialis. £s ist in der ganzen 
Zeremonie ein von der Kirche übernommener Rest des 
alten Beilagers erhalten, das ja ursprünglich öffentlich in 
formaler Weise abgehalten wurde. Diese Auffassung findet 
sich schon bei dem großen französischen Juristen Antoine 
Loisel (t 1617)*), in dessen berühmtem Werke Institutes 
coutumieres ^) üb. I, cap. 4: Le po^le, qui se mettait et qui 
se met sur les noveaux mari^s, repr^sente le lit coniugal.®) 

Dieser Charakter der Zeremonie läßt es auch begreif- 
lich erscheinen, daß die velatio sponsorum kein spezifisch 
christliches Institut ist. Die Kirche hat den Gebrauch dieses 
Palliums vielmehr dem jüdischen Rechte entlehnt. Nach 



^) Isidorns Hispalensis, de eccles. offieib lib. II, cap. 20, § 6: Fe- 
minae, dum maritantur, yelantur scüicet, at noverint, se per haec viris 
suis esse subiectas et humiles, unde et ipsum yelamen vulgo mavortem 
vocant, id est Martern, quia sign um maritalis dignitatis ac potestatis 
in eo est, capat enim mulieris vir est (I. Corr. XI), licet et proinde 
velentiir, dmn nubunt, at verecundiam muliebritatis agnoscant, quia 
iam sequitur iode, quod pndeat. Unde Rebecca, cum ad sponsum du- 
ceretur, simul ut cum ipsa conspezit, salutationem vel oscula non su- 
stinuit, sed statim sentiens, quod esset fdtura, pallio caput velavit. — 
•) S. oben S. 144. — ») Oben S. 143. - ♦) Darüber Brauner in Holtasen- 
dorffs Enzyklopädie der Rechtswissenschaft. System. Teil, 5. Aufl. 
S. 322. — ») Ausgabe von Dupin und Laboulaye, Paris 1846. — •) In 
genannter Ausgabe I. Bd. S. 87. Von neueren bekennt sich zur gleichen 
Ansicht Glasson, Histoire du droit et des institutions de la France 
VII, S. 106 Note 1. 
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dem Buche Ruth III. 9 wurden die Brautleute mit einer 
Decke, Pallium, bedeckt.^) Die Bedeckung mit einem 
Mantel, amictus, erwähnt auch Ezechiel VI. 8.^) 

Ein Schriftsteller aus der Mitte des 17. Jahrhunderts^) 
bezeugt uns die velatio sponsorum bei den Juden ganz in 
derselben Weise, in welcher wir sie in der christlichen Kirche 
angewendet sahen, noch für seine Zeit als lebenden Brauch: 
Hodiemi iudaei xwv Tzargonagadcorojv tenacissimi solemnem 
habent copulam et peculiarem benedictionis locum, in quo 
noYos sponsos sub erecto velo quatuor perticis 
suffulto collocant, ja nach dem Vorbilde von Ruth III 9 
werden auch noch heutzutage in Deutschland bei den Juden 
Braut und Bräutigam während der Gebete der Umstehenden 
bei der Trauung mit einem Tuche oder Talit bedeckt.*) 

Der Gebrauch dieses Palliums oder Velamens ecclesiae 
wurde nun in der Kirche auch benützt, um die rechtliche 
Wirkung der von den Erzeugern abgeschlossenen Ehe für 
die Kinder äußerlich zum Ausdruck zu bringen und er war 
dazu auch sehr geeignet. Die Kinder wurden nämlich nun 
der Zeremonie der Trauung zugezogen und nun selbst mit 
den beiden Eltern unter das pallium gestellt. Wir können 
den Bestand dieser Sitte für England, Frankreich und die 
Normandie und Oberitalien nachweisen. Die ältesten sicheren 
Belege für das Bestehen dieser Form der Legitimation durch 
nachfolgende Ehe stammen aus der ersten Hälfte des 13. 
Jahrhunderts aus England. 

Kobert Grosseteste bezeugt in dem oben^) genannten 
Brief vom Jahre 1236 den Bestand dieser Sitte: In signum 



') Übersetzung der Vulgata: Et ait Uli: quae es? Illaque re- 
spondit: ego sum Ruth ancilla tua, expande pallium tuum super famu- 
lam tuam, quia propinquus es. Pallium ist im ganzen Kapitel in der 
Bedeutung von Decke gebraucht. — *) Vulgata: Et transivi per te et 
vidi te et ecce tempus tuum, tempus amantium, et expandi amictum 
meum super te et openii ignominiam tuam. Et iuravi tibi et ingressus 
sum pactum tecum, ait dominus deus, et facta est mihi. — *) Joachim 
Hildebrand, De nuptiis veterum Christianoruni. Helmstadt 1661 
(Nicht paginiert). — *) Duschak, Das mosaisch- talroudische Eherecht. 
Wien 1864, S. 46. Frankel, Grundlinien des mosaisch-talmudischen 
Eherechtes. Breslau 1860, S. £Off. Mayer, Die Rechte der Israeliten, 
Athener und Römer. Leipzig 1866, II S. 330 ff. — *) S. 111. 
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legitimationis nati ante matrimonium consueverunt poni sub 
pallio super parentes eorum extento in matrimonii solen- 
nizatione. 

Obwohl im übrigen Grossetestes Nachrichten, wie wir 
gesehen haben ^), nicht sehr zuverlässig sind, da er ja mit 
einer gewissen Tendenz arbeitete und unter anderm auch 
behauptete, daß in England die Legitimation durch nach- 
folgende Ehe immer Rechtens gewesen sei, so können wir 
doch diesen Punkt nicht anzweifeln. Einmal ist es kaum 
denkbar, daß Grosseteste seine Nachricht bloß aus der Luft 
gegriffen hätte, und ferner gibt ja William Raleigh den 
Bestand dieser Sitte ausdrücklich zu, nur spricht er ihr jede 
rechtliche Wirkung für das weltliche Recht ab^): bastardus 
sub pallio supra parentes nubentes extento positus inde 
surgit bastardus. 

An dem Bestand dieses Institutes dürfen wir demnach 
nicht zweifeln. Da aber in England eine legitimatio per 
subsequens matrimonium für das weltliche Rechtsgebiet nie- 
mals anerkannt war, so blieb natürlich die Wirkung der 
von Grosseteste berichteten legitimatio per pallium auf das 
kirchliche Gebiet beschränkt. In dieser Form und in diesem 
Umfange war sie aber noch im 15. Jahrhundert in Übung.') 

Für das 13. Jahrhundert ist uns das Institut der Legiti- 
mation durch nachfolgende Ehe in der Form der Stellung 
der vorher gebornen Kinder unter das Pallium der Kirche 
auch für Frankreich und die Normandie sicher bezeugt. 



») S. 111 f. — •) S. 112. - ") Dreyer, Nebenstunden S. 290, Anm. b. 
Die dort bezogenen älteren Werke von John Brydall und Robert Shar- 
rock waren mir nicht zugänglich. Johannes Seide uus, Dissertatio 
ad Fletam, cap. 9, schreibt: Caeterum ritum eundem ipsum [= legiti- 
matio per pallium] sub Richardo secundo, quando au£oritate parla- 
mentaria legitimi facti sunt liberi Joannis Gandavensis ducis Lanca- 
striae e Catharina uxore tertia ante matrimonium suscepti, idque in 
ipsis comitüs adhibitum alicubi legisse me memini. Aber hierin 
hat ihn sein Gedächtnis wohl sehr getäuscht, denn bei der Legitimation 
der Kinder des Herzogs von Lancaster im Jahre 1397 handelte es sich 
um keine legitimatio per subsequens matrimonium, sondern per rescrip- 
tum regis. Von der Anwendung des Palliums ist keine Rede. Näheres 
in meinem Aufsatz zur Geschichte der legitimatio per rescriptum 
principis. 
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Philipp Beaumanoir^), „der glänzendste Vertreter der 
französischen Jurisprudenz des Mittelalters", der für Prank- 
reich ungefähr dieselbe Bedeutung hat, wie Eicke von Rep- 
gow für Deutschland, berichtet uns, daß nach den Coutumes 
du Beauvaisis^) nicht nur der vom Bräutigam empfangene 
nasciturus, welchen die Braut im Mutterleibe trägt, durch 
die Heirat der Eltern ehelich wird, sondern auch die schon 
vor der Ehelichung gebomen Kinder, wenn oder vielmehr 
weil sie bei der Trauung mit dem Yater und mit der Mutter 
unter das Pallium der Kirche (le paile oder le drap de 
sainte Eglise), welches über die Brautleute ausgespannt zu 
werden pflegt, gestellt werden. Solche Kinder erben und 
werden beerbt vollkommen gleich, wie in der Ehe geborne 
und erzeugte Kinder: 

§ 579 (= Deugnot XVIII, 2) Car, quant uns hons a 
compaignie a une fame hors de mariage et il Tespouse apr^s 
ou tans qu'ele est grosse, Tenfes q'ele a ou ventre devient 
loiaus par la vertu du mariage. Yoire s' il en i avoit pluseurs 
enfans nes avant qu'il Tespousast, et la mere et li enfant, 
a l'espouser, estoient mis dessous le paile ^) de sainte Eglise, 
si devenroient il loiaus oir et seroient aherite, comme loiaus 
oir en toutes manieres de descendemens ou d' escheoite 
de coste. 

§ 600 (= Deugnot XVIII, 23) L^en ne doit pas douter 
que quant uns hons hors du lien de mariage a compaignie 
a une fame et en a enfans, et il l'espouse puis qu' enfant 
sont n^ ou ou tans qu'ele est grosse, se li enfant sont mis 
dessous le drap, — liqueus dras est acoustum^s a metre 
sur ceus qui se marient solemnement en sainte Eglise, — 
ne soient loiaus puis qu'il i sont mis aveques le pere et 
aveques la mere le mariage fesant ; et puis lors ne sont pas 
li enfant bastart, ains sont oir et pueent estre aherit6 si 
comme loiaus enfant ne en mariage. Et par ceste grace 
que sainte Eglise et coustume consentent a teus manieres 



>) Darüber Branner in HoltzendorfFs Enzyklop&die der Rechts- 
wissenschaft (System. Teil) • S. 312. — *) Statt der alten Ausgabe von 
Deugnot, Paris 1842, jetzt eine neue von Salmon, Paris 1899. — •) Va- 
riante: le drap. 
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d'enfans avient il souvent, que li pere espousent les meres 

pour la piti6 des enfans, si que meins de maus en sont fet. 

Die historia iN^ormannorum des Guilelmus Gemeticensis ^), 

welcher nach seiner eigenen Aussage^) unter Richard TU, 

Yon der Normandie (1026 — 1028) lebte, erzählt uns nun 

freilich, daß schon bei derYermählung des Normannenherzogs 

Bichard I. (943 — 996) mit Gunnor oder Gonnor, die nicht 

vor dem Jahre 968 stattfand ^), die vorher mit ihr gezeugten 

Kinder bei der Trauung zugleich mit ihren Eltern unter 

das Pallium genommen und so legitimiert worden wären : 

Genuit itaque (Richardus comes) ex Gunnore filios 

tres et totidem filias, ut in libro, qui de gestis eiusdem 

ducis scriptus est, superius invenitur. Cum vero idem 

comes quendam filium suum nomine Robertum vellet fieri 

archiepiscopum Rotomagensem, responsum est ei a quibus- 

dam, hoc nullatenus secundum scita canonum posse, ideo 

quod mater eins non fuisset desponsata. Hac itaque causa 

comes Richardus Gunnorem comitissam more Christiano 

sibi copulavit, filiique, qui iam ex ea nati erant, 

Interim, dum sponsalia agerentur, cum patre et 

matre pallio cooperti sunt, et sie postea Robertus 

factus est archiepiscopus Rotomagensis>) 

Danach scheint es also, daß der Brauch, die Braut- 
kinder bei der Trauung unter das Pallium zu stellen und 
so zu legitimieren, schon in das 10. Jahrhundert zurück- 
reicht. 

Sieht man aber genauer zu, so findet man, daß dieser 
Bericht sowohl für die Zeit des Wilhelmus Gemeticensis, 
noch mehr aber für die Zeit Herzog Richard I. ein Ana- 
chronismus ist. 

Es handelt sich hier nämlich — wir können sagen 
glücklicherweise — um die Wirkung der Legitimation durch 
nachfolgende Ehe für das kirchliche Gebiet: Robert kann 
erst Erzbischof von Ronen werden, nachdem die Erzeuger 
sich geehelicht haben. Für das kirchliche Gebiet hat aber 



*) Bei Duchesue, Historiae Normannoram scriptores antiqui 
(Lutetia Parisiorum 1619) S. 312 f. — «) Lib. VI cap. 1. — «j Lappen- 
berg, Geschichte von England II S. 34. — *) Lib. 8 cap. 36. 
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diese Legitimation erst Papst Alexander IIL (1159 — 1181) 
im Anschluß an das IIL Lateranensische Konzil (1179) an- 
erkannt und aus dem Justinianischen Recht rezipiert. Obiger 
Bericht kann also frühestens erst gegen das Ende des 
12. Jahrhunderts entstanden sein. Der Yerfasser, der natür- 
lich nicht Wilhelmus Gemeticensis sein kann^), hat einfach 
Bechtsinstitute seiner Zeit auf frühere Verhältnisse über- 
tragen.^) 

In Frankreich war diese Form der Legitimation sehr 
verbreitet. Man hielt allgemein an dem Satz fest: Enfans 
nes avant le mariage, mis sous le poile, sont 16gitim6s *) 
und bezeichnete die legitimatio per subsequens matrimonium 
kurzweg als pallio cooperire oder als mettre les enfans sous 
le poile oder sous le drap.*) Noch gegen Ende des 
17. Jahrhunderts haben wir von der Anwendung dieser 
Legitimationsart Eunfle. Nach den Kitualbüchern der Bis- 
tümer Toul und Yerdun vom Jahre 1691 wird es noch 
immer so gehalten, daß die vor der Ehe geborenen Kinder 
bei der Benediktion ihrer Eltern unter die voile gegeben 
werden. Allerdings erregte dieser Brauch schon Anstoß. 
Die Vorführung einer größeren Zahl vorehelicher Kinder 
mag nicht sehr erbauend gewesen sein und gab Ärgernis. 
Vielleicht sah man darin auch eine Profanierung kirchlicher 



*) Daß das Ende des 7. und das 8. Buch spätere Zutaten sind, 
hat man Übrigens schon lange erkannt. Vgl. Potthast, Wegweiser 
durch die Geschichtswerke des europäischen M.-A. * I, 556 f. und die 
dort angeftthrte Literatur. Zu den bisherigen Gründen könnte man 
noch den im Text angeführten neuen hinzuftigen, welcher zugleich 
für die Zeit der Einschiebung einen terminus a quo gibt. — *) Bei 
Dndo von St. Quentin, Historia Normanniae ducum, bei Duchesne 
a. a. 0. und Migne, Patrologia latina Bd. 141 S. 609 f. findet sich die 
ganze Geschichte der Gunnor gar nicht erwähnt. Der in der 2. Hälfte 
des 12. Jahrhunderts schreibende normannische Dichter Wace erwähnt 
in seinem Roman de Rou (hrsg. von H. Andresen, Heilbronn 1877—79) 
III. Teil, Vers 611 ff. wohl die Heirat Richards mit Gonnor, von Kindern 
aus vorehelicher Liebe erzählt er nichts. — •) Loysel, Institutes cou- 
tumieres I. 40, Ausgabe von Dupin und Laboulaye, Paris 1846, I S. 87. 
— *) Vgl. Du Gange, Glossarium, verb. pallio cooperire. Allerdings 
darf man unter dem palliuro oder poile nicht wie es so häufig ge- 
schieht (z. B. Warnkönig und Stein, Französische Staats- und Rechts- 
geschichte * II S. 177) den Mantel der Braut verstehen. 
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Zeremonien, denn die Ritualien fügen bei, daß das nur ge- 
schehen soll, wenn es ohne Ärgernis (sans scandale) mög- 
lich ist: 

Quoique Tepoux ait deja ete marie, quand il epouse 
une vierge ou une fiUe, qui n'est point convaincue de 
8*etre abandonee a d'autre qu' a lui, on observe les 
memes ceremonies qu* aux premieres noces et slls ont 
eu des enfans on les mettra sousle volle, si cela se 
peut faire sans scandale.^) 

In Oberitalien war die Legitimation durch nachfolgende 
Ehe in derselben Form gleichfalls üblich, ja sie scheint so- 
gar das Regelmäßige gewesen zu sein, denn die im Jahre 
1586 aufgezeichneten Coutumes von Aosta^) sehen sich ver- 
anlaßt, ausdi-ücklich zu bestimmen, daß die liberi naturales 
durch nachfolgende Ehe der Eltern legitim werden, auch 
wenn diese Zeremonie nicht beobachtet werde: 

Enfans naturels sont legitime par le mariage de leurs 
parens, encore que du tems de la solennisation ils ne 
soient mis sous meme drap et couverte.^) 

In Deutschland läßt sich diese Legitimationsform nirgends 
nachweisen, was ja begreiflich ist, da sich auch der Ge- 
brauch des Palliums oder Yelamens bei der kirchlichen 
Trauung nicht nachweisen läßt. 

Das über die Legitimationsform durch das Pallium Ge- 
sagte illustriert in interessanter Weise das beigegebene Bild, 
welches Joh. Mich. Friedr. Lochner in seiner 1747 erschiene- 
nen Dissertation de antiquo ritu legitimandi liberos illegiti- 
mes per palUum veröffentlichte.^) Dieses Bild nahm Lochner 



1) Bei Grupen, De uxore Theodisca, cap. VI § 12 S. 282. — ») Vgl. 
darüber Pertile, Storia del diritto Italiano * II, 2 S. 93. — •) La coa- 
tum d'Aoste I. 20, 31. Diese Stelle auch bei Pertile a. a. 0. * III S. 391 
Nr. 20. — *) Davon hat es dann Karl Gottl. Knorr in seinen recht- 
lichen Abhandlungen und Gutachten (Halle 1757) Nr. 1 »Nachricht 
von den Mantelkindem** und femer Hommel, Jurisprudentia numis- 
matibus illustrata nee non sigilis, gemmis aliisque picturis vetustis 
varie exornata, Leipzig 1763, S. 214 abgedruckt. Die genannte Disser- 
tation Lochners wird überall, wo sie zitiert ist, Christian Gottlieb 
Schwarz als Autor zugeschrieben. Der genaue Titel heißt : Exercitatio 
academica de antiquo ritu legitimandi liberos illegitimos per pallium. 
quam praeside Christiane Gottlib. Schwarzio com. palat. caes, 
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SymlK>lische Darstellung der Legitimationsarteii: 

per rescriptum principis, per subsequeus matriuionium und 

per oblationem monasterio (= curiae coelesti». 
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au8 einem handschriftlichen Corpus juris Justiniani, der nach 
seiner Angabe aus dem Anfang des 14. Jahrhunderts stammt. 
In demselben war das Bild zu Novelle 74, welche eben die 
Legitimation regelt, eingepickt. Eine Kontrolle der Lochner- 
sehen Angaben ist nun allerdings dadurch sehr erschwert, 
daß uns das Originalbild fehlt und wir auf einen Schluß von 
der Kopie auf das Original angewiesen sind. Wie mir aber 
Kunsthistoriker^) versichern, erscheint die Altersangabe Loch- 
ners durchaus glaubwürdig. Das Bild stammt sicher aus 
dem Anfang des 14., vielleicht noch aus dem Ende des 
13. Jahrhunderts und zwar weist der ganze Charakter des- 
selben auf Italien oder Frankreich als Entstehungsort hin. 
Als fast sicher ist anzunehmen, daß es nicht einer deutschen 
Schule angehört. Dieses Resultat stimmt sehr gut mit den 
Ergebnissen unserer Untersuchung überein, wonach wir die 
legitimatio per pallium ecclesiae wohl in Frankreich und 
Italien, nicht aber in Deutschland nachweisen können. 

Nach diesem Bild ist der Vorgang gegenüber dem In- 
halt der behandelten Quellen insofern modifiziert, als mit 
dem Tuch nicht die Kinder samt ihren Eltern, sondern nur 
orstere allein überdeckt werden. Allein diese oder ähnliche 
Abweichungen mögen sich im Laufe der Zeit ja sehr leicht 
ergeben haben, zudem wenn etwa das Ausspannen eines 
Tuches über die Nupturienten als allgemeine Sitte außer 
t^bung gekommen ist und das Tuch nur noch im Fall der 
Legitimation angewendet wurde. 

Neben der besprochenen legitimatio per subsequens 
matrimonium bringt unser Bild auch noch die legitimatio 
per rescriptum principis, dargestellt durch die sitzende Figur 
dos Kaisers, und die an Stelle der legitimatio per ob- 
Uitionem curiae herausgebildete legitimatio per oblationem 
monasterio (= curiae coelesti) zur Veranschaulichung. 

Da dieses kirchliche Pallium ein Symbol des torus 
niatrimonialis war, so ist auch der Gedanke, welcher dieser 

iuad. seniore et prof. publ. 3. Junii a. s. r. 1747 iu circulo academico 
ventilandam proponit Johannes Michael Fridericus Lochne- 
ru8, phil. et iur. cultor. 

*) Ich verdanke fachmannische Gutachten den Herren Prof. H. Semper 
in Innsbruck und Maler Philipp Schumacher in Berlin. 
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Form der Legitimation durch nachfolgende Ehe zugrunde 
liegt, leicht erfaßbar. Dadurch, daß die Kinder unter das 
Pallium gestellt wurden, sollte gewissermaßen fingiert wer- 
den, daß sie einem legitimen Ehebett entsprossen, daß sie 
in stehender Ehe erworben wären. So schrieb auch schon 
Otto Everhard in seiner 1730 gedruckten iurisprudentia 
symbolica: 

Non alia quaerenda est origo solennitatis in legitima- 
tione per subsequens matrimonium ubivis fere usitatae, 
ut liberi naturales ex concubina nati in ipsis nuptiarum 
solennitatibus cum patre et matre pallio operiantur, ut 
ab iis ex legitima coniunctione procreati aut ritu civitatis 
a patre adoptati intelligantur.^) 

Neben dieser symbolischen Zeugung glaube ich aber in 
dem Zuziehen der Kinder zur öffentlichen Trauung noch ein 
anderes Moment erblicken zu dürfen, nämlich auch einen 
Ausdruck des Publizitätsprinzipes, indem dadurch einerseits 
die Echtigimg der Kinder öffentlich dokumentiert werden 
und andererseits dem Publikum Gelegenheit geboten sein 
sollte, eventuell Einsprache zu erheben, wenn die Vater- 
schaft vielleicht nicht unbestritten war. 

Neben dieser Legitimation per pallium ecclesiae haben 
wir seit dem 13. Jahrhundert auch Nachricht von dem Be- 
stände einer andern Legitimationsform, die sich nicht an 
kirchliche Zeremonien anschließt bzw. nicht aus denselben 
erwachsen ist. Danach wurden die vorehelichen Kinder 
bei der Trauung ihrer Eltern anstatt unter das über die 
Brautleute gedeckte oder gespannte Tuch unter den langen 
weiten Mantel der Mutter, seltener des Vaters, gestellt und 
so legitimiert. 

Die langen weiten Mäntel waren ein wesentlicher Be- 
standteil der früheren Tracht und durften insbesondere bei 
festlichen Gelegenheiten nicht fehlen. '"") 



*)EverhardusOtto, Exercitatio III. de iurisprudentia symbolica, 
Traiecti ad Rhenum 1730, cap. 4, pag. 278. — •) Vgl. Sanders, Wör- 
terbuch der deutschen Sprache , Mantel'. Grimm, Deutsches Wörter- 
buch „Mantel *. Schiller und L ü b b en , Mittelniederdeutsches Wörter- 
buch .Mantel" und „Hoicke*. 
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Die oben^) erwähnte Verheiratung Herzogs Richard mit 
Gonnor berichtet uns auch der im Jahre 1244 verstorbene 
flandrische Dichter Philipp Mousket (oder Mouskes) in seiner 
Reimchronik und tut dabei auch der Legitimation der vor- 
ehelichen Kinder der Nupturienten Erwähnung: 

Li dus, ki les enfans ama, 
Qunnor adonque espousa 
Et li fil, ki ia furent grant, 
Purent entr' au III en estant 
Par desous le mantiel la mere 
Furent fait loial eil troi frere.^) 

Hier haben wir die erste Quellenstelle, welche anstatt 
des kirchlichen Palliums den Mantel der Mutter (le mantiel 
la mere) als Legitimationsform nennt. Die Anwendbarkeit 
auf Herzog Richard I. ist allerdings auch hier ausgeschlossen, 
weil für das 1 0. Jahrhundert von dem Bestehen einer legi- 
timatio per subsequens matrimonium in der Normandie noch 
keine Rede sein kann. Aber unzweifelhaft hat zur Zeit 
Mouskets eine solche Sitte bestanden. Wahrscheinlich hat 
der Di(!hter aus der Fortsetzung der historia Normannorum 
des Guilelmus Gemeticensis ^) geschöpft und den Inhalt der 
Quelle seinen Anschauungen entsprechend umgeformt. 

Für Deutschland ist uns nur die Legitimation durch 
nachfolgende Ehe in der Form der Stellung der Kinder 
unter den Mantel eines Elternteils beglaubigt. 

Zwei Handschriften des Schwabenspiegels, die Züricher 
schon aus dem Ende des 13. oder Anfang des H.Jahr- 
hunderts*) und die Wien- Ambraser aus dem Jahre 1462*) 
geben die oben mitgeteilte Stelle über die Anerkennung 
der legitimatio per subsequens matrimonium^) in folgender 
Fassung : 



*) Obeu S. 152. ~ ») Philippe Mouskes, Chroniqae rim^e, pu- 
bliee par le Baron de Reiffenber^, Brüssel 1836-38. Bd. II Vers 14941 
bis 46. Obige Stelle entstellt auch bei Du Gange, Glossarium ^.pallio 
coope^ire^ — ») Obeu S. 15*2. — *) Homeyer, Rechtsböcher Nr. 731 = 
Laßberg, Schwabenspiegel Kr. 196. — ») Homeyer Nr. 681 = Laß- 
berg 159. - •) Laßberg. Artikel 377, oben S. 135. 
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Wie unelich kind euch werdent.^) 

Es haut ain man lediglichen kinde by ainer fr6wen, 
der sye lützel oder vil, und nympt er die selben fr6wen 
ze rechter e, die kind sint zehande rechte ekind alß wol, 
alß die sie hernach gewinnet. So sp rechen t silmlich 
lütte die ungelerten: er sülIe sie zu im hüllen 
under den mantel, alß er ir mutter elichenneme, 
oder süIlen sie mit der gürtel umb yahen zu im. 
Des ist nicht. Wa die kind sint, so sint sie ekind es 
syen süne oder dochtter und erbent aigen und lehen zu 
allem rechte mit ain ander ieren geschwistergiten. Wer 
in das uff weltlichem gerichte versagt, so habent sie es 
uff gaistlichem gericht, so muß es das weltlich st/itte haben. 
Wir ersehen aus dieser Stelle, daß der Gebrauch, die 
in voreiliger Liebe erzeugten Kinder zum Zeichen ihrer 
Legitimierung bei der Trauung unter den Mantel — und 
zwar hier des Vaters — zu hüllen oder mit dem Qiirtel — 
und zwar beider Elternteile — zu umfangen, im Volke all- 
gemein verbreitet war, daß es aber eben auch nur ein 
Volksgebrauch war, für den „sumlich ungelehrten lute** ein- 
traten, der aber von den juristisch Gebildeten, die sich mit 
der abstrakten Wirkung der Ehe schon abgefunden hatten, 
als eine überflüssige Formalität angesehen wurde, diesen 
Gedanken des Spieglers haben wir schon in den Coutumes 
von Aosta gefunden. 2) 

^) Da der Drack dieses Kapitels aas der älteren Züricher Hand- 
schrift von Finsler, Über eine Hs. des Schwabenspiegels in Falcks 
Eranien zum deutschen Recht I. Bd., 2. Lieferang (1826) S. 61 augen- 
scheinlich fehlerhaft ist, mir aber eine Kollationierung deshalb nicht 
möglich war, weil die Hs. auf der juristischen Bibliothek in Zürich nicht 
aufgefunden werden konnte, so muß ich den Text nach dem jüngeren 

9004. 

Wiener Kodex, Hofbibliothek Hs. .= ^^t^t .0^ (Olim Ambras 141) 

Jur. CIV Nr. 166 ^ 

fol. 148' und 149, geben. Der Druck dieser Hs. von Lahr in Sencken- 
bergs corpus iuris Germ. Tom. II S. 456 f. hat dieses Kapitel nicht. 
Das entsprechende cap. 878 hat eine andere Fassung. Scherz gibt die 
entscheidende Stelle teilweise als Anmerkung zum 866. Kapitel des 
schwäbischen Landrechtes (= Laßberg 377) in Jobannes Schilters The- 
saurus antiquitatum Tentonicarum Tom. II pag. 211 ans der Wien- 
Ambraser Hs — «) S. 154. 
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Das mit dem G-ürtel Umfangen kommt im großen und 
ganzen auf dasselbe hinaus wie das unter den Mantel 
Hüllen, nur werden hier die Kinder dem Körper noch viel 
inniger genähert, als bei der Mantelhüllung, denn der Gürtel 
hielt nicht die äußere, sondern die innerste Bekleidung über 
den Hüften zusammen.^) 

Der in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts tätige Jo- 
hannes Rothe^), „der Yater der thüringischen Landeshistorio- 
graphie^, erzählt uns in seiner Chronik zum Jahre 1289, daß 
Landgraf Albrecht der Unartige mit Kunegund yon Eisenberg 
sich vermählte und daß diese den noch bei Lebzeiten von 
Albrechts erster Gemahlin Margarethe erworbenen Sohn bei 
der Trauung unterm Mantel hielt, damit er einen ehelichen 
Namen bekomme : 

Hyndennach alsso lantgrave Aibrecht seynen sson 
Apetzin, den her vonn Kunnen von Isenberg erkregen 
hatte, unde om seyne eliche wirthynne frawe Margarethe, 
der iungen herren muter, zu Franckenfort gestorben was, 
do Hess her om dieselbe Kunne zu Warpergk 
zu der ee geben unde die hatte den kebisssson 
die weile under yrem mantil, uf das her eynen 
elichen namen erkrigen mochte.^) 

Yon Rothe hat diese Nachricht dann wahrscheinlich der um 
ein halbes Jahrhundert spätere monachus Pimensis Johannes 
Lindner ^) entlehnt. Er berichtet in seinem Onomasticon: 
Kunegunda (ader Kunne) von Eisenberck, lantgrafen 
Albrechten in Duringen beislefferyn (1286), gewan mit ir 
einen son Apecz, gab ym in schilt einen bunten lawe 
mit einen heim auf das houpt gestorczt, lies die her- 
nach ym vorelichen, hilt den bastard underm 
mantel, gab ym ein das sloz Tenneberg.*) 

An diesem Bericht ist nun allerdings verdächtig, daß 
die Legitimation durch nachfolgende Ehe in der Form der 

1) Vgl. Grimm, Rechtsaltertümer * I S. 215 f. — •) Lorenz, 
Deutschlands Geschichtsqaellen ' II S. 103 ff. — ') Ausgabe von 
R. von Liliencron. Jena 1859 (8. Bd. der Thüringischen Gesch.-Quellen) 
cap.546 S.458. — *) Nach Jöcher, Allg. Gelehrtenlexikon IL Teil, 
Spalte 2452 geb. um 1450, trat 1474 in das Dominikanerkloster Pirna* 
— •) Mencke, Scriptores rerum Germ. II Spalte 1487. 
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Mantelsetzong hier bei einem adulterinufi in Anwendung 
gekommen sein soll, dem sowohl Kaiser Justinian wie 
Papst Alexander III. diese Wohltat versagt hatten. 

Allein es ist trotzdem nicht ausgeschlossen, daß im 
vorliegenden Falle diese Zeremonie, wenn auch nicht mit 
ihren Rechtswirkungen, so doch in ihrer Form tatsächlich 
gehandhabt wurde. Denn der fragliche adulterinus Apetz 
war nach dem Zeugnisse desselben Johannes Rothe schon 
vorher durch König Rudolf legitimiert worden.^) Dasselbe 
berichtet uns das auf den verschollenen Annalen des St. 
Thomasklosters fußende Chronicon terrae Misnensis ^), welches 
in seinem ersten für uns in Betracht kommenden Teil nach 
1463 niedergeschrieben ist.') Apetz war also bei der Ver- 
mählung seiner Erzeuger schon im Besitz ehelicher Rechte. 
Es ist nun durchaus nicht undenkbar, daß man, um jedes 
Hißverständnis auszuschließen, die Mantelsetzung trotzdem 
angewendet hat, um die Ehelichkeit des Apetz neuerlich zu 
dokumentieren. Eine darüber hinausgehende Bedeutung 
hätte dieselbe in unserem Falle allerdings nicht gehabt. 
Aber selbst, wenn der Bericht Roth es nicht auf Wahr- 
heit beruhen sollte, beweist er doch, daß ihm die Legitima- 
tion durch nachfolgende Ehe in der Form, daß die Elinder 
unter den Mantel der Mutter gestellt wurden, ein bekanntes 
Ictstitut war, das er dann freilich auf unpassende Verhältnisse 
übertragen hätte. 

In Lübeck war es noch gegen Ende des 16. Jahr- 
hunderts üblich, daß die Brautkinder bei der Trauung unter 
die hoiken = Mäntel *') der Brautleute gesetzt wurden, aller- 
dings erregte diese Sitte schon Anstoß. Der Lübeckische 



^) ünde so liez er den seibin kebis son Apetzin yn dem andern 
iare domoch [1287] den konnig eüchin. Der gab ym an synen schilt 
den bnnten Doringischin leuwin mit eyme helme nber daz hoibet ge- 
stmtzt zcn eine nnterscheide der unelichin gebort. Mencke a. a. 0. 
U Spalte 1748. — «) Lorenz a.a.O. II S. 116f. — ») Albertus ... 
▼ocavit filinm snam Albertmn natnm de concabina scilicet de Künnen 
▼on Ysenberg, qaem legitimare sibi fecit, dedit sibi quam plnra 
castra Mencke a. a. 0. II Spalte 327. Hier kann nur eine legiti- 
matio i>er rescriptum gemeint sein. — *) Schiller und Lflbben, 
Mittelniederdeutsches Wörterbuch II S. 281. 

Z«itiolirift fOr B^ehtigwchichte. XXV. 0«nii. Abt. H 
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Superintendent Andreas Pochenius hebt in einem Berichte 
vom 19. März 1582 an den Stadtrat von Lübeck über eine 
Eirchenvisitation zu Möki diese hoikensetzung mit be- 
sonderem Mißfallen hervor: 

De geselle und de frowe, wo ick vanne gemeldet, ist 
dat unechte kind under den hoiken holdende ge- 
treu wet, se Tele upschenk gemaket und mannigen christ- 
liken personen ärgerlich to sehen gewesen. Ick hebbe 
solches den pfarrer verweten.^) 
Eine Dithmarsische Chronik berichtet uns diese Sitte 
gleichfalls noch für eine sehr späte Zeit, lange nach der 
Reformation: 

Hermannus Emmo oder Emme, so der korken Henune 
im pawestdohme gedehnet, ist, nachdem he de Luthersche 
lehre angenamen, bi dem pastorat darsulvest gebleven 
und heft siene meiersche gefriet und nachdem se thovoir 
etlike kindere ihosamen getüget, sint deselven, als se 
tosamen copeleret, der meiersche under den 
hoyken gestahn und vor ehelik geachtet.^) 

Nach dem Zeugnisse des Georg Schulz^) wurde dieser 
Brauch in einigen Orten Deutschlands noch in der ersten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts in der Weise beobachtet, daß 
die Kinder, sofern sie vermöge ihrer körperlichen Entwick- 
lung dazu fähig sind, bei der Trauung neben der Mutter 
stehen und dieselbe am Kleide halten: 

De consuetudine tamen in nonnullis imperii locis hoc 
observari solet, ut liberi, si eins aetatis sint, matri in ipsa 
copula sacerdotali quam proxime adstent eamque vestitu 
teneant.^) 



*) Dreyer, Nebenstunden S. 292. — •) Dreyer a. a. 0. S. 291. 
Schiller und Lflbben a. a. O. S. 282 f. ans dem (mir nicht zngftnglichen) 
Sehleswig-HoLBteiiischen Aaseiger 1752 fol. 825. — ') Synopsis institn- 
UoDom imperialinm. Witeberge 1630. — *) Lib. I tit. 10 (de nnp- 
tüs) Asmerk. k S. 3Sw Diese Stelle wurde von späteren Juristen ein- 
fiach abgeschrieben und ia der Weise entstellt, daß die Worte ^ti eins 
aetatis sint', die sich doch nur auf die körperliche Entwicklung der 
Kinder besiehen, erweitert wurden in ,8i eins aetatis sint, qua inteUi* 
gere possunt, quid sgatnr''. So von A. W. Lauterbach (t 1678), Col- 
legium theoretico-pTacticum ad Paadeetas (entstanden um die Mitte 
des 17. Jahrhunderts). Neue Angabe Tflbingen 1744. lib. I tit 6 § 9i. 
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Da G. Schills seine Notue nicht von eioe« Yonnann 
«lüehnt ^)y sondern ans eigener Anschauung me^ergeschrieben 
zu haben scheint, so ist kein Graml T^rhanden, an der 
Wfihrheit zu zweifeln. 

In Brabant ist uns für das 18. Jahrhundert eine Um* 
liehe Formalität bezeugt, wenn es gilt, den rechtoiäßige« 
Abschhifi einer Ehe und demgem&fi die Ehelichkeit der 
Kinder zu beweisen. Nach der Keure') von Terfaulpen vom 
3. Juni 1230') hat der überlebende Ehegatte, wmn die Eh« 
asgefochten wird, den rechtmäßigen Abschluß der Ebe mit 
zwei Nachbarn vor dem Altare zu beteuern, indem er den 
aus dieser Ehe stammenden SAugfing auf dem linken Arm 
träg^ oder, wenn das Kind schon laufen kann, unterm link^ 
Rockschoß (sub ora palli sui sinistra) hält: 

8i yir duxerit mulierem et iüe sit altioris sanguinis, in 
üla fecerit ins ecclesiasticum, et si vir moriatur et parentes 
viri dicant, quod virum legitime non duxerit, illa, si puemni 
habet, qui lactens sit, debet illum adportare super brachinm 
suum sinistrum ad sinistrum coram altari et debet ibi com- 
parare eum duobus vicinis suis idoneis, quod yir suus eam 
legitime duxerit et ins ecclesiasticum compleverit. tÜ 
infans talis sit aetatis, quod propriis viribus ambulare 
possit, sub ora pallü sui sinistra illum adducet. De viro 



Strjck (t 1710), Usus modernus pandectarum, 4. Ausgabe Halle i. M. 
1722, zu Digest I tit. 6 (De bis qui sui rel alieni iuris sunt) § 19. 
Von Lauterbach flbemahm die gleiche Steile R. F. Teigmann, Com- 
mentatio iuris feudalis de genuia sigaifioatioae Tasalli eixnqae iure 
ezinde fluenti. BrauBschweig und Leipzig 1728, cap.3 §24 A.b. S. 96^ 
von diesem J. M. F. Lochner in der oben S. 154 angegebenen Disser- 
tation S. 24. G. F. Wagner, Disputatio de legitimatione per subse- 
queofl matrimoniimL 1652, cap. 25 bat die Stelle ron Sebuiz nocb 
in ilirer ursprOngticbeB Gestalt. 

>) Wenigstens nenM er keinen Autor. Die KaefasolMbcfir des 
Schulz nennen gewissenhaft ihre Quellen. — *) Über Eenren im all- 
^eiMiaen rgL Warnkteig, Fiaadrisdie Staats- und Reektsgesohichte 
I, 8.d89ff^ bes. 380£ -- ») Lee gestas des dues 4e Biabsut, p«r Jqmi 
de KLmkr d^Anveis publik par J. F. WiUems Tob h (» De BmbMt- 
•che TecsCei^ Bvfbnd 1880 S. 693. Acte» Lorami et datmn a. d. 1969 
fcna seeunda post ociavam pantsosstas. Diese Keuse irt berfMgt fem 
Hz. von Lothriagen. 

11* 
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autem similiter fiet. Post hanc probationem factam dominus 
dax illoB tueri debet et yim omnem sicut et caeteroB 
omnes debet reprimere. 

In Schweden und wohl überhaupt in den nordischen 
Ländern wurde das yor der Ehe gebome Eind zum Zeichen 
seiner Legitimierung bei der Trauung der Eltern in sinu et sub 
pallio patris gestellt, also nicht unter den Mantel der Mutter.^) 

Trotzdem die Nachrichten der Quellen über die Mantel- 
setzung bei der Legitimation durch nachfolgende Ehe sehr 
spärlich sind, muß diese Sitte doch einstens eine größere 
Yerbreitung gehabt haben, denn die per subsequens ma- 
trimonium legitimierten Kinder werden ganz allgemein, auch 
ohne Beziehung auf die Mantelsetzung, als Mantelkinder, 
manteUati, bezeichnet. 

Das Erbrecht von Fiyelgo und Hunsingo definiert Mantel- 
kmder als Kinder, die von zwei Leuten geboren, welche 
Eltern hernach nach Sitte und Gewohnheit zusammen 
heiraten.*) 

Die oben^) erwähnte Sachsenspiegelglosse aus dem 15. 
Jahrhundert fugt der Stelle über die Legitimation durch 
nachfolgende Ehe, ohne zu erwähnen, daß die Kinder etwa 
unter den Mantel der Mutter gestellt werden, hinzu: Und 
dusse heite wy mantel kindere. 

Nach der vom Frankenberger Schöffen Johann Emerich 
im Jahre 1493 niedergeschriebenen Samlung der alten Rechte 
und Gewohnheiten der Stadt Frankenberg (in Hessen) soll 
der Schöffe „van unberuchtigen frommen aldern syn beyder- 
teil eelich gebom, keyn mantelkynt^.^) 

Li einer Konstitution vom 3. Jänner 1593 verordnete 
Herzog Heinrich Julius von Braunschweig, daß es keines- 
wegs gestattet sein solle „die ausser der ehe erzeugte 
oder mantelkinder per subsequens matrimonium 
oder in andere wege, wenn es uns oder andern lehen- 

I. Ihre, Glossarimn Saigothicnm, üpsala 1769, Tom. II Spalte 
619: SkfttsUabam, InfiaAS, qtii ante naptias natüfl sab acta consecra' 
tioms matrimonalis in sina et sab pallio patris collocatas legitimabator. 
Hier ist das palliam patris unzweifelhaft der Mantel des Vaters. — 
•) Die SteUe oben S. 127. — ») Seite 120. — *) Friedrich Christof 
Scbmincke, Monamenta Hassiaca, Kassel 1748, II. Teil S. 681. 



Legitimatio per snlraeqiieiis matrimonimn. 165 

herren oder auch den echt und recht gebomen agnaten 
und mitbelehnten oder auch löblichen von unsem voreltem, 
Yorfaren und uns erlangten und confirmirten Privilegien zum 
nachteil geschehen wolte, zu legitimieren.^) 

Im Gandersheimischen Landtagsabschied vom 10. Oktober 
1601 erklärte dann der Herzog, vorerw&hnte „wegen der 
mantel- und per subsequens matrimonium legiti- 
mirten kinder^ erlassene Konstitution getreulich einzu- 
halten und „dieselben kinder oder einige spurios^ zu neuen 
oder adeligen Lehen nicht zuzulassen.^) 

In England ist für die per subsequens matrimonium für 
das kirchliche Rechtsgebiet legitimierten Kinder gleichfalls 
die Bezeichnung mantle children in Gebrauch gewesen*), 
und ebenso wurden in Frankreich die durch das mettre sous 
le poile oder sous le drap oder durch das pallio cooperire 
legitimierten Kinder mantiellati, mantellati^) genannt. 

In England und Frankreich, wo es an einem eigenen 
Namen fär die per pallium ecclesiae legitimierten Sander 
gebrach — wenigstens ist uns nichts davon bekannt — 
scheint man den Ausdruck „Mantelkinder^ von Deutschland 
rezipiert zu haben, obwohl er auf das Institut des pallio 
cooperire und dem mettre sous le poile nicht paßte. 

Niederdeutsche Quellen bezeichnen die legitimatio per 
subsequens matrimonium kurzweg als „dat onder de huik 
wettigen^ und die so legitimierten Kinder als „mantel- 
kinderen^, „enfans de manteau^.^) 

*) Telgmann, Commeiitatio iuris fendalis, cap. 8 §24 S. 98. 
Willich, Chnrftlrstl. Braonschweig-Lflneburgische Landesgesetze und 
Yerordnimgeii I S. 686 f. — *} Willich a. a. 0. Telgmann a. a. 0. 
Stellen über mantellati in dieser allgemeinen Bedeatong ans dem Saal- 
bnch der St. Thomaskirche zu Straßbarg bei Brinckmeier, Glossa- 
rium diplomaticom II 169; Carpentier, Glossarium, verb. mantella- 
tus. Jüngere Belege aus den Jahren 1780 und 1819 bei Dieck, Beiträge 
xur Lehre von der Legitimation durch nachfolgende Ehe, S. 288/89. — 
*) Pollock and Maitland, The historj of english law before the 
time of Edward I., Cambridge 1895, IL Bd. S. 895. — *) Bigeon, De 
la legitimation par acte du souverain S. 69. Übereinstimmend Du Gange 
und Garpentier: Mantellatus dicitur filius ante matrimonium natus, 
qui in ipsis nuptiarum sacris solemnibus cum patre et matre pallio 
cooperitur legitimationis gratia. — *) Noordewier, Nederduitsche 
regtsoudheden (Utrecht 1858) S. 41. Raepsaet, Analyse historique 
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Diese Lagitimationsform ist nicht aus IdrchUcfaen Zere- 
monien erwachsen, sondern gründet sich auf alte einheimisehe 
Bechtsgebräuche. Sie ist hervorgegangen aus einer bei den 
Yölkem des Morgen- und Abendlandes weit yerbreitetea 
Adoptionsfonn, die wir zunächst kennen lernen müssen. 

Diodorus Siculus erzählt, daß Hera auf Bitten ihres 
Gemahls Zeus den jungen Herakles in der Weise adoptierte, 
daß sie zu seinem Bette herantrat, den Knaben sich an den 
Leib legte und dann, um einen wahren Geburtsakt nadum- 
ahmen, denselben unter ihren Kleidern zur Erde nieder liefl. 
Daran knüpfk er die wichtige Bemerkung, daß die Barbaren 
diese Bitte auch noch heutzutage bei der Adoption be- 
obachten : 

Tifv di xheycDOiv avzav (des Herakles) yeviadou (paA 
touiixfiv' T^v "HQav ävaßäaav inl x^v xUvrpt xaL xöv 'HgoHÜa 
TiQooXaßoßiin^y ngdg ro cbfMi, itä xm Ivdvßjtdicor ätpaoNU 
TiQog xiiv yrjv, fUfAOVfAirqv xi)v iXff&mjv yiveaiv, Stibq jutixQ* 
xov vvv nouiy xovg ßagfiägau^f Sxav ^ex&v vldv nouSo^Oi 
ßcvixovxai,'^) 
Diese Ifachricht des Diodorus Siculus wird uns audk 
durch eine Reihe anderer Quellenstellen bestätigt. 

Auf dieselbe Weise wurde nach dem Bericht Alberti 
von Aachen (Albertus Aquensis) ^) auf dem ersten Kreuzzug 
Balduin, der Bruder Gottfrieda von Bouillon, vom Fürstee 
von Edessa adoptiert: 

Dux . . . Baldewinum sibi filium adoptivum feeit, 
sicut mos regionis illius et gentis habetur, nudo pectori 
suo illum astringens et sub proximo camis suae indu- 
mento semel hunc investiens fide utrimque data et accepta. 
Sic utrisque firmatis patemitate et filiatione.^) 

et critiqne de Torigine et des progr^ des droits civils, politiqaes et 
religieuz des Beiges et Gaulois Bd. III (= Raepsaet, Oeurres complöte» 
Bd. V) Nr. 316 8.42. Stallaert, GHossarium van verouderde rechts» 
termen, knnstwoorden en andere oitdrakkingen oit Vlaamsche» Brabant- 
sche en Limbnigsche oorkonden II, S. 189. Allerdings unterscheiden 
alle genannten Autoren zwischen Pallinm der Kirche und Mantel nicht 
gehörig. 

M Ausgabe von Petrus Wesselingius, Amsterdam 1746. — *) Lib. lY, 
S9 (TonoL I pag. 284). - •) Vgl. Wattenbach, Deutschlands Geschichts- 
quellen * II S. 178 ff. — *) Albertus Aquensis, Historia HieroBoliini* 
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Ghiibert, Abt von Nougent-sous-Couci^), erzählt über 
dieselbe Adoption des Balduin: 

Adoptionis autem talis pro gentis consuetudine dicitur 
fuisse modus: Intra lineam intemlam, quam nos vocamus 
camisiam, nudum intrare eum fociens sibi adstrinxit et haec 
omnia osculo libato firmavit. Idem et mutier post modum 
fecit.») 
Die Beobachtung derselben Bitte berichtet für die 2. 
Hälfte des 13. Jahrhunderts der griechische Geschichts- 
schreiber Georg Pachymeres (f nach 1308)') bei der Adop- 
tion des Bulgarenfürsten Sphentisthlab durch die bulgarische 
Garin Maria, eine Nichte des 1282 verstorbenen Michael YIII. 
Falaologus, wobei zugleich die Verbrüderung mit Marias Sohn 
Michael zum Ausdruck kam: 

Res palam m ecclesia celebrata sie est: Post adhibitos 

a sacerdote solemnes in taUbus occursus benedictiones et 

ritus caeteros, magno allucente funalium numero Maria 

regium diducens palUum, ambos hinc atque inde ulnis 

admoTit Michaelem pusionem ac senem Sphentisthlabum.^) 

Nach dem Zeugnisse des spanischen Historiographen 

Surita (f 1580) ging auch in Arragonien im 11. Jahrhundert 

die Adoption in derselben Weise vor sich: 

Adoptionis ius illorum temporum instituto more rite 

sancitum tradunt, qui is inoleyerat, ut quae adoptaret per 

stolae fluentes sinus eum, qui adoptaretur, traduceret.') 

Unter gleichbedeutenden Zeremonien erfolgte in Spanien 

gegen Ende des 1 0. Jahrhunderts die Adoption des unechten 

Eönigssprossen Mudarra durch seine Stiefmutter Sanctia. 

tanae expeditionis Hb. 3 oap. 21 bei Bongars, Gesta dei per Francos. 
Tom. I S. 222. 

») Vgl. Wattenbach a.a.O. II S. 218. 247. — •) Guibertus, 
Gesta dei per Francos lib. 3 cap. 13 bei Bongars a. a. 0. I S. 496. — 
*) Georgii Pachymeris Michael Palaeologus sLve historia reram a Michaele 
Falaeologo gestarmn. Ausgabe Grieoh. und Lat. Venedig 1729. Diesen 
Bericht des Pachymeres übernimmt gegen Ende des 16. Jahrhunderts 
Mauras Orbini, II regne de gli Slavi, Pesaro 1601 pag. 464. — 
*) Lib. VI cap. 2 (a. a. 0. S. 242). Vgl. auch dazu Jire£ek, Geschichte 
der Bulgaren S. 276. — ') Indices rerum ab Aragoniae regibus gesta- 
mm lib. I (zum Jahr 1034) in Ausgabe 1578 S. 23 in Hispania illnstrata 
Tom. ni S. 18. 
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Der im Jahre 1624 yerstorbene Jesuit Johann Mariana be- 
richtet darüber folgendes: 

Eins adoptionis hie ritas fuit, rudis quidem sed in- 
signis gentique solennis: Quo die (Mudarra) nostra sacra 
suscepit et balteo militari donatus a Garsia Ferdinande 
comite Castellae est, novercae (Sanctiae) amplissimi indusii 
manica acceptus, collari etiamindusii capiti inserto additoque 
osculo in familiam tranaiit Ex eo more vulgare proverbium 
manayit „ingressus manica, coUari tandem egreditur^ de eo 
qui ad familiaritatem admissus maiora sibi in dies sumit.^} 
Bei den Römern war noch in der Eaiserzeit eine adoptio 
in cubiculo pro toro geniali üblich, deren Vorgang wir aller- 
dings nicht naher kennen, der sich aber Ton dem der früher 
genannten Fälle nicht weit entfernt haben dürfte und jeden- 
falls im Ghimdgedanken damit übereinstimmt. 

PUnius erzählt von der Adoption Traians durch Nerra 
folgendes : 

Fecit hoc Nerra, nihil Interesse arbitratus, genueris 
an elegeris; si perinde sine iudicio adoptentur liberi ac 
nascuntur, nisi tamen quod aequiore animo ferunt homines, 
quem princeps parum feliciter genuit, quam quem male 
elegit. Sedulo ergo vitavit hunc casum nee iudicium 
hominum sed deorum etiam consilium adsumsit. Itaque 
non tue in cubiculo sed in templo, nee ante geni- 
alem torum sed ante pulvinar levis optimi maximi 
adoptio peracta est.^) 
Aus dem Umstand, daß Nerva die Adoptionsform in 
cubiculo ante genialem torum bei der Adoption Traians 
durch eine höhere, durch eine adoptio in templo ante pul- 
yinar IoyIs optimi maximi ersetzte, darf mit Sicherheit ge- 
schlossen werden, daß erstere Adoptionsform als eine private 
neben den offiziellen öffentlichen Adoptionsarten noch in der 
Eaiserzeit bestanden hat. 

Die symbolische Bedeutung dieser Adoptionsform war 
nun, sofern ein Mann adoptierte, die Nachahmung des Zeu- 



') Job. Mariana, Historiae de rebus Hispaniae libri 80, Lib. 8 
cap.9. Aasgabe Mainz 1605 8.841, Aasgabe Toleti 1592 8. 888 f. — 
*) Plinius, Panegyricas ad Traianam, cap. 8. 



Legitimatio per sübsequenB matrimomTun. 169 

gnngsaktes, sofern eine Frau adoptierte, die Fiktion des 
Geburtsaktes. Diodoms Siculus sagt von der Juno ausdrück- 
lich ffßUßAovßjiiyfjv T^y &Xi]&ivijy yiveoiv^^) Das nqoolaßia^ai 
nQÖg xd Ofbfia Tcal diä x&v ivivjMhcoy äq)ehfai ngdg rijv yijv, 
das nudo pectori suo astringere et sub proximo carnis suae 
indumento inyestire, das intra lineam interulam (= camisiam) 
nudum intrare, das diducere pallium et ulnis admovere, das 
traducere per stolae fluentes sinus, das acceptum amplissimi 
indusii manica, collari etiam indusii inserto additoque osculo 
in famiUam transire, und schliefilich aucb das adoptare in 
cubiculo ante genialem torum, hat durchaus denselben Grund- 
gedanken, es will das Adoptivkind als leibliches Kind des 
Adoptierenden hinsteUen. 

Ursprünglich handelte es sich wohl nur um die Nach- 
ahmung der leiblichen Geburt, infolgedessen der Akt der 
Adoption nur von Frauen vorgenommen wurde. Im vor- 
genannten Beispiel adoptiert nicht Zeus den Herakles, son- 
dern er wendet sich bittend an seine Gemahlin Hera, daß 
sie den göttlichen Jüngling adoptiere. Erst später wurde 
der Adoptionsakt auch von Männern, eventuell also von 
beiden Adoptiveltern^), vorgenommen und mußte hier natür- 
lich zu einer Symbolik des Zeugungsaktes werden. 

Ebenso wie bei den Römern hinsichtlich der rechtlichen 
Voraussetzungen und der Wirkungen der Adoption der Satz 
galt „adoptio imitatur naturam", so könnenwir das zum Teil 
auch in bezug auf die Form der Eingehung derselben sagen. 
Nach Cicero*) soll die Annahme an Kindes Statt quam 
maxime veritatem suscipiendorum liberorum nachahmen. 
Tatsächlich war auch den Römern, wie wir gesehen, die 
Adoption in der Form der imitatio naturae nicht unbekannt. 

Diese symbolische Form der Adoption wurde nun her- 
übergenommen, als man auch für die Legitimation einer be- 
sonderen symbolischen Form bedurfte : „Adoption und Legiti- 



') Vgl. aach Du Gange, Dissertations oa reflexionB sur rhistoire 
de 8. Loajs du sire de Joinville, Dias. XXII. Eberhard Otto, De 
iurisprudentia symbolica, Traiecti ad Rhenuih 17B0, exercitatio III, 
cap. 4 und 5 S. 271 ff. — *) Vgl. die Adoption des Balduin auf S. 166 f. — 
*) Oratio pro domo 36. 
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mation haben ja beide den Zweck der Aufnahme in das 
Geschlecht, diese eines natürlichen, jene eines fremden 
Kindes, die Förmlichkeiten beider berühren sich daher. ^^) 

Der Legitimationsform durch Stellung der Bänder unter 
den Mantel der Mutter bzw. des Yaters oder beider Er- 
zeuger liegt demnach ebenso wie der gleichen Adoptions- 
form der Gedanke einer Fiktion des Zeugungs- bzw. Geburts- 
aktes oder beider Akte zugrunde. 

Ahnlich wie die genannten Adoptionsformen auch als 
Legitimationsformen benutzt wurden, so wurde auch die in 
den nordischen Ländern bei der Adoption übliche Knie* 
Setzung (aettleiding) ^) neben der Stellung des Kindes in 
sinu et sub pallio patris') verwendet, um die Legitimität 
des vor Eingehung der Ehe gebomen Kindes anzuzeigen.^) 

Verwandt mit dieser Kniesetzung ist die Schoßsetzung, 
wie sie uns bei einer im Jahre 1317 in Trient vor dem 
Notar abgeschlossenen Ehe begegnet. Danach hält die 
Mutter ihr voreheliches Kind, das durch die Ehe legitimiert 
werden soll, während der Trauung in den Armen und auf 
dem Schöße.*) 

An eine symbolische Zeugung bzw. Geburt ist bei dieser 
Knie- und Schoßsetzung nicht zu denken, sondern das Kind 
sollte dadurch nur als zur Familie gehörig und als im Voll- 
besitz * ehelicher Rechte stehend nach außen hin gekenn- 
zeichnet werden. 

Eine weitere Legitimationsform bestand darin, daß die 
Kinder ebenfaUs zur Trauung zugezogen, aber nicht unter 



>) Qrimm, Deutsche Recbtsaltertfimer « I. S. 638. — *) Vgl. 
darüber Mathilde Wergeland, Aettleiding (Züricher Dissertation) 
München 1890. Grimm, Deutsche Rechtsaltertümer 4. Ausgabe von 
Heusler und Hübner Leipzig 1899. I S. 218 und 688. — ») 8. 164. — 
*) Schlyter, Corpus iuris Sueo-Gothorum antiqui Vol. XIII 8. 578. — 
•) Ficker, Ital. Forschungen IV, Nr. 505 S.514fif.: Ipsa domina Polla 
(Braut) semper retinendo in suis brachiis et gremio Franciscum filium 
dictorum coniugalium natum ante hanc desponsationem ex predictis 
d. Polla et Egeno; et ita predictus d. Egenus ipsum Franciscum in- 
fantem in suum filium legitimum recognovit et deinceps perpetuo ha- 
bere inten dit; .... et Franciscus eorum filius legitimus de yero matri- 
monio natus censeatur et iuridice approbetur et publice habeatur, 
teneatur ab omnibus et tractetur. 
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das Pallium oder unter den Mantel gestellt wurden, sondern 
einfach vor den Eltern standen und so gewissermaßen unter 
das Buch zu stehen kamen, aus dem der zugewandte Priester 
die Eonsenafragen, die Benediktionsformel und die ver- 
schiedenen Gebete las. 

Der holländische Sachsenspiegel in der Goudaischen 
Ausgabe^), Artikel 58, sagt, daß unechte Kinder per sub- 
sequens matrimonium legitimiert werden, wenn sie bei der 
Trauung unter das Buch genommen werden: of si den 
outsten in der trouwen mede onder den boeke naem, so 
soude hi echtes echt hebben, ut in codice de naturalibus 
liberis 1. si quis [= 1. 10 C. V, 27]. 

Wir besitzen über diese Legitimationsform allerdings 
nur diese eine Quellenstelle, sie scheint aber doch ver- 
breiteter gewesen zu sein, da die von dieser Zeremonie 
sogenannten Buchkinder doch öfter vorzukommen scheinen.') 

An eine symbolische Zeugung bzw. symbolische Geburt 
ist in diesem Falle ebensowenig zu denken, wie bei der 
Schoß- und Enieselzung, sondern es sollte einfach die ab- 
strakte Wirkung der Ehe für die Kinder irgendwie äußer- 
lich und öffentlich zum Ausdruck gebracht werden. Wir 
finden hier den reinen Ausdruck des Publizitätsprinzipes. 
Das Hauptgewicht lag in der Zuziehung der Kinder zur 
öffentlichen Trauung. Eine friesische Rechtsquelle be- 
zeichnet auch die Trauung geradezu als „unter Buch und 
Stola zusammen geben (under bok ende stola gader jewen).') 

') Die alte Goudaische Aasgabe von 1479 neu herausgegeben von 
Grupen und Meermann, Frankfart und Leipzig 176B. — ') Haltaasi, 
Glossarium Germanicum medii aevi. Spalte 191. Irrig bezieht ZOpfl, 
Gronds&tze des allg. und deutschen Staatsrechtes * II S. 81 den Namen 
„Buchkinder'' ohne jede Quellenangabe auf die per rescriptum legiti- 
mierten, „weil si häufig eine ausführliche Urkunde in forma libelli 
erhielten^. — ') Hettema, Het Fiyelingoer en Oldampster landregt, 
18: Hwersa en fruwe anne mon nom and bi ther bem bi thach and 
nede se thi prester under bok ende stola nout gader jewen and 
tha Word ther ther to herden nout spreizen, alsa se starf, wolde hi 
tha to erum hebba and to afb makia; sa was goud. (Auch bei Fockema 
Andreae, Bijdragen tot de nederlandsche rechtsgeschiedenis I S. 79f.) 



V. 

Studien Ober die Entstellung der Zwangs- 
und Bannreclite. 

Von 

Herrn Privatdozenten Dr. Carl Koehne 

in Berlin. 

Man kann wohl sagen, daß wenige Einrichtungen des 
Gewerberechts so lange bestanden haben, wie die Zwangs- 
und Bannrechte; im 10. Jahrhundert sicher bezeugt, sind sie 
erst durch die Gewerbeordnung (ür den Norddeutschen Bund, 
abgesehen von einer geringfügigen Ausnahme, so gut wie 
ganz beseitigt worden.^) Doch gilt noch heute entschieden 
das Wort, das der Altmeister der deutschen Yerfassungs- 
geschichte, das Georg Waitz^) 1878 aussprach, daß der 
Ursprung des Gewerbebannes, der dem Könige und 
dem Grafen zustehenden eigentümlichen gewerblichen Mono- 
pole in bezug auf Mühle, Backofen, Kelter und Brauerei, 
„nicht deutlich^ ist. Eine neue Untersuchung über die 
Entstehung jener Gewerbemonopole, die bekanntlich im 
Mittelalter eine sehr bedeutende Rolle gespielt haben, dürfte 
auch um so mehr angebracht sein, als eine öfters vertretene 
Theorie über ihren Ursprung, namentlich ihre Ableitung aus 
Gemeindeeigentum an solchen gewerblichen Einrichtungen, 
deren Herstellung für den einzelnen zu kostspielig gewesen 
sei'), zu den Quellen der ältesten Zeit in entschiedenem 

>) Nftmlich mit Ausnahme der noch bestehenden Zwangs- und 
Bannrechte bei Abdeckereien. Vgl. über dies Institut und seine Auf- 
hebung namentlich Stieda im Handw. d. Staatsw/t VIT S. 1079^1088 
sowie Brunner in von Holtzendorffis Recbtslexikon 1 • (1880) S. 282, 
233, der auch mit Recht betont, daß durch Einrichtung von Eehr- 
bezirken für Schornsteinfeger oder durch Anlegung öffentlicher Schlacht- 
häuser nicht, wie noch mitunter behauptet wird, bannrechtliche Ver- 
hältnisse geschaffen werden; denn .solche Einrichtungen" haben „nur 
poli«eiliche, nicht privatrechtliche Sanktion.* — •) V. G. VIII S. 282. 
— ') Diese Theorie wird namentlich von Vi oll et in der Einleitung 
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Widerspruche steht. Man hat nämlich vielfach angenommen, 
daß die betreffenden Anlagen, namentlich die Mühlen, zur 
Zeit der Yolksrechte von den Oemeinden hergestellt und 
für ihre Rechnung betrieben seien; später habe dann der 
Chrundherr kraft seines Obereigentumes an dem gesammten 
Oemeindebesitze die Abgaben für die Benutzung jener An- 
lagen in Anspruch genommen und der von ihm abhängigen 
Gemeinde Errichtung und Benutzung von Eonkurrenzanlagen 
verboten. Indes hat eine eingehende Untersuchung über 
yjDas Recht der Mühlen bis zum Ende der Earolingerzeit^ ^) 
gezeigt, daß für jene erste Periode der deutschen Geschichte 
von einem Gemeindeeigentum an den Mühlen nicht die Rede 
sein kann; noch weniger ist irgendwo ein Zeugnis dafür zu 
finden, daß Backöfen, Keltereianlagen und Brauereien den 
Gemeinden in älterer Zeit gehörten.^) Auch sprechen die 
Quellen nicht dafür, daß, wie Lamprecht ^) annimmt, der 



zu seiner Ausgabe der Etablissements de Saint -Louis I (1881) p. 104 
bis 106, seinem Pr^cis de rhistoire de droit fran^is (1886) p. 610 und 
Revue histor. t. 82 (1886) p. 87, von Imbart de la Tour in Säances et 
travaux de Tacad. des sciences moraJes et pol. N. S. 56 (1896) p. 402 
und auch von Lamprecht D.W. L. I 801, 999, 1000 vertreten. Lu- 
ch aire, Manuel des institutions fran9aises (1902) erklärt diese Herkunft 
der Bannrechte für möglich, und auch £rnst Mayer D. u. Fr. V. G. I 
(1899) S. 101 mit Note 78 rechnet in Hinsicht auf sie .die Befugnis** 
der Gemeinden „zur Regelung der ländlichen Gewerbebetriebe" zu den 
,an sich uralten Gemeinde Verhältnissen". 

1) VgL meine Schrift Aber dies Thema (1904) S. 18—31. — *) Selbst- 
verständlich soll dadurch die Entstehung einzelner Zwangsrechte aus 
dem „Gemeinderechte" einer späteren Zeit nicht bestritten werden, 
indem damals «Gemeinden Anstalten zum Vorteil aller Genossen trafen, 
dann aber auch verlangen, daß sich die Genossen gegen Gegenleistung 
ausschließlich dieser gewerblichen Gelegenheiten bedienten". Vgl. 
Kohler in seiner Encyclopädie der Rw. 1 (1903) S. 686. Über Zwangs- 
und Banmnechte der Städte, welche zur Verhfitung von Steuerkontra- 
ventionen begrfindet und den Landbewohnern gegenüber unter Beihilfe 
der Landesherren, denen an der Erhöhung der städtischen Steuerkraft 
gelegen war, in den letzten Jahrhunderten und besonders seit Ausgang 
des Mittelalters durchgesetzt wurden, vgL Joh. Chr. Eonr. Schröter, 
Abhandl. z. ErL d. D. Rechts I (1785) 8.468-468, Schilling, Handb. 
d. Mfihlenrechts (1829) S. 135, 136, Hoffmann, Brauwesen in Jena 
(1896) S.4, 5, von Below in Jahrb. f. NO. 3. F. Bd. 21 (1901) S.468 
und 465-68. — •) D. W. L. I 1002. 
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Backofenbann und Brauhausbann dem Mühlenbann „nacb- 
gebildet" wurden. Yielmehr ist zwar zunächst der Mühlen- 
bann in der zweiten Hälfte des 10. Jahrhunderts bezeugt.^) 
Aber schon aus dem Jahre 999 besitzen wir eine Urkunde 
über den Brauhausbann, wonach dieser und zwar nur dieser 
allein von den gewerblichen Bannrechten in Utrecht schon 
längere Zeit bestand^), und aus dem 11. Jahrhundert haben 
wir zahlreiche Nachrichten, wonach sämtliche 3 Gewerbe- 
monopole schon in gleicherweise ausgebildet waren.') Eben- 
dies spricht aber auch gegen die Herleitung dieser Institu- 



>) S. die Urkunde Biach. Berengars von Verdon für das St Veits- 
kloster daselbst 952 in Gallia Christ. XIII (1874) App. Sp. 553 (molen- 
dina 4 cum banne ipsius vülae) und die Schenkung Ersbischof Dietrichs 
von Trier an St. Marien an der Mosel 976 Mitteb-h. Urkb. I Nr. 849. 
(census qui de molendinis sub banne ville . . celliguntur). Über einen 
Bericht, der von längerem Bestehen einer Bannmühle im Jahre 961 
zeugt, dessen Meldung von ihrer Begründung um die Wende des achten 
und neunten Jahrhunderts aber keinen Glauben verdient, sowie über 
eine irrtümlich für das Bestehen eines Mühlenbannrecfates im Jahre 
866 angeführte Urkunde vgl Koeh&e, Das Recht der Mühlen S. 47. ^ 
*} S. Mon. Germ. DipL reg. et imp. II % Nr. 312 p. 739: Otto III. verleiht 
999 der bisch. Kirche za Utrecht ,omnem distrietum super viUam Bo- 
mele et super concta, quae ad eandem villam pertinent, videlicet pn- 
blicae rei subiecta, theloneum vero, monetam et negotium generale 
fermeniatae cerevisiae, quod vulgo grut nuacupatur, immo quic- 
quid in iam dieia villa ad publicum bannum sive districtum per- 
tinere visum est". Auch eine am Ende des sehnten Jahrkunderls ent- 
standene Fälschung kennt neben dem Mühlenbanne schon den Kelter- 
bann. 8. Cartulaire de Fabbaye de Gene (Paris 1898) Nr. 11 p. 25, 26 
und über die fiatstehangsseit dieser FftlselMiag d*Herb«mes a. a. O. 
p. 392-394. — *) So ist für Nivelles in der Urkunde HeMtrichs HL 
von 1040 JuU 5 (St 2185, Steindorff, Jdirb. Heinri«hs III. S. 525» 5fi6> 
spätestens für dies Jahr Brauhaus-, Ofen- und Mühtenbann bewagi: 
Beddimus . . ipsum burgnoai . . Nivellam enm oBinibBS utannülbui, euni 
m^cato ae Uieloneo, enm mooeta et materia (Braohauebaoa vgL 
Waitz y.a VIII &276 Note^ wm. cambiis (Ofeabann) et molen- 
dinis. Ebeneo ist die Existenz ein Bannbackefens im oastrum Olena 
(Les Vonillodoires in dev Provence) 1010 (CSartul. de S. Victor I 1»? 
p. 160 Nr. 135>, in Verdon 104» (S. 8. VIII pw 581) und im, Toni 106» 
(St. 2672), des BrauhautbanMs.in St. Trend 1060 (S. 8. X p. 325^ de« 
Braohaus- und Backofenbannes in Dinant vor 1076 (wohl ca. 1048 vgL 
Waits, Urk. z. D. V. 6. 1886 Nr. 9 p. 21 und Eur I>atierung Pirenne, 
Bist, de la const. de Dinant 1889 p. 3) sicher flbeiliefert. 
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tionen aus dem grundherrlichen Obereigentum an den Ge- 
wässern^), das doch überhaupt nur für den Mühlenbann in 
Betracht kommen konnte. 

Vor allem aber wird die Ableitung der gesammten ge- 
werblichen Bannrechte aus grundherrlichem Almendeober- 
eigentum oder grundherrlichen Rechten und Einrichtungen 
überhaupt^) durch die Tatsache unmöglich, auf welche ge- 
stützt schon Waitz^) ihre ausschließliche „Zurückführung auf 
die Anwendung herrschaftlicher Gewalt über abhängige, 
hörige Leute" ablehnte: „mag einzelnes im Laufe der Zeit 
so entstanden sein, in anderen Fällen erscheint der König 
oder die Grafen als die, welchen zunächst das Recht zu- 
steht, welche es auf andere übertragen oder zugunsten ein- 
zelner aufgeben." In der Tat ist es, wie auch Ton einer 
Reihe anderer zum Teil hervorragender Forscher^) betont 

>) die Lamprecht, Beitrftge zur Geschichte des französischen 
Wirtschaftslebens (1878) S. 104 Note 28 behauptet: .Die Bannmühle 
bemht meist auf dem Eigentum des Bannherren am Wasser*. Ähn- 
lich anch Gengier, StadtrechtsaltertOmer (1882) 8.241, Heyne» D. 
Hansaltertfluier II (1901) S. 18. — >) So von Inama-Sternegg II 
297: „Die Grundlage fttr die Entwicklung dieser Bannrechte war wohl 
allenthalben das herrschaftliche Recht, den grundhOrigen Hufen die 
Bedingungen ihrer Produktion sowie die Art und Weise der Ableistung 
ihrer Pflichten vorzuschreiben. Aber auch die pflegliche Funktion der 
Ghrundherrsehaft, welche den Hufen in der Mitbenutzung herrschaft- 
licher Anstalten eine Erleichterung ihrer eigenen Wirtschaft bot, konnte 
leicht zu dem Ergebnisse ftihren, diese Benutzung obligatorisch zu 
machen*. Ähnlich auch Stieda a. a. 0. 1079, 1080, Qlasson, Histoire 
du droit de la France IV (1891) p. 458, anch schon J. G. Hoffmann, 
Befognis zum Gewerbebetriebe (Berlin 1841) S. 28, 29 etc. — *) a. a. O. 
-* *) Vgl. Ei chhorn , Einkitung in das d. Privatrecht (1865) § 161 Nr. lY 
S. 424: yDie Bannrechte sind flberall vermöge der 0£Pentlichen Gewalt 
oder der Vogtei eingef)lhrt worden *", Brunne r a. a. 0. S. 232, der aus- 
drflcklich „die staatliche Verleihmig'' unter den Erscheinungen erw&hnt, 
anf welche .die Bannrechle geschichtlich zurflekzuffthren'' sind, Th^ 
venin, Revue hister. t. 81 (1886) p. 250, 251, 258 Nr. 2: ,La justice aar 
les moolins, qnaiid ils ^taient bajuinx« . . . ^tait impoe^ par le seigneur 
juaüeier ...'', von Below in Qdttinger Gel. Ans. 1895 S. 221, der es 
filr wahrscheinlich h&It, »daß die Bannrechte ihrem Urspmnge nach 
öffentlicher Natur waren". YgL anch Mittermaier, Ginndefttie de» 
deotscben Privatrechte (1888) & 161, 162; von Gerber-Gosaek, BpfUm 
dM deutschem Privatrechts n (1895) § 183; Kieser, V. G. der Pro- 
(1900) S. 186. 
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wird, ganz unbestreitbar, dafi nicht allein das herrschaftliche 
Recht, den Hintersassen „die Bedingungen ihrer Produktion^ 
vorzuschreiben, und „die pflegliche Funktion der Ghrund- 
herrschaft^, welche den „Hintersassen in der Mitbenutzung 
herrschaftlicher Anstalten eine Erleichterung ihrer eigenen 
Wirtschaft bot^ ^), die Zwangs- und Bannrechte im 10. bis 
12. Jahrhundert schuf. Mit Recht betont Schröder^), daß 
sich in der Ausschließung jeder Konkurrenz für gewisse 
Mühlen, Bannöfen und Brauereien „das königliche Bann- 
recht^ geltend macht. Diese Tatsache folgt außer aus der 
erwähnten schon von Waitz angeführten Erscheinung, daß 
in vielen Stellen gerade dem Könige oder dem Orafen die 
gewerblichen Bannrechte zustehen'), noch aus folgendem: 

1. Es wird, worauf schon Ernst Mayer aufmerksam ge- 
macht hat, im tl. Jahrhundert in Burgund als notorisch be- 
trachtet, daß das Bannrecht dem Herzoge und dem Orafen 
als solchem zusteht, und im 12. behauptet der Graf des 
Hennegaues, einen Bann über Weinverkauf, Bierbrauerei 
und Münze in seiner ganzen Grafschaft zu haben>) 

2. Bei der Unterscheidung in den Beftignissen der 
Feudalherren zwischen Rechten an zu Lehen übertragenen 
Gütern und Regierungsrechten, bei der Unterscheidung „de 
ce qui est de fief et de ce qui est de justice^, welche in 
dem älteren französischen Rechte üblich war, wird, wie 
Th6venin') nachgewiesen hat, der Gewerbebann allgemein 

») Vgl. S. 175 Note 2. — «) D. R. G. « (1902) S. 538. — •) Charakte- 
ristisch sind besonders die Verhältnisse in Dinant, wo der Brauhaus- 
und Backofenbann nach der Aufzeichnung Aber die Rechte des Grafen 
von Namur zu Dinant (s. die f&r diesen Ort oben S. 174 Note 3 zitierte 
Urkunde) diesem zusteht, wfthrend jene Urkunde doch keine Spur Ton 
Hofrecht enthält. Vgl Pirenne Dinant p. I. — «) A. a. 0. a 99. Auch 
sei hier auf einen Brief Bischof Fulberts Yon Chartres an Herzog 
Richard II. von der Normandie ca. 1015 hingewiesen, in dem er sich 
beklagt, daß ein Beamter des Herzogs den Leuten der Kirche in einem 
von diesem geschenkten Bezirke „novam angariam induxerit, banniendo 
scilicet, ut irent ad molendinum S. Audoeni, quinque leucis, ut ferunt, 
ab eorum auspicüs remotum". S. Fulberti epistolae Nr. XIII bei Bou- 
quetX 451, vgl. P fister, De Fulberti, Gamet, episcopi, vita et ope- 
ribus (Nancy 1885) p. 75. — •) Revue hist 81 (1886) p. 241-48, 250, 
251. Der Unterschied zwischen ,fief und Justice" wird auch von 
Wodon, Le droit des eaux I (Bruxelles 1874) 164 als nicht nur 
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zu den Begierungsrechten gerechnet. Um z. B. einen Hülilein- 
bann geltend zu machen, ist, wie in den ^^tablisaements de 
St. Louis ausdrücklich ausgesprochen ist, nicht nur notwendig, 
4aß der Betreffende eine Mühle, sei es auf seinem Lehnsgute, 
sei es auf einem Gute, besitzt, auf welchem er Begierungs- 
reohte übt, sondern auch die Übertragung von Begierungs- 
cechten über den Bezirk Voraussetzung, in welchem d|e 
Baunrecbte geltend gemacht werden sollen.^) 

3. Endlich kommt hier noch die bekannte, auf dem 
Bonkalischen Beichstage von 1158 erlassene yjOonstitutio de 
regalibus Kaiser Friedrichs I^ in Betracht, welche in yielen 
Beziehungen und so auch für die uns hier beschäftigen- 
den obrigkeitlichen Befugnisse zwar in erster Linie für 
die Lombardei bestimmt ist, aber deutschen Anschauungen 
entsprechendes Becht enthält.^) Dies Gesetz nennt in der 



.in der .doctrine*, sondern auch im „droit coutumier*' hervortreteifd 
bezeichnet, und zugleich wird auch daselbst II p. d3S ff. der Unter- 
schied zwischen der »banalit^ conventionelle'' und der „banalitä pu- 
blique** der Mühlen hervorgehoben. Vgl. auch Glasson, Eist, de dro^t 
et des institutions pol. de la France IV (1891) p. 459. 

^) S. Etablissements de St. Louis I c. 113 (il puet bien avoir four, 
s*il a vaarie «= vicarie) und 114 sowie dazu Tb ^ venin, Rev. bist. 31 
p. 250, 251. Vgl. auch Coutumier d'Artois tit. XIII c. 5 publik par 
Tardif<1888) p. 47, Coutumes de TAsjou et du Maine par Beautemps- 
Beaupr^' I (1877) Text B p. 184—137, Livre des droiz et des comman- 
demens d*o£6ce de justice (publik par Beautemps-Beanpr^ 1865) 
c,460 (II p.59) vgl. ibid. I p. 109, 110 etc. - «) Vgl. Blondel in 
M^anges Paul Fabre (Paris 1902) p. 248: J*estime, qu'on peut retrouver 
dans ies dispositious de la di^te de Boncaglia des principes germaniques 
dissimnläs sous Ies apparences romaines, mais qui ont plus d'importance 
au fond que le droit romain proprem ent dit" und die daselbst p. 248 
bis 252 gegebenen Ausführungen. Schon früher bat sich bekanntlich 
vonSavigny, Geschichte des römischen Rechts im Mittelalter IV (1850) 
S. 174, 175 dabin ausgesprochen, daß ^fÜr die meisten und wichtigsten 
Punkte* je~es Gesetzes „das römische Recht den Bestimmungen nicht 
zugrunde liegt **. Ihm haben sich Hegel, Geschichte der Städte- 
verfassung von Italien II (1847) S.232, 288, von Raumer, Geschichte 
der Hohenstaufen II (1871) S. 71 Note 1 und Giesebrecht, Geschichte 
der Deutschen Kaiserzeit V 8. 177, VI, 371 angeschlossen. Auch Ficker, 
Forschungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens III (1872) S. 401, 
402 erklärt zwar von Savignys Behauptung für zu weitgehend, räumt 
aber doch ein, daß bei vielen Gegenständen das römische Recht un- 
Zeltschrift fOr RoohtsgMehichte. XXV. Qeim. Abt. 12 
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von Rahewin überlieferten Fassung unter den Regalien auch 
die Mühlen^); noch wichtiger ist, daß Friedrich I. selbst 1159, 
in einem Privileg für Asti die Regalien aufzählend, darunter 
sowohl die Mühlen wie die Backöfen erwähnt.^) Offenbar 
unter dem Einflüsse jenes Ronkalischen Gesetzes wird auch 
1159 in einem Privileg, das der Bischof von Brixen fär seine 
Kirche und Residenz erhält, als durch kaiserliche Gnade oft 
an die Städte verliehenes Recht zwischen Gerichtsbarkeit 
und Markthoheit die „Ehre des hoheitlichen Bannes bezüg- 
lich des Gebrauchs der Mühlen'' genannt.^) Ebenso erscheint 



mittelbar den Ansschlag schon deshalb gar nicht geben konnte, „weil 
sie dem rOmischen Rechte fremd waren". Wenn er aber weiter meint, 
„daß wir in der Konstitution eine Feststellung dessen zu sehen haben, 
was nach Ansicht der gelehrten Juristen Hoheitsrecht sein sollte**, 
so vgl. dagegen Blondel p. 251 — 255. Es sei noch hinzugeftigt, daß 
auch die in dem Ronk. Gesetze erwähnte Regalit&t der „flumina 
navigabilia et ex quibus fiunt navigabilia" nicht der allgemeinen Lehre 
des römischen Rechts (vgl. Dernburg, Pandekten It [1902] §73 S. 167, 
Mazza im Digesto italiano II i [1899, 1900] p. 174), sondern höchstens 
der Ansicht eines einzelnen römischen Juristen (Pomponius nach L. 2 
D. de flum. 43, 12) entspricht, aber völlig mit den damals in Deutsch- 
land vertretenen Ansprüchen der Krone fibereinstimmt. Vgl. vorläufig 
Geffcken in Ztschr. der Sav. -Stift. 21 (1900) S. 188, 189, 192 sowie 
das zwischen 1146 und 1148 (zur Datierung vgl. Friedr. Vogt in Pauls 
Grundriß der germanischen Philologie II i [1893] S. 262) verfaßte Ge- 
dicht Isengrinus VI Vers 336 (hrsg. von Ernst Voigt 1884 S. 352): 
Quid regum est? ^ther, flum in a, terra, fretum. 

*) S. jetzt Mon. Germ. Const. imp. et reg. I p. 244. — ») Ibid., St 
3844: Haec itaque regalia esse dicuntur: flumina publica, molendini, 
furni . . . So gedenkt auch Gotfried von Viterbo in seiner poetischen 
Paraphrase der Ronkalischen Beschlösse (S. S. XXII p. 316) der Mflhlen 
mit folgenden Worten: Cuncta molendina solvunt tibi iure farinam. 
Dies verdient deshalb Erwähnung, weil wir in Gotfried einen hervor- 
ragenden Staatsmann zu sehen haben, der, aller Wahrscheinlichkeit 
nach deutscher Abkunft, 40 Jahre lang die Ämter eines Kaplans und 
Notars Friedrichs I. bekleidend, mit den an dessen Hofe verbreiteten 
Anschauungen wohl vertraut gewesen sein muß. Vgl. fiber ihn Watten- 
bach, D.G. Q. II • S. 291, 292. — *) St. 4292 Mon. Boica 29a S. 431: 
Friedrich verleiht ecclesiae et civitati Brixinensi .... quelibet . . iura, 
que ad bonum sui statum et gloriam reliquae civitates consuevernnt 
ab imperiali gratia postulare et teuere sc. iudiciorum civilium et do- 
minicalis banni honorem usus molendinorum et habendi fori 
facultatem. 
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in einem dem Bischof von Arles gegebenen Privileg von 
1164 unter den Regalien die „famaria^.^) Interessant ist 
endlich, daß, als später der Bischof von Piacenza durch 
Elaiser Friedrich I. wieder eingesetzt wird, man zwar davon 
ausgeht, daß zu der Yogtei der Besitz von Mühle-, Back- 
ofen- und Eelterbann gehört, man aber dem Bischof nur 
eine besondere Gerichtsbarkeit und Polizei über Bäcker und 
Müller zuschreibt, während ein bischöfliches Recht bezüglich 
der Kelter als überhaupt in Piacenza unbekannt bezeich- 
net wird.*) 

Ganz besonders charakteristisch für die Übertragung 
deutschen Rechtes nach Italien und zugleich für die öffent- 
liche Natur der hier in Betracht kommenden Befugnisse ist 
die Erwähnung von Backöfen bei dieser Gelegenheit und 
in der Urkunde für Asti. Yon einem Backofenregale 
oder öffentlichrechtlichen Backofenzwange finden 
wir in der Lombardei und Italien überhaupt vor dem Ge- 
setze Friedrichs I. keine und auch später nur sehr geringe 
Spuren.^) Wenn aber in Italien schon vor 1159 mitunter 
von den Herrschern ein ausschließliches Recht auf Mühlen- 



^) Stumpf, Acta Imperii Nr. 362 S. 517. Eine bezfiglich der Re- 
galien gleichlautende Urknnde Eonrads III. von 1147 ist eine F&lschong. 
Vgl. St. 3528. Über den Ausdruck „famaria** (farinaria) vgl. Eoehne, 
Recht der Mflhlen S. 12. — *) S. Campi, Historia ecclesiastica di 
Piacenza II (Piacenza 1661) Nr. XVII p. 359 : Advocaciam . . credimus 
eum libere per advocatos sucs possedisse; scilicet fumario«, si in pon- 
dere vel aliquo modo in pane fraudem ÜEtcerent vel si aliqua quaestio 
inter eos de negotio fumi oriebatur, ad episcopum pertinebat et de 
molendinis sie habebat; coltam vero non credimus eum habuisse. — 
*) Vgl. Latte s, II diritto consuetndinario delle cittä lombarde (Milane 
1899) p. 382: Di qnei notissimi vincoli, cui suol darsi il nome di ban- 
nalitä, cioe dell* obbligo di non usare altri fomi o mulini che del sig- 
nore, non mi pare vi siano esempi in Lombardia*'. In den Statuten 
der Äbtissin Victoria des monistero maggiore zu Mailand (in Giulini, 
Memorie della cittä . . di Milano VII p. 574) handelt es sich lediglich 
um Vorschriften für Hörige. Dasselbe ist bei den fiuit durchgehenda 
auf Savoyen bezüglichen Quellenstellen der Fall, die Pertile, Storia del 
diritto itaUano t t. II « (1898) § 73 p. 240 Note 29 und IV (1893) § 137 
p. 204 anführt, die auch dem 17. und 18. Jahrhunderte angehören, so- 
weit nicht kommunale Anlagen aus derselben Zeit oder die unserer 
Untersuchung femliegenden Institutionen in Sflditalien in Betracht 
kommen. 
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errichtung an bestmunten Flüssen^) oder in bestimmten 
Bezirken^) yerliehen ist, so wurden dann nodi nicht, wie so 
'oft diesseits der Alpen, zugleich die anderen gewerblichen 
'Monopole, sondern lediglich die Befugnis zur Ableitung 
öffentlicher ^üsse, sowie Fischereirechte, mitunter auch das 
Recht zur Anlage von Befestigungen gleichzeitig übertragen.*) 
Es läge nahe, da in dem Bonkalischen Gesetze die Mühlen 
gerade neben den Gewässern und Fischereien genannt sinQ, 
den Ursprung der Bann- und Zwangsrechte in dem Wasser- 
regale zu finden.^) Allein abgesehen davon, daß auch bei 
"dieser Annahme die Herkunft des Backofen-, Kelter- und 
Brauereibannes unerklärt bliebe'), ist auch wenigstens in 
Deutschland und Frankreich zu allen Zeiten zwischen den 
^Mühlenregalen, die in der Regalität der schiffbaren Btröiae 
begründet waren, und dem Mühlenbann unterschieden worden, 
der auch die Anlegung von Mühlen an Teichen und solchen 



*) S. die von mir a. a. 0. S. 32 Note 5 augöftlhrtexi Beispiele und 
die Privilegien Ottos I. f&r Snbiaoo 967, Ottos II. ftir St. Maria vor 
Capoa ine. anni, Ottos III. ftlr Asti 992 nnd Cremona 996 in Mon. Qerm. 
Dipl. reg. et imp. I p. 451, II i p. 305 Nr. 263, II , Nr. 99 p. 510 nnd 
Nr. 205 p. 616. — *) S. Ottos I. Privileg ftir das Bistum Padna 964 
Juli 6, ibid. I p. 378. — ') In der zuletzt genannten ürkande verleiht 
der König dem Bischof das Recht, in seinen Besitzungen Befestigungen 
anzulegen, „negotia constituere, molendina componere et pnblicas aquas 
ad utilitatem ipsius ecclesie trahere, piscationes ezercere absque ali- 
cuius contradictione . . .*' In den anderen eben erw&hnten Ottonischen 
Privilegien f&r italienische Bistflmer und ElOster werden nur Kon- 
kurrenzmühlen in bestimmten ihnen geschenkten Gewässern und an 
deren Ufern sowie sonstige Eingriffe in die flbertragenen Rechte an 
jenen Grew&ssem verboten. — *) Wie es von Pertile «IV, 400 fftr Italien 
geschieht. So nennt auch Mittermaier, Omnds&tze des deutschen 
Privatrechts II (1888) S. 1162 als Ursprung der Bannrechte „bei manchen 
Arten auch Regalität". — ') Man wird sich auch nicht etwa auf die 
„uralte Verbindung zwischen Mfillerei und Bäckerei" (vgl. auch Koehne 
S. 6 Note 5 a) und „die direkte Beziehung der Mflhle zum Brauhause" 
(„sie schrotet das Malz und flbernimmt hinwiederum die Schlempe"), 
welche von Inama D. W. G. II, 292 und Jastrow D. G. unter den Hohen- 
staufen I S. 152 hervorheben, daftlr berufen dürfen, daß das Flnßregal 
durch den Mühlenbann auch die anderen Bannrechte hervorgerufen 
habe. Denn schon in älterer Zeit treten, wie wir gesehen haben (vgl. 
oben S. 174 Note 2 und 8) durchaus nicht etwa alle jene Bannrechte an 
denselben Orten auf. 
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Bäohen, die keinen Znsammenhang mit schiffbaren Gewässern 
besitzen, oft auch die Windmühlen betraf.^) 

Yon anderen noch möglichen Erklärungen der Entstehung 
der öffentlichrechtlichen Zwangs- und Bannrechte hat schon 
Waitz diejenige der Überlieferung aus dem Komischen 
Reiche zurückgewiesen: dort hätten „wohl auch gewisse 
Gewerbemonopole^ bestanden, sie seien aber „doch unter 
ganz besonderen Umständen und bei ganz anderen Gewerben 
eingefiihrt" gewesen.^) Ebenso hat die von Böhm versuchte 
Ableitung der Bannrechte aus dem Rechte des Markt- 
herrn') bereits von Below mit überzeugenden Ausführungen 
zurückgewiesen/) Antons^) Behauptung aber, daß der 



^) S. namentlich Rn n d e , Grundsätze des gemeinen deutschen Pri vat- 
rechts (1801) § 278 8.229; Schilling, Handbuch des Mühlenrechts 
(1829) S. 142; Bonvalot, Le tiers ^tat d^apres la charte de Beaumont 
(1884) p. 425, sowie die in den „Beytr. zu der jur. Litteratur in den 
preuß. Staaten IV (1780)" S. 87, 88 zitierte Sentenz des Eammergerichts 
vom 28. Sept. 1757, daß zwar „in der Mark Brandenburg das ius es- 
stmendi molendina zu den Regalien" gehörte, aber „hieraus nicht die 
Mahlpfiicfatigkeit aller und jeder Untertanen gefolgert werden" durfte. 
In Frankreich erstreckte sich nach Bonvalot a. a. 0. der Mfihlenbann 
in gleicher Weise auf „moulins mis en mouvement par des hommes, 
par des chevaux, par Teau ou par le vent". In Deutschland sind mit- 
unter Roßmühlen vom Mflhlbanne ezimiert. Vgl. die von von Below 
in Jahrb. d. Düsseldorfer Oeschichtsvereins VII (1898) S. 6 publizierte 
Urkunde. — «) S. Waitz V. G. VIII S. 281 mit Note 3, in welcher er 
die bekannte Lex meta]li Vispascensis anführt Seine Ansicht, daß 
die Monopolrechte der dort erwähnten Gewerbetreibenden in den 
yrganz besonderen Umständen" jenes Bergwerksbezirks begründet waren, 
wird auch neuerdings von Beaudouin, Les grands domainesde Tempire 
Romain (1898) p. 96 geteilt, der sie für Ausnahmen erklärt. Monopole 
von Privatleuten sind im übrigen durch L. 4 Cod. Just. (IV, 59) ver- 
boten. Mochten sie dennoch vorkoaunen, wie dies für die eben&lla 
verbotenes Ergebungen in den Schotz eines anderen Sickel in Westd. 
Zt. XV (1896) S. 114, 115 nachweist, so sind doch jedesfalls bei den 
Gewerben, die kostspielige Anlagen erfordern und den Kern der mittel- 
alterlichen Gewerbemonopole bilden, im ROmerreiche und auch in den 
nächsten Jahrhunderten nach seinem Untergange keine Spuren von Mono» 
polen wahrzunehmen. — *) Entstehung des deutschen Städtewesens 
(1890) S. 87. — *) Ursprung der StadtverÜEWsung (1892) S. 42 Note 1. 
Anch handelt es sich bei den gewerblichen Bann- und Zwangsrechten 
m älterer Zeit lediglich um das neuerdings von Bücher hervorgehobeao 
Heimwerk (vgl. Handw. d. Staatsw. « IV S. 868), nicht um Einechrä»- 
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Müblenbann aus dem BeschluBse auf den Ronkalischen Feldern 
herrühre, darf höchstens der Vollständigkeit halber erwähnt 
werden, da die Bannrechte bei der Mühle schon 100, ja 
200 Jahre vor jenem Gesetze mehrfach bezeugt sind.^ Noch 
ist endlich, namentlich neuerdings von Ernst Mayer^), das 
gewerbliche Bannrecht der Grafen zugunsten der eigenen 
Grundherrschaft für mißbräuchliche Anwendung eines 
ihnen zur Regelung der Lebensmittelversorgung zu- 
stehenden Gebe ts rechts erklärt worden. Aber von solchem 
Gebotsrechte ist vor dem Ende der Earolingerzeit keine Spur 
zu entdecken '), und die ausdrückliche Zurückführung unseres 
Gewerbemonopols auf den kaiserlichen Bann^) schließt die 
Ans^t aus, daß es sich hier nur um rechtswidrige Aus- 
dehnung der Beamtengewalt handelt. 



kung des Marktverkehrs. Die Entwicklung ist nach den Quellenzeug- 
nissen ganz gewiß nicht derart gewesen, daß zuerst der Ankauf fremden 
Mehles, Brotes, Bieres und Weines und dann die Benutzung fremder 
Anlagen für ihre Herstellung verboten wurde. Vielmehr wird wenig- 
stens in älterer Zeit der Ankauf der fertigen Ware, der freilich in ihr 
gemäß der geringen Entwicklung des Handels noch keine große B^lle 
spielt, durch die Bannrechte meist gar nicht gehindert Etwas anderes 
als die Behauptung Sohms und ohne Bedeutung für das hier behan- 
delte Problem ist es, wenn man das Marktrecht, wie es Waitz a. a. 0. 
S. 282 tut, als den Gewerbemonopolien „verwandt" bezeichnet. — 
•) Gesch. d. teutschen Landwirtsch. II S. 238. 

») Vgl. oben S. 174 Note 1— a — *) D. u. Fr. V.-G. I S. 100, 101, 
Tgl. auch von Gerber-Cosack a. a. 0. — ') Daß vielÜEtch das Recht der 
Marktaufsicht zu Übergriffen Anlaß gab, soll nicht bestritten, vielmehr 
hier auf die wenig beachtete Vorschrift des Concilium Paris. VI von 
829 c. 52 (Mansi XVI p. 570) verwiesen werden , wonach an manchen 
Orten die Grafen zur Erntezeit zu niedrige Preise ftlr Wein und Ge- 
treide festsetzten, um dann die Naturalien in entsprechend niedriger 
Weise umrechnen zu kOnnen. Das hier betrachtete Gewerbemonopol 
aber wird in den darüber erhaltenen Klagen aus dem 11. Jahrhundert 
zwar als hart, aber nicht als ungerecht bezeichnet. S. den Brief 
Bischof Fniberts, der oben S. 176 Note 4 erwähnt ist, sowie die Er- 
zählung in Le tres-ancien coutumier de Normandie LX 2, 8 (publ. par 
Tardif, Ronen 1881 p.Slsq.). — *) St. 3175, Stumpf, Acta imp. Nr. 90 
S. 101 : Kaiser Heinrich V. gibt 1 122 den Stiftern zu Maestrich 2 Mfihlen 
zurück, qu^ sola ex antiquo usu et imperiali banno brasium molere 
debent, und bestätigt iudicio optimatum et imperiali banno, ut nullum 
in Traiectensi loco molendinum preter hoc duo brasium molat . . . 
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Indes hat Mayers Werk über deutsche und französische 
Verfassungsgeschichte, das, so vielen seiner Behauptungen 
man auch widersprechen muß, doch „Anspruch auf unser 
lebhaftestes Interesse und unser gründlichstes Studium er- 
heben" kann^), auch gezeigt, wieviel Übereinstimmendes in 
bezug auf die hier betrachteten Zwangs- und Bannrechte in 
Frankreich und Deutschland überliefert ist. Sollte aber des- 
halb für dies Institut der Satz zutreffen, den Mayer im Vor- 
wort jenes Werkes^) ausspricht: „Wo eine individuell ge- 
formte Einrichtung sich gleichmäßig in Deutschland und 
Frankreich findet, ist in der Regel kein anderer Schluß 
möglich, als der, daß die Erscheinung aus einer gemein- 
samen fränkischen oder vielleicht gar römischen Wurzel her- 
vorgegangen ist''? Daß es in unserem Falle an einer ge- 
meinsamen römischen Wurzel fehlt, ist schon nachgewiesen; 
aber auch von einer „fränkischen" kann keine Rede sein, 
wenn man darunter altgermanische Einrichtungen, solche des 
Merowingerreiches oder von Pipin und Karl dem Großen 
geschaffene versteht. In der Urzeit fehlen selbstverständlich 
die Anlagen, an welche sich das gewerbliche Bannrecht 
anschließt.^) Aber auch für Yorschriften der Yolksgemein- 
den, der Könige oder der Beamten in bezug auf Nahrungs- 
mittelversorgung ist aus der Urzeit nirgends ein Zeugnis 
erhalten, wie sich denn auch sowohl bei den Skandinaviern, 
wie bei den Angelsachsen später zwar ein grundherrliches 
Gewerbemonopol, aber kein öffentlichrechtlicher Gewerbe- 
bann findet.^) Auch aus den Zeiten der Blüte des Franken- 
reiches ist davon nicht eine einzige Spur erhalten.') Um so 

') Vgl. Stutz in Ztechr. d. Sav.-St. XXI S. 115. - •) S. VIII. — 
') Vgl. betreffs der Mühle Eoehne a. a. 0. S. 5, Aber die primitiven 
Backöfen der Urzeit, in denen nicht grOßere Mengen von Brod zugleich 
gebacken werden konnten, Heyne I S. 58. — *) Vgl. Matzen, Fore- 
IsBsninger over den danske retshistorie III t (Kjebenhavn 1896) S. 48, 
44; Pollock and Maitland, The history of english law I (Cambridge 
1895) p. 351. — •) Waitz a. a. 0. Note 2 erinnert an Capitulare de 
villis c. 62 p. 185, wonach unter den Einkfinften jeder Dom&ne auch 
berichtet werden soll, „quid de illis, qui vinum solvunt'S bemerkt aber 
selbst, „daß diese Abgabe auch auf ganz anderen Gründen beruhen 
kann*'. Es handelt sich dort aber nach dem Zusammenhange offenbar 
um Abgaben von selbst bereitetem Wein vgl. von Inama-Stemegg, 
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häufiger aber sind vom Ausgange des 10. Jahrhunderts an 
die Zeugnisse über denselben aus dem bald zum ostfir&n- 
kischen, bald zum westfränkischen Reiche gehörigen Loth- 
ringen, wie bereits Waitz^) bemerkt hat. 

In der Mitte des 11. Jahrhunderts aber gilt der Qe- 
werbebann in Burgund, wie schon erwähnt^), als ein mit 
dem Herzogtum und der Grafschaft zusammenhängendes 
Recht. Auch in Oleres in der. Provence finden wir den 
Ofenbann schon 1110 in der Hand des vicecomes^), und au» 
dem t1. und 12. Jahrhundert sind in jenem Territorium noch 
zahlreiche andere Beispiele öffentlichrechtlichen Gewerbe- 
bannes nachweisbar.^) Gerade jene Gebiete aber bildeten 
bekanntlich von 843 — 855 ein besonderes Reich, und auch 
später standen Lothringen^) und die in der zweiten Hälfte 
des 9. Jahrhunderts gegründeten Reiche Ober- und Nieder- 
burgund bald tatsächlich bezw. auch rechtlich selbständig da, 
bald befanden sie sich in Abhängigkeit vom Ost- oder West- 
frankenreiche. So konnten sich von hier aus dieselben Ein- 
richtungen leicht nach Osten und Westen verbreiten. 

Gerade für Lothringen bemerkt auch Waitz®) schon, 
daß die Burgengründung, nämlich die „Anlage künstlich 
befestigter Plätze^, seit dem Ende des 9. Jahrhunderts und 
daher früher als in anderen deutschen Landschaften oft be- 
zeugt ist. Wie Lothringen hatte aber auch das übrige Ge- 
biet Lothars L unter den Plünderungszügen unkultivierter 
Völker zu leiden; namentlich war dies in der Provence der 
Fall, wo sich aufier den normannischen auch sarazenische 
Räuber einfanden. Auch in diesen Gebieten führte die Not* 
der Zeit zur Anlegung fester Waffenplätze, die wir als „castra^ 
oder „castella" bezeichnet finden.'') 

D. W. G. I 8. 384 und die von ihm S. 387 Note 2 gebrachten Beispiele, 
auch Gu^rard Explication du Capitulaire de villis (1858) p. 80. Vgl. 
auch die von Inama II S. 296 gebrachten Beispiele fClr Bierliefemngen 
von Hörigen zu einer Zeit, in der von den herrschaftlichen Brauereien 
söhon weit besser gebraut wurde. 

>) a. a. 0. — *) S. oben S. 176 Nr. 1. — •) Cartul. de Tabbaye de 
Saint -Victor de Marseille I (1857) Nr. 135 p. 160. — *) Vgl. die von 
Wiener a. a. 0. S, 157 und 186 angefahrten Quellenstellen. — ») Vgl. 
Firenne, Geschichte Belgiens übers. vonArnheimI (1899) S. 39 — 41. 
- •) V. G. Vm S. 2Ö0. — ') Kiener S. 84. 
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Nun würde freilich die Tatsache, daß in gewissen Ge^ 
bieten früher als in anderen Beispiele des öffentlichrecht- 
liehen Gewerbebannes bezeugt werden, und daß gerade aus 
denselben Gebieten auch früher als aus anderen häufige' 
Burgengründungen überliefert sind, noch durchaus nicht ge- 
nügen, um zur Annahme eines Zusammenhanges zwischen 
beiden Instituten zu berechtigen. Ein solcher Zusammen- 
hang geht aber zunächst «chon aus einer Reihe von Vor- 
schriften französischer mittelalterlicher Rechtsbücher hervor. 
So erklärt z. B. der Ooutumier d*Artois XIII, 5: 

Kein Aftervasall darf seine Leute zur Benutzung eines 
Backofens oder einer Mühle zwingen, sofern er nicht eine 
Burg oder einen Teil einer Burg oder eine Vogtei 
besitzt.^) 

Die Ooutumes de TAnjou et du Maine, welche dieselben 
Bestimmungen über den Bannbackofen haben, sprechen es 
außerdem direkt aus, daß, wenn der Aftervasall eine Burg 
oder einen Anteil an einer Burg besitzt, seine Leute auf 
seinem Backofen backen müssen.^) 

Als Gebiet des Aftervasallen wird in diesen Rechts- 
büchern die Burggraf Schaft (chastellerie) genannt.') Es 
kann nun keinem Zweifel unterliegen, daß wir unter einer 
solchen „Burggrafschaffc^ in Frankreich ein um einen be- 
festigten Ort liegendes Gebiet zu verstehen haben, in dem 
der Burggraf (chÄtellain) die Rechte des Vizegrafen übte. 



') a. a. 0. p. 47: Nnls vavasseres ne puet avoir four en vilenage 
ne molin on il paisse faire quire ne maurre ses hommes par ban, s'il 
n'a bourc ou partie en bourc, ou avoaerie. — •) a. a. 0. c. 117 p. 136: 
Nul vavasor ne puet avoir four en village oü il puisse fere quiere ses 
homes h, ban, si il n*a bourc ou partie en bourc. Mes si il a bourc 
011 partie en bourc, il puet bien avoir four si il a vaierie: et y doivent 
ses homes quiere. Dieselbe Vorschrift findet sich auch in den späteren 
Bearbeitungen dieses Rechtsbuchs s. ibid. I p. 320 c. 109, p. 399 c. 22, 
II p. 527 c. 146, 4 etc. und in den oben S. 177 Note I zitierten Stellen 
der £t. de St. Louis und des Li vre des droiz. — *) Ooutumes de TA^jou 
c. 118 p. 137: Et si aucun de ses vavasor fesoint molin tout n'en eust 
il point en la chastelerie, tous ses homes moudrent k son. molin. 
Mes si li vavasor fesoit molin hors de la chastelerie, ses homes n'j 
nK)udreint pas. Vgl. £t. de St. Lonis I c. 114 und Li vre des droiz 
0. 460 {II p. 109). 
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Er war in der ganzen Burggrafschaft der Inhaber der lokalen 
Zivil- und Militärgewalt. ^) Die Bewachung und Verteidigung 
des Castellum war also mit obrigkeitlichen Rechten über die 
Bewohner desselben und diejenigen des benachbarten Land- 
distrikts verbunden, welche das Recht hatten, in das Castellum 
zu flüchten, dafür aber zu Wach- und Baufrohnden verpflich- 
tet waren.2) 

Derartige Bauverpflichtungen und Wachdienste der Land- 
bewohner gegenüber einer bestimmten Burg, die ihnen als 
Zufluchtsort dient, sind bekanntlich auch in den zum alten 
Ostfrankenreiche gehörigen Gegenden vielfach bezeugt ') ; 
Rodenberg wies nach, daß wir darin, soweit Sachsen in 
Betracht kommt, eine zur Bekämpfung der Ungarn refor- 
mierte ältere Einrichtung zu sehen haben.*) 

Liegt es nun nicht nahe, die entsprechenden Vorschriften 
in Frankreich und Lothringen auf dieselbe Weise zu erklären, 
nur daß hier vor allem Bekämpfung der Normannen in Be- 
tracht kommt? Da nun aber nach den französischen Rechts- 
büchern gerade allein der Besitz einer Burg und einer Burg- 
grafschaft für die Banngerechtigkeit legitimiert, darf man 
wohl annehmen, daß jene Institute, die in denselben Gegen- 
den entstanden sind, auch miteinander in Zusammenhang 
stehen. Sowohl für die ständige Besatzung der Burgen wie 

^) S. die oben Seite 177 Note 1 zitierten Quellenstellen und die 
ebenfalls daselbst zitierten A usRlbrungen Tbävenins, sowie Luchair e, 
Manuel des institutions fran9ai8es Periode des Capötiens directs (1892) 
p. 280: L'identit^ des cbätelains et des vicomtes, döjä. aper9ue et sig- 
naUe par Brüssel, ne fait plus doute, aajourd*hui que les travauz des 
^rudits conteraporains ont jetä pleine lumi^re sur Tbistoire des cb&- 
tellenies de la Flandre et de la France du nord. Über jene Beamten 
und ihre Amtsbezirke vgl. namentlich noch Mol inier, ätudesurTad- 
ministration f(^odale dans le Languedoc (Toulouse 1878) p. 308, 309; 
Warnkönig, Fiandr. St. und R.-G. 1 (1835) S. 286; Vanderpeere- 
boom, Tpriana III (Bruges 1900) p. 233, 234. — *) Vgl. Bonvalot, 
Histoire du droit de la Lorraine (1895) p. 267, 824, 825, Le tiers ötat 
d'aprös la charte de Baumont (1884) p. 436—439, Luchaire a. a. 0. 
p. 349, Eiener S. 151 Note 861. — *) Vgl. meine Schrift Aber Ursprung 
der Stadtverfassimg in Worms etc. (1890) S. 84 Note 1; Hagedorn im 
Geschicbtsblatt för Magdeburg XYI (1881) S. 384, 385; Rodenberg, 
Mitt. der österr. Inst XVÜ (1896) S. 162—165; Keutgen, Unters, 
über d. Urs. d. Stadtverfassung (1895) S. 46 Note 1. — *) Ibid. S. 166. 
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liir diejenigen Personen, welche in Kriegszeiten in sie fluch- 
teten, waren besondere Vorkehrungen erforderlich, um aus 
dem Getreide, das man in der Burg aufgespeichert hatte, 
die nötigen Nahrungsmittel gewinnen zu können. Für die 
Konzentration der Bäckerei in einem einzigen, dem Burg- 
grafen gehörigen Backofen sprach außerdem die Rücksicht 
auf die Sicherung gegen Feuersgefahr, die noch im 1 8. Jahr- 
hundert die Landesherren veranlaßte, die Errichtung von 
Gemeindebackhäusem zu befehlen.^) Wenn nach der be- 
kannten Erzählung Widukinds Heinrich I., um die Bedeu- 
tung der neu errichteten Städte zu heben, in ihnen die in 
Sachsen altherkömmlichen Feste der Gilden zu feiern be- 
fahl*), so lag auch hierin ein Grund zur Errichtung einer 
Brauerei in den Burgstadten und zu ihrer Ausstattung mit 
einem Monopole. 

Freilich wird man sich jetzt nicht mehr dafür, daß zu- 
gleich von jener Zeit an die Bürger ein ausschließliches 
Recht auf gewisse Erwerbszweige, namentlich auf die 
Brauerei erhalten hätten, auf eine früher*) und auch noch 

») Vgl. Anschütz im Arch. f. civil. Praxis 54 (1871) S.412, 418. — 
Über die Bedeutung der öffentlichen Backhäuser ftir die Herstellung 
feineren Brotes, vgl. Heyne I S. 195 , Aber öffentliche Backhäuser im 
allgemeinen Anton III, 272—274, über noch heute in Ostpreußen üb- 
liche Fertigstellung zu Hause begonnener Back wäre in öffentlichen 
Backhäusern von Below Ztschr. f. Wg. V S. 241, Note 144. — «) Widu- 
kind I 85 (S. 8. III, 482): Concilia et omnes conventus atque convivia 
in urbibus voluit celebrari. Die «convivia" müssen als Gilden aufge- 
faßt werden, wie es auch von Wilmans in Ztschr. f. Eulturgesch. III 
(1874) S. 16, von Amira, Orundr. d. germ. Rechts « (1901) S. 116 und 
Lamprecht in Hist. Ztschr. 67 (1891) S. 201 geschieht. Vgl. über 
diese Gilden neuerdings auch Philippi in Mitt. d. österr. Inst XXV 
(1904) 8. 122—128, über Verlegung der Gildenmahle in die Städte in 
Norwegen Hegel, Städte und Güden I (1891) S. 410-418, 439 Nr. 17. 
— *) Soviel ich sehe, geschieht es zuerst von Tabor, De iure cere- 
visiario (Giessae 1668) p. 12, der die Erläuterung Zobels (s. nächste S.) 
für „gemeines Sachsenrecht'* erklärt, und von Schöpffer, De iure 
brazandi (Frankfurt und Leipzig 1677) p. 31 nr. 105, der indes dieselbe 
Stelle p. 25 nr. 42 noch als Ausspruch Zobels zitiert. Vgl. auch 
Georg Beyer, Delineatio iuris g^rmanici (Lipsiae 1728) Gap. XVI nr. 8 
p. 77; Struben, Nebenstunden UI (Hannover 1750) Nr. 19 S. 856, 857 
und die von ihm angeführten; Schröter a.a.O. S. 462; Benedict, 
Zunftzwang und Bannrechte (Leipzig 1885) S. 178 etc. 
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mitunter neuerdings^) angeführte angebliche Glosse zu; der 
Vorschrift des Sachsenspiegels (III, 66 § 1) berufen dürfen, 
daß man innerhalb einer Meile von einem Markte keinoi 
anderen anlegen solle.*) Denn jene Auslegung 3) gehört 
selbst^ erst dem 16. Jahrhundert an, indem ne von dem 
Leipziger Professor Christoph Zobel herrührt.*) Dagegen 
tritt der Zusammenhang zwischen den Burgengründungen und 
den Zwangs- und Banurechten, der für die erwähnten Yor- 
Schriften der französischen Reohtsbücher des 13. Jahrhundertsr 
mafigebend ist, auch in zahlreichen Urkunden des 10., 11. und 
12. Jahrhunderts in Deutschland und Frankreich hervor. 

Z. B. werden als Kaiser Heinrich III. im Jahre 1040 
dem Kloster Nivelles die Burg dieses Namens zurückgibt^ 
als Zubehör neben anderen öffentlichen Rechten (Markt, 



») So noch Stieda im Handw. d. Staatew. » VII S. 1081. — ») Diese 
Ansicht, daß Heinrich I. die Brauerei in die Städte verlegt habe, ist 
namentlich in älterer Zeit vielfach vertreten worden. Vgl. namentlich 
Leibniz, Annales IT (ed. Pertz, Hannover 1845) p. 347, Justns MOser^ 
Patriotische Phantasien (hrsg. von Voigts, Berlin 1842) 8. 271, 274, 275; 
Johannes von Müller, AUgem. Gesch. XIV, 19 (in Sämtl. Werke II 
Tübingen 1810) S. 154. Später hat sich Waitz, Heinrich I. t (1885) 
S. 237 dagegen ausgesprochen, doch dürfte die frühere Ansicht, wenn 
man von ihrer alten durchaus unzureichenden Begründung absieht^ 
doch einen richtigen Kern enthalten. In ähnlicher Weise ist bekannt* 
üch die ältere auch von Waitz abgelehnte Ansicht, daß Heinrich I. 
nicht nur königliche Ministerialen , sondern auch freie Leute in den, 
Bnrgstädten ansiedelte, von Rodenberg in dem oben S. 186 Note B zi* 
tierten An&atze als richtig erwiesen worden. — *) Habent singulae 
civitates fundatum de iure hoc Privilegium, ne infra miliare circnm 
circa habeatur vinum et cerevisia aliena venalis et ne fiant brasia 
ant decoctiones huiusmodi neque habitare permittantur aurifiees vel 
mechanici in villis adiacentibus. — *) Sie fehlt unter den Glossen 
Johann von Buchs (vgl. z. B. die Kölner Ausgabe von 1480) sowie in 
der Augsburger Ausgabe von 1481, der Dresdener von 1553, der Samosoi 
1602 veröffentlichten, auch in der des glossierten Holländischen Sachsen- 
spiegels und findet sich, soviel ich sehe, nur in den Zobelschen Aus- 
gaben; Vgl. über diese Homeyer, Sachsenspiegel Landrecht t (1861)* 
Einl. S. 70, 71 Nr. 20, 25, 26, 27, 28, 31. In der letzten aus Zobels Natih- 
lasse von Menius herausgegebenen Ausgabe wird unsere Stalle duMh 
die Überschrift „Additiones"' foL 1627 auch ausdrücklich als Znsatz. 
Zobels im Gegensatze zu den überlieferten Glossen gekennzeichnet, vgL 
Zobels Editionsgrundsätze a. a. 0. fol. 4 Nr. 3. Ober Zobel vgl. Stintzing,. 
Gesch. d. D. Rechtswiss. I (1880) S. 549. 
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Münze und Zoll) ausdrücklich Brauhausbaitn, Ofeobann uiud 
Mühlenbann genannt.^) Ferner wird berichtet, daß Mark- 
graf Arnulf der Alte (918—965), indem er den Mönchen von 
St. Peter in Gent, dessen Mittelpunkt ein ^Castrum^ bildete, die 
dortige Mühle schenkte, auch verordnet habe, dafi niemand 
innerhalb einer Meile von Gent eine Eonkurrenzmühle er- 
richten dürfe. Bleibt die Richtigkeit der Zurückffihniiig 
dieser Vorschrift auf den „Großen Markgraf Arnulf" zweifel- 
haft, so kann doch das Bestehen des mit jener Mühle ver- 
bmidenen Gewerbemonopols lange vor 1156 als sicher be- 
zeugt betrachtet werden.^) Sicher bezeugt sind auch 104i9 
der Mühlenbann des Castnrai Ghiny'), 1043 der Backofen- 
bsnn des Castrum Deuilly*), und ungefähr aus demselben 
-Jahre der Brauhausbann im Castrum Dinant.*^) Auch in 
St. Omer, das nach dem Normanneneinfall von 860 aus einem 
Dorf in eine Burgstadt verwandelt wurde*), sind 1127 aI» 
Beste alten Mahl- und Brauzwangs „brotban" und „byrban^ 
• erwähnt''), und noch im 13. Jahrhundert mußte daselbst ein 
•Teil der Einwohner in den Mühlen des Chätellains mahlen 
lassen.^) Zu diesen Beispielen aus dem alten Herzogtum 
Lothringen kommen noch solche aus Burgund. Dort ist in 
dem schon erwähnten Castrum Oleres (heute les Youillo- 



') S. die oben S. 174 Note 3 zitierte Urkunde. — *) In jenem 
Jahre erkennt Graf Dietrich von Flandern an, daß weder er noch die 
Einwohner ?on Gent eine Wassermühle innerhalb einer Meile von Gent 
errichten dürfen. „Hoc monachis S. Petri Gandensis ab Amulpho, 
magno marchiso, qoi molendina in villa S. Petri ipsis contulerat, con- 
eessam fhisse affirmabat*^ S. Chartes de Tabbaye de Saint Pierre k Gand 
par Lokeren I (Gand 1869) Nr. 250a. 1156 p. 148. Über das castram 
zu Gent Tgl. Wamkönig II i S. 12, über Markgraf Arnulf den Alten 
von Flandern vgl. Pirenne a. a. 0. I S. 105—107 und über ihn als Wie- 
derhersteller des Klosters St. Peter ibid. S. 90. — ') Histoire de Metz 
in (Metz 1775) Preuves p. 103, 104. — *) Calmet, Histoire de Lor- 
raine II (Nancy 1745) p. 272 ff. — •) S. die oben S. 174 Note 3 für 
Dinant zitierte Urkunde (Polenta cerevisie, que vulgo maire [= materia 
vgl. jene Note] in omni villa sua erit etc.), über die Bezeichnung dieses 
Orts als castrum Pirenne Dinant p. 1. — *) Giry, Histoire de la ville 
de St. Omer (1877) p. 16. — ') Giry p. 374 § 19. Zur Erklärung s. ibid. 
Note 4 und Waitz V. G. VIII S. 277 Note 2. — •) Giry p. 105 und 466. 
Tgl. auch die ibid. p. 105 Note 5 publizierte Urkunde über den Verkauf 
•des Mühlenbannes seitens des Chfttelains an die Stadt im Jahre 1252. 
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doires) der Inhaber der Castellania zugleich der des „fumus" ^) 
und ebenso stand dem Besitzer des „Gasteil de Freicha^ 
(heute Frayssas) ein Backofenbann zu.^) Auch gehörten in 
Gevrey, einem auf einer kirchlichen Domäne entstandenen, 
im Besitze von Yicecomites befindlichen befestigten Platze, 
die mit Bann- und Zwangsrechten verbundenen Ofen- und 
Eelteranlagen zu den Lehen dieser Yicecomites^), und bei 
einer Teilung des Yicecomitates zu Marseille wurde, offen- 
bar um die bestehenden Gewerbemonopolien nicht zu ge- 
fährden, ausdrücklich festgesetzt, daß in dem gemeinsam 
bleibenden Castrum Albania und in dessen Zubehör niemand 
ohne Zustinmiung der übrigen Gemeinder oder ihrer Bechts- 
nachfolger einen Backofen oder eine Mühle errichten sollte.^) 
Fassen wir die Ergebnisse dieser Untersuchung zu- 
sammen, so dürfte es kaum einem Zweifel unterliegen, daß 
das Bann- und Zwangsrecht, soweit es nicht grundherrlichen 
Ursprunges ist, eng mit den im 9. und 10. Jahrhundert ge- 
troffenen militärischen Organisationen zusanmienhängt. In- 
dem man Burgen zum Schutze des Landes errichtete, stellte 
man auch gewisse für die Zubereitung der Nahnmgsmittel 
dienende Anlagen her, deren ausschließlicher Gebrauch in 
der Burg, der in ihrer Nähe liegenden Eaufmannsansiede- 
lung^) und dem umliegenden Lande, für welches die Burg 

*) S. die oben S. 184 Note 4 zitierte Urkunde. — *) S. die von 
Moalli^ in Revue histor. de droit tmmf. et ^tr. VI (1860) p. 135 ff. publi- 
zierten Coutumes jenes Ortes c. 35 p. 146: Gostuma es el castel que Is 
senhors devou aver lo forn o forns tant quant mester aura el 
castel, e Is devo teuer gamitz e aparelhats be e geut de fomes e des 
messatges e d^autres aparelhs be e gent, devon fax coere (cuire) lo pa 
levat (das durch die Einwohner selbst geknetete Brot, dem sie den Sauer- 
teig zugesetzt haben) dels caslas ab XIII pa. (d. h. der Backofen muß 
unter diesen Bedingungen f&r 13 Brote geeignet sein). — *) S. Q arnier, 
Chartes de communes en Bourgogne (Dijon 1868) Nr. 370 c. 4 p. 279, 
vgl. auch Gramier a.a.O. p. 277 und Girault de Saint Fargean, 
Dictionnaire de toutes les communes de la France II (1845) p. 127. — 
*) Cartul. de St Victor I Nr. 90 p. 362 a. 1212: Nullus ipsorum irium 
dominorum vel eomm successores potest vel debetfiicere furnum ali- 
quo tempore neque molendinum in Albania nee in tenemento eins- 
dem castri sine voluntate expressa et consensu aliorum dominorum 
vel eorum successoruuL — *) Über sie vgl. fOr Deutschland im allge- 
gemeinen Hegel, Entst. d. St&dtew. (1898) S. 29 und N. Arch. XYIII 
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den Zufluchtsort bildete, rechtlich festgestellt wurde. ^) Auch 
ist nach dem Ausgeführten das später in zahlreichen nord- 
deutschen Städten begegnende Braumonopol bestimmter 
Familien, der „Biereigner" oder „Brauerben", welche in 
einer eigenen oder der Stadtbrauerei arbeiten lassen, schwer- 
lich, wie man^) angenommen hat, durch eine „früh auftretende 
Beschränkung" der Hausbrauerei in den betreffenden Städten 
eingeführt, sondern auch hierin haben wir höchstwahrschein- 
lich eine bei der Gründung des Ortes ins Leben gerufene 
Einrichtung zu sehen. 

S. 215, 216, für Ostfalen Rietschel, Markt u. Stadt (1897) S. 52—79, 
für Sachsen Keutgen a. a. 0. S. 47 ff., för Flandern Dez Marez, fitude 
sur la propri^t^ fonciere (1898) vgl. Rietschel in Hist. Vierteljahrsschr. 
III 1899 S. 263, für die Provence , wo nur die Namen andere sind, 
Eiener S. 84, 85, für Borgund im allgemeinen ibid. S. 85 Note 85, für 
eine große Zahl französischer Städte Lab an de, Histoire de Beauvais 
(1892) p. 33 Note 4 und p. 35 Note 1—3, wozu noch castrum und oppi- 
dum Coudiciacum (Coucy im franz. Döp. Aisne) kommt, s. Flodoardi 
Ann. ad a. 958 (S. S. III p. 404). 

^) Vielleicht hängt es auch damit zusammen, daß nach einem 
späteren deutschen Weistum (Grimm II, 562) der Müller verpflichtet 
war, den Burgleuten vor den Bürgern zu mahlen, und daß 1150 einem 
französischen Kloster, Santa Creus in Languedoc, schleunige Bedienung 
seiner Hintersassen in der Mühle des Kastellans ausdrücklich in einer 
Urkunde geschenkt wurde: In molendinum . . de Rocabruna donamus 
praedictae Cerdaniolae habitantibus, ut omni tempore annonam suam 
sive molturam, confestim ut advenerint, sine mora molant. S. Petrus 
de Marca, Marca Hispanica (Paris 1688) App. Nr. 413 Sp. 1310. — *) So 
von der Planitz, Das Bier (1879) S. 67, Heyne II S. 348, Struve im 
Handw. d. Staatsw. , II S. 803, 804. 
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Das habsburgische Urbar 
und die Anfänge der Landeshoheit 

Von 

Ulrioh Stutz. 

Mitton hinein in jenen grojßen.geaohicbtlichen Vorgang, 
>den ¥nr die Entwiqklungider f&rstliohen Landeshoheit nennen, 
fSUt 'die Entstehung des habsburgischen Urbars. 

Es ist dies kein Zufall ; beides hängt vielmehr aufs engste 
zusammen. Das urbar fußt auf dem Gedanken der Landes- 
.hoheit; nicht umsonst kehrt in ihm kein Wort so oft wieder 
,wie das eine: di!i herschaft, das dominium der lateinischen 
Bödel und Quellen. Und das Urbar sollte eine Vorarbeit 
sein zur völligen Durchführung der fürstlichen Landeshoheit; 
König Albrecht mag, als er es in den Jahren 1303 — 1308 
unter Leitung Meister Burkhards von Frick aufnehmen ließ, 
immerhin zunächst die Teilung mit seinen Söhnen und dem 
Neffen im Auge gehabt und daneben an die Sicherung der 
habsburgischen Einkünfte vor dauernder Entfremdung durch 
Verpfandung und der gleichen gedacht haben: Hauptzweck 
war doch offenbar die Zusammenfassung des habsburgischen 
Besitzes zum Zweck der künftigen Bildung eines erblichen 
Fürstentums. 

Allerdings schlug das Unternehmen fehl. Es kam zur 
Bildung der schweizerischen Eidgenossenschaft. Sie bedeu- 
tete für die Oberen Lande links vom Bhein die endgültige 
Ablehnung der Landeshoheit des Hauses Habsburg-Österreich. 

Doch gerade dabei zeigte es sich, daß das Urbar einen 
über seinen unmittelbaren Abfassungszweck hinausgehenden 
praktischen Wert besaß. Paul Schweizer hat — zuletzt in 
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seiner, alsbald zu erwähneDden Einleitung — den Ausein- 
andersetzungsprozefi geschildert, den Österreich mit den Eid- 
genossen, die im Jahre 1415 mit der Feste Baden im Axgau 
das gesamte ürbarmaterial in die Hand bekommen hatten, 
fast ein Jahrhundert lang um die Rodel geführt hat als um 
unentbehrliche Belege und Titel für die Herrschaftsrechte. 
Denn auch die Eidgenossen gaben diese, nachdem sie sie 
erobert oder erkauft hatten, ja keineswegs auf. Daß die 
Entwicklung der Landeshoheit ein Vorgang war, der mit 
geschichtlicher Notwendigkeit sich vollzog, oiFenbarte sich 
gerade an ihnen. Was sie zuvor, als es zu ihren Ungunsten 
geschehen sollte, verworfen hatten, lernten sie jetzt, da die 
Macht ihnen zufiel, schätzen. Die einzelnen Orte bildeten 
für sich oder in engerem oder weiterem Verein miteinander 
Territorien oder Landschaften und üntertanenlande oder ge- 
meine Herrschaften, für die sie die habsburgischen Rechte 
und Einkünfte einfach übemaehmen und beibehielten. Es ist 
wiederum Schweizer gewesen, der uns in seinem Aufsatz 
über die Geschichte der habsburgischen Vogtsteuem (Jahr- 
buch für schweizerische Geschichte VUl 1883 S. 16t) ge- 
lehrt hat, daß im Eanton Zürich die Vogtsteuer und das 
Vogtrecht erst in den dreißiger und vierziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts auf Grund eines Gesetzes vom 10. Mai 
1832 abgelöst wurden. 

Noch weniger vermag das Fehlschlagen des habsburgi- 
schen Unternehmens, dem es diente, dem wissenschaftlichen 
Wert des Urbars Eintrag zu tun. Im Gegenteil. Der Umstand, 
daß die fürstliche Landeshoheit in den jetzt schweizerischen 
Gebieten im Werden zusammenbrach, läßt ihre einzelnen 
Elemente Yiur um so schärfer hervortreten. Auch das Wesen 
und die Beschaffenheit der bürgerlichen Rechte offenbart 
sich ja nirgends so deutlich wie im Eonkurs. 

Eine neue, von der Allgemeinen geschichtforschenden 
Gesellschaft der Schweiz veranstaltete Ausgabe des Urbars 
ist soeben fertig geworden.^) Sie erfüllt in vollem Maße 

M Quellen zur Schweizergeschichte XIV 1894, XV i 1899, XV, 
1904. Ich zitiere im folgenden einfach I, II und III (= II s oder XV % 
also = Einleitnngshand), eventuell unter Beif&gung des betreffenden 
Heraasgebemamens. 

Zeitschrift Ar BMhtagMohicht». XXV. aom.Abt. ' 13 
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alle Anforderungen, die man billigerweise an eine solche 
Edition stellen kann. Dem rastlosen Fleiß des leider über 
der Arbeit verstorbenen Rudolf Maag verdanken wir den 
bedeutend verbesserten Text des Urbars selbst und die Neu- 
oder gar Erstausgabe zahlreicher älterer und jüngerer, ki- 
burgischer und habsburgischer Rodel, durch die man das 
große Urbar in mehr als einer Hinsicht erst recht verstehen 
lernt; vor allem aber ist Maags Werk der mit staunens- 
werter Gelehrsamkeit gearbeitete Apparat, der auch das 
Urkundenmaterial heranzieht und ortsbeschreibende, histori- 
sche, rechts- und wirtschaftsgeschichtliche Erläuterungen giebt. 
Wilhelm Glättli hat das ausführliche, von seinem Vorgänger 
begonnene Orts- und Personenregister in entsagungsvoller 
Arbeit vervollständigt und ein dankenswertes, wenn auch 
nicht durchweg einwandfreies Glossar sowie eine Übersicht 
und Erklärung der Münzen, Maße und Gewichte beigesteuert, 
deren Beschluß eine Summierung der Posten von König 
Albrechts Urbar macht. Paul Schweizer endlich, der die 
Neuausgabe angeregt und geleitet hat, gab ihr eine übrigens 
schon seit einem Jahrzehnt für den Einleitungsband bereit- 
liegende, höchst lehrreiche Karte der habsburgischen Be- 
sitzungen bei. Und als der Tod den Herausgeber vorzeitig 
dahinraifte, erwarb er sich um die Ausgabe ein weiteres 
Verdienst durch die Übernahme der Einleitung. Deren 
Glanzpunkt bildet zweifellos die Beschreibung und Geschichte 
der habsburgischen Urbaraufzeichnungen; sie ist ein neuer 
Beweis dafür, wieviel Diplomatik und Archivkunde zum 
sachlichen Verständnis beizutragen vermögen , und muß von 
jedem Benutzer bis auf alle Einzelheiten berücksichtigt 
werden, da sie eine ganze Anzahl von Ergänzungen und 
Verbesserungen der Ausgabe und eine Reihe von besseren 
Datierungen enthält. Dann folgen Untersuchungen über 
die inhaltliche Bedeutung des Urbars, vor allem über die 
Rechtsstellung der Habsburger gegenüber den in ihrem 
Machtbereich wohnenden Bevölkerungsklassen. Schweizer 
geht zunächst auf die habsburgischen Grundherrschaften und 
Eigenleute ein, wobei er, die Ergebnisse seiner t898 in den 
Festgaben für Büdinger niedergelegten Untersuchungen über 
die Städtepolitik der Habsburger aufnehmend, ausfuhrlich 
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auch über die im habsburgischen Machtbereich gelegenen 
Städte sich verbreitet, die ja fast alle, und zwar beinahe noch 
in höherem Maße als das entsprechende platte Land, eigen 
waren. Doch nicht in der GFrundherrschaft, sondern in „den 
landgräflichen Rechten über die freie Landbevölkenmg, die 
in keiner Gegend des Reiches so zahlreich war, wie in 
den habsburgischen Landgrafschaften der Schweiz und des 
Schwarzwaldes^, lag der Schwerpunkt der habsburgischen 
Macht. Es ist eine schöne und erwünschte Bestätigung für 
die Richtigkeit der Ergebnisse von Schmidlin, der in seiner, 
Freiburg i./Br. 1902 erschienenen gelehrten Untersuchung 
über den Ursprung und die Entfaltung der habsburgischen 
Rechte im Oberelsaß für dieses Gebiet denselben Satz auf- 
gestellt und zu beweisen versucht hat, daß Schweizer jetzt, 
ohne ihn zu kennen (vgl. dagegen Glättli im Glossar HC 
8. 274), oder doch ohne ihn zu berücksichtigen, fär die 
übrigen habsburgischen Lande denselben Standpunkt ver- 
tritt. Übrigens fußen natürlich gerade bezüglich der Freien 
Schweizers Auseinandersetzungen, die er im wesentlichen 
schon in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
niedergeschrieben hat (III S. 331), überall auf den For- 
schungen von Friedrich v. Wyß über die freien Bauern, 
Freiämter, Freigerichte und die Yogteien der Schweiz im 
späteren Mittelalter (zuerst in der Zeitschrift für Schweizerin 
sches Recht XYIII 1873 S. 19—184, nunmehr Abhandlungen 
zur Geschichte des schweizerischen öffentlichen Rechts, Zürich 
1892 S. 161 — 335) und über die schweizerischen Landge- 
meinden (zuerst in der angefahrten Zeitschrift I 1852 Heft 1 
S. 20—84, Heft 2 S. 3—74, jetzt ebenfalls in den Abhand- 
lungen S. 1 — 160), die wegen der sicheren rechtshistorischen 
Beherrschung des von ihnen zum erstenmal behandelten 
Stoffs und wegen dessen anschaulicher Darstellung wohl zum 
klassischen Monographienschatz der deutschmittelalterlichen 
Rechtsgeschichte dürfen gerechnet werden und noch auf 
unabsehbare Zeit grundlegend bleiben werden. Nur in 
wenigen Pimkten vermochte Schweizer, dessen Verdienst in 
diesem Punkte wesentlich in der Yervollständigung des Ur- 
kunden- und Offnungenmaterials besteht, die Forschungen 
seines Vorgängers zu ergänzen und zu berichtigen. Den 

18* 
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Beschluß machen die Ootteshausleute; die 10 habsburgischen 
Kastvogteien uod die sonstigen Eirchenvogteirechte, die den 
Habsburgem zustanden, rundeten, wie Schweizers sorgfaltige 
Darstellung ergiebt, die auf anderen Titehi beruhenden habs- 
burgischen Rechte in erwünschter Weise ab: die „faktisch 
mit den Grafsohaftsrechten über die Freien ziemlich gleich- 
bedeutende Yogtei über Gotteshausleute^ bildete den zweiten 
Grundpfeiler der habsburgischen Macht. Übergehen wir die 
unentbehrliche, aber für den Rechtshistoriker weniger er- 
giebige Besprechung der habsburgischen Lehen von Gottes- 
häusern und vom Reich, um noch einen Blick auf den 
Schlußabschnitt über die Passiven der habsburgischen Finanz- 
wirtschaft zu werfen, unstreitig den wichtigsten dieser ganzen, 
auf den Inhalt des ürbars sich beziehenden Erörterung. 
Nach ihm hat das urbar, das die Lehen der habsburgischen 
Yassallen ebensowenig aufnahm wie die Dienste der Mini- 
sterialen, die übrigen Einkünfte des Hauses verzeichnet ohne 
Bücksicht darauf, ob sie zu seiner Zeit gerade verpf&ndet waren 
oder nicht; es ergiebt sich dies teils aus den Pfandregistem, 
teils aus einer Dorsualnotiz des Arauer Rodels. Daraus 
folgt aber, daß der Reichtum der Habsburger bisher be- 
deutend überschätzt wurde. Wohl ein Viertel der Geld- 
steuer und die Hälfte der Naturalien war verpfändet, so daß 
man von der Summe der Urbareinkünfte ein gutes Drittel 
abzuziehen hat. Und diese Yerpfandungen, unter Rudolf 
und Albrecht nicht die Folge von Mißwirtschaft, sondern 
für Kriegszwecke und zur Belohnung von Yassallen und Mini- 
sterialen eingegangen, konnten, da die Regierung Albrechts 
durch seine Ermordung ein jähes Ende fand, nicht wieder 
rückgängig gemacht werden; sie nahmen zu und verschlangen 
1380 schon mehr als die Hälfte der Einkünfte. Jetzt war 
die Zeit gekommen für die kaufkräftigen Eidgenossen, be- 
sonders für die Städte und ihre Bürger. An Zürich z. B. 
haben die Habsburger außer dem 1415 eroberten Freiamt 
(zwischen Albis und Reuß) kein Gebiet durch Krieg ver- 
loren; alle die vielen Herrschaften und Rechte, welche die 
Bürger und die Stadt seit dem 14. und 15. Jahrhimd^ er- 
warben, büßte das habsburgisch-österreichische Haus infolge 
wirtschaftlicher Schwäche ein. Warum hatte es seine Städte 
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80 daniedergehalten? Konkurrenzunfähig, wie sie waren, 
wurden sie mitsamt den von der Herrschaft so sorgföltig 
gehegten freien Bauern ein willkommener Gewinn für Zürich 
und dessen Bundesgenossen, die es Habsburg zu verdanken 
haben, daß sie in den Besitz einer in guter wirtschaftlicher 
Lage befindlichen Landschaft gekommen sind. 

So Schweizers Einleitung. Ziehen wir aufierdem in 
Betracht, was Aloys Schulte in seiner Geschichte der Habs- 
burger in den ersten drei Jahrhunderten (ergänzte Sonder- 
ausgabe aus den Mitteilungen des Instituts für österreichische 
Geschichtsforschung VII und VJJl, Innsbruck 1887), von der 
so reiche Anregung auch für die Urbarforschung ausgegangen 
ist, und was Oswald Redlich (Rudolf von Habsburg, Inns- 
bruck 1903 S. 571 ff., 580 ff.) in wirkungsvoller Benutzung 
derselben für das Yerständnis des Urbars getan hat, so 
scheint nunmehr die Zeit für eine ausgiebige Ausbeutung 
unserer Quelle glommen. Namentlich auch für die Frage 
der Entstehung der Landeshoheit, die schon lange genug 
auf der Tagesordnung der deutschen Rechtsgeschichte steht 
und noch mehr als bisher für einzelne Gebiete zu lösen 
unternommen werden sollte. Einen kleinen Beitrag hierzu 
möchten auch die nachfolgenden Studien liefern. Doch muß 
ich erst den unrichtigen Erwartungen begegnen, welche die 
im Interesse der Kürze ungenaue Aufschrift erweckt: Nicht 
die Bedeutung des Urbars für die Frage nach der Entstehung 
der Landeshoheit im ganzen soll Gegenstand unserer Unter- 
suchung sein, noch soll sie sich auch nur über alle einzelnen, 
im Urbar begegnenden Elemente der werdenden Landesherr- 
lichkeit erstrecken. Zu so umfassender Ausschöpfung war 
schon die Zeit seit dem Erscheinen des Einleitungsbandes 
zu kurz. Ich werde mich im folgenden weder mit dem 
Steuer- und Abgabenwesen befassen, wofür schon Schweizer 
in der angeführten Untersuchung über die Yogtsteuem das 
meiste getan hat, noch mit der Organisation der herrschaft- 
lichen Ämter, wofür bereits Schulte, Maags Apparat und 
Schweizers Einleitung Erhebliches beibringen. Nur von den 
Gerichten und von den Kirchen im Urbar soll die Rede sein. 
Die Kirchen sind noch nie behandelt worden, obschon sie 
bei der Bildung der Landeshoheit auch anderswo eine nicht 
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unbedeutende Rolle spielten. Die Gerichtsyerhältnisse haben 
Friedrich von Wyß, Maag und Schweizer griindlich erörtert. 
Aber vielleicht läßt sich durch größere Isolierung des Urbars 
wenigstens das bisherige Ergebnis noch etwas klären und 
auf anderem Wege bestätigen. Die genannten Forscher 
haben gerade hierfür das Urbar mitten unter die Öffnungen 
und Urkunden gestellt. So kann es jedenfalls nicht viel 
schaden, wenn wir im Folgenden etwas mehr das Urbar selbst 
reden lassen und mit ihm auszukommen versuchen, eine 
Behandlungsweise, die sonst — ich verkenne das nicht — 
nicht unbedenklich sein würde und leicht zu irrigen Ergeb- 
nissen fuhren könnte. 

I. 

Weder das kiburgische Urbar von 1261 — 1263 (ü S. 1 ff.) 
noch das Rationarium Stiriae Ottokars von 1265 — 1267 imd 
das Rationarium Austriae Rudolfs oder vielmehr Albrechts 
von etwa 1287 (beide bei Rauch, Scriptores rerum Austria- 
carum 11 1793 S. 3 ff.), die mehr oder weniger dem Urbar 
König Albrechts als Muster gedient haben (Schweizer lU 
8. 490 f.) beriicksichtigen eingehend die Gerichte ; das kibur- 
gische Urbar schweigt sich über sie völlig aus, die beiden 
Rationarien gedenken ihrer vornehmlich, wenn auch nicht aus- 
schließlich, nur bei den Städten und Märkten und zwar ganz 
summarisch, jedoch mit Angabe ihres Ertrags (z. B. officium 
in Furstenvelde cum iudicio et muta eiusdem loci 
et iudicio in Vellenpach et duobus iudiciis provin- 
cialibus supra Rabam et circa Furstenvelde — sc. 
locantur sive possunt locari — pro CXXX marcis 
denariorum a. a. 0. 11 S. 214). Und von den habsburgi- 
schen Rodeln tun der Gerichte Erwähnung nur das Einkünfte-, 
Pfand- und Revokationsregister von 1300 (II S. 198 ff.), die 
Aufzeichnungen des Vogtes Schiltung über die Einkünfte in 
Schwaben von ca. 1300 (z. B. II S. 226, 2), der Luzemer 
Revokationsrodel über die Ämter Richensee und Willisau 
(n S. 336 ff.), das Yerzeichnis habsburgischer Lehen von 
1361 (II S. 408 ff.), das Pfandregister von ca. 1380 (z.B. 11 
S. 621,7) und endlich die Kundschaft von 1394 über einige 
argauische Ämter (II S. 739 ff.); ihre Angaben sind aber 
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entweder ganz vereinzelt oder lediglich den Pertinenzformeln 
Ton Lehen- und Pfandbriefen entnommen und infolgedessen 
ebensowenig ergiebig wie diese, oder sie hängen aufs engste 
mit dem Urbar zusammen, indem sie sich in direkten Yor- 
arbeiten dazu und in Rodeln finden, die das Urbar benutzt 
haben. Einen wirklichen Einblick in die Gerichtsverhältnisse 
gewährt nur das große Urbar selbst; gerade das macht es 
dem Bechtshistoriker so überaus wertvoll. 

Beschäftigen wir uns zuerst mit dem Sprachgebrauch 
des Urbars. Wir werden dabei in Betracht zu ziehen haben, 
daB es sich auf Landesteile von ganz verschiedener Yer- 
gangenheit und Entwicklung bezieht, und daß das Original 
aus einzelnen, an Ort und Stelle nach Befragung der Herr- 
schaftsleute aufgenommenen Bodeln besteht. Anderseits 
stellt sich die Urbaraufnahme doch auch wieder als eine 
durchaus einheitliche Arbeit heraus; Burkhard von Frick hat 
eben, was erst Schweizers Einleitung (HE S. 504 f.) zur Ge- 
wißheit erhebt, nicht bloß im Elsaß, sondern auch in der 
Schweiz die Urbararbeit persönlich geleitet. Wo also der 
Sprachgebrauch des Urbars wechselt, da können landschaft- 
liche Yerschiedenheiten zugrunde liegen. Es kann aber auch 
ein und dasselbe gemeint und nur verschieden ausgedrückt 
sein, entsprechend dem abweichenden Sprachgebrauch der 
erhobenen Kundschaften oder der benützten örtlichen Quellen, 
insbesondere Offnungen. Ob das eine oder das andere der 
Fall ist, muß eine genauere Untersuchung lehren. 

Übrigens überwiegt schon nach dem Sprachgebrauch 
ganz gewaltig die Einheitlichkeit. Die herschaft hat da 
twing und ban und richtet d&be und vrevel, oder 
die herschaft hat da twing und ban und d&b und 
vrevel ze richtenne, oder — aber nur in den elsässischen 
Ämtern Ensisheim, Landsburg und Landser, wo vielleicht die 
Sprechweise der französischen Nachbarn eingewirkt hat — 
gleichbedeutend und z. T. im Wechsel damit: man hat da 
twing und ban und richtet (oder ze richtenne) d&b 
und vrevel, so kehrt es durch das ganze Urbar immerfort 
wieder, nach meiner Zählung etwa 350 mal. 

Aber auch wo diese Gerichtsbarkeit nicht in dem die 
Regel bildenden vollen Umfang der Herrschaft zugeschrieben 
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wird, ist der Sprachgebrauch sehr fest. Die herschaft (man 
an denselben Fundstellen wie oben) richtet d&b und 
vrevel oder hat ze richtenne d&b und yrevel, heißt 
es an ungefähr 175 weiteren, gleichfalls über das ganze 
urbar verteilten Stellen. Ihnen stehen, soviel ich sehe, 
nur 9 andere gegenüber, in denen statt dessen gesagt wird 
dA herschaft hat da ze richtenne iiih und totslag; 
sie finden sich alle in den das Amt auf dem Schwarzwald 
und zu Waldshut und die Rechtung zu St. Blasien betreifen- 
den Abschnitten (I 71, s Urberg, 81, :;2 Ruchenschwand und 
Unter Ibach, 82, a Schmalenberg und Horbach, 82, s Schwand 
und Bilstein, 82,7 Bernau, 82,9 Hausem, 82, ii Ladebach?, 
82, u Höchenschwand, 83, 21 Witlisberg ebenda), und zwar 
mitten unter andern, dem ordentlichen Sprachgebrauch fol- 
genden und von d&b und vrevel sprechenden Angaben. 
Von Zwing und Bann allein ist sehr selten die Rede, so bei 
Horheim (I 89, 2s ff.), Mettingen (90,9; ebenso Schweizer EI 
S. 629), für die Reutehöfe bei Grießen (£ 90, u) und bei 
3 Höfen zu Lohningen bei Mettingen (91 , 7) ; alle diese 
Orte lagen im Amt Sjrenkingen, der Hof Horheim und die 
Reutehöfe waren Eigen der Herrschaft, der Mettinger Hof 
gehörte dem Kloster Rheinau, und die ß Höfe zu Löhningen 
waren solche des Klosters Berau. Auch von Wil oder Wil- 
faof am Hallwilersee, das die Karte wohl gerade deshalb als 
habsburgisches Eigen verzeichnet, heißt es (I S. 175, 13) bloß: 
Das dörflein ze Wiler ist phlichtig twinges und 
bann es ze Rinnach; hier hatte die Herrschaft allerdings 
auch d&b und vrevel zurichten (I S. 175,4). Sicher nicht 
hierher gehören 5 Fälle aus dem Amt Wehr (I S. 63 ff.); 
denn am Schluß des betreffenden Abschnitts (S. 65, 3sff.) 
wird der Herrschaft für alle die genannten Orte auch Aikh 
und vrevel zugeschrieben, so daß diese Fälle durchaus der 
Regel folgen. 

Schon das Ghesagte e^ebt, daß es sich dabei nach der 
dem Urbar zugrunde liegenden YorsteUung um eine Mehr- 
heit von Gherichten «nd Gerichtsbarkeiten handelt. Damm 
ist an anderen, wenn auch vereinzelten Stellen die Rede 
Tdn den geriehten (I 8. 468,7: Bit herschaft hat och 
den halbes teilze Bichishuseu — jetzt württembergiseb 
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bei Münsingen, zu der von Heinrich dem Alten von Hohen 
Gxmdelfingen gekauften, gleichnamigen Herrschaft gehörig 
— an gerichten und an gemeinmerchen; bezüglich 
der Gerichte wiederholt ebenda S. 470, e) oder von allen, 
gerichten (z.B. I 35, as Courcelles im Eanton Bern, 37, h, 
in Dattenried, jetzt Delle in Frankreich, aber auch im Amt 
Säckingen 62,?: Die lute von Eyemberg — Eanton Solo- 
thum — sprechent och, das der von Eyemberg habe 
in dem dorfe ze Eyemberg ellA gerichte, oder im Amt 
Grüningen zu üessiken am Greifensee 278, i&, zu Eastel 
280, 17, zu Ettenhausen 280, 21 oder 305, 7 Sennhof bei Neu- 
brechten und 305, n Mühle zu TJndalen, beide im Amt 
Eiburg, 361,24 das jetzt thurgauische Wetzikon im Amt 
Frauenfeld und 380, 9 eine Anzahl Dörfer bei Hohen Tengen 
in dem jetzt zu Württemberg gehörigen Amt Friedberg). 
Aber auch wenn in der früher erwähnten oder in anderer 
Weise die Gerichtsbarkeiten auseinandergehalten werden, 
bleibt bisweilen auf der einen Seite noch eine Mehrheit ?on 
Gerichten übrig. 80 heißt es im Abschnitt über das Amt 
Vilmergen (I 8. 172, i7-»i) bei den jetzt argauischen Dörfern 
Sengen und Alliswil am Hallwilersee, für welche die Herr- 
schaft beansprucht ze richtenne diilb und vrevel beide 
Male: Es sprechent aber die von Halwile, si haben 
da ellA gerihte ane Hth alleine. Und von dem jetzt 
hizemischen Beromünster erfahren wir (I S. 227, is): Ein 
probst hat in dem dorfe ze Münster allA gerichte 
ane d&b und totslag; die sol ein vogt richten us- 
wendig esters (des Eschtors, wenn nicht mit einer andern 
Handschrift einfach zu lesen ist etters) des selben dorfes, 
womit zugleich die oben S. 200 angeführten Fälle der Yer- 
bindung von d&b mit totslag statt mit vrevel um einen 
weiteren vermehrt werden. Ja bei der von den Eiburgem und 
mittelbar vom Hause Zähringen her ererbten habsburgischen 
Stadt Freiburg im Uechtland tot das Urbar sogar noch ein 
mehreres, indem es sagt (I S. 486,6): Die herschaft hat 
oeh in der stat zeYriburg thwing und bau und ell4 
g'erichte und richtet och da diib und vrefel. 

Andere Besonderheiten des Ausdrucks, die wir beob- 
achtet haben, erwähnen wir besser im Zusammenhang 
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mit der sachlichen Erörterung, auf die wir nunmehr ein- 
treten. 

Die mit dAb und vrevel bezeichnete Gerichtsbarkeit 
^ist, wie ohne weiteres erhellt, Strafgerichtsbarkeit. DAb 
vertritt offenbar alle diejenigen Verbrechen, deren Strafen, 
falls es zur bloßen Bußzahlung nicht kam oder nicht kommen 
konnte, an Hals und Hand, d. h. an Leib und Leben gingen, 
also das, was der Sachsenspiegel mit ungerichte bezeich- 
net. Frevel aber waren, wie zwar nicht aus dem Urbar, 
wohl aber aus den Offnungen und andern süddeutschen und 
schweizerischen Quellen jener Zeit unschwer festgestellt wer- 
den kann, im Gebiet des ürbars wie anderwärts die an Haut 
und Haar oder nur auf Buße gehenden Yergehen (so auch 
V. Wyß, Abhandlungen 8. 321 K 2, Glättli IH S. 227 b. v. 
dAb). Indem das Urbar wenigstens einmal die übrigen Ge- 
richte dieser Dieb- und Frevelgerichtsbarkeit gegenüberstellt 
und zwar für die kilchhöri ze Hasle im jetzt luzernischen 
Entlebuch und mit den Worten (I S. 193, 2): DA herschaft 
hat och twing und ban ane Aber mes. Aber almein, 
Abergriffe und andrA kleinA gerichte undhatdAbe 
und vrefel ze richtene Aberal, lehrt es uns, wenn auch 
nur mittelbar, daß ihm diese die großen oder hohen Gerichte 
sind. Darin stimmt es wiederum nicht bloß mit anderen 
zeitgenossischen Quellen überein, sondern namentlich auch 
mit den übrigen habsburgischen Rodeln (vgl. z. B. H S. 454,4; 
455,1: iurisdictio alta et infima, 750, u: klain und 
hochgericht und besonders II 8.438,3 aus dem Lehenver- 
zeichnis von 1361: twing und ban, tieb und frefiny, die 
gerichte klein und gross). Ohne weiteres erkennt man 
in dieser hohen Gerichtsbarkeit den Hauptbestandteil von 
Karls des Großen causae maiores wieder, die eben, vne 
gerade die Forschungen von Friedrich von Wyß (z. B. Ab- 
handlungen 8. 264 ff., 287 ff., 292 ff., 330 ff.) und Schweizer 
(z. B. ni 8. 570) ergeben, mitsamt der ganzen karolingischen 
Gerichtsorganisation auch in diesen Gebieten den Ausgangs^ 
punkt für die spätere Entwicklung bildeten. Die Freiheits- 
und Grundbesitzstreitigkeiten fehlen allerdings; sie sind, 
soweit sie überhaupt noch vorkommen, fast überall an das 
Niedergericht gelangt. 
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und gerade das Urbar legt Zeugnis davon ab, daß der 
Zerbröckelungsprozeß noch weiter fortzuschreiten die Nei- 
gung hatte. Wir sahen oben S. 200 in einer Reihe von 
Fällen die Frevel ausscheiden und die Hochgerichtsbarkeit 
auf ddb und totslag, wofür es bisweilen auch bloß d&b 
heißt, sich beschränken. Das Komplement dazu bilden dann 
ellA gerihte ane dAb alleine; in diesem Umfang bean- 
spruchten z. B. nach den oben S. 201 mitgeteilten Stellen die 
Edeln von Hallwil für sich die Gerichtsbarkeit zu Sengen 
und Alliswil. Noch deutlicher scheidet das eigentliche Blut- 
gericht aus, wenn es heißt: Du heirschaft hat da twing 
und ban und richtet da alle vrevel, ane das dem 
mane an dem Hb gat; so bei 11 Dörfern des Amtes 
Regensberg nämlich bei Dielsdorf (I S. 237, lo), Nieder und 
Ober Steinmaur (S. 238, 8,6), OberFisibachs (8. 239, i), Würen- 
los (S. 239,22), Boppelsen (S. 240,»), Buchs (S. 240, is), 
Schleinikon mit Dachslem (S. 241,$), Ober Weningen 
(S. 241, is) und Schöflflisdorf (S. 242, lo), während im Städt- 
chen Regensberg der Herrschaft außer Zwing und Bann die 
Dieb- und Frevelgerichtsbarkeit ohne Einschränkung zuge- 
schrieben wird. Außerhalb des Urbars begegnen wir z.B. 
im Lehensregister von 1361 (S. 476, ss) den gerichten, 
twing und bann ane über das plut und {H S. 533, e) 
einem Lehen am Dorf Betwil (bei Muri im Kanton Argau) 
mit twing und mit bennen Aber holtz, Aber velt 
und mit allen gerichten, an allein daz den tod an- 
rürt; ja ebenda (S. 561,4) heißt es von den mit dem Ding- 
hof von Dagmersellen (Et. Luzem) beliehenen Herren von 
Trostberg: Und haut dch (außer dem twing) alle frävele 
und über das biflt ze richten, an daz an den tot gat 
ze Tagemersellen und in andern ir gerichten und 
twingen. Es fragt sich, wie diese und ähnliche Fälle zu 
erklären sind. Yermutlich handelt es sich dabei um AUo- 
dialherrschaften, denen es, schon bevor Habsburg sie erwarb, 
gelungen war, ihre Niedergerichtsbarkeit auf Kosten der 
hohen so auszudehnen, daß dem Grafschaftsinhaber gerade 
nur noch das Blutgericht blieb. Dafür scheint auch die 
merkwürdige Stelle über Walenstad (I S. 520 f.) zu sprechen: 
Zft der stat zeWalastat hat dA herschaft twing und 
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ban und yrevel dur das jar ane viertzehen tag ze 
meyen und viertzehen tag ze Sant Martins tult. In 
den selben zwierunt vierzehen tagen hat graf Ru- 
dolf von Santgans dA selben geribte Er hat 

onch dur das jar da ze richtenne dAbe von der 
grafschaft, dA sin ist Schon Blumer hat im Glamer 
ürkundenbuch zu der Stelle bemerkt, ^daß es der Markt ist, 
der dem Grafen die Frevelgerichtsbarkeit auf Zeit, wenn 
man so sagen darf, wieder ledig machte, während sie sonst 
Ton der Grundherrschaft an sich gezogen und mit dem 
Niedergericht verbunden war. Ebendahin scheinen im Amt 
Regensberg, wo die Habsburg -Laufenburger die Landgraf- 
schaft hatten, die Freien von Regensberg es gebracht zu 
iaben, deren Nachfolger dann die ältere Liirie des Hauses 
Habsburg durch Kauf wurde (so auch Maag I S. 237 N. 3 
gegen v. WyB, Abhandlungen 8. 186 f.). Es ist darum mög- 
fich, daB auch im Wehratal, gleichfalls einer von Habsburg 
erst erworbenen AUodialherrschaft, die Yerhältnisse ähnlich 
lagen. Es heißt darüber im urbar (I S. 65f.): Dd her- 
Schaft hat von alter gewonheit in dien vorgesribe- 
nen dorfern allen und in anderen ddrfern untz 
uffen die Murge je und je gerichtet dub und vrefel 
und richtet dch noch, swie yooh das sie, das d^ 
dftrfer gelegen sint in der grafschaft der mar- 
graven von Hachberg. Schweizer deutet (HI S. 547) 
die Stelle dahin, daß die Blut-, oder wie er sie nennt, hohe 
Gerichtsbarkeit den Markgrafen von Haehberg zugestanden 
habe. Danach würde in diesem Falle das blN»Be dAb und! 
vrevel so viel bedeuten, wie oben S. 2i)3 mit dem Zusatz 
ane das dem mane an dem lib gat. Andere Fälle der 
Ausscheidung der Frevelgerichtsbarkeit erklären sich wieder 
anders; so der oben S. 201 erwähnte von Beromünster. Hier 
hat der Propst für das, was Seeliger, Die soziale und politi- 
sche Bedeutung der Grundherrschaft, Leipzig 1903 S. 128^iF. 
die engere Immunität nennt, die Ausnahmegerichtsbarkeit 
seines Stiftsvog^es durch eine zu seinen Gunsten über den 
üblichen Zwing und Bann hinaus errungene Ausnahme- 
g^ricfatsbarkeit bis auf das Gericht über das Blut einzu- 
schränken vermocht Etwas ähnliches begegnet auch außer- 
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halb des Urbars z. B. für St. Blasien (Schweizer m S.603); 
die oben S. 200 angeführten Stellen, wo von ddb und tot- 
slag die Bede ist, dürften darum kaum mit Schweizer (in 
6. 602) für gleichbedeutend mit ddb undvreyel zu nehmen 
sein, heißt es doch in der von Maag (I S 80 N. 2) ange- 
sogenen OffiiuBg noch 1383: Item alld geriht inrent 
twing und ban sint des gotzhus ane tdbe und tot- 
wunden; die sont die vAgt ziehen üsser twing und 
bau. Wieder anders liegt endlich der Fall der Eundschafi; 
von 1394 (II S. 741, i«) betreffend Meilingen, der auch noch 
in diesem Zusammenhang erwähnt werden mag: Die her- 
schafft hat euch da klain und gross gericht, dub 
und fr&yel ze richten; doch gehörest die fräflinaa 
und klain gericht ainem schultheizzen zu. Hier han- 
delt es sich einfach um die Ausübung eines Teils der hc^en 
Gerichtsbarkeit und die damit yerbundenen GerichtsgefiUe, 
welch letztere durch Abkommen der Herrschaft mit ihrem 
minister diesem zu eigenem Recht überlassen waren, indes 
die Oerichtsherrlichkeit selbst der Herrschaft verblieb. 

Die von der Literatur gelegentlich für die bloßen vrevel 
gebrauchte Bezeichnung mittlere Gerichtsbarkeit vermeidet 
man besser, da andere ungefähr gleichzeitige Quellen lehren 
(Schweizer lU S. 624, 625, 636), daß man auch die um das 
Blutgericht verminderte Gerichtsbarkeit noch als hohe ansah. 
In der Tat war eher das Ausscheiden der Blutgerichtsbar- 
keit — sie wird, wo sie, z. B. im Amt Willisau oder ander- 
wärts, der Herrschaft für sich allein zukam, von unserem 
Urbar, weil keine Gefalle abtragend, gar nicht erwähnt 
(v. Wyß, Abhandlungen S. 322 K, Maag I S. 181 N. 3) — 
das Novum, das auf eine neue, der öffentlichen Natur des 
Gerichts wieder mehr gerecht werdende Auffassung hindeutete. 
Aber allerdings näherten die vrevel, wenigstens wenn sie 
in dieselbe Hand kamen wie die Niedergerichtsbarkeit, sich 
dieser an. Auch ihr Grundstock war karolingisch ; sie ent- 
hielt noch das Gericht über Geldschuld. Man vergleiche 
Stellen wie diejenige über Embrach (I S. 265, i): Bi. heir- 
echaft richtet da dube und vrevel und über gulte, 
die auch dadurch unser Interesse in Anspruch nimmt, daß 
im Gegensatz zu ihr eine Öffnung von 1370 dem Propst Tfring 
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und Bann und alle Gerichte und Frevel, ausgenommen Dieb- 
stahl und Blutgericht oder, wie es 1518 heißt: bis an das 
Malefiz, zuschreibt (Schweizer ni S. 61 8 f.); darnach ist also, 
wenn man nicht einen Widerspruch annehmen will, das Gericht 
um Geldschuld, allerdings zusammen mit der Frevelgerichts- 
barkeit, erst nach dem Urbar an den Inhaber von Zwing und 
Bann gekommen (vgl. dazu oben S. 204). Dann die beiden 
ungefähr gleichlautenden über Schüpfheim und Entlebuch im 
Amt Wolhusen (I S. 193,6, la): Di. herschaft hat öch da 
twing und ban Aber gAlte ze richtenne und richtet 
öch dAb und vrefel; nachher heißt es für 8 weitere Orte 
desselben Amts (S. 194,2,8, 12; 195,6,8,ii,i4) kürzer: DA her- 
schaft richtet da Aber gAlte, dAbe und vrefel. In all 
diesen Fällen bedeutet gAlte nicht nur, wie das Glossar 
(III S. 279) angiebt, auf Grundstücken ruhende Naturalzinse. 
Gewiß, die niedere Gerichtsbarkeit hat wie andere Grund- 
stückssachen auch diese ergriffen. Aber im Vordergrund 
steht hier die Bedeutung Geldschuld. Und dabei handelt es 
sich nicht etwa um eine Besonderheit dieses Amts. Sondern 
hier ist offenbar nur ausdrücklich gesagt, was anderswo still- 
schweigend vorausgesetzt wird. Aber freilich die Geldschuld- 
gerichtsbarkeit ist längst nicht mehr der einzige Bestandteil; 
das Urbar nimmt ja selbst in der oben S. 202 mitgeteilten 
Stelle eine Mehrheit von kleinen Gerichten an. Hinzuge- 
kommen ist eben, was wir schon oben von den causae maiores 
der Kapitularien absplittern sahen, die Gerichtsbarkeit über 
Güter. Und diese beiden Gerichtsbarkeiten haben sich bei 
ihrem Absturz an einem dritten Element halten und darauf 
aufpfropfen lassen müssen. Das ist der Bestandteil, von dem 
die ganze Verbindung dann den Namen Zvring und Bann 
erhielt. Man beachte, daß das Urbar niemals sagt: DA 
herschaft richtet twing und ban sondern stets: DA 
herschaft hat twing und ban. Wenn es einmal, nämlich 
beim Dorf Habsburg (I S. 133, it) heißt: DA herschaft 
hat da ze richtenne thwing und ban und ze rich- 
tenne dAb und vrefel, so ist das ein offenbarer lapsus 
calami des Schreibers, der gegen den festen, durch mehr 
als 400 Anwendungsfalle bezeugten Sprachgebrauch nicht 
aufzukommen vermag, gerade so, Yfie es uns in unserer Be- 
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obachtuDg nur bestärkt, wenn wir (zu I S. 156, n): Ze Seon 
hat Ai. heirschaft an twing und an ban die zwene 
teile ze richtenne, der von GAsinkon den dritten Yon 
Maag hören, dafi dies ze richtenne erst nachträglich über 
der Zeile hineingeflickt ist. Und in den oben S. 206 mit- 
geteilten Stellen betreffend Schüpfheim und Entlebuch er- 
scheint doch gAlte als unmittelbarer Beziehungsgegenstand 
des Richtens. TS\m kann man ja einwenden, das hat sei 
nur des Wechsels im Ausdruck halber verwendet und habe 
nichts weiter auf sich, obwohl dann nicht einzusehen wäre, 
weshalb nicht das Zeitwort: richten mitunter beim ersten, 
und das andere: haben beim zweiten Paar zur Verwendung 
gelangte, oder warum nicht sonst eine Yereinfachung des 
Ausdrucks gelegentlich beliebte. Ich will auch nicht allzu 
großen Wert auf meine Beobachtung legen. Aber darauf 
scheint mir doch jener Sprachgebrauch noch zurückzudeuten, 
daß es sich bei Zwing und Bann im Kerne und ursprünglich 
nicht um Gerichtsbarkeit handelte. Die Urkunden und 
lateinischen Rodel reden ja auch nicht bloß von den iudicia 
dicta twing und ban (so im Luzemer Revokationsrodel II 
S. 336, lo; 344,2; 347,4), sondern auch von den iura vulgo 
twinc et ban dicta (z. B. in der von Maag I S. 71 N. 6 an- 
geführten Urkunde vom 12. Februar 1271). 80 vielleicht so- 
gar das Urbar selbst bei Möntal (I S. 105, 7): Das recht(,?) 
twing und ban. Worin besteht aber das Wesen dieses 
Rechtes? Wie schon der Name besagt, in einer Zwangs- 
gewalt, die sich in die Form des Banns, d. h. die Befugnis 
kleidet, bei Strafe zu gebieten und zu verbieten. Den Betrag 
der Zuwiderhandlungsbuße lernen wir aus dem Urbar nicht 
kennen; es spricht sich ja, wie wir noch sehen werden, 
nicht einmal über den Gesamtertrag der Gerichtsgefalle aus. 
Anderswoher hören wir, daß die Verletzung von twing und 
ban eine B3einbuße von 3 — 9 ß nach sich zog (v. Wyß a. a. O. 
S. 34). Auch eine Definition giebt uns das Urbar natürlich 
nirgends. Wir erhalten nur ganz gelegentlich da einen Ein- 
blick in die Zusammensetzung unserer Gewalt, wo gewisse, 
an sich dazu gehörige Bestandteile aus besonderen Gründen 
davon ausgenommen werden. DA herschaft hat da twing 
und ban und richtet dAbe und vrevel, ane ze Vrien- 
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Sgg®; da richtet dd herschaft nicht über gulte und 
über yaden (= Zäune) ennunt des baches (I 8. 276, la). 
Eine andere, Haale betreffende Stelle, lernten wir schon 
oben S. 202 kennen. Ähnlich heiät es vom Markt Ruswfl 
(I S. 195,0: Dd herschaft hat da (außer Dieb- und 
Frevelgerichtebarkeit) twing und ba« dber alld ding 
ane dber mes und masse und ander ding, dd zfi der 
kilchen hftrent ze Buswil. In gleicherweise sehen wir 
die Gewalt, über Maß und Gewicht zu bestimmen und gegen 
Fälschungen einzuschreiten, in Zofingen der Kirche zuge- 
schrieben (I S. 497, ?): Dd herschaft richtet da ddbe 
und vrevel und hat da twing und ban dber alle 
Bachen, ane dber gewiht, masse und eine, die man 
nemen sol von dem gotzhus ze Zovingen. Swas an 
den valsch funden und bewert wirt, da ist gevallen 
dem gotzhus 3 4ib von dem, der den valsch getan 
hat, und aber der herschaft sin lip und sin gftt (vgl. 
auch n S. 750, s aus der Kundschaft von 1394). I^atürlich 
dürfen wir uns durch den Umstand, daß von solchen Aus- 
nahmen gerade 2 bei Märkten gemacht werden, über den 
durchaus ländlichen Ursprung von Zwing 'und Bann nicht 
täuschen lassen, auf den die Stelle über Hasle mit der Er- 
wähnung der Almende und der Übergriffe und vielleicht auch 
der oben S. 200/201 mitgeteilte Passus über Bichishausen in 
etwa hindeutet; die Ausnahmen der angefahrten Art aller- 
dings, die kamen nur in Märkten vor, die im übrigen wie über- 
haupt die habsburgischen Landstädtchen nach dem Urbar be- 
züglich der Herrschaftsrechte dem platten Land vollkommen 
gleichstanden (vgl. Schweizer HI S. 554 ff., bes. 557), Die 
Heimat aber von Zwing und Bann ist auf diesem zu suchen; 
darüber kann nach den sonstigen Quellen gar kein Zweifel 
sein. Und ebensowenig darüber, daß wir mit v. Wyß 
(a. a. O. S. 53 und 312 N. 2) unter Zwing und Bann die 
Befugnis zu verstehen haben, „die für die landwirtschaftliche 
Ordnung erforderlichen Gebote und Yerbote bei feststehen- 
der, meist geringer Buße zu erlassen, also Art und Weise 
der Holznutzung, der Weide auf Gemeinland und Privatland 
zu bestimmen, über Herstellung der nötigen Zäune und Wege 
zu wachen. Dazu gehört ferner die Aufsicht über Wein- 
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sckenk« Müller, Backer, und es ergiebt rieh aus diesem Rechte 
die Möglichkeit, Baanrechte einzuführen, ausscliliefiliche 
Nutzung Ton Jagd- und Fischerei för die Herrschaft zu be- 
haupten^ (ygL auch Schweizer DI S. 547 £ und ebenda 
8. 600 die Definition der Offirnng von Bünzen von 1568: 
Oeldschulden, Übergriff, Maß, Kauf und Verkauf, Zins und 
Eföden und 8. 636 die andere für Oberhausen und Stetthach 
von 1393: Gericht um Eigen und Erb, Steg und Weg, Geld- 
schuld und Efaden). Die Richtigkeit dieser Auffassung wird 
nicht, wie Schweiser a. a. O. S. 600^ 619 und Sehmidlin a. 
a. O. 8. 90 N. 1 andeuten, dadurch in Frage giestellt, daß 
nach den Offiiungen, besonders nach späteren, die Gemeinde 
durch die vier Heimburger, Dorfmeier oder Dorfgeschworenen 
oder sonst durch Gemeindebeamte landwirtschaftliche Dinge. 
Grenzstreitigkeiten, Almendsachen usw. entscheiden läßt. 
Das ist eine jüngere, auf anderer Grundlage sich aufbauende 
Einrichtung, eine Folge der ländlichen Einung, die allerdings 
alsbald der herrschaftUchen Zwangegewalt ebenso Konkurrenz 
zu machen beginnt, wie die städtische Einung der Stadt- 
herrschaft und der alten landrechtlichen Strafgewalt. Dabei 
kommt es dann im Laufe der Zeit gelegenidich zu Ver- 
gleichen; man macht dem Widerstreit ein Ende, indem man 
die junge Gemeindegewalt gegen Bezug eines Teils der Bußen 
die alte herrschaftliche ausüben läßt (vgl. die Offnungen von 
Bünzen undEmbrach bei Schweizer a. a. O. 8. 600 und 619 
sowie meine Rechtsquellen von Höngg, Basel 1897 8. 52 f.). 

So sehr steht vielmehr dies dörfliche Herrschaftsrecht im 
Mittelpunkt der darum konzentrierten niederen Gerichtsbar- 
keit, daß sie deren juristische Natur entscheidend bestimmt. 

Nicht die Niedergerichtsbarkeit, die ja ursprünglich in 
dem ziemlich umfangreichen Hundertschaftsbezirk zu Hause 
war, sondern der Zwing und Bann, der von jeher nichts 
anderes als das enge Geltungsgebiet eines Hofs oder Dorfs 
gekannt hat, drückte der Einrichtung das durchaus ortsge- 
waltliche Gepräge auf, das ihr anhaftet. Nicht umsonst 
treten twing und ban an verschiedenen Stellen des Urbars 
(vgl. z.B. 22,87; 36,1 mit 155, 7; 367, S2, m) und noch weit 
öfter in den übrigen Rodeln und Quellen in der Bedeutung 
von Dorf- oder Hof bezirk auf; auch twing und ban fan- 

Zdtsohrift für Reehtsgeechiehte. XXV. Oens. Abt. 14 
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den wir in der oben S. 205 mitgeteilten Stelle einer St. Bla- 
sianer Öffnung von 1338 in diesem Sinn verwendet (einen 
weiteren Beleg siehe bei Maag I S. 101 Kl von 1424: 
Twing und Bann des Dinghofs zu Holderbank). Ja sogar 
das lateinische districtus, womit treffend das deutsche twing 
von den Quellen wiedergegeben wird (z. B. II S. 203, i ; 
215,1«), nahm so sehr die allgemeine Bedeutung Bezirk, 
Gebiet an, daß unser Burkhard von Frick seinen Schreiber- 
scherz, die 5 elsässischen Ämter „Ensisheim, Landsbürg, 
Albr6chtstal, Ldndser, Dattenriet^ als Hexameter zu lesen, 
in die Form bringen konnte (Schweizer III 8. 350): 
Huius districtus cape res per carminis ictus 
De Yrik Burcardus me dat non carmine tardus. 
Auch das deutsche Gericht hat, eben unter dem über- 
ragenden Einfluß des die niedere Gerichtsbarkeit tragenden 
Zwings und Banns, diese Entwickelung mitgemacht, wie schon 
Stellen aus dem Lehensregister von 1361 (z. B. II S. 413, s; 
443,6; 551, lo) beweisen. So sehen wir denn auch im Urbar 
den Bereich der niederen Gerichte beschränkt auf einzelne 
Höfe und dazu gehörige Dörfer oder auf Dörfer und Land- 
städte für sich. Da heißt es (1 S. 213, l.^) bezüglich des 1273 
von Habsburg erkauften Hofs zu Art am Zugersee: DA 
herschaft hat da Aber den selben hof — darin 
hörent disA dörfer: Oberndorf, Goltowe, Bfisingen, 
Lowertz, Gengingen und Röten — twing und ban 
und och da und in dem nidern hof dAb und vrefel 
(ze richtenne); oder (S. 13,1?): DA herschaft hat och 
da (zu Biedertal bei Pfirt) über den hof und über daz 
torf, swez die lAte sint, twing und ban (vgl. S. 33, i3 
Hirsingen, 69,8 Hochsal, 152, u Aegeri, 231, 12 Ober- und 
Unterhof bei Oberkirch südlich Sursee). Von dem zur Eigen- 
herrschaft im Erenkinger Amt gehörigen Horheim wird (I 
S. 89, 2&) gesagt: DA herschaft hat Aber den hof thwing 
und ban und von des hoves wegen über das dorfze 
Horhein den halben teil thwinges und bannes; und 
von Elfingen am Bötzberg (I S. 95, le): DA herschaft hat 
über alle, die des hofes ze Elvingen pflichtig sint, 
thwing und ban und richtet Aber si dub und vrefel, 
was sachlich übereinstimmt mit der Angabe: alle, die z& 
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dem hof bftrent für das benachbarte Rein (I S. tOO, 9); und 
mit der Angabe über Leimbach bei Reinach (S. 176, a): Ze 
Leimbach die lAte die sint phlichtig, über alle 
Sache ze Binnach in dem hove recht ze nemenne 
und ze tünne, woselbst die Herrschaft auch Dieb und 
Frevel richtet. Gewöhnlich wird freilich der Geltungsbezirk, 
der Hof, das Dorf, die Stadt, mit einem bloßen da erledigt. 
Wenn dabei sich feststellen läßt, daß in den elsässischen, 
Schwarzwald- und mittelschweizerischen Ämtern der Gerichts- 
vermerk im Yerhältnis nicht unerheblich öfter wiederkehrt 
als bei den ostschweizerischen und schwäbischen, so mag 
dies z. T. damit zusammenhängen, daß Burkhard von Frick 
im weiteren Verlauf die Urbaraufnahme etwas vereinfacht 
und ganze Gruppen von Dörfern mit einem einzigen Ver- 
merk erledigt hat, was freilich mitunter auch bei den 
anderen Ämtern geschah. Z. T. erklärt es sich daraus, daß 
in der Ostschweiz größere Höfe mit umfassenden Twingen 
sich finden, während zumal das dörferreiche Elsaß eine 
stärkere Zersplitterung der Bannbezirke uiid deshalb auch 
der Gerichtsbarkeiten aufweist (vgl. Schmidlin a. a. O. S. 89 ff.). 
Nach und nach zog diese vom Zwing und Bann ausgehende 
Zersetzung auch für die Dieb- und Frevelgerichtsbarkeit die 
Verörtlichung nach sich, für die sonst das Urbar im Gegen- 
satz zur Niedergerichtsbarkeit noch gerne betont, sie gelte 
überall (vgl. z. B. oben S. 202 über Hasle). So heißt es für 
das elsässische Regisheim (I S. 2, 7}: Di. herschaft hat 
och in dem selben dorf einen dinghof; in den höret 
twing und bau und tdb und vreven ze richtende, 
oder auch es suchet sowohl der Sennhof bei Neubrech- 
ten wie die Undaler Mühle ze Eyburg ellA gerichte 
(I S. 305,8, 11; vgl. 380,9 für zahlreiche Dörfer und Weiler 
bei Hohen Tengen). 

Offenbar von Zwing und Bann aus geht femer die Ten- 
denz, die Gerichtsherrlichkeit als Zubehör gevnsser Höfe oder 
Güter erscheinen zu lassen. In den Urkunden tritt der 
districtus überhaupt zuerst und eigentlich nur in dieser 
Weise auf (darüber, daß der älteste Beleg, den v. Wyß 
a. a. 0. 8. 33 beibringt, wahrscheinlich eine spätere Fälschung 
ist, siehe Schweizer IQ S. 547). Man vergleiche das soeben 

14* 
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über Regifiheim, Horheim, Elfingen und Bein Mitgeteilte 
UHd aus dem Pfandrodel von 1306 (Schweizer III S, 470) 
über Bickenbach (II S. 379, &): 8i (der Schultiieiß von 
SchafFbauBen und seine Stie&nutter) habnt ouh da tot* 
recht (Todfall) und gerihte und ander dinch, daz zu 
dem hof 26 Bichenbach gehöret, des nutz man niht 
geahten mach. Wenn im urbar die Zubehöreigenachaft 
der niederen Gerichtsbarkeit oder der Gerichtsbarkeit über- 
haupt weit weniger häufig hervortritt, als sie in Wirklichkeit 
bestand, so ist das eine Erscheinung, der wir auch beim 
Eorchensatz begegnen werden; und sie hängt damit zu» 
aammen, daß das Urbar einen bestehenden Zustand und zwar 
so schildert, da£ die Zugehörigkeit schon aus der Gruppierung 
für den Benutzer als selbstverstäadlich sich ergab, während 
die Urkunden anläßlich eines Wechsels im Eigentum oder 
in der Nutzherrschaft abgefaßt wurden und darum die Per- 
tinenzen als solche deutlich aufzufahren allen Anlaß hatten. 
Aber überhaupt die ganze Vermögens-, sagen wir ge- 
radezu privatrechtliche Behandlung der Gerichtsverhältnisse 
scheint vom Zwing und Bann ausgegangen zu sein. An 
ihm giebt es eine Gewere: Zu Dogem am Bhein im Amt 
Waldshut hat die Herrschaft Zwing und Bann, Dieb und 
Frevel: DA herschaft aber von Homberg solte da 
haben den halben theil thwinges und bannes; in 
der gewere ist si nikt gewesen von mengen ziten 
her (I S. 74, 5). Also war die niedere Gerichtsbarkeit be- 
reits nach der Auffassung Burkhards und seiner Zeit ein 
dingliches Becht, eine liegenschaftliche Gerechtsame, die 
unter Umständen, etwa wie später die Almendrechtsame oder 
Ware, vom Hof getrennt werden konnte (ein Beispiel von 1288 
bei Wyß a. a. O. S. 34 in der N.). Es wurde nicht nur zu 
Lehen gegeben (als Lehen von Habsburg zu Nieder-Schwör- 
stadt an den Truchsessen von Bheinfelden, zu Ober-Schwör- 
stadt an den von Wieladingen, I 63, 9,11), was ja nach da* 
maliger Auffassung auch mit einem Amte hätte geschehen 
können, vne denn z. B. die Dieb- und FrevelgerichtsbarkeiA 
zu Eötzingen bei Altkirch von den Grafen von Homberg 
als Lehen von Habsburg beansprucht wurde (I 8. 28, 9), 
worin man freilich auch wieder erst eine Übertragung ven 
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Anschauungen, die an Zwing und Bann sich entwickelt 
hatten, auf die hohe Gerichtsbarkeit erblicken könnte. Son- 
dern dies Recht wurde auch gekauft und verkauft. So ist 
(I S. 362,18) die Rede von: DA vogtey und twing und 
ban des dorfes ze Swartzembach, Hl kAftet(!) ist 
mit der vogtey ze Ufhofen umbe hern Ulrich von 
Lowemberg (siehe auch oben S. 200 über Bichbhausen). 
Es wurde auch sonst veräußert und verpfändet (Pfandregister 
um 1380, II S. 664, so), und es ging durch Erbgang über. 
Nur z. T. aus letzterem Grunde, häufiger noch aus ge- 
teilter Entstehung, worüber wir später noch ein Wort zu 
sagen haben werden, erklären sich die häufigen Teilungen 
des Rechts. Einige Beispiele lernten wir im Verlaufe unserer 
Untersuchung schon kennen. Hier einige weitere : Die Herr- 
schaft hat, indes sie allein Dieb und Frevel richtet, den 
halben teil thwinges und bans zu Gersbach bei Wehr 
in Baden (I S. 64,8), femer zu Rümersheim im Elsaß 
(S. 7,1»), zu Binz bei Wettingen im Argau (S. 115,9), zu 
Auw bei Meienberg im selben Kanton (I S. 145, 8) und, wie 
wir noch sehen werden, zu Wohlen. Der dritte Teil von 
Zwing und Bann allein steht ihr zu im jetzt zürcherischen 
Nieder Martalen (I S. 347,4), zwei Drittel zu Seon bei Lenz- 
burg (oben S. 207), zu Reinach (S. 175, 3). Von Hirsingen 
bei Altkirch aber heißt es (I S. 33, 12): In den selben hof, 
da Aii herschaft inne hat den fi!inften teil twinges 
und bannes, hAret der fünfte teil dez waldez ze 
Henmertorf und der fdnfte teil des Breitenholzes 
und darzü alle die berge, die in dem banne ligent. 
Eine nicht zu festen Teilen bestehende Gemeinschaft bezeugt 
das Urbar (I S. 518, 7) für Quarten am Walensee: DA her- 
schaft hat mit dem abte (von Pfävers) in dem hove 
Aber lAte und Aber gftte twing und ban gemeine. 
DA herschaft richtet aber da alleine dAb und 
vrevel. Und eine mehr nur subsidiäre, im Devolutionsfall 
eintretende Gemeinschaft besteht für Gippingen im Kanton 
Argau (I S. 77, 1): Ze Gippingen hat dA herschaft das 
recht, das si richtet dA dritten gerichte, ob dA 
zwei versessen werdent von dien, die da habent 
thwing und ban. Bisweilen wird aber doch die Dieb- 
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und Freyelgerichtsbarkeit mit in die Teilung hineingezogen. 
Die Hälfte von niederer und hoher Gerichtsbarkeit steht 
der Herrschaft zu in Erzingen und Weißwil im Amt Eren- 
kingen (I S. 87, 19; 88,8); Maag, der überhaupt da, wo eine 
der beiden Arten von Gerichtsbarkeit ganz oder zu einem 
Bruchteil fehlt, den Inhaber des Restes nachzuweisen suchte 
und in vielen Fällen in höchst verdienstvoller Weise mit 
Urkunden und Offnungen nachgewiesen hat, vermutet, die 
andere Hälfte könnte hier dem Kloster Rheinau gehört 
haben, das daselbst begütert war. Ebenso in Detzeln, südlich 
von Krenkingen (I S. 91, 19), während der dritte Teil beider 
Gerichtsbarkeiten für St. Dizier bezeugt ist (I S. 38, 19) und 
ein Bruchteil aller gerichte wiederholt, ein Viertel z. B. in 
Courcelles (oben 8. 201). Zu RadolfzeU und für die übrigen 
Orte des Amtes Ach, ausgenommen dieses Städtchen selbst, 
erwähnt dagegen das Urbar nur den dritten teil der 
gerichten, die daheissent dube undvrevel, und den 
dritten teil der büssen, die da von vallent (IS, 455, 5; 
457,13); auch hier gehörten wohl die übrigen zwei Dritteile 
und dazu Zwing und Bann einer klösterlichen Grundherr- 
schaft, nämlich der Abtei Reichenau. 

Übrigens veranlaßt uns gerade diese Stelle, als letzten 
Ausfluß dieser vermögensrechtlichen Auffassung der Gerichts- 
barkeit deren rein finanzielle Behandlung nochmals zu be- 
tonen. Nur wegen ihres Ertrags an Gefallen, Gewetten 
(I S. 37, 15) und Bußen, figurieren überhaupt die Gerichte in 
dem lediglich der Finanzgebahrung dienenden Urbar; auf die 
mere oder minre büsse (I S. 166, is) kam es an (I S. 59, «): 
Der kastvogt vonSekingen (eben Habsburg) ist vogt 
Aber des hoves lAte und gut ze Horneschon (Homussen 
am Bötzberg) und hat di^b und vrefel ze richtenne 
und alle sachen,'von dien dA mere büse gevallen 
mag, und sol der meier bi ime sitzen Der meyer 
nimet der bütze zwene teile und der kastvogt den 
dritten teil. Wenn der Ertrag der Gefalle nicht mit ver- 
zeichnet und summiert wurde, so lag das daran, daß er 
eben nicht abschätzbar war, wie das im Pfandregister von 
ca. 1380 anläßlich von Yerpfändungen ausdrücklich gesagt 
wird. Z. B. bei der Verpfandung des Amtes Bötzberg an 
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Rudolf Hürus, die 1377 mit großem und kleinem Gericht 
geschah (11 S. 664, 5): gicht er (der Hürus), da hab er 
nicht anders nutzen denn volle, swenne die geviel- 
len; die kan man nicht schetzen (siehe auch ebenda 
n S. 671,3 imd oben S. 212 aus dem Pfandrodel von 1306 
über Rickenbach). Darum ist auch damit, daß der Posten 
bei jedem Orte erscheint, mit nichten gesagt, daß überall 
auch Gericht gehalten worden sei. Wo das geschieht, be- 
richtet das Urbar nur selten, so etwa beim Amt Laax 
(I S. 526,4): In der selben grafschaft ligent zwo hof- 
stette, uf den dA herschaft ir lantgerichte haben 
sol; der lit einA ze Cure in der stat under der bürg, 
die ander ze Sessafret (vgl. dazu die tüchtige Dissertation 
der juristischen Fakultät Preiburg i. Schw. von Peter Tuor, 
Die Freien von Laax, Chur 1903 8. 67 f.) und bei einzelnen 
Höfen, bei denen es sich auch aus der Eigenschaft als Ding- 
hof oder Meierhof ergeben kann (vgl. z. B. I S. 68, 16 für 
das badische Luttingen). Sonst deutet nur etwa die Erwäh- 
nung einer Weid- oder Weibelhube das Vorhandensein einer 
Gerichtsstätte an. 

Auch wer das Gericht hält, ergiebt sich kaum aus dem 
Urbar. Für die Herrschaft war es natürlich ein habsburgi- 
scher Landrichter oder Vizelandgraf bezw. einer der Vögte 
(I S. 367, 1-2, 23 für Erchingen und Mettendorf) oder Amt- 
männer, den eventuell sogar die Freien far das Freigericht 
im einzelnen Fall zum Richter erküren (vgl. Schweizer HI 
S. 572, 587, 592). Nebenbei ist von dem pfleger der 
herschaft, der alle 14 Tage mit 3 Pferden kommt, Gericht 
zu halten, die Rede bei Buch und Wulf lingen (I S. 323, 20). 
Von den Rodeln macht das Verzeichnis von Einkünften, 
Verpföndungen und entfremdeten Gut aus dem Jahre 1300 
eine hier in Betracht kommende Angabe, die auch des- 
wegen interessant ist, weil wir hier ausnahmsweise doch 
einmal etwas von den Gefallen hören (H S. 202,6): Item 
Judicium (es ist das oben S. 201 von den Hallwilem be- 
anspruchte und von ihnen also wirklich behauptete Gericht 
über Frevel) UffenDorf in Sengen, attinens curie in 
Rinach, quod Judicium reddit 1^ dominis annuatim 
et officiali judicanti ibidem bß (vgl H S. 101,5) 
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occupat et accipit dominus Hartmannus de Halwile, 
wozu allerdings zu bemerken ist, daß nach dem Urbar das 
Pfund als Yogta-echt, also als Steuer erscheint. Sonst kommt 
es dem Urbar nur auf den Gerichtsherrn an, und nur, wo 
dieser entweder selbst das Gericht wirklich hält, oder ein 
Yogt oder Meier für ihn als damit beliehen erscheint, lernen 
wir den eigentlichen Gerichtshalter kennen. 

Als Inhaber von Gerichtsbarkeit aber begegnet, weil 
Habsburg an diesem Orte ausnahmsweise das Gericht nicht 
hat, oder mit einem andern Herrn teilen muß, oder weil 
es ihm bestritten wird, im Urbar abgesehen von der Herr- 
schaft für Zwing und Bann außer dem von Habsburg be- 
liehenen Truchsessen von Rheinfelden (oben S. 212) und dem 
von Wieladingen (ebenda S. 212), der auch zu Murg, zu Ober- 
bofen und zu Herrischriet als Meier des Klosters Säckingen 
die niedere Gerichtsbarkeit hat (IS. 67, s, ic; 70,2, vgL 
Schweizer IH S. 611), dem von Gösgen (oben S. 207) Graf 
Markwart von Froburg zu Gadlingen (S. 491, e). Alle Gerichte 
aber, hohe und niedere, mit einziger Ausnahme des Blut- 
gerichts, werden beansprucht oder rechtmäßig besessen von 
dem Edeln von Stein zu Wegenstetten (Kanton Argau, 
I S. 60, is), dem von Kienberg (oben S. 201), dem Herrn von 
Büed im Rüedertal (I S. 176,1»), lauter Beispiele kleiner 
AUodialherren, die es zu hoher Gerichtsbarkeit gebracht, 
femer vom Propst des Chorherrenstifts St. Michaelsmünster 
zu Beromünster (oben S. 201) und vom Propst des Zürcher 
Chorherrenstifts Großmünster zu Albisrieden, von dem es 
(I S. 119, i) heißt: Die lAte von Ryeden sprechent 
uffen ir eit, swie yoch das sie, das si in der graf- 
schaft von Habspurg gesessen sint, das ze Ryeden 
von recht und von alter gewonheit nieman ze ricb- 
tenne hat d&be und vrefel, wand ein brobst von 
Zdrich, der och die selben gericht empfahet von 
dem Byeche. Zu Glams, wo der meyger hat Aber lAte 
und Aber gfite twing und ban, und rihtet der vogt 
Aiihe und vrevel (I S. 509, i), besteht nur formell eine ver- 
schiedene Inhaberschaft. Denn Habsburg hat Kastvogtei und 
Meiertnm in seiner Hand; dA vogtey ist lehen vom riebe 
und das meygerambt vom gotzhus ze Seckingen. 
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Diese Stelle fuhrt uns auf die Frage nach dem persön- 
lichen und sachlichen Bereich der Gerichtsbarkeit, die aber 
nach der Natur der Sache und nach dem bisher Ausge- 
führten einer Erörterung nur für den Zwing und Bann be- 
darf, während für die hohe Gerichtsbarkeit lediglich noch 
nachzutragen ist, daß das mit Yorliebe ihr beigesetzte uberal 
auch zur Betonung größerer Umfassendheit gegenüber einem 
nach Bruchteilen oder Herrschaften geteilten Zwing und 
Bann gebraucht wird (siehe oben S.213 einen Teil der Belege 
für den geteilten Bann und etwa 148, i für Affoltem a/A., 
153, 11 für eine Anzahl zum Dinghof Neuheim beim zugeri- 
schen Baar gelegener Dörfer, 185,2 für Egolzwil im Amt 
Willisau, 200,3 für 27 Orte im Amt Rotenburg, 292,3 für 
das jetzt zürcherische Yolketswil). Zwing und Bann sind 
auch nach andern als obiger Angabe unterworfen Leute und 
Sachen (vgl. die oben S. 213 zitierte Stelle über Quarten, 
I S. 280, 18 über Kastei und S. 202, u über Langensand) oder 
Güter (I S. 351,13, Klein Andelfingen und Trüllikon). Und 
unter den Leuten, auf die namentlich auch abgehoben wird, 
wo es sich nicht um eine in geschlossenem Bezirk ansässige 
Bevölkerung handelt, sehr oft nicht nur die der Herrschaft 
eigenen , wie mitunter ausdrücklich betont wird , so z. B. 
(I S. 91,6) für Löhningen, weil es dort neben einem habs- 
burgischen Hofe 3 solche und eine Schuppos von Berau giebt: 
Aber die vorgenanten lAte allesament, oder (I S. 115, i) 
zu Hüttikon (Kanton Zürich): Aber die lAte, die (da) in 
stArent, oder (I S. 65, ii) zu Enkendorf im Wehratal: über 
alle, die in dem dal gesessen sint, swes sA yoch 
sint. Insbesondere steht der Herrschaft mancherorts die 
niedere Gerichtsbarkeit über die Freien zu; dd herschaft 
hat da twing und ban und vorus Aber die vrien, die 
in der grafschaft (Laax I S. 526, e) gesessen sint, wo- 
rüber man wie auch über die bisweilen miterwähnten dar- 
komen lAte, die der herschaft huldent (S. 34, i) neben 
der angeführten Schrift von Tuor im allgemeinen die Unter- 
suchungen von V. Wyß und nun von Schweizer (IH S. 569 ff.) 
nachsehen möge. 

Aber als eigentlichstes Herrschaftsgebiet und Ursitz der 
Zwing- und Banngerichtsbarkeit erscheinen doch nach dem 
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Urbar immer wieder die der Herrschaft eigenen Leute und 
Güter wie z.B. im Meiertum Sept (S. 34,8), in Bourogne 
(S. 38, 25, hier mit entsprechender Beschränkung von tÄb 
und vrevel; ebenso in Ch^vremont 39,8), in Würenlos 
(8. 114,15), in Baar (8. 153,i), in ffinterbühl (8. 153,ii), 
in Edlibach, Lüthartigen und Wulfligen (8. 1 54, i), in Egolzwil 
(8. 185,2), in 27 Orten des Amtes Rotenburg (8.200,»), 
zu Langensand (8. 202, u) und Kriens (8. 203, i»), womit man 
auch die oben 8. 216 angeführte Stelle über Gadlingen ver- 
gleichen mag. Dies führt uns zum Schluß noch auf den 
Rechtsgrund der verschiedenen Gerichtsbarkeit. 

Für die hohe legt das Urbar ihn in Stellen wie die oben 
8. 204 und 216 erwähnten über das Wehratal und Albisrieden 
nicht nur nahe, vielmehr beruft es sich mancherorts dafür 
geradezu auf die Landgrafschaft oder Grafschaft. Ersteres 
geschieht nicht weniger als 1 7 mal im Amt Säckingen u. a. 
auch bei Burkhards Heimatsort Frick in der Form: Di her- 
schaft hat ze Frikke ze rychtenne von der lantgraf- 
schaft (im Frickgau) dib und vrevel Aber alle, die da 
sint (I 8. 59, le). Von einigen Orten wird festgestellt, daß 
die Leute nicht wußten, ob ihr Dorf zu der Landgrafschaft 
gehöre, offenbar um die Nichtaufführung von Dieb und Frevel 
oder die Zuerkennung an einen andern (oben 8. 201 über 
Kienberg) zu begründen. Durch mehrere Amter hindurch 
gehen die Berufungen auf die Grafschaft z. B. bei Gippingen 
(oben 8. 213) und Mandach (8. 78, lo), wobei gleichfalls nur 
die Frickgaugrafschaft gemeint sein kann, bei Rein (8. 100, lo), 
Umiken (S. 107, w), Rinikon (8. 107, 21), ViUnachem (S. 107,24) 
in der Landgrafschaft Argau, bei Spreitenbach (8. 117, 1), 
Dietlikon (8.117,5), Ober und Nieder Urdorf (8. 118, 1), 
Schlieren (8. 118,3), Altstetten (S. 1 18,6), Ringlikon (8. 119,6), 
Uetikon (8. 119,8), Ober Urdorf (8. 119, 10), Rudolfstetten 
(8. 1 19, 12), Birmensdorf (8. 1 19, 14), Bellikon, Hausen und 
Remetswil (8. 122, 1»), wo an der Spitze als gemeint aus- 
drücklich bezeichnet wird die durch Abtrennung von den 
Landgrafschaften im Argau und im Zürichgau für die Habs- 
burger geschaflfene Grafschaft Habsburg, endlich bei Schwär- 
zenbach, wo die angerufene Grafschaft die thurgauische 
Landgrafschaft ist (8. 364, 4). Daß aber die hohe Gerichts- 
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barkeit auch noch einen anderen Rechtsgrund haben kann 
und für die Habsburger sehr oft hatte, nämlich die Kast- 
vogtei über ein Kloster oder Stift, deuten Stellen wie die 
mitgeteilten über Glarus und über Homussen an (vgl. auch 
S. 67, 7 über Murg, S. 70, a über Herrischriet und namentlich 
die allerdings widerspruchsvolle Angabe betreffend Stein, 
S. 61,12). Dazu sind dann für das subjektive Recht des Hauses 
Habsburg jeweilen noch die Eingänge zu den einzelnen 
Ämtern heranzuziehen, in denen die Rechtstitel für die im 
Folgenden aufgeführten Einkünfte kurz vorausgeschickt wer- 
den, wofür ich als Beispiel nur den Anfang des officium 
uffem Walde und ze Waltzhfit zitieren will (I S. 66): Dis 
sint die gulte, nutze, stire, recht und gewonheit, 
die die hertzogen von Österrich, die graven sint ze 
Habspurg, kastvfigt ze Sekingen und herren ze 
Waltzh&t hant und haben sulen an vrigen lÄten, 
darkomen lÄten und gotzhusluten, si hAren gegen 
Sekingen oder in den dinghof ze Hochsol, und an 
gfiten, die uffen dem Walde sint und in das ampt 
ze Waltzh&t hArunt. Freilich nicht selten versagen die 
Titel und zwar nicht nur für uns, sondern auch für Burkhard 
von Frick und seine Eundschaftgeber. Dann — aber immer 
nur, wenn es sich um Dieb- und Frevelgerichtsbarkeit han- 
delt — beruft er sich auf gewonheit, was wir genauer 
als Unvordenklichkeit zu fassen haben, wobei allerdings, da 
in den meisten Fällen die Entstehung des subjektiven Rech- 
tes der Herrschaft und der betreffenden Gerichtsbarkeit im 
objektiven Sinn Hand in Hand gegangen sein werden, die 
Berufung auf die Oewohnheit nicht so ungeschickt erscheint 
wie anderswo in unseren, aus der Ungeschiedenheit des 
öffentlichen und privaten Rechtes herausgebornen mittelalter- 
lichen Quellen. In der Form: DA herschaft richtet von 
gewonheit dÄb und vrevel findet sich diese Berufung 
auf die Unvordenklichkeit, außer in der oben S. 204 mitge- 
teilten Stelle über das Wehratal, wo es sich eben doch 
wahrscheinlich um eine eximierte AUodialherrschaft handelt, 
zunächst im ganzen Ajnt Siggental (I S. 109 — 116), das 
Rudolf von Habsburg 1264 mit von Kiburg geerbt hatte, und 
zwar sowohl da, wo Habsburg über die Freien oder über 
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Eigengut auch Zwing und Bann besitzt, wie an Orten, wo 
es nur als Kirchenvogt erscheint; überall dürfte es sich um 
ursprünglichen Besitz des kiburgischen Hauses gehandelt 
haben. Zum kiburgischen Erbe gehörte femer der größte 
Teil des Amtes Eloten, durch das hin gleichfalls fortwährend 
die Berufung auf die gewonheit erfolgt (I S. 244 — 256); 
hier gab es zwar auch Freie, die jedoch das Urbar nicht 
erwähnt (Schweizer III S. 593 f.); fast alles war Eirchengut 
.zürcherischer Stifter und Klöster, über welche Habsburg 
die Kastvogtei besaß, nur den Eelnhof zu Kloten selbst 
hatte die Herrschaft vor 1279 durch Kauf von denen von 
Tengen erworben. Auch im Amt Grüningen ist von gewon- 
heit die Rede (S. 275,ii) und zwar bei den Freien zu 
Binzikon (Schweizer DI S. 580 ff.)? ferner im Amt Kiburg bei 
Volketswil (S. 292, 4), wo das Kloster Allerheiligen in Schaff- 
hausen, und bei Baltenswil und Brüttisellen (S. 303, n), in 
welch ersterem Dorfe St. Johann im Turtal als Grund- 
herr erscheint, weiter im Amt Diessenhofen bei Dörflingen 
(I S. 341,18) und bei Geilingen (I S. 342, 12), einem Lehen 
der Herrschaft von der Kirche Konstanz, und endlich in den 
schwäbischen Ämtern Hewen und Ach bei Stetten (S. 450, <), 
St.Blasianischem und anderem Kirchenbesitz, bei Buch, einem 
habsburgischen Eigen (I S. 451,i) und zu Ehingen an der 
Donau (S. 453, e), wo ebenfalls habsburgisches Eigengut lag. 
Wir sehen jedenfalls, daß die Berufung auf die Gewohn- 
heit in Ermanglung eines Titels nicht nur bei einer be- 
stimmten Art der hohen Gerichtsbarkeit begegnet, sondern 
bei all ihren Anwendungsfällen und überall, also auch da, 
wo habsburgische Grafschaftsrechte nicht in Frage kommen. 
Darum erscheint mir trotz der merkwürdigen Stelle über 
Stein bei Säckingen (I S. 61,t»): Di herschaft hat ze 
Steine von der lantgrafschaft ze richtenne Aiih und 
vrefel, und wirt dem von Wielandingen als einem 
meiger (nämlich des Klosters Säckingen) der bfis zwen 
teil, der herschaft der dritte teil die Vermutung 
Schweizers (HI S. 597, vgl. 549) nicht stichhaltig, die Habs- 
burger hätten mancherorts kurzerhand die Grafschaftsrechte 
auch auf das immune Kirchengut ausgedehnt, oder vielmehr, 
es sei die Exemtion der geistlichen Immunitäten von der 
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Gaugrafschaft in einigen Oegenden überhaupt nie durch- 
gedrungen, und gerade da habe Habsburg sich dann mit 
Yorliebe auf die Gewohnheit berufen. 

Für Zwing und Bann begegnet etwas Ähnliches nur ein- 
mal SU Ufheim bei Sierenz im Elsaß (I S. 28, ib), wo gesagt 
wird, die Herrschaft besitze da Zwing und Bann sit des 
siten von Ohsenstein^ nämlich des Reichsvogts im Elsaß 
und Schwagers König Rudolfs von Habsburg; hier ist schou 
die Form eine ganz andere^ wenn nicht etwa geradezu ein 
Erwerb von dem Genannten damit angedeutet werden wiU. 
Im übrigen scheint über die Berechtigung zu Zwing und 
Bann nie Unklarheit, wohl aber gelegentlich Streit ge- 
herrscht zu haben. Das führt uns auf eine hochinteressante 
Stelle, die uns über den Reehtsgrund der niederen Gerichts* 
barkeit yielleicht Auskunft zu geben vermag. Yon Wohlea 
im Amt Yilmergen (heute Kanton Argau) heißt es nämlich 
im Urbar (I S. 167,9): Di herschaft hat da ze ricbtenne 
d4b und vrevel. Si hat och den halben teil twin* 
ges und bannes ze Wolen. Her Wernher von Wolon 
sprichet aber, das der halbteil des selben halbteiles 
sin Bule sin, und von alter sin und siner vordem 
gewesen si von rehte, und das er manigen tag dar- 
über von den vogten gesüchet und gevorderot habe. 
Er sprichet och, das er billich geniessen sol an der 
selben saohe des, das mer danne der vierteil des 
gätes, das ze Wolon lit, sin eigen ist, und das der 
hof och sin eigen ist, da der kirichunsatz in boret; 
dirre sachen aller genösset er gerne, sit twing und 
ban von nicht anders dar r&ret danne von eigen- 
Schaft. Nun ist ja nicht zu leugnen, das Zwing und Bann 
durchaus nicht auf Eigengut beschränkt sind, vielmehr, wie 
wir sahen, den Habsburgem auch über Freie und deren 
Güter, ja gelegentlich sogar selbst über Gotteshausleute und 
Eirchengut zusteht, der Regel zuwider, wonach sonst der 
Yogt zwar Dieb und Frevel, das Kloster oder Stift bezw. 
sein Meier dagegen Zwing und Bann hat (vgl. z. B. fär 
Mettingen S. 90,», für Bhiau und Brütten S. 289,6 und da* 
zu die Anmerkungen Maags mit I S. 59 N. 5 sowie v. Wyß 
a.a. 0. S. 38 ff., 3t 2f. und Schweizer m S. 599, 600, 602, 
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604, 614, 628, 633, 635, 636, wo auch weitere Beispiele 
namhaft gemacht und mit Glück darauf zurückgeführt sind, 
daß es sich dabei meistens um entlegenere Besitzungen der 
betreffenden Gotteshäuser handelte, eine Beobachtung, die 
auch dafür spricht, daß man mit Seeliger a. a. O. zwischen enge- 
rer und weiterer oder — wenn wir den bei den Freiämtem 
quellenmäßigen Sprachgebrauch von inneren und äußeren 
Freien berücksichtigen — vielleicht besser zwischen innerer 
und äußerer Immunität zu unterscheiden hat). Wenn jedoch 
Schweizer a. a. 0. S. 549 den in obiger Stelle ausgesproche- 
nen Grundsatz bemängelt und meint, „der Ghrundsatz werde 
ja auch hier gar nicht von den Habsburgern, welche hier 
keine Eigengüter, nur Eirchenvogtei über Schupposen von 
Muri und Hemetswil besitzen, aufgestellt, sondern Yon ihrem 
Eonkurrenten Werner von Wohlen, der hier allerdings einen 
Hof und mehr als den vierten Teil der Güter zu eigen be- 
saßt, so muß er doch zugeben, daß Werner dies Viertel von 
Zwing und Bann schließlich behauptet hat (vgl. Maag I 
S. 168 N. 1 und II S. 621 N. 4, wo aber irrtümlich von drei 
Vierteln die Rede ist, während doch die Hälfte wahrschein- 
lich Muri zustand). Auch zeigt die ganze Art, wie Burk- 
hard das Urbar referieren läßt, daß er den Standpunkt 
Werners teilt. Und schließlich kommt es ja auch gar nicht 
auf die Berechtigung im einzelnen Fall an, sondern darauf, 
daß überhaupt dieser Grundsatz vertreten werden konnte, 
was beweist, daß er nach damaliger Anschauung nicht aus 
der Luft gegriffen war. Damit stimmen denn auch die schon 
angeführten Stellen überein, worin betont wird, daß die 
Herrschaft Zwing und Bann über ihre Leute habe (vgl. auch 
I S. 1 83, i). Und weiter wird diese Ansicht gestützt durch 
eine ganze Anzahl von Belegen, wonach: ieder man richtet 
Aber die sinen. Dieser Vermerk findet sich zweimal im 
Amt Eloten (bei Nieder Glatt und Nöschikon S. 249, i und 
bei Ober Glatt S. 250, 2) und bedeutet dort, weil er Orte in 
der habsburgischen AUodialgrafschaft Eiburg betrifft, wie 
ich mit Schweizer IH S. 637 ihn verstehe, die volle Gerichts- 
barkeit, was auch durch eine Stelle über Bourogne (I S. 38, n) 
bestätigt wird, die sagt: Di herschaft hat och da über 
ir lÄte twing und ban und richtet über die selben 
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tÄbundyreyel; ferner zu Hombrechtikon im Amt Grüningen 
(8. 276,s) mit dem Zusatz: an allen sachen, ane über 
einunge und benne, wo die freie Genossame im Bereich 
des Zwings und Banns gewisse Rechte errungen oder be- 
hauptet hat; aber auch zu Widen in der habsburgischen Land- 
grafschaft Thurgau (8. 368, 12), endlich zu Bittelschieß in der 
Grafschaft Scher (S. 438, 11). Aber ausgegangen ist er natür- 
lich von Fällen, in denen jede Grundherrschaft über die 
Ihrigen nur Zwing und Bann besaß, wie z. B. in Waldhäusem 
bei Hermetswil im Amt Muri (I S. 140, 17): Ze Walthusen 
hat je der man Aber sin gfit twingundbau (wiederholt 
8. 169,8), zu Gontenswil und andern Orten im Amt Vilmergen 
(8. 176,7): über sin lAte, zuTrüllikon im Amt Diessenhofen 
(8. 347,16): Aber die sinen. Und diese Yerteilung erklärt 
sich offenbar daraus, daß an dem betreffenden Ort keine der 
mehreren Grundherrschaften, sei es vermöge der überragen- 
den Größe ihres Grundbesitzes, sei es auf andere Weise, so 
das Übergewicht besaß, daß es ihr gelang. Zwing und Bann 
auch über andere als ihre Eigenleute an sich zu ziehen (vgl. 
V. Wyß a. a. O. 8. 42, 8chweizer HI 8. 548, 549, 615, 628, 
637). Ferner wenn das Urbar in der oben 8. 212 abgedruck- 
ten Stelle über Dogem sagt, die Grafen von Hombei'g soll- 
ten die Hälfte von Zwing und Bann haben, so geschieht 
dies doch offenbar auch nur deshalb, weil daselbst zwei 
Höfe liegen, deren einer Eigen der Herrschaft, deren anderer 
Eigen eben der Homberger ist. Von diesen beiden Höfen 
wird gesagt: In die höve beide höret der kilchensatz 
ze Thogerren. Es iat nicht zufallig, daß hier und bei 
Wohlen der Eirchenpatronat mit in die Wagschale geworfen 
wird. Auch er ging eben zurück auf alte Grundherrschaft, 
auf das Eigenkirchenrecht; infolgedessen erscheint er, nun- 
mehr zum selbständigen Recht geworden, gerade so als Zu- 
behör wie der Zwing und Bann, von dem es eben auch heißen 
könnte, ja wohl heißen müßte: er höret in die beiden 
höve. Der Ursitz beider Rechte ist die Grundherrschaft. 
Die Anwendung außerhalb ihres Bereichs ist spätere Über- 
tragung, gerade so wie die Anwendung der Munt oder Yogtei 
außerhalb ihres ursprünglichen Anwendungsgebietes, des 
Hauses oder der Familie. 



224 ülrieh State, 

So das Urbar. Gerne erf&hren wir von ihm mehr über 
die in Ermangelung von genügendem Quellenmaterial so 
dunkle Yorgeschichte der besprochenen Einrichtungen. Aber 
dafür versagt es. Immerhin ergeben sich gewisse Richt- 
linien. So wissen wir jetzt, wo wir gesehen haben, wie der 
Unterschied von hoher und niederer Gerichtsbarkeit — und 
zwar in einer Weise, die noch an der Wende des 13. und 
14. Jahrhunderts seinen Zusammenhang mit der karolingi- 
sehen Gerichtsverfassung deutlich verrät — überall, nicht nur 
in den Trümmern der Grafschaften, sondern auch in den 
zahlreichen Immunitäten der Gotteshäuser zugrunde liegt, 
was wir zu halten haben von der neuen Theorie Seeligers 
(a. a. O. S. 107 ff. mit 92), welche die Übertragung der hohen 
Gerichtsbarkeit durch die sog. Ottonischen Privilegien leugnet 
und behauptet, die Immunität habe von Anfang an die hohe 
Gerichtsbarkeit mit umfaßt, es sei die Ausnahmegerichtsbar- 
keit gleich als YoDgerichtsbarkeit ins Leben getreten: Die 
Gerichtsverhältnisse des Urbars bleiben bei dieser Ansicht 
einfach unerklärt und unverständlich. ^) Nicht mit der 

^) Wiederholt habe ich auf daa Verdienst hingewiesen, das Seeliger 
durch die Untencheidung von engerer oder innerer und weiterer oder 
äußerer Immunität sich erworben haben dürfte, wenn auch dieser Unter- 
schied noch sorgfältigerer Untersuchung bedarf. Bezüglich der übrigen 
Teile seines Werkes, soweit sie Anspruch auf Neuheit erheben können, 
bin ich dagegen, ohne den Wert manchen Details herabsetzen zu wollen, 
nicht in der angenehmen Lage, Seeliger zustimmen zu können, schon 
deshalb nicht, weil mißverstandene rechtshistorische Lektüre auf seine 
Ergebnisse einen unheilvollen Einfluß ausgeübt hat. Um nur ein recht 
handgreifliches Beispiel zu nennen , so bemerkt er S. 93 N. 2 zu der 
These, das Herrschaftsgericht sei erst seit Anfang des 9. Jahrhunderts 
zur nicht zu umgehenden Qerichtsinstanz geworden : „Brunner ist sich 
der Wichtigkeit dieses Moments bewußt und hebt hervor, die öfFent- 
Hchrechtliche Anerkennung sei der herrschaftlichen Gerichtsbarkeit 
erst dadurch zuteil geworden, daß die Staatsgewalt es Dritten zur 
Pflicht macht, sich an das Gericht zu wenden. Über den Zeitpunkt 
giebt er indessen widerspruchsvolle Auskunft. R. G. II 283 bemerkt er, 
dazu sei es w&hrend der fränkischen Zeit im allgemeinen nicht ge- 
kommen; S. 301 dagegen findet er, daß schon in der 2. H&lAe des 
8. Jahrhunderts die Verpflichtung bestand. Allerdings spricht B. an 
erster Stelle vom gruudherrlichen, an zweiter vom Immunitätsgericht. 
Aber daß die Entwicklung dieser beiden durchaus zusammengeht, will 
er gewiß nicht leugnen". Dazu ist nur zu bemerken, daß Brunner 
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gleichen Sicherheit läßt sich auf Grund des Urbare Stellung 
nehmen zu der Meinungsverschiedenheit zwischen Friedrich 
T. Wyß und Schweizer über die sog. niedere weltliche Yogtei. 
Friedrich v. Wyß nämlich bringt, z. B. a. a. O. 8. 38 ff., 305 ff., 
die ganze Entwicklung unter den Gesichtspunkt der Aus- 
nahmegerichtsbarkeit der Yogtei, läßt also nicht bloß eine 
hohe und niedere Eirchenvogtei gelten, sondern behauptet 
auch eine niedere weltliche Yogtei, der er Twing und Bann 
nebst Zivilgericht und niederen Freveln zuteilt, indes die 
niedere Eirchenvogtei auch nach ihm regelmäßig auf die 
Frevelgerichtsbarkeit beschränkt ist, von deren Bußen jedoch 
dem Yogt nur ^/s, dem Gotteshaus '/s verfallen. Die alte 
Regelgerichtsbarkeit würde also auf ihrer unteren Stufe 
gerade nur noch in einigen Freiämtern kümmerlich fortge- 
lebt, die alte Ausnahmegerichtsbarkeit der Yogtei würde 
fast auf der ganzen Linie gesiegt haben, und das Ergebnis 
würde eine Organisation gewesen sein, die man als Yogtei- 
Verfassung der Grafschaftsverfassung, die durch sie abgelöst 
wurde, gegenüberzustellen hätte. Schweizer dagegen verwirft 
die niedere weltliche Yogtei (HI S. 550, 570; vgl. aber 583), 
ja in gewissem Sinne sogar die niedere kirchliche (S. 622) 
und ist der Ansicht, die Grafschaft habe in diesen Fällen 
einfach die betreffende Niedergerichtsbarkeit an sich gezogen 
und selbst besessen. Nun kommt allerdings diese weltliche 
Yogtei im Urbar nicht vor. Es bringt eben die Niedergerichts- 
barkeit nirgends in direkten Zusammenhang mit der Yogtei, 
aus welchem Grund es auch nicht gegen v. Wyß ins Feld 
geführt werden kann. Mir scheint aber überhaupt, es handle 



dies selbstverständlich will, und daß außer Seeliger ihn wohl noch 
niemand anders zu verstehen vermocht hat. Darin liegt ja gerade die 
Feinheit seiner Darstellung, deren Richtigkeit inzwischen Wilhelm 
Sickels bekannte Untersuchungen über die Pnvatherrschaften im fränki- 
schen Reich noch erhärtet haben, daß sie uns zeigt, wie in Gallien 
eine aus spätrömischer Zeit überlieferte und mehr oder weniger be- 
hauptete grundherrliche Gerichtsbarkeit, und wie auf deutschem Boden 
eine aus deutschrechtlicher Wurzel selbständig entwickelte, die beide 
aus eigener Kraft erst später voll zu werden vermochten, da, wo zu 
ihnen die Immunität hinzukam, schon vorher zur Reife gelangten, wo- 
gegen das Gemeinwesen sie, eben durch seine Sanktion, wenigstens im 
Prinzip und 2. T. auch praktisch unschädlich machte. 

ZeitKduift mr BMditigwohiohto. XXV. Q«nn. Abt. 15 
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sioh bei diesem Streit mehr mir um die Form, in weleh«r 
der Zentenar und seine Gerichtsbarkeit vernichtet, entweder 
Yerdrangt oder niedergelegt wurden. Zur Sache aber ergebe 
gerade das urbar, daß das Entscheidende eigentlich die Bil- 
dung zahlloser kleiner Hof- und Dorfherrschafiken mit Hof" 
und Dorfherrschaftsbezirken gewesen sei. Aus dem Nets 
der öffentlichen Graf- und Hundertschaftsverfassung tritt auf 
der Karte jener Zeit immer aufdringlicher ein viel engeres 
kleiner Twingherrschaften hervor, das erst den rechten Unter- 
grund lieferte für GrafschaftsteUungen , Exemtionen und 
Bäldung vou Neugrafschaften. Man darf darin nicht blofi 
einen Sieg, der rohen Gewalt, des Starkem über den 
Sckwächem erblicken. In d«i Zeiten der Not werden sieh 
die kleinen Leute gern mit der Herrschaft den Schutz des 
Herrn haben ge&Ben lassen. Noch im Urbar klingt es nach, 
wie volkstümlich solche Twingherrschaften sein konnten. 
Ze Wegenstetten, das in der lantgrafschaft ze Yrig- 
gAwe lit, sprechent die lute uffen ir eit, das dd her- 
scbaft weder thwing noch ban noch vrefel ze rich- 
tene hat, nuwent der von dem Steine (IS. 60, is) und 
nicht geringeren Eifer für ihre Ortsherrschaft mögen die 
Leute von Büed (S. 176, i») bekundet haben. Auch lesen 
wir im Luzemer Bevokationsrodel (H S. 344, i): In GAsse- 
rawile domimi de Hasemburg usurpant sibi judicia 
dicta twing und ban eo, quod liberi homines eius- 
dem ville sibi eonstituerunt quendam censum pro 
defensione sua (also Twing und Bann in Verbindung mit 
Yegteö), et hoc factum est eo tempore, quo dissensio 
fuit inter dominium et comites de Froburg (1285) 
und weiter (S. 347, 4): Dominus de Arburg usurpat sibi 
Judicium dictum twing und ban in villa Wininken 
eo, quod rustici eiusdem ville idem Judicium, quod 
dominii fuit, proprio ausu transtulerunt in eum, 
was das Urbar (I & 1 85, 7) aber doch anzuerkennen gut fand. 
Diese kleinen Twingherrschaften nun mit ihrem immer 
starker hervortretenden privatrechtlichen Charakter konuten 
durch Kauf, Erbgang usw. kumuliert werden. Wie die 
Yeraußerlichkeit und Teilbarkeit der Hufe die Bildung der 
großen Grundherrschaft ermöglichte, so die Yeraußerlichkeit 
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und Häufbarkeit der Twingherrschaften die Bildung der 
Territorien. Brunner sagt (Grundzüge der deutschen Rechts- 
geschichte, 2. Aufl., Leipzig 1903 S. t42), der Übergang zur 
Landeshoheit habe sich so vollzogen, daß die einzelnen 
Rechte nicht mehr ihrem historischen Ursprung nach unter- 
schieden wurden und als Konsequenz einer ihrem Wesen 
nach einheitlichen obrigkeitlichen Gewalt über das ganze 
Land erschienen. Zunächst macht es den Eindruck, als ob 
dies für die Gerichte, die im Urbar und noch lange nach- 
her sorgfaltig auseinandergehalten wurden, nicht zuträfe. 
Und in der Tat: viel kräftiger äußerte sich bereits damals 
die geschilderte Tendenz auf dem Gebiet der Yerwaltung, 
wofor der Begriff des herrschaftlichen Amtes Zeugnis ab- 
legt. Doch auch far das Gerichtswesen trifft obiges Wart 
in beschränktem Maße zu. Hier bewahrheitete es sieh 
namentlich auf dem Gebiet der Ausübung der Gerichts- 
gewalt durch Beamte des Gerichtsherm, welche die rer- 
sehiedenartigsten Gerichte in einer Person versahen. Aber 
auch schon in der Yereinigung dieser mannigfaltigen, wenn 
auch zunächst noch auseinandei^ehaltenen Gerichtsbarkeitefi 
bei einem Gerichtsherm, und schließlich, in seinen Anfängen, 
bereits in jener Yerschmelzung der niederen Gerichtsbarkeit 
bald mit der Twingherrschaft, bald mit hoher Gerichtsbarkeit 
und zwar je nachdem in verschiedenem Maße. Warum die 
Frevel da zum Hochgericht, dort zum Niedergerieht ge- 
schlagen sind, sagt uns ja das Urbar nie; es stellt nur die 
Tatsache fest. Auch für die Gerichte gewährt es uns also 
einen Einblick in die Art, wie in seiner Werkstatt die f&rst- 
liehe Landeshoheit geschmiedet werden sollte. 



n. 

Über 100 Pferr- und sonstige niedere Kirchen werden 
im Urbar König Albrechts aufgeführt, wovon 77 — Schweizer 
m S. 544 giebt 76 an, wahrscheinlich weil er die nichts ein- 
tragende Kapelle zu Todtmos oder die Kirche Nieder Walds- 
but nicht mitzählt — z«m Hause Habsburg in näherer 
Beziehung stellen, 31 andere, direkt oder indirekt erwähnte, 
in entferoft^rer. 

15» 
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Man kann jene 77, mit denen wir uns zunächst beschäf- 
tigen wollen, geradezu als habsburg^sche Kirchen bezeichnen. 
Freilich nicht in dem Sinne, daß sie der Herrschaft eigen 
gewesen wären. Das Eigenkirchenrecht war längst gefallen 
und hatte dem Eirchenpatronat weichen müssen (vgl. meine 
Eigenkirche, Berlin 1895 S. 43 ff. und mein Kirchenrecht bei 
Holtzendorff-Kohler, Enzyklopädie 11 Leipzig 1904 S. 841). 
Nirgends bezeichnet das Urbar die herrschaftlichen Kirchen 
als eigen. Im Gegenteil sie erscheinen in ihm als Anstalts- 
personen, die selbst Eigen haben. Zwar wenn wiederholt 
einer kilchen wideme im Urbar vorkommt (z. B. 1 8. 384, ii; 
440, lo) oder einer kilchen g&t (8.413,2») oder einer kil- 
chen lÄte, die man heisset die zinser (8. 422,i bei 
Laiz unweit 8igmaringen), oder wenn es heißt: sechs sch&- 
possen sint der kilkun wideme ze Egliswile (I8.172,s) 
oder: ein wideme, dii hAret an die kilchen ze D&- 
eingen (8.92,9; vgl. 8. 111,«; 171, is; 240,s; 241, si; 247,«; 
355, 9, s, 4; 449,5,10 und oben 8. 208), so läßt sich juristisch 
aus solchen Wendungen nichts schließen, da sie unter der 
Herrschaft des Eigenkirchenrechtes mit seiner bloßen Per- 
tinenzialität von Widem und Kirchengut gerade so hätten 
lauten können. Aber auch wenn (I 8. 247, is) gesagt ist: 
Ze 8Aninnkon ligent zwei eigen, die horent an die 
kilchen ze Weningen, so will ich darauf kein Gewicht 
legen und eigen als das nehmen, was es sein kann und 
hier wohl ist, nämlich als gleichbedeutend mit Liegenschaft, 
liegenschaftliohem, nichthörigem und nichtgrundzinsigem Ver- 
mögen. Ghinz unzweideutig heißt es dagegen (I 8.168,»): 
Ze Goslinkon ligent zwo schfipossen, die der ki- 
richun von Egenwile eigen sint; die geltent der 
herschaft ze vogtrehte 1 mut roggen. Und wenn da- 
gegen eingewendet werden sollte, es handle sich dabei ge- 
rade um eine nichthabsburgische, dem Kloster Muri gehörige 
Kirche (Maag I 8. 169 N. \\ so darf das als rein zuf&llig 
betrachtet werden. 

Denn ausdrücklich nimmt die Herrschaft Habsburg- 
Österreich auch an ihren Kirchen, wo sie ihr Recht näher 
bezeichnet, nur mehr den kilchensatz f&r sich in Anspruch. 
80 heißt es z. B. von Brittnau im Amt Arburg (I 8. 492,»): 
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DA herschaft hat den halben teil des kirchen- 
satzes und lihet in zfi dem ersten mal. Die kirche 
giltet Aber den pfaffen 12 march. Ja sie stellt sich in 
gewisser Beziehung sogar auf den Boden des kanonischen 
Patronatrechts, lesen wir doch (I 8. 31 6 f.) von der Kirche 
des Chorherrenstifts Heiligenberg bei Winterthur: An den 
Torgenanden g&tern und an andren g&tern, die di 
herschaft hat geben an die pfrfinden uf dem Heili- 
genberge, da behfib die heirschaft ir selben die 
ere und den gewalt, das si die pfrflnden und die 
kilchen lihen sol und nieman ander, want die heir- 
schaft recht Stifter da ist (so muß natürlich gelesen 
werden, wie jetzt auch Glättli im Olossar HI 8. 288 richtig 
bemerkt). Dil selbe kilche giltet wol uf 10 marc. 
Der pfrfinden sint 4; der giltet einii uf 6 marc, Aii 
ander uf 6 marc, dA dritte uf 8 marc, d& yierde 
uffen 4 marc. Di herschaft behfib ir selben die 
Yogtey über die kilchen und über die pfrfinden und 
über iii gfit, die daran horent, und an der selben 
yogtey nimet dii herschaft sture ab den luten, die 
äii gfiter buwent. Ich sehe zunächst vom übrigen Inhalt 
der Stelle ab und bemerke bloß, daß recht Stifter einfach 
die Übersetzung von legitimus oder verus fimdator ist, wo- 
mit der Anschluß gewonnen wird an die kanonischen Grund- 
sätze über den Erwerb des Patronats durch Fundation im 
weiteren Sinn. 

Nun ist es freilich schon längst bekannt und bereits 
wiederholt ausgesprochen worden (vgl. z.B. Hinschius, Kirch en- 
recht n 8. 631, Geffcken, Die Erone und das niedere deutsche 
Kirchengut unter Kaiser Friedrich II. Diss. Jena 1890 8. lOff., 
T. Brünneck, Beiträge zur Geschichte des Kirchenrechts in 
den deutschen Kolonisationslanden, I Zur Geschichte des 
Kirchenpatronats in Ost- und Westpreußen, Berlin 1902 8. t4ff., 
meine Eigenkirche 8. 43 f. und mein Kirchenrecht a. a. O. 
8. 867 f.), daß, trotz Annahme des neuen Namens und ge- 
wisser formaler Konsequenzen wie der Rechtspersönlichkeit 
der Elirche, der Sache nach und praktisch die alte Eigen- 
herrschaft noch sehr lange Zeit fortdauerte und sich zäh er- 
hielt. Und dafür liefert das bisher dafür nicht ausgebeutete 
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habsburgische Urbar in mehr als einer Hinsicht schöne Be- 
lege. 

Zunächst hängt damit das Überwiegen des dinglichen 
Patronats in Deutschland zusammen, von dem such unser 
Urbar Zeugnis ablegt 7 JEjrchen, worunter allerdings 

2 Filialen, nämlich Delle, St Dizier, Bure, Croix, Mont^ 
bouton, St Susanne und Essert, alle hArent in den ding- 
hof ze Tatenriet (Delle, I S. 39, ib); am Yierwaldstättersee 
gehört die Kirche zu Horw in den Meierhof zu Langen- 
sand (I S. 20t, n), die zu Sj-iens in den dortigen Meierhof 
(I S. 202, so); m dem Meierhof Malters gehört die Kirche 
daselbst (I 8. 204, m), in den Meierhof zu Lippertswil die 
Kirche zu Küßnach (I 8. 208, »), in den Dinghof zu Dürnten 
im Amt Ghrüningen der Kirchensatz daselbst (I S. 271,7), 
der Kirchensatz zu Egg im gleichen Amt in den Hof zu 
(Mönch-) Altorf (I 8. 274, is), wohin sogar du wideme giltet 

3 mut kernen, also noch grundzinsig ist (I 8. 273, le); der 
Kirchensatz zu Andelfii^en gehört in den dortigen oberen 
Kelnhof (I 8. 350, ss) und so weiter fär Hohen Tengen 
(8. 373,13) und Veringen Dorf (I 8. 399,0. Auch hörten 
wir ja schon früher, wie mit den zwei Höfen zu Dogem, 
dem habsburgischen und dem hombergischen , der Kirchen- 
satz zu Dogem yerbunden war, woraus sich ein dinglicher 
Kompatronat ergab. Einem Kompatronat begegnen wir an<^ 
bei der elsaasiscben Kirche Landser, wo die Herrschaft nach 
Angabe des Urbars eigentlich zu '/« beteiligt sein sollte 
(I 8. 25, u): D& herschaft lihet och den halben teil 
der kilchen ze Lantzer; du giltet wol über den 
phafea 10 mark. Si sol ftch lihen den vierden teil 
der selben kilchin ron Johanses seligen, yogten 
von Bfitenheim, als d& kintsami gesprochen hat 
uf den eit Ez nimet sich aber an her Ootfrit von 
Eptingen; der sulle lihen denselben vierden teil. 
Einen Kompatronat finden wir endlich in Büßlingen bei 
Tengen, wo die Herren von Tengen dem Kloster Allerheiligen 
in Schaffhausen den halben Kirchensatz abgetrotzt und auf 
ihre Bechtsnaohfolger übertragen zu haben scheinen (Maag I 
8. 355 N. 1): Der abte von Schafhusen und dA her- 
schaft lihent die kilchen ze B&slingen; Aik giltet 
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vol 10 march Aber den pfaffen (I 8. 355, u), also ein 
gemiichter Patronat, aber wahrscheinlich kein dinglicher, 
da Allerheiligen zwar daselbst einen Hof hatte, die Herr- 
schaft aber nicht. Sonst würde der Umstand, daB die Ding- 
lichkeit nicht besonders hervorgehoben ist, aus den oben 
S. 212 besprochenen Gründen nicht dagegen sprechen, daß 
eine solche nicht doch bestand. Wir wissen Ton einer 
ganzen Reihe dieser habsburgischen Kirchen aus Urkunden, 
daß der Patronat daran dinglich war, obschon das Urbar 
«8 verschweigt Ich greife nur folgende heraus: Gebis- 
dorf, wovon es 1330 üi einer Schenkung der österreichi- 
schen Herzöge an das Kloster Königsfelden (Maag I S. 128 
IT. 1) heißt: curiam nostram in Gebistorf cum reddi- 
tibus suis et ins patronatus ecclesie in Gebis- 
torf ipsi curie annexum nobis expatrimonio perti- 
nentia; Kloten, wo im Urbar (I S. 253, is) bloß vom Keln- 
hof gesagt ist, er sei von den Herren von Tengen erkauft, 
während es nach dem Einkünfterodel von ca. 1274 (H S. 66, 9) 
Primo ius patronatus ecclesie war, das also wohl mit 
dem Hof überging als dessen Pertinenz ; Yeltheim, woselbst 
die villa cum iure patronatus ecclesie 1230 von Graf 
Hartmann dem Älteren van Kiburg, mit dessen Erbe es 
«pater auf Rudolf von Habsburg überging, aus dem Geld, 
das er aus der Mitgift seiner Gemahlin erhalten hatte, f&r 
sie angekauft wurde, um auch in der für sie 1241 ausge- 
etellten Erneuerung wiederzukehren (Maag I S. 318 N. 4). 
Man darf wohl annehmen, daß die große Mehrzahl allar 
im Urbar genannten Kirchen, wie ja auch ein Teil von ihnen 
ehemals Fronhofskirchen gewesen waren, dinglichem Patro- 
nat unterstanden. Das erklärt mit, wie die Habsburger zu 
diesem Kirchenbesitz kamen. Da ihre Gnmdherrsdmft über- 
haupt nicht sehr graß, ihr altes durch Stifiamgen wie Muri 
und Otmarsheim gemindertes Hausgut geradezu 8{)ärlidi war, 
wird auch der althabsbucgische Kirchenbesitz nicht sehr er- 
beblich gewesen sein. Unter den im Urbar erwähnten ELirchen 
könnten ihm etwa diejenigen von Möntal, Gebisdorf (vgl. oben 
auf dieser Seite), Windisch zugehört haben. Das kiburgische 
Erbe brachte dann weiteren Zuwachs, so z. B. in Baden 
(Maag I S. 116 N. 2), in Mellingen, dessen Kirehe sckon 
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die Lenzburger vermittelst der Eastrogtei dem Kloster 
Schännis entfremdet zu haben scheinen, um sie an die Ei- 
burger und durch sie an die Habsburger zu vererben (ebenda 
8. 131 N. 3), Oberkirch, dessen Kirche dasselbe erbrecht- 
liche Schicksal hatte. Bot, Zell, Heiligenberg (vgl. oben 
8. 229), wo die Herrschaft Habsburg eben nur, insofern sie 
die kiburgische fortsetzte, als rechter Stifter sich ausgeben 
konnte, die eben erwähnte Kirche Yeltheim, Diessenhofen, 
Hausen (?) , Freiburg i/ü. und Wesen. Durch Heirat kam 
Rudolf von Habsburg mit dem ihm von Gertrud von Hohen- 
berg zugebrachten Weilertal oder Albrechtstal in den Besitz 
der Kirche Breusch. Das meiste aber taten seine großen Er- 
werbungen. Mit ihnen erkaufte er 1273 von Anna von Ki- 
burg die Kirche Zug, vor 1279 von den Herren von Tengen 
die Kirche Kloten, 1282 von OrafManegold von Nellenburg 
die Kirche Friedberg und von den Herren von Laiterburg 
die Blirche Bj-auchenwies, um 1290 von den Grafen von 
Montfort die Kirchen von Scher und Bingen, von Murbach 
um dieselbe Zeit oder schon zuvor die Kirche Meggen und 
in dem großen Kauf von 1291 die Kirchen Elfingen, Rein, 
Horw, Kriens, Malters, Küßnach und Adligenswil und um 
dieselbe Zeit wohl auch von den Grafen von Wartstein die 
Barche Neuburg sowie von den Grafen von Veringen die 
Kirche Hohen Tengen und die Kapelle auf der Burg Ve- 
ringen, wozu später, unter Rudolfs Söhnen, noch die Kirche 
Rüeggeringen durch Kauf von den Herren von Rotenburg 
und der halbe Kirchensatz zu Büßlingen durch Kauf von 
den Herren von Tengen kam. Mehr oder weniger mit 
Gewalt, namentlich durch Eroberung mit nachtraglichem 
Vergleich, wurden erworben die oben 8. 230 erwähnten 7 zum 
Hof Dattenried gehörigen Kirchen, die Kirche Neuenzeil 
und diejenige von Neudorf. Vgl. zu alledem die Nachweise 
bei Maag I 8. 149 N. 3, 255 N. 2, 372 N. 5, 426 N. 1, 436 
N. 3, 434 N. 1, 21 1 N. 3, 92 N. 5, 101 N. 2, 201 N. 5, 202 
N. 6, 204 N. 1, 457 N. 4, 373 N. 3, 394 N. 1, 200 N. 4 mit 
196 N. 2, 355 N. 1, 32 N. 1 mit 531, 76 N. 2, 230 N. 1. 

Insbesondere bei der Besetzung der Kirche verfuhr man 
praktisch ziemlich in der alten Weise. Mochte das kano- 
nische Recht immerhin dem Patron für diesen Zweck nur ein 
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Prasentationsrecht zubilligen, tatsächlich lieh eben doch die 
Herrschaft die Kirche und Pfründe; sie sprach darum auch 
hier das entscheidende Wort. Auch die Bezeichnung Kirchen- 
satz deutet ja darauf hin. Das Urbar verwendet sie aber 
in yielen Fällen nicht einmal, sondern sagt einfach: die her- 
schaft liehet die kirchen, indes das lateinische Einkünfke- 
yerzeichnis von ca. 1300 von conferre spricht (II S. 22t,ii; 
223,15; 224,39; III S. 458). So erscheint deren Inhaber auch 
jetzt noch mit als herrschaftlicher Beamter. Und zwar nicht 
nur auf dem Lande, sondern auch in den habsburgischen 
Städten wie Baden, Meilingen, Zug, Lenzburg, Arau, Sursee, 
Winterthur, Diessenhofen, Freiburg i/U.; gerade durch das 
Festhalten an dem Emennungsrecht auch den Bürgerschaften 
gegenüber unterschied sich die habsburgische Städtepolitik 
mit von der liberaleren zähringischen (Schweizer, Habs- 
burgische Stadtrechte a. a. O. S. 8, 9, 11, 12, 13, 14, 15, 20, 
23, 24 und UI S. 557 sowie mein Münster zu Freiburg im 
Lichte rechtsgeschichtlicher Betrachtung, Tübingen 1901 
S. 8 ff.) Doch änderte sich dieser Zustand da und dort bald 
nach der Abfassung des Urbars. * In Freiburg i/U., wo nach 
der Handfeste von 1249 die Bürger das Recht gehabt hatten, 
den OeisÜichen zu wählen und der Herrschaft zur Bestäti- 
gung zu präsentieren, ein Recht, das dann 1289 an die Herr- 
schaft verloren gegangen war, bekamen sie es bereits im 
Jahre 1309 wieder zurück (Maag I S. 487 N. 3, 4 und 
Schweizer HE S. 557). In Arau verlieh Herzog Leopold I. 
1315 den Bürgern das Wahlrecht für den Katharinenaltar, ein 
Privileg, das sie alsbald auf die Leutpriesterei ausdehnten, 
und das dann Leopold lY. 1404 in diesem erweiterten Um- 
fang bestätigte. (Merz, Die Rechtsquellen des Kantons Ar- 
gau. I Stadtrechte 1 Arau 1898 S. 31, 26, ao, 53). Übrigens 
erscheint da und dort auch der Sigrist oder Mesner als 
herrschaftlicher, mit einem Sigristenlehen oder Sigristenamt 
versehener Beamter z.B. I S. 93,2o: Dil herschaft sol 
ze Elvingen einen sigeristen setzen; der sol von 
einem lehen, das er von der herschaft hat, jerge- 
liche geben der herschaft 100 eiger, oder f&r die 
eiger die kilche ze Elvingen jergelich besorgen 
an wine und an saltze (I S. 98, is ein Kerzenzins). Siehe 
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auch I S. 238,7; 259.6; 261,9; 399, i»; 413, ss; 440,18. Bi 
den lateinftBchen Bödeln heiät er sacrista (11 S. 151,9) oder 
edituus (n S. 227, lo). In den Städten wird auch er bald nach 
dem Urbar Gemeindebeamt«r; vgL für Arau Men a. a. O. 
8. 26 (c 29). Was die Ausübung ihres BesetEungsrechtes 
anlangt, so scheinen die Habsburger, wenn sie audi wohl 
gelegentlieh gleich anderen Besetzungsberechtigten aüie 
Kirche an Ang^öiige ihres Hauses oder sonst an Personen 
verliehen, die bloß das Rektorat der Kirche bekleidetem, 
d. h. die Pfründeinkünfte bezogen und die reohfliclM Ver- 
tretung hatten, indes ein von ihnen gehaltener Yikar oder 
Leutpriester gegen ein mehr oder w^iiger geringes Entgelt 
die gottesdienstüchen Funktionen versah, doch im allgemeinen 
darauf gesehen zu haben, daß geistlich qualifizierte Personen, 
die auch an Ort und Stelle residierten, bei ihren Kirchen 
angestellt wurden; nur unter dieser Voraussetzung kann das 
Urbar den Pfründinhaber stetsfort kurzweg als den pfaffen 
bezeichnen und z. B. vom Pfarrer von St Dizier (I S. 38, t) 
sagen: Ez dient Seh darin (in einen Onmdzins) der phafe 
von Sant Sthfirgen 35^2 ß und 3 quart. habern (vgl. 
I S. 38, 6). Ja im Stadtrecht von Winterthur von 1 275 wurde 
der Priester, den die Herrschaft setzte, ausdrückliefa zur Pr&- 
senz verpfliehtet (Schweizer III S. 566 und 545); und im Ur- 
bar treffen wir über die Kirche Sursee folgende Bestimmung 
(I S. 178, i): Die kilchen ze Surse lihet dh. her- 
scbaft; die giltet Aber die pfrdnden und Aber 
die pfafheit wol 70 marchas und ist bewidemet mit 
15 schdppossan, darüber dÄ herschaft vogt ist. 
Da sint Seh 3 pfründen, die der kilcher üben sol, 
doch mit der bescheidenheit: lihet er si jeman 
anders danne priestern, so het er danne ze mal 
sin recht verlorn, want d& herschaft lihet si danne. 
Were och, das der kilcherre die selben pfründen 
priestern lihe, die mer danne 15 tage von der 
pfrflnde sin wAlten ane des kilcherren urlob, so 
sol aber danne ze mal die hersehaft lihen die selben 
pfründen. Bei gemeinschaftlichem Patronat wechselten 
die mehreren Berechtigten in der Verleihung ab. Davon 
(von der Kirche Dogem, oben S. 223) ist untzint her 
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zwischen der herschaft und den graven von Hom- 
berg das recht und die gewonheit behalten: swanne 
iii faersehaft einest l&che die kilchen, so B5Iten 
•i die graven von Homberg ze dem anderen male 
liehen. Di herschaft sol si aber nu lihen, swanne 
si lidig wirt nach den jaren, so man von gottes ge- 
borte zellut drucehen hundert jar und ein jar. Di 
Yorgenante kilche giltet über den pfaffen wol 20 
mareas silbers elli jar. In die selben kilchen 
hirt di nider kilche ze Waltzh&t. (I S. 74,9). Bei 
Brittnau, wo ein Eompatronat zu gleichen Teilen mit den 
Herren von Büttikon statthatte, faßt sich das Urbar kürzer 
(oben S. 229). 

Schon das bisher Mitgeteilte ergiebt, daß dies Recht des 
Ejrchensatzes nichts weniger als eine bloße ere war. Viel- 
mehr verband sich damit immer noch eine gewalt (oben 
S. 229) vermögensrechtlicher Art. Der Inhaber des Kirchen- 
Satzes erhob nämlich von dem Beliehenen eine Leiheabgabe, 
von der unsere oben mitgeteilte Stelle über Dogern noch 
besonders sagt, daß sie eine jährlich zu entrichtende, also 
eine pensio oder immer wiederkehrende Gebühr war. Schon 
die Form, in der das Urbar sie jeweilen verzeichnet, verrät, 
daß in dieser wirtschaftlich-praktischen Beziehung alles beim 
alten geblieben war. Die Überschußnutzung, zu der ehedem 
der Eigenkirchenherr nach Eigenkirchenrecht befugt war, 
hätte gar nicht treffender bezeichnet werden können, als 
durch dieses: die kilche giltet iber den pfafen, bei 
dem man übrigens selbstverständlich nicht an den jeweilen 
durch Abrechnung festgestellten Überschuß zu denken hat, 
sondern an einen für einen oder mehrere Leihefälle an- 
gesetzten und in dem Leihebrief vereinbarten runden Betrag, 
eine Taxe, wie sie in ähnlicher Weise auch bei den bischöf- 
lichen Kurien und bei der römischen üblich waren oder 
wurden. Darum heißt es in einem lateinischen Rodel 
von oa. 1290 (11 S. 151, i) von der Kirche Krauchen wies: 
estimatur residenti mareas 8, eine Angabe, die uns 
auch deswegen interessant ist, weil dieselbe Kirche in dem 
nicht viel mehr als ein Jahrzehnt jüngeren Urbar wol uf 
10 mareh giltet. Wir sehen daraus, daß die Gebühr, 
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wohl anläßlich einer Neubesetzung, inzwischen erhöht worden 
war. Umgekehrt begegnet man einer Herabsetzung bei der 
im Urbar (I 8. 323, n) mit 30 Mark yeranschlagten Kirche 
Wülflingen anlaßlich einer im Pfandregister von ca. 1380 
(n S. 702, uff.) eingetragenen Verpfandung durch Herzog 
Leopold ni. an Hartmann von Seen aus dem Jahre 1376, bei 
der es heißt: Die kilch giltet Aber den pfaffen 
24 mark . . . Die wil maus nicht Ifiset, so lichent si 
die kilchen und beziehen die jährliche Oebühr (Maag H 
8. 702 N. 5 yergleicht versehentlich den im Urbar für die 
Kirche Buch veranschlagten Betrag und kommt so zu der 
irrigen Annahme einer Erhöhung). Statt bloß über den 
pfaffen heißt es oben S. 234 von Sursee Aber die pfrfln- 
den. Wenn dort noch hinzugefugt ist Aber die pfafheit, 
so sind damit die unter dem Leutpriester stehenden Altar- 
benefiziaten gemeint. Die Yerleihung ihrer, wie es scheint, 
gleichfalls von der Herrschaft herrührenden Pfründen ist an 
Stelle der Herrschaft dem Leutpriester überlassen, wenig- 
stens solange er dabei ordnungsmäßig verfahrt. Lifolge- 
dessen sind sie nicht besonders veranschlagt, und zahlen ihre 
Lihaber nicht, wie etwa die Chorherren in Heiligenberg, 
direkt an die Herrschaft; vielmehr wird ihr PfründüberschuB 
in dem ja sehr erheblichen Gesamtertrag der Pfarrei stecken, 
worauf eben das und Aber die pfafheit hindeutet. In 
den lateinischen Rodeln heißt es bisweilen entsprechend 
ecclesia valet preter prebendam vicarii so und so 
viel Mark (Verzeichnis der schwäbischen Einkünfte von etwa 
1300 n 8. 223,16 für Benzingen, übereinstimmend mit I 
8. 401, 1 und n 8. 224,» fär Harthausen, entsprechend I 
8.401,19 sowie HI 8.458 für Scher, übereinstimmend mit 
I 8. 436, 17). Im schwäbischen Rodel von ca. 1 290 (TL S. 1 56, s) 
liest man: ecclesia (zu Blochingen, I 8. 375,38) valet re- 
sidenti marcas 4, wiederum in Übereinstimmung mit dem 
Urbar; Maag I 8. 376 N. 1 nimmt allerdings einen Lrrtum 
an, aber nur, weil er den Passus unrichtig von den Ein- 
künften des Geistlichen versteht, während er bloß ungeschickt 
gefaßt und gleichbedeutend mit dem oben 8. 235 abgedruckten 
über Erauchenwies ist, also valet = estimatur, sie ist veran- 
schlagt. Mit des pfaffen pfruonde, also mit dem Brutto- 
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ertrag wird zur Abwechslung eüiTnal im urbar aufgeführt 
die Kirche Yon Meilingen (I 8. 131, k); sie wirft so 8 Mark 
ab. Yon ihr redet aber später noch die Kundschaft von 
1394 und berichtet (II 8.742,8): Die herschafft lycht 
ouch den kilchensatz und hat Aber ainen pfaffen 
gewonlich yergolten 10 tb oder 12 ^ d. Nach dem 
Satz Yon 1380 umgerechnet wären das 2—2^/2 Mark, so daß, 
Yorausgesetzt daß der Gesamtertrag sich inzwischen nicht 
wesentlich verätidert hat, des pfaffen pfrflnde in diesem 
Fall 5^2 — 6 Mark betrug. Bei der Kirche Entlebuch 
(I 8. 193, li) vermißt man irgendeine Angabe darüber, ob 
die von ihr zu entrichtenden 20 Mark Oesamt- oder Rein- 
ertrag waren ; es Wird wohl letzteres, also anzunehmen sein, 
es sei wie gewöhnlich die Leihegebühr gemeint. Überhaupt 
kein Ertrag wird aufgeführt bei der Kapelle Todtmos auf dem 
Schwarzwald (I 8. 66, &) und zwar darum, weil sie noch 
nikt endelich bewidemnet ist. Die Gebühr wird eben 
mit gezahlt vom Ertrag des Kirchenlandes, von der wohl 
meist noch nicht in Benefizialvermögen und Fabrik- oder 
Heiligengut gesonderten Widem. Aber nicht nur von ihr, 
sondern namentlich auch vom Kirchenzehnt. Das ergiebt sich 
z. B. aus folgender Bemerkung des Urbars (I 8. 172,8) über 
die Kirche Egliswil: Ol solte gelten mer danne 9 mar- 
chas. No haut die herren von Sant Johanne (die 
Johanniterritter in Hohenrain) der selben kilchun ein 
zehenden yor, der giltet wohl 8 marchas. Die Habs- 
burger scheinen die Zehnten, soweit diese nicht schon längst 
durch Belehnungen und nachfolgende Aneignung in ihr oder 
anderer Eigentum übergegangen waren, im allgemeinen den 
Kirchen belassen zu haben, um dann eben eine entsprechende 
Leiheabgabe zu erheben. Deshalb kommen wohl auch im 
Urbar yerhältnismäßig so wenig Zehnten yor. Da und dort 
erhoben die Herrschaft freilich den Kirchenzehnten direkt. So 
lesen wir (I 8. 105,8) yon Möntal: Der mer und der minre 
zehende der kilchen ze Mftnental hat yergolten 
der herschaft in gemeinen jaren zem meisten 26 mit 
kernen und 14 malter habern und 3 ^ Baseler, zem 
minsten 24 m&t kernen, 11 malter habern und 
2V9 ^ und b ßi. Baseler (ygl. auch I 8. 94,5 fOr das ehe- 
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mak murbachische Elfingen). Dementsprechend warf dann 
die Kirche der Herrschaft nur 6 Mark jährlich ab, wie das 
Folgende zeigen wird, weit weniger als die übrigen alt- 
habsburgischen Pfarreien. Yon einem andern Fall direkter 
Nutzung berichtet ims der Luzemer Bevokationsrodel (11 
8. 363,0 betreffend die im Urbar (I S. 274, la) erw&hnte habs- 
burgische Kirche Egg: Decima in Esselingen, que est 
de barrochia ecclesie Egge, data lohanni de Albis 
in donationem propter nuptias uxori sue a domini» 
de Begensberg, vacat dominio eo, quod ipse lo* 
hannes et uxor sua, cui data fuit in dotem, sine 
liberis decesserunt. Endlich erfolgte die Zahlung der 
Gebühr auch von den Einnahmen, die der Geistliche von seiner 
Amtstätigkeit, aus Jahrzeitmessen usw. hatte: die kilchen 
ze Wintertur, die giltet an körne 110 stucke und 
10^ Züricher und opher und selgereit (I 8.338,4). 
Die Leistung war also in Geld nur veranschlagt, sie wurde 
aber, unter Umständen wenigstens, zum Teil auch in Natura- 
lien entrichtet; darum sagt wohl auch das Urbar (I 8. 156, is) 
von der Kirche Seon: du gilthet an allen dingen 7 mar- 
chas Silbers. Zu zahlen hatte die Gebühr der pfaffe, 
wofür die lateinischen Rodel, wie wir oben 8. 235/236 sahen, 
bezeichnenderweise vicarius oder residens setzen; falls 
also ein Auseinandergehen von rector einerseits und ple- 
banus oder residens oder vicarius anderseits in 2 Per- 
sonen statthatte, wurde die Abgabe bei dem an Ort und 
8telle befindlichen Leutpriester (I 8. 36, u) erhoben, der sie 
dann wohl dem rector in Abzug brachte. 

Im Folgenden mögen nun sämtliche habsburgische 
Kirchen, damit wir einen Überblick über ihre Verbreitung, 
ihre Einzelerträge und den Gesamtnutzen gewinnen, den rie 
für die Herrschaft abwarfen, in einer Tabelle vereinigt werden. 
Zu deren Verständnis sei bemerkt: Bei Kompatronaten nahm 
ich auf Grund einer Vergleichung mit den im AUeinpatronat 
der Herrschaft stehenden Kirchen an, der im Urbar ausge- 
setzte Ertrag stelle die ganze Leihegebühr dar; es ist dies 
auch darum wahrscheinlich, weil wohl jeweilen der Patron, 
der den Betreffenden gesetzt hatte, während der Dauer dieser 
Besetzung die Gebühr allein erhob. Diesen intermittieren- 
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den Bezug konnte ich natürlich in der Tabelle nicht auf- 
führen und habe deshalb einfach die Hälfte der Gesamt- 
leihegebühr eingestellt. Ignoriert habe ich, daß wir bei 
Meilingen nur den Bruttoertrag erfahren, daß Egliswil den 
genannten Ertrag nur abwerfen sollte, besonderer Umstände 
halber aber nicht abwarf, und was dergleichen Besonderheiten 
untergeordneter Art mehr sind. Die Angaben wollen ja nach 
dem Urbar doch nur annähernd gemacht sein; deshalb be- 
dient es sich dabei häufig der Wendung uf, die ich gleich 
minr denne, nicht mer dan und ähnlichen in der Ta- 
belle mit — wiedergegeben habe, wogegen wol, woluf 
mit 3J7, mer den mit -f bezeichnet werden soll. 



Urbar 
I 8. 


Kirche 


Lage 


Ertrag 
an Geld 


Sonstiges 


T 


Breusch 


Elsafi 


— 5 « 




25 


Landser (V«) 


Elsa£ 


± S¥. 




39 


Dattenried (Delle) 


Frankreich 


8M. 




39 


St. Dizier 


Frankreich 


1 




39 


mit Bure 


Frankreich 


30 M. 




39 


imd Groix 


Frankreich 


1 




39 


Montbouton 


Frankreich 


6M. 




39 


St. Susanne 


Frankreich 


6M. 




39 


Essert 


Frankreich 


5 « 




66 


Todtmos 


Baden 


— 




74 


Dogem (»/i) 


Baden 


1 




74 


mit Nieder 




UlOM. 






Waidehut 


Baden 


\ 




76 


Neuenzell 


Baden 


7M. 




95/3 


Elfingen 


Et Argau 


±10M. 




101 


Bein 


Et. Argau 


±16M. 




105 


Möntal 


Et. Argau 


± 6M. 




128 


Gebisdorf 


Et. Argau 


10 M. 




129 


Baden 


Et Argau 


— 12M. 




131 


Melliugen 


Et Argau 


± SU. 




134 


Windisck 


Et Argau 


±60M. 




144 


Bot 


Et Laxem 


±20M. 




15t 


Zug 


Et Zog 


18 M. 
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Urbar 






Ertrag 




I S. 


Kirche 


Lage 


an Geld 


Sonstige« 


155 


Lenzburg 


Et. Argau 


5V« M. 




156 


Seon 


Et. Argau 


7M. 




158 


Staufen 


Et. Argau 


60 M. 




160 


8ur 


Et. Argau 


— 60M. 




160 


Arsu 


Et Argau 


- 60 M. 




162 


Gränichen 


Et. Argau 


+ 20M. 




166 


Vilmergen 


Et. Argau 


- 30 M. 




166 


mit Altar da- 
selbst 




- 8M. 




172 


EgUswil 


Et. Argau 


+ 9M. 




178 


Sursee 


Et. Luzem 


±70M. 




181 


Eich 


Et Luzem 


9M. 




193 


Schfipfheim 


Et Luzem 


- 4M. 




193 


EnÜebuch 


Et Luzem 


±20M. 




200 


Rfleggeringen 


Et Luzem 


14 M. 




201 


Horw 


Et Luzem 


± 8M. 




202 3 


Eriens 


Et Luzem 


10 M. 




204 


Malters 


Et Luzem 


±16M. 




208 


Eüßnach 


Et. Sch-wyz 


i24M. 




209 


Adligenswil 


Et. Luzem 


-b 1 M. 




211 


Meggen 


Et Luzem 


+ 4M. 




230 


Neudorf 


Et Luzem 


16 M. 




231 


Oberkurch 


Et Luzem 


16 M. 




255 


Eloten 


Et Zfirich 


±30M. 




271 


Dürnten 


Et ZOrich 


ilOM. 




274/3 


Egg 


Et Zürich 


±10M. 




297 


Zell 


Et Zürich 


± 4M. 




304 


Lindau 


Et Zfirich 


± 3M. 




316/7 


Heiligenberg 
mit 4 Chor- 
herrenpfründen 


Et. Zürich 


±10M. 
+ 24M. 




320 


Yeltbeim 


Et Zürich 


8M. 




323 


Wülflingen 


Et Zürich 


30 M. 


110 Stflck 


323 


Buch 


Et Zürich 


±18M. 


l Korn, 


338 


Winterthur 


Et Zfirich 


10« 


) Opfer. 
1 Seelge- 


341 


Diessenhofen 


Et Thurgau 


+ 14M. 
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Urbar 






Ertrag 




I S. 


Kirche 


Lage 


an Geld 


Sonstiges 


342 


Geilingen 


Baden 


25 M. 




345 


Hausen 


Et. Zürich 


± 12 M. 




350 


Andelfingen 


Kt Zürich 


-f 40 M. 




355 


Bößlingen (Vti) 


Baden 


± 5 M. 




371 


Priedberg 


"Württemberg 


-f 3M. 




373/4 


Hohen Tengen 


Württemberg 


±12M. 




373,4 


mit Nikolaus- 
pfründe 




±12M. 




375/6 


Blochingen 


Württemberg 


± 4M. 




377 


Herbertingen 


Württemberg 


4- 16 M. 




395 


Veringen Burg 


Hohenz.-Sig. 


± 6M. 




397 


Tittstetten 


Hohenz.-8ig. 


± 7 M. 




399 


Veringen Dorf 


Hohenz.-Sig. 


±20M. 




400/1 


Benzingen 


Hohenz.-Sig. 


± 9 M. 




401 


Harthausen 


Hohenz.-Sig. 


± 6M. 




404 


Heudorf 


Württemberg 


± 4M. 




409 


Langenenslingen 


Württemberg 


± 5M. 




420 


Laiz 


Hohenz.-Sig. 


±10M. 




426 


Krauchenwies 


Hohenz.-Sig. 


-j-lOM. 




436 


Scher 


Württemberg 


±10M. 




437 


Bingen 


Württemberg 


+ 15 M. 




462 


Neuburg 


Württemberg 


-I-30M. 




487 


Preiburg i./U. 


Kt. Preiburg 


-I-20M. 




492 


Brittnau (^2) 


Kt. Argau 


6M. 




517 


Wesen (Otis) 


Et. St. Gallen 


-f 6M. 





Diese Übersieht ergiebt, daß die Beträge außerordentlich 
auseinandergehen. Es ist ein weiter Abstand zwischen den 
70 Mark, die die Kirche Sursee alljährlich an die Herrschaft 
abliefert, und der einen, die von Adligenswil eingeht. 
16 Mark bildet den ungefähren Durchschnitt. Beachtens- 
wert ist, daß die Städte augenscheinlich noch nicht so stark 
bevölkert, ihre Pfarreien noch nicht so begütert sind, um 
durchweg den Landpfarreien gegenüber einen höheren Ertrag 
abzuwerfen. Yielmehr sind es gerade eine Anzahl solcher, 
die, offenbar von einem alten und glücklich behaupteten Be- 
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sitz, sehr stattliche Beträge abzuliefern vermögen. In dieser 
Hinsieht fallen namentlich die Pfarreien des argauischen Eigens 
und seiner Umgebung auf, z. B. Windisch, Btaufen, Sur, 
Arau, und von anderen etwa das zürcherische Andelfingen. 
Kirchen, die früher im Besitz von Klöstern waren, wie z. B. 
die ehemals murbachschen, tragen dagegen wenig ab; ent- 
weder sind die Zuwendungen der Gläubigen aus ihrem Be- 
reich von jeher direkt dem Kloster zugute gekommen, so daß 
sie es nicht zu erheblichem Yermögen brachten, oder die 
Klöster haben Teile davon in ihr freies Vermögen übergeführt. 
Das Gesamtjahreserträgnis der Kirchen ist ein ganz 
erkleckliches. Sehen wir von den 1 10 Stücken Korn und den 
weiteren Erträgen der Kirche Winterthur ab und ebenso von 
dem Imbiß, den (nach I 8. 323, 20) der kilchen (zu Wülf- 
lingen und Buch) kilcherre (= rectores, so auch der 
Wiener Rodel nach Glättli III S. 282) der herschaft 
pfleger je ze vierzenhen tagen einist geben solen, 
falls dieser da mit 3 Pferden Gericht halten will, so betrug 
der Ertrag im ganzen 1 1 65 V2 Mark Silbers. Nach der Sum- 
mierung Glättiis (III S. 326) warf die ganze habsburgische 
Herrschaft an Geldsteuer im Maximum 8500 Mark, im Mini- 
mum 4186 Mark ab. Reduziert man diese Beträge nach 
dem früher Gesagten im Hinblick auf die Verpföndungen 
um V^? so kommt man auf etwa 5700 Mark im Maximum 
und auf etwa 2800 Mark im Minimum. Danach müssen 
die verhältnismäßig geringen Schwankungen unterworfenen 
Abgaben der Kirchen, vorausgesetzt, daß die Herrschaft 
ihre regelmäßige Entrichtung zu erreichen vermochte, im 
habsburgisch-österreichischen Finanzhaushalt keine unbedeu- 
tende Rolle gespielt haben. Doch auch mit größeren 
Maßstäben gemessen, erscheint die Leistung nicht unerheb- 
lich. Wir wissen aus dem bekannten Verzeichnis der Reichs- 
steuern, daß 1241 im ganzen 70 Städte und 29 Judenge- 
meinden auf 7000 Mark Silbers veranschlagt waren (Brunner 
a.a.O. S. 131); auch im Vergleich damit sind diese Erträge 
von Land- und kleinen Stadtpfarreien doch sehr beträchtlich. 
Und die Stadt Zürich, damals allerdings noch ohne Landgebiet, 
hatte 1 337/57 eine Geldeinnahme von zusammen 2425 ii , also 
— nach dem für jene Zeit maßgebenden Satz CGlättli HI 
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8. 314, 316) — von etwa 485 Mark (Schweizer III S. 676), 
mithin nicht einmal halb so viel, als Habsburgs Eirchen- 
gelder abwarfen. Man begreift, daß die Herrschaft gerade 
die Kirchen ungern aus der Hand gab. Darum kommen 
Verpfandungen von Kirchen, wenigstens nach den Rodeln, 
verhältnismäßig selten vor; die Urkunden freilich wissen 
häufiger von ihnen zu berichten (vgl. bei Maag I S. 372 
N. 1 die Verpfändung der Kirchen Priedberg, Hohen Tengen, 
Herbertingen und Blochingen um 170 Mark. Silbers durch 
Herzog Leopold an Graf Wilhelm von Montfort vom Jahre 
1318). Eine lernten wir oben S. 236 kennen. Das Pfand- 
register von ca. 1380 verzeichnet nur noch 2 weitere, die 
sich aber von dem mitgeteilten dadurch erheblich unter- 
scheiden, daß sie bloß auf eine einmalige Verleihung ge- 
schahen, nämlich (H S. 617, i) vom 1. Januar 1337: Item 
herzog Albrecht und herzog Ott sAllent aber gelten 
Hans von Halwil und sinen erben 420^2 mark Sil- 
bers umb sin dienst, und haben im uss dem selben gelt 
100 Mark gesetzet uf dem kilchensatz ze Vilmaringen, 
also swenne der selb von Halwil oder sin erben den 
selben kilchensatz ze einem mal gelichent, so sAllent 
die hundert mark von inen ledig sin, und ähnlich 
(U S. 674, i) vom 5. April 1337 für die Kirche Sure. 

Dabei waren diese Leiheabgaben nicht einmal alles, 
was die Habsburger von ihren Kirchen bezogen. Wir haben 
von der Kirche Heiligenberg schon oben 8. 229 vernommen, 
daß die Herrschaft über sie, über ihre 4 Chorherrenpfründen 
und über die dazu gehörigen Güter die Vogtei sich vorbe- 
halten hatte, und daß sie vermöge derselben von den Leuten 
der Kirche Steuern erhob, deren Betrag allerdings in diesem 
Falle aus dem Urbar nicht bestimmt zu ersehen ist. Und 
von der Kirche Sursee hörten wir, daß sie eine Widem von 
15 Schupposen habe, über die der Herrschaft die Vogtei 
zustehe; in diesem Palle wird uns, wenn auch an anderer 
Stelle, nämlich beim Amt Münster (I S. 233, s), der Betrag 
imd die Art der Steuer angegeben: DA wideme der kil- 
chen ze Surse giltet jerlich ze vogtrechte von 
15 schöppossen 1 H und 2 ß, 

16* 



244 Ulrich Stutz, 

Diese zwei Beispiele machen uns zugleich mit den zwei 
verschiedenen Arten bekannt, in denen solche Vogtei im 
Urbar begegnet. Schweizer hat (III S. 59ü) eine einst von 
Friedrich v. Wyß gemachte, aber, wie es scheint, von ihm 
wieder aufgegebene Unterscheidung von neuem aufgenommen 
und gezeigt, daß die Vogtei über höhere Kirchen im Urbar 
vorkommt entweder als Yogtei über die Gotteshäuser selbst 
nebst allen ihren Besitzungen oder doch dem größten Teil 
derselben oder aber als Vogtei über einzelne Güter von 
Kirchen, deren Kastvogtei in anderen Händen lag; letztere 
Form begegnet im Urbar häufiger. Ganz dasselbe läßt sich 
für die niederen Kirchen feststellen; sie war meistens Vogtei 
über einzelne Widemgüter (^widemvogtai II S. 888,2), in 
einer Anzahl von Fällen dagegen Yogtei über die Kirche 
selbst. Möglicherweise erklärt sich aus diesem Gegensatz 
eine merkwürdige, im fürstenbergischen Urkundenbuch V, 
S. 158 enthaltene und auch von Maag I S. 449 N. 2 ange- 
zogene Urkunde von 1339 (vielleicht auch von 1300), worin 
Peter von Hewen, ain Vrige als kastvogt der kil- 
chun ze Sant Martin ze Engen erscheint; man mag in 
dieser späteren Zeit, da Ursprung und Wesen der Kastvogtei 
schon mehr oder weniger in Vergessenheit geraten waren, 
zwischen Kastvogtei und einfacher Vogtei ähnlich unter- 
schieden haben wie etwa heute zwischen Vormundschaft und 
Pflegschaft, nämlich so, daß man Kastvogtei jede grundsätz- 
lich umfassende, Kirche und Kirchengut ergreifende Vogtei 
nannte, als bloße Vogtei dagegen die auf einzelne Kirchen- 
güter beschränkte, die Teilvogtei, bezeichnete.^) Dabei ist 
es wohl nicht ohne Interesse, festzustellen, daß nach dem 
Urbar die erstere Art der Yogtei, diejenige über Kirche und 
Gut, fast nur bei schwäbischen Kirchen vorkommt Ich 
konnte sie finden bei den habsburgischen Kirchen Hohen 
Tengen, Blochingen, Herbertingen, Tittstetten, Benzingen, 
Harthausen, Heudorf, Krauchenwies und Bingen, während 
von nichthabsburgischen Kirchen in Schwaben in dieser Art 

*) Vgl. aber dazu v. Srbik in der unten noch zu erwähnenden 
Untersuchung über Staat und Kirche in Osterreich im Mittelalter, wo 
S. 77 erwähnt wiid, daß in Osterreich schon in vorhabsburgischer Zeit 
die niedere Vogtei über Kirchen Kasten- oder Dingvogtei hieß. 
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Habsburgs Vogtei unterstanden Braunenweiler (I 8. 384, u; 
Patron war wohl die Äbtissin zu Buchau, Maag ebenda 
N. 5), Dürmentingen (S. 387, i, Patron die Abtei Reiehenau, 
Maag N. 1), Unlingen (8. 389, is, Patron gleichfalls Reiehe- 
nau?), Offingen (auf dem Bussen, 8. 392, u; Patron war 
wohl Urach, während um 1290 allerdings in dem 11 161,34 
abgedruckten Rodel noch Habsburg im Besitz des ius patro- 
natus erscheint), Sigmaringen Dorf (I 8.423,1«), Pilsingen 
(8. 433, u\ Patron die Abtei 8t. Gallen), Gundelfingen- 
Bichishausen (I 8. 469, is) ; in all diesen Fällen sagt das 
Urbar entweder: Die kilche giltet ze vogtrecht oder: 
DA vogti der kilchen giltet ze vogtrecht. Ausführ- 
licher ist es dagegen bei der Kirche Gachnang (Kt. Tliurgau 
I 8. 366, 4 ; Patron die Abtei Reiehenau, vgl. Nüscheler, Die 
Gotteshäuser der Schweiz II, Zürich 1867 8. 210), von 
Heiligenberg, das immerhin ein Chorherrenstift war, abge- 
sehen, die einzige nichtschwäbische Kirche, die als solche 
unter Vogtei erscheint: DA herschaft ist öch vogt Aber 
die kylchen. DA vogtey giltet 8 mAt kernen 
Wintertur mes uf die ernen. Sonst heißt es immer 
nur: DA widem giltet ze vogtrecht oder der kilchen 
gfit oder so und so viel schüpposen, die hörent an 
die kilchen, die eigen sint der kilchen, geltent ze 
vogtrecht. Dabei kennen die Rodel über die schwäbischen 
Amter nicht etwa bloß Fälle der ersteren Art, so daß man 
sie aus dem Sprachgebrauch der schwäbischen Kundschaften 
oder des Vogtes Schiltung erklären oder als eine spezifisch 
schwäbische Einrichtung ansehen könnte; mitten darunter 
heißt es von Allmansweiler (I 8. 384, n; vgl. aber II 8. 252, is 
im Pfandrodel von 1306: de advocatia ecclesie in Al- 
benswile), von Kirch -Hailtingen (8. 390, i), von Altheim 
(I 8.413,29), und von Mengen Dorf (8. 440, lo; im Pfand- 
rodel von 1306 II 8. 241,1 liest man aber kurzweg: Habet 
— Heinricus de Magenbuch in pignore — etiam advo- 
catiam ecclesie in villa Meyngen, während noch im 
Rodel von 1300 HI 8. 459 ganz wie im Urbar gesagt wird: 
Item de dote ecclesie reddit iure advocaticio XX 
maltra tritici, XX maltra siliginis, XX maltra 
avene), die Widem oder das Kirchengut sei vogteipfliohtig. 
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Ja auch von Engen, bei dem wir oben S. 244 in einer 
Urkunde von 1339 (1309) eine Kastvogtei trafen, wird 
(I S. 449, 4) gesagt: Da ligent ochhofstette und endri 
gütlii, die an Sant Martin horent, dii geltent ze 
vogtrecht 2 malter und 2 vierteil roggen, und weiter 
(Zeile 10): Da lit och ein wideme, Ol höret an Sant 
Martin ze Engen; die giltet ze vogtrecht 1 malter 
kernen und bß Costentzer. Anderseits fehlt es auch 
aus den jetzt schweizerischen Gebieten nicht an Urkunden, 
die von der advocatia Habsburgs über niedere Kirchen Zeug- 
nis ablegen (vgl. z.B. Schweizer HI S. 597 f.). Ich vermag 
zur Zeit dieses merkwürdige Nebeneinander mit starkem 
Vorwiegen der einen Art hier, der andern dort noch nicht 
zu erklären; überhaupt ist die Vogtei über niedere Kirchen 
in Oberdeutschland einer besonderen Untersuchung sehr be- 
dürftig und wohl wert. 

Denn auch darüber ist aus dem Urbar keine Klarheit 
zu gewinnen, weshalb bei einer Anzahl von habsburgischen 
Kirchen eine Vogtei über die Kirche oder das Kirchengut 
vorkommt und bei der übergroßen Zahl anderer nicht, ob 
diese und ihr Out dann überhaupt keiner Vogtei unter- 
worfen waren, oder wem sie zukam. Bei 61 von den 77 
habsburgischen Kirchen wird nämlich keinerlei Vogtei er- 
wähnt; daß sie darum aber doch vorkommen konnte, zeigt 
z. B. das Lehensverzeichnis von 1361 (II S. 456, 7), das für 
die nach dem Urbar nicht vogteipflichtigen Kirchen Delle, 
St. Dizier und Montbouton anführt: avenas percipiendas 
super ecclesiam de Dela, de Sancto Desiderio, de 
Montebetone, worunter man doch wohl nur Vogthafer 
verstehen kann. Und unter den 16 Kirchen, bei denen wir 
der Vogtei begegnen, befinden sich nur 4 nichtschwäbische, 
nämlich Baden, Egliswil, Sursee und Oberkirch. Das be- 
weist, daß man bei der Aufnahme des Urbars auch außer- 
halb Schwabens von konkurrierender Vogtei Notiz nahm, 
wenn sie sich vorfand, daß sie aber häufig wohl nur in 
Schwaben war, was ich freilich wiederum nicht zu erklären 
vermag. Da, wo die Vogtei bloße Gütervogtei war^ läßt 
sich schon eher Klarheit gewinnen; hier werden nicht selten 
Kirchengüter, die im Gemenge mit andern lagen, bei der 
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Entwicklung der Vogtei von dieser mitergriffen, oder bereits 
Yogteipflichtige Grundstücke den Kirchen zugewendet worden 
sein. Bei den schwäbischen Kirchen haben wir vielleicht 
die Vogtei in die Stauferzeit zurückzudatieren (vgl. Geffcken 
a. a. 0. S. 20 ff.) ; anderswo scheint sie später entwickelt 
worden zu sein und zwar vornehmlich mit der Absicht, die 
Kirchen einer weiteren Abgabenpflicht zu unterwerfen. 

Denn auch die Kirchenvogtei erscheint gleich dem 
Patronat und der Gerichtsbarkeit in dieser Zeit durchaus 
als ein nutzbares, nach privatrechtlichen Grundsätzen be- 
handeltes Eecht. Sonst wäre die in Urkunden wieder- 
holt begegnende Veräußerung der Vogtei über eine Pfarr- 
kirche an ein selbst vogteibedürftiges Kloster oder Stift 
(Schweizer UI S. 598) nicht zu verstehen. Sonst könnten 
auch nicht Verpfändungen der Vogtei vorkommen. Und 
doch heißt es z. B. (U S. 256, u) in dem Pfandrodel zu den 
schwäbischen Ämtern von 1306: Budgerus von Magen- 
buch habet in pignore .... (in Blochingen) ins advo- 
caticum ecclesie ibidem, womit man aus demselben 
Rodel etwa noch die oben S. 245 mitgeteilte Stelle über die 
Vogtei der Kirche Mengen Dorf vergleichen möge. Ja selbst 
als Burglehen wurden solche Vogteieinkünfte angewiesen; 
wir lesen (II S. 248, u): Ludwigus de Hornstein habet 
iure castrensis feodi ... 2<d) Gonstantienses de ad- 
vocatia ecclesie in Kirch-Haltingen, w^as sich nach 
dem Urbar (I S. 390, i) als Ertrag der Hälfte von der Habs- 
burg ganz zustehenden Vogtei herausstellt. 

Die von den Kirchen zu entrichtende Vogteiabgabe 
heißt fast durchweg Vogtrecht. Nach den bekannten Unter- 
suchungen Schweizers (a. a. 0. S. 138 f.) wurde das Vogt- 
recht im Gegensatz zu der veränderlichen, nur in Geld zahl- 
baren und von allen Bevölkerungsklassen, Freien, Eigenen 
und Gotteshausleuten geforderten Vogtsteuer bloß von Freien 
und Gotteshausleuten erhoben, und zwar ^als eine unver- 
änderliche Abgabe von bestimmten Gütern, die in den 
meisten Gegenden vorwiegend aus Naturalien besteht, Ker- 
nen, Haber, Hühnern, Eiern und Nüssen, nur zum kleinsten 
Teil und ursprünglich wohl nur ersatzweise in Geld." Für 
die Kirche zahlte sie nach dem um 1290 entstandenen 
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schwäbisclien Rodel der rector ecclesie; vgl. z.B. (ü 
S. 152, 3): rector ecclesie in ErAchenwiB pro advocatia 
dabit advocatis de ecclesia maltra 10 siliginis et 
avene et ab eo non est plus exigendum oder (II 
8. 157,14): Primo ius patronatus ecclesie (de Pride- 
berc) et rector eiusdem ecclesie dat de advocatia 
€1 4 Constantienses. Es ist derselbe Rodel, der die Zahlung 
der Leihegebühr, wo er sie überhaupt erwähnt, dem residens 
auferlegt (siehe oben S. 235 für Krauchen wies, S. 236 für 
Blochingen sowie für die Kirche Mengen Stadt, deren Patro- 
nat, weil 1304 von Habsburg an die Wilhelmiter in Mengen 
geschenkt, im Urbar nicht aufgeführt ist, IIS. 155, 11: Item 
ius patronatus ecclesie in civitate Mengen, et esti- 
matur ecclesia ad valorem 5 marcarum residenti). 
Dieser Gegensatz dürfte nicht zufallig sein, vielmehr, wenn 
der residierende Leutpriester und der die rechtliche Ver- 
tretung habende rector zwei verschiedene Personen waren^ 
letzterem die Zahlung des Yogtrechts aufgelegen haben. 
Mit den Ansätzen des Urbars stimmen diejenigen der übri- 
gen Rodel meist genau überein. ^ur bei Unlingen findet 
sich um 1290 (II S. 161, 12) die Abweichung, daß die ad- 
vocatia ecclesie maltra 5 siliginis et avene betragen 
soll, während sie im Rodel von ca. 1300 (Schweizer III 
S. 457) übereinstimmend mit dem Urbar (I S. 389, is) an- 
gegeben wird (II S. 229,1») auf 10 maltra siliginis men- 
sure de R&dlingen; möglich, daß in der ersten Stelle 
vor avene einfach eine 5 ausgefallen ist, so daß der Unter- 
schied schließlich nur in den Fruchtarten bestände. 

Im einzelnen sind natürlich die Beträge nicht erheblich. 
Es werden nämlich gezahlt 

1. von habsburgischen Kirchen: 1 Mütt Kernen von der 
Widem der Kirche Baden (I S. 129, m), 42 ß phenning von 
6 Schupposen der Kirchenwidem zu Egliswil (S. 172,3), 1 ^ 
und 2 ß von 1 5 Schupposen Kirchenwidem zu Sursee (oben 
S. 243), 7 ß (oder je 7 = 35 /f?) d. von 5 Schupposen Kirchen- 
widem zu Oberkirch (S. 231,?), 2 Mütt (1 Mütt + 2 x2 
Viertel) Kernen von 3 Schupposen der Kirche Büßlingen 
(S. 355, iff.), 2 Malter Roggen von der Widem der Kirche 
zu Friedberg (S. 371,2), 4 tb Konstanzer von der Kirche 
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Hohen Tengen (8. 374, i), 2 Malter Kernen von der Kirche 
Blochingen (S. 376, i), 6 Malter Kernen, 7 Malter Roggen, 
7 Malter Hafer von der Kirche Herbertingen (S. 377, e), 

3 Malter Roggen und 3 Malter Hafer von der Kirche Titt- 
stetten (S. 397, l^), 4 Malter Kernen, 4 Malter Roggen, 

4 Malter Hafer von der Kirche Benzingen (S. 401, i), 5 Mal- 
ter Vesen (= unenthülster Spelt), 5 Malter Roggen von der 
Kirche Harthausen (8. 401, 20), 1 Malter Hafer von der 
Kirche Heudorf (8. 404, 12), 5 Malter Roggen, 5 Malter Hafer 
von der Kirche Krauchenwies (8. 426, 0), 6 Malter Kernen, 
7 Malter Roggen und 7 Malter Hafer von der Kirche Bingen 
(8.437,32), zusammen 18 Malter 3 Mütt Kernen, 33 Mal- 
ter Roggen, 27 Malter Hafer, 5 Malter Vesen und 5 tt 
51 (79) ß Geld. 

2. von nichthabsburgischen Kirchen: \0 ß Baseler von 
einer Widem zu Eschbach durch die Freien daselbst (I 8. 7 1,14), 

5 ß Baseler von der Widem zu Waldkirch bei Waldshut 
(8. 75, 17), von zwei Widemen (zusammen mit zwei 8t. Blasien 
gehörigen 8chupposen) zu Ober Lauchringen 1 Viertel Rog- 
gen, 2 Mütt Hafer und 2 8chafe, jedes im Wert von 2 ß d, 
Breisgauer (8. 85, 10) , ein halbes Mütt Kernen , ein halbes 
Lamm im Wert von I ß und 1 Fastnachthuhn von einer Wi- 
dem der Kirche Tiengen (8. 92,2), 10 Mütt Kernen von 
der kilchen zu Kirchdorf wideme, die das gotzhus 
von 8ant Blesien lihet (8. 109, is), zu Ober Erendingen 
da lit och ein wideme, di. hört zfl der kapeile; 
dÄ giltet ze vogtrehte l mit kernen; des wirt der 
herschaft der halb teil, also ein halbes Mütt (8.111,6), 

1 Mütt Kernen von der Widem zu Kilwangen (8. 1 22,«), 1 Mütt 
Roggen von den der Kirche Eggenwil zu eigen gehörigen 

2 8chuppo8en in Göslikon (oben 8. 228), von 3 Schupposen 
der Kirche 8engen in Meisterschwanden 2 1 ß und mit 8 an- 
deren 8chupposen zusammen 2 Böcke (I 8. 171, uff.), ^/i 
Frischling im Wert von 22^2 d. und 2 Viertel Nüsse sowie 
1 Mütt Hafer von der Widem der Kirche Dielsdorf (8. 237, i), 

6 ß phenninge, 2 Herbsthühner und 2 Fastnachthühner von 
der Widem der Kirche Würenlos in Boppelsen (8. 240, s), 
1 Frischling zn ^ ß und 1 Fastnachthuhn von der Widem der 
Kirche Nieder Weningen zu 8chöfflisdorf, und 1 Frischling 
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zu 3 /^, 2 Mütt Xüsse, 2 Mütt Hafer von 2 Eigen derselben 
Kirche zu Sünikon, die auch noch 7 ß phenning Maien- 
steuer abwerfen (I S. 241, 21 und S. 242, 13), 6 Viertel Kernen 
von zwei Widemen der Kirche Steinmaur in Neerach (I 
(S. 247, 3) und 2 ß von einer Widern derselben Kirche zu 
Riet (8. 247,6, siehe dazu II S. 65, 19 und 38S,2 mit 90, 1), 
von einer Widern zu Schwamendingen ein nicht besonders 
angegebener Betrag (I S. 252, 9), von einer Widern zu Tei- 
lingen 1 Mütt Hafer Winterthurer Maß (S. 302, 1»), 4 Mütt 
Kernen Zürcher Maßes von einer Widern zu Ellikon (S. 309, 12; 
vgl. II 8. 378,4), 1 Mütt Kernen von einer Widern zu Trül- 
likon (8. 347, i»), mit der zusammen wohl auch die Widern 
im benachbarten Wildisbuch gehört, die 1 Viertel Kernen 
und l ß d. zahlt (8. 348, h), 8 Mütt Kernen von der Kirche 
Gachnang (oben 8. 245; vgl. II 8. 70,8), 2 Malter Roggen 
und 2 Malter Hafer von der Kirchenwidem zu AJlmanns- 
weiler (8. 384, u ; vgl. II 8. 252, i», wo es aber kurz heißt : 
de advocatia ecclesie), 2 Malter Roggen, 2 Malter Hafer 
von der Kirche Braunenweiler (I 8. 384, u; vgl. II 8. 252, le), 
5 Malter Roggen Riedlinger Maßes von der Kirche Dürmen- 
tingen (I 8. 387, 1; vgl. II 8. 161, is), 10 Malter Roggen des- 
selben Maßes von der Kirche Unlingen (I 8. 389, 13; vgl. oben 
8. 248), 4 ti Konstanzer von der Widem zu Kirch Hailtingen 
(I 8. 390, 1; vgl. oben 8. 247), 5 Malter Roggen Riedlinger 
Maß von der Kirche auf dem Bussen (Offingen; I 8. 392, 15, 
oben 8. 245), 1 <tt Konstanzer von der Kirche Altheim (I 
8. 413, i9), 10 Malter Kernen, 10 Malter Roggen, 10 Malter 
Hafer von der Kirche Sigmaringen Dorf (I 8. 423, is; nach 
dem Pfandrodel von 1306 gab Herzog Friedrich von Öster- 
reich dem Eckehart von Reischach pro 20 marcis argenti 
advocatiam ecclesie in 8igmeringen zu Pfand), 10 ß 
Konstanzer von der Kirche Filsingen (8. 433, 12), 20 Malter 
Kernen, 20 Malter Roggen, 20 Malter Hafer von der Kirch- 
widem zu Mengen Dorf (Ennet Ach, I 8. 440, 10), 2 Malter und 
2 Viertel Roggen von Hofstätten und Gütern der 8t. Martins- 
kirche zu Engen und 1 Malter Kernen und 5 ß Konstanzer 
von der Widem derselben Kirche (I 8. 449, 4, 10), endlich 
2 <ö) Haller von der Kirche Gundelfingen (I S. 469, n), im 
ganzen 7 ü 60 (67) ß Geld, 57 Malter Roggen, 35 Malter 
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2 Mütt Hafer, 37 Malter und 2^/* Mütt Kernen, 2^2 Mütt 
Nüsse, 2 Schafe, ^2 Lamm, 2^,4 Frischlinge, 2 Herbsthühner 
und 4 Pastnachthühner, ungerechnet die Vogtrechtsabgaben, 
die da und dort vom Sigristenamt oder Sigristenlehen ent- 
richtet werden mußten, z. B. in Embrach (I 8. 259,6; 261,9) 
und in Altheim (I S. 413, 28). 

Gesatzte, d. h. fixierte Yogtsteuer wird einmal erwähnt, 
nämlich bei Ober Seen (l S. 318, s): DA gesazte vogtsture, 
dA da gat ab den vryen eigen und ab zwein wide- 
men ze Obra-Sehein, giltet 2 ü und 18 d., und von 
der habsburgischen Kirche Laiz heißt es (I S. 422, i): Die 
lAte der kilchen ze Laitzen, die man heisset die 
zinser, hant gegeben ze stAre eines jares bi dem 
meisten 5<tt und 5/9, bi dem minsten 2^/2 U und 4/8. 
Es git je der man ein vasnachthftn (vgl. II S. 220, u: 
stura hominum ecclesie Laitzen). Auch von Heiligenberg 
hörten wir (oben S. 229), daß die Herrschaft auf Grund ihrer 
Yogtei Steuer von den das Eirchenland Bebauenden nehme. 

Das war überhaupt auch bei Kirchen das Bedeutsame an 
der Yogtei, daß sie die Grundlage abgab für die Entwick- 
lung eines kräftigen Steuerrechts. Zu den ordentlichen 
Steuern, die wir kraft der Yogtei im Urbar zahlreichen habs- 
burgischen, aber auch nichthabsburgischen Kirchen aufgelegt 
sehen, sollten im Laufe der Zeit außerordentliche treten. 
N^ach den Niederlagen bei Sempach und Näfels von 1 386 und 
1388 hatte das Haus Österreich eine Aufbesserung seiner 
erschöpften Finanzen dringend nötig. Es suchte sie durch eine 
außerordentliche Besteuerung seiner Untertanen zu erzielen. 
Aus den Jahren 1388/9 und 1390 haben sich zwei interessante 
Steuerverzeichnisse erhalten, die leider im wesentlichen nur 
auf den Argau, nicht auf die gesamten österreichischen Lande 
sich beziehen und von Maag in dankenswerter Weise mit 
abgedruckt sind (H S. 713 iF., 734 ff.). Sie zeigen uns neben 
den Edeln, Städten und Gotteshäusern vom Range der 
Klöster und Stifter auch besteuert die einfachen Pfarrkirchen 
bezw. ihre Kirchherren (plebani, lU S. 713 N. 1 a.E.). Und 
zwar neben einigen, die wir aus dem Urbar als habsburgisch 
kennen wie z. B. Rein (H S. 725, 12 und 736,9) mit 4 U und 
mit 5 Gulden, Zug (II S. 725, le) mit 18 Gulden, Rot (II 
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S. 735, u) mit 5 Gulden, Gränichen (II S. 735, u) mit 6 Gulden, 
Seon (II S. 735, is) mit 3 Gulden, Vilmergen (II 8. 735, n) mit 
15 Gulden, Entlebueh (11 S. 735, i») mit 4 Gulden, Elfingen 
(n S. 736,6) mit 3 Gulden, MelUngen (11 8. 736, vi) mit 
3 Gulden, Gebisdorf (11 8. 737, 25) mit 10 Gulden, Staufen 
(II 8.738,0 mit 60 Gulden, Windisch (II 8. 738, s) mit 
20 Gulden und neben andern, bei denen das Urbar für die 
Herrschaft die Vogtci in Anspruch nahm, wie z. B. 8engen 
(II 8. 735, 11) mit 20 Gulden, eine stattliche Anzahl von 
Kirchen, denen wir bisher nicht begegnet sind, wie etwa 
Laufenburg, Hägglingen, Holderbank, Entfelden, Bleienbach, 
Umiken, Bötzbörg, Gansingen, Küngstein, Wegenetetten, 
Kölliken, 8chöftland, Triengen, Rüed, Inwil, Ammerswil, 
Rieden Wil, 8armen8dorf, Kulm, Boswil, Riken, Zofingen, 
Mölin, Zuzgen, Mumpf, Oeschgen, Frick, Wittnau, Wil im 
jetzigen Baden, Homussen, 8ulz, 01tingen(?), Kirchberg, 
8chinznach, Talheim, Veitheim im Argau, Auenstein, Wens- 
lingen, Stüßlingen, Lostorf, Bremgarten, Altishofen, Büren, 
Raitnau, Rordorf, Lengnau, Göslikon, Fislisbach, Birmens- 
dorf, Waldshut, Wolenswil, Erlisbach, Mägden, Kienberg, 
Ormalingen , Gelterkinden , Bus , Maisprach , Wintersingen 
und andere. Dementsprechend fiel dann auch der Gesamt- 
steuerertrag aus; das Verzeichnis von 1390 berechnet ihn 
(H 8.735,20; 736, u; 738, 11) auf 122 -f 133 + 246 = 501 
Gulden. 

Diese 8teuerverzeichnisse lehren uns, daß auch bezüglich 
der Kirchen das Urbar König Albrechts nichts weniger als 
vollständig ist. War auch ein guter Teil der genannten 
Kirchen nie habsburgisch , so muB doch der habsburgische 
Kirchenbesitz erheblich größer gewesen sein, als das Urbar 
ihn angiebt. Und es müssen die Habsburger auch noch über 
manche andere Kirchen die Vogtei gehabt haben, als über 
die im Urbar verzeichneten. 8elbst wenn wir von den Ur- 
kunden absehen und uns nur der Rodel bedienen, läßt sich 
z. B. für die Kirche Talheim, der wir oben im 8teuerverzeich- 
nis von 1390 begegneten, nachweisen, daß der Kirchensatz 
habsburgisch war, indem im Lehensverzeichnis von 1361 
(IIS. 549,6) als dem Schultheißen zu Arau, Hans Stieber, 
verliehen aufgeführt wird : Item der kilchensatz ze Tal- 
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he in; ebenso führt der schwäbische Rodel von ca. 1290 
(118.166,0 auf: item jus patronatus ecclesie in 
Ottolfswang et rector ecclesie dat de advocatia 
ecclesie maltra siliginis et avene 10 mensure de 
Sulgen. Und von Kirchen unter kiburgischer und darum 
wohl auch habsburgischer Vogtei nennt uns schon das ki- 
burgische Urbar Herzogenbuchsee im jetzigen Kanton Bern 
(11 S. 9, i) und Röngsau (?) ebenda (11 8. 9,2), ferner als 
zweifellos Habsburg vogteipflichtig der Luzemer Revokations- 
rodel die Widern zu Roßberg im Kanton Zürich (II S. 354, s) 
und das Lehensverzeichnis von 1361 die Kirche zu Hettlingen 
sowie die Widern zu Adlikon (II S. 494, 9), beide gleichfalls 
jetzt zürcherisch. Und wenn auch der Unterschied zwischen 
den im Urbar angeführten und den in Wirklichkeit unter 
habsburgischem Patronat oder unter habsburgischer Vogtei 
stehenden Kirchen gewiß nirgends so groß war wie gerade im 
Argau und den angrenzenden Gebieten, so haben wir uns doch 
wohl Zahl und Ertrag von Habsburg -Österreichs unmittel- 
baren und mittelbaren Kirchen bedeutend größer vorzustellen. 

Aber wir dürfen auch nicht vergessen, daß in den er- 
wähnten Steueranschlägen offenbar nicht bloß in alter Weise 
habsburgische Kirchen zur Steuer herangezogen sind, wie 
ja dieselbe Steuer auch nicht bloß eigentlich habsburgische 
Erlöster oder Stifter traf. Jetzt fangt eben so etwas wie 
eine aus der Landesherrlichkeit abgeleitete Steuerhoheit 
an, wirksam zu werden, die alle im habsburgisch- öster- 
reichischen Territorium befindlichen Steuerfaktoren, also auch 
die Kirchen, ohne Rücksicht auf die besonderen Rechts- 
beziehungen zur Herrschaft, wie sie aus Patronat oder 
Vogtei sich ergeben, zur Steuer heranzuziehen bestrebt ist. 
Und das führt uns zum Schluß auf die Frage, welche Stel- 
lung dem Urbar König Albrechts in der Entwicklung des 
mit der Landeshoheit Hand in Hand gehenden Landes- 
kirchentums zukommt. 

Wilhelm v. Brünneck hat jüngst in der oben S. 229 an- 
geführten Schrift für die Deutschordenslande und seither in 
einer weiteren Untersuchung (Beiträge zur Geschichte des 
Kirchenrechts in den deutschen Kolonisationslanden, II. Zur 
Geschichte des märkischen Provinzialkirchenrechts, Berlin 
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1904, vgl. auch desselben Abhandlung: Die Verbindung des 
Eirchenpatronats mit dem Archidiakonat im norddeutschen, 
insonderheit mecklenburgisch-pomm ersehen Kirchenrecht des 
Mittelalters in den Festgaben der Universität Halle für 
Pitting, Halle 1902) für die Mark Brandenburg den Nach- 
weis erbracht, daß daselbst schon im 1 3. Jahrhundert der 
Kirchenpatronat zu der Landeshoheit in die engste Beziehung 
getreten war. Nicht mehr dem Eigentümer des Altar- 
oder Kirchengrundstückes, aber auch nicht nach kanonischem 
Recht dem Stifter oder seinem Rechtsnachfolger als solchem 
wurden die unter dem Namen Kirchenlehen zusammenge- 
faßten, auch dort noch weit über die kanonische Präsen- 
tationsbefugnis hinausgehenden Rechte zugeschrieben. Viel- 
mehr ergaben sie sich aus der Landeshoheit: nur wenn der 
Landesherr dem Stifter für die Stiftung die Patronatsbefug- 
nisse verlieh oder für ein ganzes Gebiet jemandem mit der 
Erlaubnis, Kirchen zu bauen, ein für allemal eine solche Ver- 
leihung erteilte, konnten die genannten Rechte in anderer 
Hand entstehen und verbleiben. Sonst wurde der Landes- 
herr, auch wenn ein anderer die Gründung oder Stiftung 
vornahm, berechtigt und nur er; sonst „lieh^ der Landesherr, 
und zwar auch er gegen Entgelt, die Kirche. Ich meine, 
dieser Zustand lasse sich in ganz ungezwungener Weise an 
den vorangegangenen des Eigenkirchenrechts anschließen und 
rechtsgeschichtlich sehr wohl verstehen. Die Trümmer des von 
der kanonischen Patronatsgesetzgebung keineswegs völlig aus 
der Welt geschafften Eigenkirchenrechts sind dabei zu einem 
Neubau verwendet worden, dessen Stil mit demjenigen der 
übrigen Teile des gewaltigen Baues der Landeshoheit voll- 
kommen übereinstimmt. Oder hat nicht auch sonst die 
werdende Landesherrlichkeit öffentlichrechtliche Verhält- 
nisse, die das Mittelalter mit dem Grundeigentum verquickt 
und so unter den Bann des Privatrechts gebracht hatte, aua 
der hergebrachten Verbindung herausgerissen und auf eine 
einheitliche öffentlichrechtliche Grundlage gestellt, der man 
nur, um sie der althergebrachten Denkweise verständlicher 
zu machen, noch geraume Zeit das privatrechtlich gefärbte 
Mäntelcben des dominium eminens umhing? Ganz so bei 
der Kirchenherrschaft. Brünnecks Ergebnisse, so interessant 
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sie an und für sich sind, gewinnen ihre volle Bedeutung 
erst dadurch, daß man in dieser Weise den Zusammenhang 
mit der allgemeinen Entwickelung der Landeshoheit sowie mit 
dem Eigenkirchenrecht nach rückwärts und mit dem landes- 
herrlichen Patronat nach vorwärts herstellt. Der praktische 
landesherrliche Patronat des Mittelalters erscheint so als das 
durch die Entstehung der Landeshoheit veranlaßte Mittelglied 
zwischen dem Eigenkirchenrecht einerseits und dem im 18. 
und 19. Jahrhundert theoretisch ausgebauten landesherrlichen 
Patronat anderseits. Bisher vermochten wir in diesem nur 
das Erzeugnis von josephinischem und verwandtem Staats- 
absolutismus ^) zu erblicken; jetzt erscheint er uns als das 
durchaus logische, in mehr als zwölfhundertjähriger gerader 
Entwicklung gewordene Ergebnis einer mit dem Eigen- 
kirchenrecht anhebenden germanisch - deutschen Rechtsan- 
schauung. Nicht mit Alexanders III. Patronatsgesetzgebung, 
sondern eigentlich erst mit der Aufgabe des landesherrlichen 
Patronats^) in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts, und nur, 
wo und insoweit diese erfolgte, ist die letzte Spur des Eigen- 
kirchenrechts zu Grabe getragen worden. 

Im Urbar König Albrechts, also in derjenigen süd- 
deutschen Quelle, die uns über den Stand dieser Dinge am 
Oberrhein die beste Auskunft giebt, finden wir noch nicht 
den geringsten Ansatz zu der im Norden nach v. Brünneck 
längst in vollem Gang befindlichen Entwicklung des landes- 
herrlichen Patronatrechtes. Das Urbar steht praktisch noch 
ganz auf dem alten Boden des an das Eigenkirchenrecht 
anknüpfenden Kirchensatzes, dessen Inhalt übrigens mit dem- 
jenigen des norddeutschen Kirchenlehens völlig überein- 
stimmt, und theoretisch auf dem Boden des kanonischen 
Patronatsrechts. Die Territorialbildung ist am Oberrhein 
offenbar noch zu sehr in den Anfangen begriffen, die Ent- 



*) Vgl. hierzu jetzt die vortreffliche Studie von Fritz Geier, Die 
Durchführuug der kirchlichen Reformen .losephs II. im vorderöster- 
reichinchen Breisgau, Heft 15/16 meiner Kirchenrechtlichen Abhand- 
lungen, Stuttgart 1904. — *) Für Baden, wo bekanntlich der Kampf 
darum besonders heftig war, vgl. nunmehr Gönner und Sester, Das 
Kirehenpatronat recht im Großherzogtum Baden, Heft 10/11 meiner 
Kirchenrech tlichen Abhandlungen, Stuttgart 1904. 
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Wicklung der Landeshoheit noch zu sehr im Rückstände, als 
daß sie schon in vollem Umfang alle Folgerungen zu ziehen 
vermöchte, auch diejenigen, die die Kirchen betrafen. Aber 
zum selben Ergebnis wie im Norden würde man, wenn nur 
das Haus Habsburg das Begonnene hätte zu Ende führen 
können, auch hier gekommen sein. Das läßt nicht nur die 
schöne Dissertation von Karl Pestalozzi über das zürcherische 
Kirchengut zum Staatsgut, Zürich 1903 ahnen, die uns lehrt, 
wie die Stadt Zürich, auch hierin auf den von Habsburg 
gebahnten Wegen der Landeshoheit wandelnd, nach und 
nach wenigstens die Großzahl der alten Fatronate ihres Ge- 
bietes zusammenbrachte imd den Kirchensatz über Neugrün- 
dungen für sich beanspruchte. Vielmehr darf dies wohl auch 
daraus geschlossen werden, daß in Österreich das Haus Habs- 
burg seit dem 14. Jahrhundert die Patronate ratione du- 
catus sich zuzuschreiben und in möglichst großer Zahl an 
sich zu bringen begann, wie jüngst Heinrich v. Srbik in seiner 
vortrefflichen Abhandlung über die Beziehungen von Staat 
und Kirche in Osterreich während des Mittelalters, Innsbruck 
1904 (H. 1 von Dopschs Forschungen zur inneren Geschichte 
Österreichs) besonders 8. 92 ff. dargetan hat. Wäre nicht 
die Störung in den vorderrheinischen Gebieten eingetreten, 
so hätte sich die Entwickelung wohl im ganzen Bereich der 
habsburgisch-österreichischen Macht noch rascher und wirk- 
samer vollzogen. 

Denn daß die Entwicklung für alle habsburgischen 
Lande ziemlich gleichen Schritt hielt, zeigen uns wiederum 
V. Srbiks Ergebnisse, verglichen mit dem von ihm nicht be- 
rücksichtigten Urbar. So namentlich für die Kirchen vogtei. 
Srbik führt S. 78 ff. aus, daß in Österreich der „grundsätzliche 
Anspruch, kraft der landesfürstlichen Stellung einziger Yogt- 
herr über die kirchlichen Institute des Landes zu sein'' von 
den Habsburgern um die Wende des 13. und 14. Jahr- 
hunderts noch nicht durchgesetzt war. „Noch immer tritt 
der Rechtstitel der einzelnen Erwerbung im 13. und teil- 
weise im 14. Jahrhundert merkbar hervor." Dabei wurde 
die Vogtei mehr und mehr „ein Objekt des vermögensrecht- 
lichen Verkehrs". Beides konnten wir auch für das Urbar 
feststellen. Es wird überhaupt für dessen Verständnis wichtig 
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sein, daß mehr, als es bisher, namentlich auch von schwei- 
zerischen Forschem, geschehen ist, die österreichischen Ver- 
hältnisse zum Vergleich herangezogen werden. Die Urbar- 
arbeit selbst und der Urbarinhalt möchten doch in höherem 
Maße von österreichischen Einflüssen bestimmt sein, als das 
selbst Schweizer (HL S. 490 f.) zugiebt. 

Endlich entnehmen wir dem Urbar — wiederum in 
Übereinstimmung mit Srbiks österreichischen Forschungen 
(S. 131 ff.) — , daß die Besteuerung des Kirchenguts, zu der 
die durch „finanzielle Begabung^ ausgezeichneten Habsburger 
kraft ihrer Landeshoheit schritten, jüngeren Datums ist, und 
daß selbst die außerordentlichen Steuern von Kirchen erst im 
Laufe des 14. Jahrhunderts aufkamen. Zur Zeit des Urbars 
bezog die Herrschaft Abgaben von Kirchen nur auf der ur- 
sprünglich eigenkirchlichen Grundlage des Verleihungsrechtes 
und vermöge der Vogtei über die einzelne Kirche oder 
ihr Ghit. 

Die Landeshoheit war also auch in kirchlicher Beziehung 
durch das Urbar erst vorbereitet. Die Ansätze und Ele- 
mente dazu waren da. Aber mit König Albrecht fiel unter 
der Hand des Mörders der Bildner, dessen auf diesem 
Oebiete schöpferischer Geist das Werk selbst geschaffen 
hätte. 
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Die Echtheit 
des österreichischen Privilegium Minus. 

Von 

Herrn Professor Dr. Michael Tangl 

in Berlin. 

Die Frage der österreichischen Freiheitsbriefe, die seit 
Jahrzehnten für erledigt und abgetan galt, ist jüngst durch 
Erben ^) in überraschender Weise wieder in Fluß gebracht 
und, wie immer man über das Endergebnis urteilen mag, in 
überaus sorgsamer und vielseitiger Untersuchung vertieft und 
gefördert worden. Über das Mains und den Ej*anz von 
Fälschungen, der es umgab, über Entstehungszeit und Ver- 
anlassung dieser Trugwerke, sind die Akten allerdings ge- 
schlossen. An dieser Frage rührt auch Erben nicht, seine 
Forschung gilt dem Privilegium minus ganz allein, an dessen 
Echtheit seit reichlich einem Menschenalter niemand ge- 
zweifelt, das dem Juristen und Historiker als vollwertiger 
Ersatz des verworfenen Maius gegolten hatte. Diese com- 
munis opinio wird in dem mustergiltigen ersten Kapitel von 
Erbens Untersuchung zunächst noch wesentlich gestärkt 
durch den vollkommen abschließenden und überzeugenden 
Nachweis, daß die Urkunde aus der Feder des in der Kanzlei 
Friedrichs I. während der Jahre 1156 — 1158 meist beschäf- 
tigten Beamten floß.^) Es war ein Ostfranke, wahrschein- 
lich Würzburger, der im Juni 1 1 56 zum erstenmal nachweis- 
bar ist und hervorragend tätig blieb bis zur Heerfahrt 
Friedrichs gegen Mailand. Nach der Rückkehr des Kaisers 
auf deutschen Boden schloß er sich im Februar 1 1 63 neuer- 
dings dem Hofe an, bis er im August dieses Jahres endgiltig 
aus dem Dienste der Reichskanzlei schied. 



*) Das Privilegium Friedrichs I. für das Herzogtum Österreich. 
Wien, C. Konegen, 1902, 8«, VI und 144 S. — ») Der Diktator des Pri- 
vilegium minus S. 5—35, 
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Durch die breite Grundlage, auf der Erben seine Unter- 
suchung aufbaute, schuf er zugleich einen höchst wertrollen 
Beitrag zu der leider noch immer in den Anfangen stecken- 
den Diplomatik der Stauferzeit. Ich möchte es hier bei 
Lob und Zustimmung, die diesem Teile der Arbeit auch 
solche zollten, die das Hauptergebnis ablehnten ^), gar nicht 
bewenden lassen, sondern versuchen, die Bedeutung des Er- 
gebnisses nach zwei Richtungen hin noch näher zu kenn- 
zeichnen. 

In der Diplomatik spielt seit langem das Schlagwort 
von der „Empfangerausfertigung'' eine große Rolle; die Be- 
obachtung wurde grundlegend für das Yerständnis der älteren 
deutschen Privaturkunden und mehr noch jener aus der 
Übergangszeit vom 10. — 12. Jahrhundert. Wir wissen aber 
weiter, daß seit dem Aussterben der Salier die Empfanger- 
ausfertigung auch bei der Königsurkunde in einem bisher 
nicht gekannten Maße um sich greift, daß sie ein Kenn- 
zeichen der Zersetzung und des Yerfalls der alten Reichs- 
kanzlei bedeutet. Dabei blieben die Hauptvertreter dieser 
Theorie aber nicht stehen, sie stellten die Empfangeraus- 
fertigung als die auch für die Königsurkunde der Stauferzeit 
vorherrschende Art hin; zwei Drittel aller Königsurkunden 
von der Mitte des 12. bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts 
läßt 0. Posse von Empfangerhand herrühren.^) Diese An- 
nahme, gegen deren Richtigkeit ich schon an anderer Stelle 
meine Bedenken äußerte^), wird jetzt durch Erben für die 
Anfange Friedrich Barbarossas als viel zu weitgehend 
widerlegt. In den Jahren 1156 — 1158 rührt fast die Hälfte 
aller noch erhaltenen Urkunden allein von dem Diktator 
des Minus her^), ganz abgesehen von der einen oder 
anderen Kanzleikraft, die wir daneben noch als tätig an- 
nehmen müssen. Ein Überwiegen der Kanzlei- über die 



^) Breßlau, N. Arch. XXVIII, 552; Simonsfeld, Deutsche Lit. Zeit. 
1904, 990 ff. — «) Lehre von der Privaturkunde S. 8 A. 1. — •) Schrift- 
tafeln Heft III, Vorbemerkung zu Taf. 84, 85. — *) Vgl. die Zusammen- 
stellung bei Erben S. 27; es sind 27 Urkunden unter 63 Nummern bei 
Stumpf; da aber unter diesen mehrere» Nr. 3748, 8749, 3754, 8769, 3782 
ausscheiden, stellt sich der Arbeitsanteil dieses einen Mannes ziemlich 
genau auf die Hälfte der erhaltenen Urkunden. 

17* 
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Empfangerausfertigung, nicht umgekehrt, steht daher zunächst 
für diese Jahre außer Frage.^) 

Um so weniger günstig gestaltet sich das Bild vom 
Walten der Reichskanzlei aus einer anderen Erwägung. 
Wenn in jenen Jahren ein einziger Mann für die Fassung 
der Eönigsurkunden bereits die Hälfte der Arbeit leistete, 
wenn man weiter die, wie wir eben sahen, nicht übermäßige, 
aber auch kaum ganz geringe Zahl der Empfangerausferti- 
gungen in Abrechnung bringt^), was bleibt dann als Leistung 
des anderen Eanzleipersonals noch übrig? Eine Hauptkraft 
und nebenher ein paar Hilfskräfte, das ist das Bild, das wir 
vom Bestände der damaligen Reichskanzlei gewinnen. Als 
vollends dieser eine führende Mann vor dem Zug nach 
Mailand die Sehreibstube verließ, mußte die Kanzlei für den 
Aufenthalt in Italien so gut wie neu organisiert werden. 
Man vergleiche mit diesen kleinlichen und unsteten Yerhält- 
nissen die gleichzeitige päpstliche Kanzlei in ihrem ungleich 
stärkeren Bestände, in ihrer fest geschlossenen Tradition! 

Doch kehren wir zu unserem Thema zurück. Ein be- 
stimmter Satz des Minus, der von der Einschränkung der 
Hoftags- und Heerfahrtpflicht handelt, hebt sich nach Erbens 
Urteil durch seine objektive statt subjektive Fassung störend 
aus dem G-efüge der Urkunde ab. Schon schöpft er daraus 
Verdacht, der sich ihm, da er in der weiteren Untersuchung 
auch sachliche Widersprüche zu den damaligen politischen 
und rechtlichen Yerhältnissen aufdecken zu können glaubt, 
zur Verwerfung bestimmter Teile des Minus verstärkt. Die 
Bestimmung über das ins affectandi und den bereits oben 
bezeichneten Satz scheidet er als spätere Verfälschungen aus, 
als deren Urheber er Herzog Friedrich IL ansieht; aus Lage 
und Verhältnissen des letzten kinderlosen Babenbergers, 
nicht Heinrich Jasomirgotts, seien alle diese Bestimmungen 
2U erklären. Die Verunechtung falle in die Zeit von 1239 

') Zu ganz gleichem Ergebnis fahrten mich aber auch unter- 
isachnngen der Urkunden Eonrads III. nach Formalar nnd Diktat, die 
ich hei seminaristischen Ühnngen in Marhnrg (WS. 1895/96) nnd Berlin 
<WS. 1902/03) anstellte. ~ *) Stumpf Nr. 3772, das in Erbens Liste der 
Erzeugnisse seines Diktators fehlt, ist ein sicheres Beispiel einer solchen 
Empf&n^rausferti^ung; vgl. meine Schrifttafeln Tafel 84. 



Die £chtheit des österreichischen Privilegium Minus. 261 

bis 1244, wahrscheinlich gegen das Ende dieser Frist, worauf 
Kaiser Friedrich IT. 1245 das bereits verfälschte Privileg er- 
neuerte und durch die Autorität dieser Erneuerung deckte. 
Der Grundsatz unbedingter subjektiver Fassung ist in 
der älteren Eönigsurkunde in der Tat streng durchgeführt. 
Darf man den gleich strengen Maßstab auch an die Prüfung 
der Stauferurkunden anlegen, nachdem das Jahr 1125 einen 
jähen Bruch der alten Tradition herbeigeführt hatte, nach- 
dem in steigendem Mafie fremde Einflüsse, päpstlicher einer- 
seits, privaturkundlicher andererseits, die Eönigsurkunde 
verändern und die Einheitlichkeit des alten, festen Gefüges 
durchbrechen?^) Erben selbst hat dies mit Recht verneint^) 
und mit größtem Fleiß eine ganze Reihe kleinerer, aber auch 
einzelne bedeutendere Verstöße gegen die subjektive Fassung 
aus den ersten Jahren Friedrichs I. zusammengetragen. Am 
bezeichnendsten ist aber doch, daß über ein Drittel der Ur- 
kunden, die vom Diktator des Minus verfaßt sind, oder an 
deren Abfassung er beteiligt war, solche Abweichungen von 
der subjektiven Fassung aufweist.*) Erben hat auch Urkun- 
denfälschungen herangezogen, um in ihnen solche Abirrungen 
ins Objektive nachzuweisen, aber seine Ausbeute ist höchst 
dürftig. Außer der ganz objektiv gehaltenen Fälschung 
DO. I, 448 für Innichen, die an einer Stätte entstand, an 
der sich die Form der objektiven Notitia für die Privat- 
urkunde am zähesten hielt, führt er als Beispiele für gering- 
fügige Abweichungen nur noch DO. I, 436, 438 und 463 
an.*) Ich selbst dehnte die Nachsuche auch auf die rund 
100 Fälschungen auf den Namen Karls des Großen aus, aber 
mit gleich geringem Erfolg. Die eigentlich schlagenden und 

*) Auf Nachahmung der objektiv gefaßten Salvationsklausel in 
Papstprivilegien (salva apostolica auctoritale) gehen Wendungen wie 
,,8alvo per omnia iure regni" oder ,,Balva tarnen imperiali iusticia'* 
zurück; Erben 63 A. 3. — *) S. 53—54. — ») So imperiali auctoritate, 
iustitia edieto in Stumpf 3742, 3755, 3763, 3766, 3783, 3787, 3803, tocius 
imperii curas in Stumpf 3802; daneben aber fideles imperii, statt nostri, 
in St. 3766, de ünperialibus beneficiis und rei publicae emolimientum 
in St. 3783, sub iure ac dominio Romani imperii St. 3787 und 8790, 
dominum suum imperatorem Romanorum recognoviase (statt nos recog- 
novisse) in St. 3787, beneficium regni in St. 3790, ganz abgesehen von 
St. 3792, dessen eigenartiger Rechtsinhalt zu einer Häufung objektiver 
Wendungen nötigte. — *) S. 61 A. 2. 
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beweiskräftigen Scitenstücke zum Minus müßten aber über- 
haupt nicht unter den reinen Fälschungen, sondern unter 
den interpolierten Urkunden zu suchen sein. An solchen in 
der Hauptsache oder teilweise echten, aber durch spätere 
Einschübe entstellten Urkunden ist in den 3 bisher erschie- 
nenen Diplomata-Bänden und dem ersten Karolinger-Band 
kein Mangel; aber der Beleg, daß auch nur eine dieser Yer- 
unechtungen durch objektive Passung sich von dem subjektiv 
gehaltenen echten Kern abhöbe, ist merkwürdigerweise nicht 
zu finden.^) Ich muß daher entschieden Einsprache dagegen 
erheben, in dem betreffenden Satz des Minus an sich schon 
Fälscherbrauch zu sehen. Die Wahrscheinlichkeit spricht 
zunächst vom rein technischen Standpunkt viel eher für eine 
durchaus kanzleigemäße Freiheit in den Urkunden Friedrichs I. 
und jener vom Diktator des Minus verfaßten oder beeinflußten 
insbesondere. Geradezu bedenklich ist es, wenn Erben in 
diesem Zusammenhange, von einzelnen objektiven Wendungen 
des Wormser Judenprivilegs Friedrichs I. ausgehend, auch 
diese Urkunde mit ganz unzureichenden Gründen anficht und 
daraus sofort eine neue Waffe gegen das Minus gewinnt.^) 
Bisher hatte man immer angenommen, daß gleichartige Ab- 
sonderlichkeiten in Urkunden für ganz verschiedene Emp- 
fänger ihre naturgemäße Erklärung in der Ausfertigung 
durch die Kanzlei, aus der sie gemeinsam hervorgingen, fin- 
den, nicht in späteren Zutaten durch die Empfänger, zumal 
wenn wie hier jede gemeinsame Mache vollkommen ausge- 
schlossen ist. 

Simonsfeld wies bereits sehr zutreffend darauf hin, daß 
die objektiven Anwandlungen des Minus mit dem einen von 
Erben ausgeschiedenen Satz keineswegs erschöpft sind, daß 
sich eine gleichartige Stelle auch in einem anderen, von 
Erben nicht beanstandeten Teile des Privilegs findet: Austrie 



^) Imperioque regia electtun in DO. I. 82, imperii maiestatis neben 
nostri iuris in DO. I. 401 und regia potestate neben nostra potestat« 
in DO. III, 79 sind die einzigen schwachen Anklänge; ihnen stehen 
gegenüber interpoliert, aber streng subjektiv : D(iplomata) K(arolinonim) 
20, 97, 113, 149, 173, 175, 193, 210. DO. I. 85, 89, 153, 188, 357, 381. 
DO. II. 15, 62, 71, 105, 259. DO. III. 51, 109, 240, 256, 325, 335, 854, 
376, 406. DH. II. 39 b, 141, 182, 251, 288, 346, 387, 390. — *) S. 55 ff. 
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ducatum hereditario iure a regoo (statt a nobis oder a nobis 
et successoribus nostris) teneant. Im Anschluß daran mache 
ich auf folgendes aufmerksam: dem regnum hier ent- 
sprechen Imperium und imperator im zweitfolgenden 
Satze, und der gleiche Wechsel findet sich in den beiden 
zweifellos echten Urkunden St. 3790 (sub iure et dominio 
Romani imperii . . ., imperiali auctoritate . . ., bene- 
ficium regni . . ., imperiali iustitia) und St. 3792 (quedam 
regni predia, . . . imperatoriae maiestatis, ... in ius et 
proprietatem regni, ... de prediis imperii, . . . que nos 
regno contulimus . . . beneficio quod a regno habet, . . . 
nobis et imperio) und im Wormser Judenprivileg (ipse 
imperator eis prefecerit . . ., regiam appellaverint presen- 
tiam . . ., persolvat imperatori . . ., ad erarium regis persol- 
vat . . ., inducias ad imperatorem habeant). Und da soll 
die Erklärung so liegen, daß in den vier zeitlich noch dazu 
sehr nahestehenden Urkunden (September 1156 bis November 
1157) das Wortspiel mit der einfach synonymen Verwen- 
dung von rex und imperator, regnum und Imperium in zwei 
Fällen von einem Beamten der Reichskanzlei, in einem 
dritten von Herzog Friedrich dem Streitbaren oder einem 
von ihm beauftragten Fälscher und in einem vierten von der 
Wormser Judengemeinde herrührt? Das glaube, wer dazu 
Lust hat. Ich sehe darin einen keineswegs unwesentlichen 
Beleg für die Eanzleimäßigkeit des Minus in allen seinen 
Teilen. Eingehend und mit großer Sorgfalt erörterte Erben 
S. 39 ff. die Fälle, in denen aus der früheren Zeit Friedrichs I. 
Vorakte zu Urkunden staatsrechtlichen Charakters erhalten 
oder mit Bestimmtheit anzunehmen sind. Aber so wertvoll 
seine Ausrühnmgen nach anderer Richtung sein mögen, für 
die Kritik des Minus sind sie belanglos. Sie zeigen nur, 
daß man sich bei der Umgestaltung des Voraktes zur Ur- 
kunde je nach der Lage des Einzelfalles volle Freiheit wahrte, 
daß hier keine feste Regel abzuleiten und daher auch kein 
Verstoß in der Fassung des Minus bestimmt nachzuweisen 
ist. Es ist daher auch nebensächlich^ ob man mit Erben 
S. 52 das Vorhandensein eines solchen Voraktes für das 
Minus für unwahrscheinlich hält oder, wozu ich neige, einen 
solchen annimmt. 
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Mit allen Yergleichen ist dem Minus übrigens aus dem 
Grunde schwer beizukommen, weil es als Urkunde seinem 
Rechtsinhalte nach überhaupt einzig dasteht. An eine der 
häufigsten Rechtshandlungen, die Belehnung, deren Beur- 
kundung aber im früheren Mittelalter zu den seltensten Aus- 
nahmefallen gehört^), reihen sich Vorrechte von zum Teil 
außerordentlicher Art, und noch ungewöhnlicher als ihr Be- 
stehen ist ihre Yerbriefung.^) Es ist klar, daß eine Urkunde 
solcher Art überhaupt nicht nach dem Maßstab landläufiger 
Durchschnittsurkunden gemessen werden kann. Die Vor- 
rechte, die durch das Minus zugestanden werden, scheiden sich 
in solche, die auf die Person des ersten Herzogs beschränkt, 
und in andere, die auf alle seine Nachfolger ausgedehnt 
werden. Zu den letzteren zählt die Einschränkung des Be- 
suches der Hoftage und der Heerbannpflicht. Hier nun be- 
gegnet die objektive Fassung, die Erbens Verdacht erregte. 
„Wollte er^ (der Diktator des Minus) „ausdrücklich die Gültig- 
keit dieser Bestimmungen auch auf spätere Regierungen aus- 
dehnen, so ließ sich das durch Einschaltung von Worten wie 
nos vel successores nostri (reges vel imperatores) genügend 
erreichen" (S. 38). Genügend gewiß; ob aber auch in ge- 
nießbarer Form, davon wollen wir doch gleich die Probe 
machen: 



Privilegium minus. 
Dux vero Austrie de ducatu suo 
aliud servicium non debeat impe- 
rio, nisi quod ad curias, quas im- 
perator in Bawaria prefixerit, evo- 
catus veniat, nullam quoque ex- 
pedicionem debeat, nisi quam forte 
imperator in regna vel provincias 
Austrie vicinas ordinaverit. 



Dasselbe in subjektiver Fassung: 
Dilectus vero patruus noster et 
successores eins duces Austrie de 
ducatu ipsorum aliud servicium non 
debeant nobis aut successoribus 
nostris, nisi quod ad curias, quas 
nos vel successores nostri Roma- 
norum reges vel imperatores in 
Bawaria prefixerimus, evocati 
veniant, nullam quoque expedicio- 
nem debeant, nisi quam forte nos 
aut successores nostri in regna vel 
provincias Austrie vicinas ordina- 
verimus. 



^) Darauf hat bereits J. Ficker, Beiträge z. Urkundenlehre I, 124 
hingewiesen: „Selbst noch im zwölften Jahrhunderte haben wir da aus 
Deutschland nur Verbrieftmgen Über Einzelfälle, bei welchen es sich 
weniger darum handelte, ein Beweismittel für die geschehene Belehnung 
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Wenn Erben findet, daß derjenige, der diese überaus 
schleppende subjektive Fassung vermied, „in schwerster 
Weise" gegen den guten Brauch der Königsurkunde „sün- 
digte'' (S. 37), so geht mein Urteil dahin, daä der Diktator 
des Minus das Lob einer „vielseitigen und geschickten Tätig- 
keit" in der Reichskanzlei, das Erben S. 35 ihm spendet 
und dem ich vollkommen zustimme, nicht verdiente, wenn 
es ihm nicht gelungen wäre, für das urkundlich festzulegende 
dauernde Vorrecht kurz und bändig und frei von altem 
Eanzleizopf die Fassung zu finden, in die er den Satz 
kleidete. 

Das Ergebnis der Textkritik delä Minus lautet, um an 
Erbens Urteil 8. 68 anzuknüpfen, nicht „non liquef, sondern 
„non licet''. Die objektive Fassung des einen Satzes be- 
gründet nicht einen Verdacht, der nur zur völligen Verur- 
teilung der Urkunde noch nicht ausreicht, sondern sie be- 
rechtigt überhaupt nicht, die Urkunde daraufhin anzuzweifeln. 
Die Untersuchung des historischen und Rechtsinhalts müßte 
daher ein solches Verdammungsurteil nicht erst vervollstän- 
digen, sondern allein rechtfertigen. 

Ich folge Erben zunächst in den Erwägungen allge- 
meiner Art. Er sieht in den Bestimmungen der Urkunde 
ein Mißverhältnis zwischen Gewinn und Preis: er findet es 
(8. 72) auffällig, daß Heinrich Jasomirgott „ein Privileg von 
so zweifelhaftem Werte^ wie das der Einschränkung des 
Erscheinens an den Hoftagen auch nur „anstrebte", und noch 
unwahrscheinlicher, daß der auf die Wahrung der Hoheits- 
rechte eifersüchtig bedachte Kaiser geneigt gewesen wäre, 
so hohen Preis, wie ihn die Gesamtheit der im Minus ver- 
zeichneten Vorrechte bedeutete, zu bieten (S. 92). Es ist 
in diesem Zusammenhange nötig, die Entwicklung der bay- 
rischen Frage bis zum Regensburger Tage von 1156 kurz 



selbst, als für die besonderen Umstände und Bedingungen, unter denen 
sie erfolgte, zu schaffen." DafOr aber, daß Lehenbriefe selbst im aus- 
gehenden Mittelalter noch keineswegs allgemein ausgestellt zu werden 
pflegten, vgl. jetzt W. Lippert, Die Deutschen Lehnbücher 102 f. — 
*) Ich erinnere daran, daß weder die Erhebung Kärntens (976) noch 
Steiermarks (1180) zum Herzogtum verbrieft wurde. 
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zu verfolgen.^) Kaiser Friedrich I. hatte den unerquicklichen 
Streit zwischen Weifen und Babenbergern um Baiem nebst 
manch anderer schwieriger Erbschaft von seinem Vorgänger 
überkommen. Im Oktober 1152 sollte auf einem Tage zu 
Würzburg zum erstenmal wegen gütlicher Beilegung der 
Angelegenheit Terhandelt werden; aber nur Heinrich der Löwe 
erschien, der Babenberger blieb ferne. Auf drei weiteren 
Tagen zu Worms (7. Juni 1 1 53), Regensburg (September 1 153) 
und Speyer (Dezember 1153) stellte sich zwar Heinrich Jaso- 
mirgott, bestritt aber zu Worms und Speyer die Rechtskraft 
der Ladung.^) Die Einrede konnte sich wohl nur gegen 
Frist oder Ort der Voriadung richten; und da bei den weiten 
Abständen zwischen den einzelnen Tagen unzureichende Yor- 
ladungsfrist ganz unwahrscheinlich ist, bleibt nur die Deutung, 
daß Heinrich Jasomirgott beide Male gegen den Ort der 
Vorladung Einspruch erhob. Wir werden diese Deutung für 
spätere Erörterung noch im Auge zu behalten haben. An- 
erkennung durch König und Fürsten fand dieser Protest des 
Österreichers nicht; denn die nächste Ladung erfolgte nach 
Goslar, und als hier der Babenberger überhaupt nicht erschien, 
wurde Heinrich der Löwe mit Baiern belehnt. Es war der 
Preis, den Barbarossa für die Teilnahme des Weifen an der 
bevorstehenden Romfahrt zahlte. Nach der Rückkehr des 
Kaisers aus Italien wurden die Versuche zur Ordnung der 
Angelegenheit wieder aufgenommen. Die Ordnung der Frage 
zu Goslar war eine nur vorläufige und einseitige gewesen. 
Heinrichs des Löwen Ansprüche waren anerkannt, aber, da 
er noch nicht in den Besitz seines zweiten Herzogtums ge- 
langt war, nicht befriedigt, die des Österreichers nicht hin- 
weggeräumt. Die neuen Verhandlungen wurden bezeichnen- 
derweise fortan ausschließlich auf bairischem Boden geführt. 
1155 strebte der Kaiser zu Regensburg ganz vergeblich, 
seinen Oheim zu einem Abkommen mit dem Weifen zu be- 



*) Die wesentlichen Belege finden sich bei Otto v. Freising, Gesta 
Friderici imp. (ed. Waitz in SS. rr. Germ.) 1. II, c. 7, 9, 11, 42, 43, 47. 
Vgl. auch Juritsch, Gesch. der Babenberger 200 ff. — *) II, 9: sed al- 
tere quod legittiine vocatus non fuerit pretendente, debitum finem ne- 
gotium ibi habere non potuit. II, 11: sed itenim altere de legittitna 
se vocatione excusante, res protelatur. 
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-wegen ^), und ebenso erfolglos blieben Verhandlungen, die 
sich an anderer Stätte innerhalb Baierns ^versus confinium 
Boemorum** daran schlössen, obwohl hier Otto von Freising 
als denkbar geeignetster Mittelsmann zur Anbahnung einer 
Verständigung sich abmühte.^) Im Gegenteil, die Verhand- 
lungen nahmen jetzt den Charakter persönlicher Gereiztheit 
an, grollend und in Unfrieden schieden Kaiser und Herzogt), 
welchen Titel der Babenberger trotz Heinrichs des Löwen 
Belehnung fortführte. Jetzt gab auch Friedrich I. seine zu- 
wartende Stellung auf, im Oktober 1 1 55 führte er Heinrich 
den Löwen in den tatsächlichen Besitz des bairischen Her- 
zogtums ein. Noch verging über ein halbes Jahr, bis Hein- 
rich Jasomirgott sich von der völligen Aussichtslosigkeit 
seiner Trutzpolitik überzeugte und einlenkte.*) Am 5. Juni 
1 1 56 fanden in der Nähe von Regensburg die Verhandlungen 
statt, als deren Frucht die später auf dem feierlichen Reichs- 
tag vom September 1 1 56 verkündeten und im Privileg nie- 
dergelegten Vereinbarungen zustande kamen. 5) 

Was Heinrich Jasomirgott — und zwar mit äußerster 
Hartnäckigkeit — anstrebte, geht daraus so klar hervor, daß 
darüber nicht gestritten werden kann: das Festhalten des 
Herzogtums Baiern.®) Des Kaisers und seiner Unterhändler 
Sache war es, bei den Verhandlungen die Initiative zu 
ergreifen und ihm Zugeständnisse anzubieten, die geeignet 
waren, ihn zum Verlassen seines eigensinnig festgehaltenen 
Standpunktes zu bewegen. Und wenn der Babenberger 
gerade durch seine Halsstarrigkeit in eine keineswegs vor- 
teilhafte Lage geraten war, die zu allem eher angetan schien 
als zur Erzielung eines Abschlusses unter immerhin unge- 
wöhnlich günstigen Bedingungen, so befand sich andererseits 
auch der Kaiser in einer Zwangslage.'') Der Trotz des 



>) II, 42: ut ei de trausactione facienda cum altero Heinrico .... 
persuaderet. — *) II, 42: cum multis modis ad transigendum nos 
qui mediatorum ibi vice fungebamur, operam daremus. — *) insalutati 
ab invicem separati sunt. — *) II, 47: ad transactionem cum altero 
ibidem Heinrico faciendam tunc demum inclinavit. — *) II, 55: consi- 
lium, quod iam diu secreto retentum celabatur, publicatum est. — 
•) Dies gibt Erben S. 48 selbst zu. — '') Dies die durchaus richtige 
Auffassung Simonsfelds DLZ. 1904 S. 992. 
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Herzogs konnte, wie die Verhältnisse 1 1 56 lagen, mit sicherer 
Aussicht auf Erfolg durch Waffengewalt gebrochen werden ^), 
aber um welchen Preis! Nicht nur daß Friedrichs lebhafter 
Wunsch, mit der Wehrkraft des geeinten Reiches in die zer- 
fahrenen Verhältnisse Italiens einzugreifen, auf unbestimmte 
Zeit zurückgestellt werden mußte, geriet er in Gefahr, in den 
Fehler zurückzufallen, der das Verhängnis der Regierung 
Konrads IIL gebildet hatte, den des Versinkens des König- 
tums in den Partei- und Sippenkämpfen Deutschlands. Dem 
Königtume mit wenigen glücklichen Griffen eine das unselige 
Parteigezänke überragende Stellung wiedergewonnen zu 
haben, war der größte Erfolg der in ihrer Schwierigkeit 
kaum zu überschätzenden Anfänge Barbarossas. ^Sine san- 
guinis effusione** war dementsprechend die Losung, die er 
für die Ordnung der bairischen Frage von vornherein aus- 
gegeben hatte, und er hat sein Ziel, das er unter den Er- 
folgen dieser ersten Jahre zu höchst stellte^), erreicht, aller- 
dings unter Opfern, die aber des Gewinnes wert waren. 
Und an solchen Zugeständnissen hat es in den Anfangen 
Friedrichs auch sonst nicht gefehlt.^) Das vielleicht weitest- 
gehende hat Erben in diesem Zusammenhang überhaupt 
nicht erwähnt; es war die Überlassung der Investitur in den 
neuen wendischen Bistümern an Heinrich den Löwen (1 154)*), 
die an praktischer Bedeutung noch über die Einschränkung 



*) Die Hoffnung des Babenbergers, sich durch einen Fürstenbund 
zu erfolgreichem Widerstand zu rüsten, war gescheitert; vgl. Juritsch 
203— 20Ö. — ») Otto von Freising, Gesta 11,47: Preponebat hoc prin- 
ceps Omnibus eventuum suorum successibus, si tarn magnos sibique tarn 
affines imperii sui principes sine sanguinis efhisione in concordiam re- 
vocare posset. — •) Erben irrt, wenn er den Konstanzer Vertrag von 
1153 mit P. Eu^en III. als fär das Reich vorteilhaft oder auch nur 
angemessen ansieht (S. 49). Die, wie die Verhältnisse damals lagen, 
so gut wie unerfüllbaren Verpflichtungen des ersten Paragraphen, 
denen päpstlich erseits an realen Gegenzugeständnissen nichts gegen- 
überstand als das Versprechen, Friedrich zum Kaiser zu krönen, führten, 
als sie auf der Romfahrt Friedrichs nicht eingelöst werden konnten, 
zur ersten tiefgehenden Verstimmung wider den Kaiser, zum Anwachsen 
einer normannenfreundlichen Partei an der Kurie, zum Abschluß des 
Vertrags von Benevent (1156) und damit indirekt zum Schisma von 
1159. - *) MG. Constit. I, 206 Nr. 147. 
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der Hoftags- und Heerbannpflicbt für den neuen österreichi- 
schen Herzog hinausging. 

Doch prüfen wir die Zugeständnisse des Minus im ein- 
zelnen, um zu ermessen, ob hier tatsächlich ein so auf- 
fallendes Mißverhältnis obwaltet. Das wichtigste und grund- 
legende, die Erhebung Österreichs zum Herzogtum, wird 
Friedrich kaum sehr schwer gefallen sein. Wenngleich die 
Zeit, zu der die Zerschlagung der alten großen Stammes- 
herzogtümer geradezu zu einem Grundsatz der staufischen 
Politik wurde , erst mehr als 20 Jahre später anbrach , war 
der Kaiser doch Politiker genug, um in der Schaffung des 
neuen Herzogtums seinen Vorteil zu erkennen. Tatsächlich 
war sie das höchst bedeutende Zugeständnis Heinrichs des 
Löwen, der dadurch in die Loslösung der wichtigsten Mark 
aus dem Verbände des bairischen Herzogtums willigte. Die 
Kosten des Verfahrens trug damals in erster Linie Baiem, 
ganz ebenso wie 976 und 11 SO bei der Erhebung Kärn- 
tens und Steiermarks zu Herzogtümern. Mit dem folgenden 
beginnen erst des Kaisers eigene Zugeständnisse. Sie ent- 
halten zunächst an das babenbergische Haus die Zuerken- 
nung der Erbfolge im neuen Herzogtum in männlicher und 
weiblicher Linie. Die Vererbung der Lehen im Manns- 
stamm hatte sich gewohnheitsrechtlich bereits als gesichert 
und so gut wie selbstverständlich durchgesetzt, und auch die 
Erbansprüche von Töchtern hatten im Lehenrecht bereits 
weitgehende Berücksichtigung erfahren. Neu war daher 
nicht so sehr das Recht als seine Verbriefung. Und ganz 
ähnlich verhielt es sich mit der Einschränkung der Hoftags- 
pflicht. So sicher die Pflicht des Besuches der Reichstage 
als eine allgemeine feststand, und so sicher die Ladung 
hierzu allgemein erging, so gewiß ist das Fernbleiben von weit- 
ab liegenden Versammlungsorten häufig erfolgt und müssen 
Entschuldigungen hierüber durch den König willig hinge- 
nommen worden sein. Eine Prüfung der Teilnehmerlisten 
von etwa 1100 — 1250, die ich zu diesem Zwecke vornahm, 
läßt ihren territorialen Charakter deutlich hervortreten. Die 
steten Wanderfahrten des Königs durch die Territorien des 
Reiches kamen diesem Brauch in vollem Maße entgegen. 
Das Schwergewicht lag auch hier in der Verbriefung und 
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in der damit verbundenen Hemmung der Reichsgewalt im 
Falle kategorischer Ladung. Viel bedeutsamer, ja als das 
erste vom Standpunkt *<les Verzichtes der Reichsgewalt auf 
eine ihr zustehende wichtige Leistung in der Tat weit- 
gehende Zugeständnis erscheint nach Erbens Darstellung 
S. 82 — 98 die Einschränkung der Heerbannpflicht. In gründ- 
lichen Ausführungen, die neben dem ersten Kapitel den 
Glanzpunkt des Buches ausmachen, hat er die Ansicht von 
der beschränkten Heranziehung des märkischen Heerbanns 
widerlegt und gezeigt, daß es sich hier nicht um bloße Yer- 
briefung bisherigen Brauches, sondern um Einschränkung 
früher in viel weiterem Maße geübten Rechtes handelte. 
Die auffalligste unter allen Bestimmungen und in dieser 
Art ganz einzig dastehend ist das Zugeständnis des ius 
afFectandi: „Si autem predictus dux Austrie patruus noster 
et uxor eins absque liberid decesserint, libertatem habeant 
eundem ducatum aifectandi cuicumque voluerint. " Von 
dieser Bestimmung verlange auch ich, daß sie sich aus den 
Verhältnissen des Jahres 1156 aufs bestimmteste erklären 
und rechtfertigen lasse. Wenn mir dies nicht gelingt, räume 
ich jedermann das Recht ein, das Minus auch weiter anzu- 
fechten und gerade diesen Teil aus den Verhältnissen und 
Wünschen des letzten kinderlosen Babenbergers zu erklären. 
Die Einschränkung der Hof- und Heerbannpflicht schien 
bis vor 20 Jahren durch eine ältere und eine jüngere Königs- 
urkunde gleichartigen Inhalts gedeckt, Heinrichs H. für 
St. Maximin in Trier vom 30. November 1023^) und Fried- 
richs IL für Ottokar I. von Böhmen vom 26. September 
1212.*) Seither ist die erste dieser Urkunden durch H. Breß- 
lau als eine um 1116 entstandene Fälschung erwiesen 
worden.^) Die Stellung des Minus hat sich dadurch ver- 
ändert, sie ist, wie sich nicht leugnen läßt, schwieriger ge- 
worden. Als aber Erben S. 70 die Maximiner Urkunde aus 
der Reihe der für die Frage in Betracht kommenden Zeugnisse 
einfach strich, hatte er lebhaften Widerspruch gerade von 
Breßlaus Seite*) zu erfahren. Die Frage ist von allgemeinem 

>) MG. DD. DH II, 500. — «) MG. Constit. II, 54 Nr. 43. - •) Über 
die älteren EöDigs- und Papsturkunden för das Kloster St. Mazimin 
bei Trier, Westdeutsche Zeitschr. 5, 20 ff. — *) Neues Arch. 28, 552. 



Die £chtheit des österreicbischen Privilegium Minos. 271 

Interesse, sie betrifft den Quellenwert von Urkunden- 
fälschungen. Durch den Nachweis der Fälschung hört die 
Urkunde wohl auf, Quelle für die Zeit zu sein, aus der zu 
stammen sie vorgibt, sie behält aber Quellenwert für ihre 
tatsächliche Entstehungszeit, in unserem Fall also für den 
Anfang des 12. Jahrhunderts; und zwar beschränkt sich dieser 
Wert keineswegs nur auf die Erkenntnis, daß man damals 
zu St. Maximin „des Besuches der entlegenen Hoftage über- 
drüssig war" ^), sondern die Urkunde beweist, daß der Be- 
griff der Einschränkung der Hoftagspflicht und der Möglich- 
keit ihrer Erlangung durch königliche Verleihung im Kopfe 
des Fälschers bereits vorhanden war^), und sie erstrebt da- 
mit für St. Maximin nur eine Vergünstigung, deren sich ein 
anderes altes lothringisches Kloster, Echternach, tatsächlich 
bereits erfreute^), und wir haben keine Handhabe, die 
Bückendeckung des Maximiner Fälschers als unwahr zu 
erweisen. Breßlau machte ferner auf die Gleichartigkeit 
der Beschränkung aufmerksam. Drei Bischofstädte in ver- 
schiedener Richtung, Mainz, Metz, Köln, werden für das 
auf altem Reichsgebiet gelegene Kloster Echternach ge- 
nannt, zwei ostfränkische Orte, Nürnberg und Bamberg, 
für Böhmen, wozu dann noch in nördlicher Richtung 
Merseburg tritt im Falle der Geleitpflicht für den Polen- 
herzog, und Baiem allein für die nur an dieser Seite 
mit altem Reichsgebiet verbundene österreichische Ostmark. 
Sollten Fälscherwillkür und echte Urkunden wirklich nur 
durch reinen Zufall so gut zusammenstimmen? Bezeichnend 
ist, daß sich der Fälscher des Privilegium malus mit der 
Vergünstigung des Minus in diesem Punkte keineswegs zu- 
frieden gab, sondern sie in folgender Weise umänderte: 
Dux eciam Austrie non tenetur aliquam curiam accedere 
edictam per Imperium seu quemvis alium, nisi ultro et 



>) So Erben S. 70. — *) In ganz ähnlichem Sinne wurden wenig 
später Urkunden für Ottobeuem und Reichenau gefälscht; vgl. Lechner^ 
Mitteil. d. Instituts f. österr. Geschichtsforsch. 21, 88f. — •) a curia 
regia et omni expeditione, quemadmodum abbas de sancto Willi- 
brordo, omnino sint liberi, nisi in Mogontiensem sine Mettensem aut 
Coloniensem civitatem ad generale concilium sine colloquium, aliqua 
magna necessitate cogente fuerint invitati. 
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de sua fecerit Yoluntate. Der auch nur beschränkten 
Verpflichtung wird hier der Satz gegenübergestellt, daß der 
Besuch von Reichstagen des Herzogs Recht und freier 
Wille, abjer nicht seine Pflicht sei. Das leitet bereits hin- 
über zum jüngeren Begriff der Reichsstandschaft. Zwischen 
ihr und dem älteren Grundsatz unbedingter und uneinge- 
schränkter Verpflichtung liegt eine Übergangszeit der Milde- 
rung und Einschränkung durch teilweise Befreiung einzelner. 
Die Zeugnisse hierfür drängen sich auf das 1 2. und den Be- 
ginn des 13. Jahrhunderts zusammen, und das Minus steht 
mitten unter ihnen, während es bei Erbens Annahme eines 
späteren, tischenden Nachtrages an das Ende der Reihe 
gerät. 

Eingehend hat sich Erben mit der Frage beschäftigt, 
wie sich die Zeugnisse über die Hofkagsbesuche zur — sei 
es wirklichen oder angeblichen — Einschränkung durch das 
Priyileg stellen. Er hat es dabei leider unterlassen, sich 
zuvor an einem ganz gesicherten Fall einen Maßstab für die 
Beweiskraft derartiger Beobachtungen zu suchen. Einen 
solchen bietet aber das im Original erhaltene Privileg fär 
Böhmen. In Nürnberg und Bamberg zu erscheinen, war der 
Böhmenkönig allein verpflichtet. Statt dessen finden wir 
Ottokar I. und später Wenzel I. im Februar 1213 auf dem 
Hoftag zu Regensburg ^), im Juli 1213 zu Eger'), im Juni 
1214 abermals zu Eger^), im Juli 1220 zu Augsburg*), im 
Oktober 1235 wieder zu Augsburg, und zwar in einer per- 
sönlichen Angelegenheit des Böhmenkönigs, die hier ver- 
handelt wurde, der Ablösung bestimmter Besitzansprüche in 
Schwaben'), endlich ein drittes Mal in Augsburg im Juni 

*) Boehmer-Ficker 689—692. — •) Der wichtige Verhandlungs- 
gegenstand, die Urkunde fKr die römische Kirche und die Anwesenheit 
zahlreicher Reichsfürsten Ußt auf einen Reichstag schließen, der uns 
sonst allerdings nicht bezeugt ist (BF. 705). Die Arbeit Wackers über 
den Reichstag unter den Hohenstaufen bietet hier eine bedauerliche 
Lflcke, indem er die Untersuchung über die Hoftage Friedrichs II. erst 
mit 1215 aufiiimmt. — •) BF. 732, 734; der aus Metz vom Ende 1214 
datierte Vertrag mit E. Waldemar von D&nemark, der ebenfalls die 
Zeugenschaft Ottokars von Böhmen und Leopolds VI. von Österreich 
trägt, war nach Fickers AusfUirungen (BF. 773) nach Inhalt und Zeugen- 
reihe bereits früher festgestellt. — *) BF. 1146. — •) BF. 2115a. 
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1236^) bei der Ächtung Friedrichs von Österreich. Das 
Ergebnis ist hier ein yiel ungünstigeres, das Erscheinen an 
nicht vorgeschriebener Statte überwiegt weitaus. Beide 
Böhmenkönige, die nur zur Beihilfe an der Romfahrt ver- 
pflichtet waren, beteiligten sich an der Heerfah]:t am Nieder- 
rhein 1214 und an der Vollstreckung der Reichsacht gegen 
Friedrich von Österreich. Das hätte Erben zur Vorsicht in 
seinen Schlüssen mahnen müssen.*) Die Privilegien um- 
schrieben nur ein Mindestmaß von Pflicht, stellten es aber 
den betreffenden Fürsten selbstverständlich frei, darüber 
hinauszugehen, so oft sie wollten. Und ein solches Hinaus- 
gehen erheischte vielfach das persönliche Interesse der 
Fürsten. In richtigem Erkennen bezeichnet Erben S. 72 
solche Privilegien als eine Vergünstigung von „zweifelhaftem 
Wert". Der Fürst, der, auf sie pochend, sie zu wörtlich 
nahm, geriet nur zu leicht in Gefahr, seinen persönlichen 
Einfluß im Reich in kürzester Zeit zu verlieren und in 
seinem Territorium ein unbeachtetes Stilleben zu führen, 
wenn auch Erbens Annahme S. 78 , daß der österreichische 
Herzog, bei Voraussetzung der Echtheit des Minus, zu außer- 
bairischen (oder der König von Böhmen zu anderen als ost- 
fränkischen ) Hoftagen überhaupt nicht mehr geladen 
worden wäre, zu weit geht und bestimmt zurückzuweisen 
ist. Wacker hat in seiner Monographie eine Reihe solcher 
Ladungen zusammengestellt, die vom höflichsten Ersuchen 
bis zum kategorischen Befehl alle Tonarten durchlaufen. Es 
kann keine Frage sein, daß Verständigungen an ftlle Reichs- 
fürsten ohne Unterschied ergingen, schon aus dem zwingen- 
den Grund, um sie über den Aufenthalt des wandernden 
Hofes auf dem laufenden zu erhalten und so die Möglich- 
keit einer auch nur primitiven Zentralverwaltung zu erzielen. 
Aber auch mit dem statistischen Nachweis der Hoftags- 
besuche durch die österreichischen Herzöge steht es nicht 
ganz so schlimm, wie es nach Erbens Darstellung den Anschein 

*) BF. 2175, hier auch Fickers AasfÜhningen über Wenzels per- 
sönliche Anwesenheit. — «) Auch Simonsfeld DLZ. 1904 S. 992 hatte 
bereits darauf aufmerksam gemacht, daß „Ottokar I. v. Böhmen über 
die ihm auferlegten Bedingungen zugunsten Friedrichs II. weit hinaus- 
i^egangen ist.** 

Zeitschrift fttr Rechtsgeschichte. XXV. Genn. Abt. 18 
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hat. Heinrich Jasomirgott erschien nach 1156 noch zwei- 
mal auf Regensburger Hoftagen (1158 und 1174) und nur 
einmal, im Juli 1157, noch nicht ein Jahr nach dem Regens- 
burger Tag, auf ostfränkischem Boden in Bamberg, hier aber 
in Wahrnehmung persönlicher Interessen, da es sich um die 
Wiedereinsetzung seines Schwagers Wladislav von Polen han- 
delte.^) Auch bei Leopold V. lassen sich die wenigen Aus- 
nahmefalle befriedigend erklären. 1 1 79 führte ihn die Bei- 
legung des Grenzstreites mit Böhmen auf den Hoftag nach 
Eger, das übrigens nicht zu den yon Baiern fernab liegen- 
den Städten, sondern zu den Grenzorten, etwa gleich Nürn- 
berg, gehörte; es war bekanntlich nicht böhmisches, sondern 
Reichsgebiet und nächster Grenznachbar Baiems und seiner 
Nordmark. Das Hinscheiden seines Schwagers Hermanns- 
von Kärnten veranlaßte Leopold zu Ende 1181, den Hoftag- 
zu Erfurt aufzusuchen, um seinem Neffen die Belehnung mit 
Kärnten zu sichern; bei dieser Gelegenheit ließ er auch 
seinen eigenen, in den ersten Einderjahren stehenden Sohn 
Friedrich mit Österreich belehnen.^) Unmittelbar an Baiems 
Grenze finden wir ihn im September 1179 mit den meisten 
Fürsten des Südostens zu Augsburg und endlich 1184 auf 
dem großen Nationalfest zu Mainz, wohin alles kam und 
wo nicht zu fehlen Leopold noch seinen besonderen Grund 
hatte, da hier in den ersten erkennbaren Anföngen die Ver- 
handlungen wegen der Nachfolge in Steiermark einsetzten. 
Leopold fehlte auf einem Regensburger Reichstag vom Juni 
1180; als ein Nachholen des Versäumten werden wir es zu 
deuten haben, wenn er dafür im März 1181 zu Nürnberg er- 
schien, unmittelbar vor der Achtvollstreckung wider Heinrich 
den Löwen und dadurch wieder persönlich interessiert. Das 
Bild wäre nicht vollständig, wenn man unerwähnt ließe, daß 
Heinrich und Leopold, die beiden ersten österreichischen 
Herzöge, auf je 11 großen außerbairischen Reichstagen 
fehlten ^) , darunter auf so bedeutenden und zahlreichst be- 
suchten wie dem Würzburger von 1165 oder den 1180 in 
der Sache Heinrichs des Löwen abgehaltenen. Das Ergebnis, 

>) Juritsch S. 220. — «) Cont. Zwetlens. IL SS. IX, 542. - •) Die 
auf italischem Boden abgehaltenen sind dabei, als für die Reichs.^ 
forsten überhaupt nicht bindend, nicht in Betracht gezogen. 
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das sich daraus, zusammen mit der Lehre aus dem Beispiel 
Böhmens, gewinnen läßt, stimmt keineswegs so schlecht zum 
Inhalt des Minus, wie dies Erben hinzustellen versucht. Zu 
Ende der Regierung Leopolds V. brachten die Gefangen- 
nahme Richards Löwenherz und die langwierigen Verhand- 
lungen über die Auslieferung Richards und den Anteil des 
Herzogs an dem hohen Lösegelde gesteigerte persönliche 
Beziehungen zu Heinrich VI. und damit auch häufigere An- 
wesenheit im Reich, die sich aber wieder streng auf die 
Abwickelung dieser persönlichen Fragen beschränkte.^) 

Auch der Versuch, den Georgenberger Vertrag von 1186 
als Zeugen wider das Minus anzuführen (S. 1 20), ist zurückzu- 
weisen. Der für uns in Betracht kommende Satz lautet^): 
Petenti curiam imperatoris aut in expeditionem eunti dicti 
officiarii paribus ebdomadis, paribus diebus paribusque sump- 
tibus serviant, sicut et hii qui de Austria serviunt. Darüber, 
ob Hof- und Heerfahrt des Herzogs infolge bestimmter Ver- 
pflichtung oder aus freiem Willen erfolgte und wieweit eine 
solche Verpflichtung reichte, enthält die älteste steirische 
Landhandfeste kein Wort; für die Gefolgschaftspflicht der 
Ministeriali tat war die Tatsache, dafi der Herzog die Fahrt 
antrat, allein entscheidend. Die Urkunde kann daher für 
den Inhalt des Minus nach keiner Richtung etwas beweisen. 
Wohl aber müssen wir uns hier aus anderen Erwägungen 
ganz kurz mit der Frage der Vereinigung der Steiermark 
mit Österreich beschäftigen. Der Kaiser hatte kein Mittel, 
diese Vereinigung wirksam zu verhindern, sie konnte ihm 
aber, so gut auch sein persönliches Verhältnis zu den beiden 
Fürsten sein mochte, unmöglich erwünscht sein, da sie dem 
damals schon mehrfach in die Tat umgesetzten Grundsatz 
der Zerschlagung großer territorialer Verbände widersprach. 
Trotzdem hat Friedrich seine Zustimmung zum Erbanfall 
wohl schon vor Aufrichtung des Georgenberger Vertrages 
zugesichert und nach seinem Abschluß auf dem Regensburger 
Reichstage von 1187 ausdrücklich erteilt.*) Die Wahrschein- 



*) Begensburg, Würzbnrg, Speyer, vielleicht auch Worms 1198, 
Wtbrzburg und Mainz 1194. — •) Schwind und Dopsch, Urk. z. Osten-. 
Verf. Gesch. Nr. 13 S. 21. — •) Cont. Zwetlens. II. SS. IX. 543: Dux 

18» 



276 I^r. Michael Tangl, 

lichkeit spricht hier von Yomherein dafür, daß nicht auch 
die Vorrechte Österreichs, wie immer sie lauteten, einfach 
auf das zweite Herzogtum ausgedehnt wurden. Für das 
Erbrecht läßt sich dies sogar bestimmt erweisen; nur für 
Leopold V. und seinen Sohn Friedrich war die Vereinigung 
beider Herzogtümer zugesichert^), das Vorrecht der männ- 
lichen und weiblichen Erbfolge, das wir doch als zuver- 
lässigen Inhalt des Minus kennen, nicht einfach auf Steier- 
mark übertragen. Ist da die Vermutung zu gewagt, daB 
man auch hinsichtlich anderer Vorrechte vom Herzog als 
Gegenzugeständnis verlangte, daß er seine Leistungen gegen- 
über dem Reiche als Herzog von Steiermark, unbeschadet 
der Bevorrechtung Österreichs, in vollem Maße erfülle? 
Nach dem Tode des letzten Traungauers (8. oder 1 0. Mai 
1 1 92) hatte sich Leopold V. in eiliger Hofreise bei Hein- 
rich VI. zu Worms am 24. Mai 1192 für sich und seinen 
Sohn Friedrich die Belehnung mit Steiermark geholt, aber 
schon 2^/2 Jahre später verfügte er auf dem Totenbette 
(Ende Dezember 1 194), daß ihm in der Steiermark sein zwei- 
ter Sohn Leopold nachfolgen solle. 2) Leider fehlt uns jede 
Nachricht über den Grund zu dieser Entschließung. Liebe 
zum zweiten Sohn allein kann es nicht gewesen sein, sonst 



Styrensis omnem hereditatem suam testatus est Liupoldo duci Austrie ; 
imperator etiam terram et ducatum sibi ipsius contradidit. 

^) Georgen berger Vertrag: Statuen tes, ut si idem dux et filius eius 
Fridericus, quibus nostra designavimus, nos supervixerint, qni ducatum 
tenuerit Austrie, ducatum quoque regat Styrie, ceteris fratribus super 
hoc nullo modo litigantibus. Vgl. v. Luschin, Die steirischen Land- 
handfesten, Beiträge z. Kunde Steiermark. Gesch. Qu. 9, 126 „Dagegen 
wußte die hohenstaufische Politik, welche die Vereinigung von Herzog- 
tümern in einer Person prinzipiell nicht zugeben wollte, mindestens die 
beabsichtigte Realunion zwischen Österreich und Steiermark zu hin- 
dern.* — *) Beide Nachrichten beim sogenannten Ansbert, Hist. de 
expedit. Friderici imp. Font. rr. Austr. I, 5 S. 79 und 86; es besteht 
kein Grund, die Angaben des über damalige österreichische Verhält- 
nisse vortrefflich unterrichteten Chronisten in Zweifel zu ziehen. Die 
Nachricht, daß Leopold V. die Nachfolge erst auf dem Totenbette ab- 
änderte, wird auch dadurch wahrscheinlich, daß der noch nicht 40jäh- 
rige rüstige Mann, der infolge eines Unfalls binnen wenigen Tagen 
sein Leben lassen mußte, früher kaum daran gedacht haben wird, sein 
Haus zu bestellen. 
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hätte er von vornherein ihm die Nachfolge in Steiermark 
sichern oder ihn 1192 an Friedrichs Statt zur Belehnung 
führen können, da ein Widerspruch vonseite des Kaisers 
naturgemäß nicht zu befürchten war. Auch dem Kaiser 
waren, so sehr ihm diese Wendung willkommen sein mußte, 
durch die Belehnung Friedrichs die Hände gebunden; von 
Heinrich YI. kann die Anregung zur Sinnesänderung des 
Herzogs daher nicht ausgegangen sein. Sollten die Erfah- 
rungen, die der Herzog bei der Vereinigung der beiden 
Herzogtümer in seiner Hand während der allerdings nur 
kürzen Zeit von zweieinhalb Jahren zu machen Gelegenheit 
hatte, und die Erkenntnis, daß die Vereinigung der beiden 
reichsrechtlich verschieden gestellten Territorien auch ihre 
Schattenseite haben konnte, von gar keinem Einfluß hierauf 
gewesen sein? Es war ein Zufall, daß durch den frühen 
Tod Friedrichs I. von Österreich die Personalunion zwischen 
Österreich und Steiermark schon nach 4 Jahren (1198) 
wieder eintrat. Schon diese Erwägungen erklären zum Teil 
die in der Tat auflßUige Steigerung der Reichsdienste unter 
Leopold VI., mehr allerdings noch die Persönlichkeit und 
Politik dieses Fürsten, der besonders seit der Verlobung und 
Vermählung seiner Tochter Margaretha mit dem Kaiser- 
sohne Heinrich Vn., — nicht zum Heile seines Landes — , 
in der Reichspolitik völlig aufging. 

Unter den Gründen, die Erben gegen die Echtheit der 
Einschränkung der Heerbannpflicht geltend machte, befand 
sich meines Erachtens als bestechendster der, daß ein derar- 
tiges Vorrecht schon an dem Widerspruch der Fürsten, die 
damals zu Regensburg den Hofgerichtsspruch fällten, hätte 
scheitern müssen, die einen Vorzug, den sie selbst nicht ge- 
nossen, einem andern gewiß nicht gönnten. Diese Begrün- 
dung ist jetzt durch Voltelini schlagend durch die Bemer- 
kung widerlegt, daß mit dieser Frage das Hofgericht sich 
überhaupt nicht befaßte, das über die Erhebung Österreichs 
zum Herzogtum ganz allein zu entscheiden hatte. ^) Die Er- 
teilung weiterer Vorrechte war ein freier Ausfluß kaiser- 
licher Qnade. Für Friedrich I. aber kam es auf eine Ab- 



») Mitteil. d. Instituts f. österr. Gesch. Forsch. 25, 353. 
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wägung von Preis und Gewinn an. Daß der Preis höher im 
Werte stand, als man gemeinhin angenommen hatte, gebe 
ich Erben gerne zu. Die Versöhnung des trotzenden Her- 
zogs war aber, selbst gegen große Opfer, noch immer das 
kleinere Übel, als die Bindung noch weiterer Kräfte durch 
offenen Kampf. Auffallig bleibt dabei, daß Heinrich Jaso- 
mirgott mit dem frischen PriTileg in der Tasche trotzdem 
Waffenhilfe gegen Mailand leistete, und zwar während des 
ganzen Kampfes von 1158 — 1162^), wobei andererseits wie- 
der zu beachten ist, daß diese Waffenhilfe auch die einzige 
den Rahmen des Minus überschreitende blieb bis zum Zuzug 
der Österreicher zur Heerfahrt nach Unteritalien unmittelbar 
vor und gleich nach dem Anfall der Steiermark 1191 und 
1194.^) Weiland und Prutz hatte sich hier die Annahme 
eines besonderen Abkommens zwischen Kaiser und Herzog 
aufgedrängt; Erben und Yolteliui lehnen dies zwar bestimmt 
ab, Simonsfeld deutet aber neuerdings wieder darauf hin, 
und auch mir scheint dies die nächstliegende Lösung. Hein- 
rich Jasomirgott hatte bei der Bomfahrt Friedrichs, 1154 bis 
1 1 55, seine Lehenspflicht versäumt. Ich nehme an, daß der 
Kaiser nur unter der Bedingung für das große allgemeine 
Zugeständnis zu haben war, wenn der Herzog sich ver- 
pflichtete, aus freien Stücken vor Mailand „nachzudienen^. 
Ein weiterer Einwurf Erbens gründet sich auf das 
Schweigen Ottos von Preising über all die schönen Vor- 
rechte.^) Er vergißt dabei, daß das Werk bei all der 
wundervollen Stimmung, die es durchzieht, und seinen großen 
Vorzügen ein durch und durch höfisches ist. Nicht eine 
Geschichte des Reiches, sondern der Erfolge Friedrichs will 
Otto schreiben. Die Aufzählung aller Schwierigkeiten, die 
sich gegen die Lösung der anscheinend heillos verfahrenen 
bairischen Frage auftürmen, geschieht nur, um Friedrichs 
schließlichen Erfolg in um so heUerem Lichte erstrahlen zu 
lassen. Li breiter Ausmalung zergliedert er dann das große 
Zugeständnis, das Heinrich der Löwe machte, während er 

*) Erben S. 97, hier auch die Belege für die gleich zu nennende 
ältere Literatur. — *) Das eine Mal führte Heinrich von Mödling, das 
andere Mal der junge Prinz Leopold den österreichischen Heerbann. — 
») Gesta II, 65. 
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über die Opfer, die der Kaiser selbst der Festigung des 
Friedens brachte, mit Stillschweigen hinweggleitet. ^) Hätten 
wir Ottos Bericht allein, so vermöchten wir aus ihm außer 
der Belehnung und der Erhebung Österreichs zum Herzog- 
tum nichts von alledem herauszulesen, was sonst noch im 
Minus steht, von seinen unbestrittenen Bestimmungen so 
wenig, wie von denen, die Erben verwirft. 

Ich komme endlich zur Erörterung über das ins affec- 
tandi. Die notwendige Yoraussetzung für das Verständnis 
dieses Satzes ist die Feststellung des Hausstandes Heinrichs 
Jasomirgott, und zwar nicht, wie er ihn 1177 bei seinem 
Tode hinterließ, sondern wie er 1156 zur Zeit der Erteilung 
des Privilegiums war. 1148 hatte sich Heinrich mit Theo- 
dora, der Nichte des byzantinischen Kaisers Manuel, ver- 
mählt. Dieser Ehe war bis dahin nur ein Töchterchen, 
Agnes, entsprossen, erst 1157 und 1158 wurden die beiden 
Söhne Leopold und Heinrich geboren ^), die den Yater über- 
lebten. Die Bestimmungen des Minus treten dadurch in 
viel schärferes Licht. Trotz achtjähriger Ehe war dem her- 
zoglichen Paare männliche Nachkommenschaft versagt ge- 
blieben, die Aussicht, sie noch zu erzielen, daher zweifelhaft 
geworden. Dadurch gewann zunächst die ausdrückliche Zu- 
sicherung der weiblichen Erbfolge erhöhten und unmittel- 
baren Wert. Diese einzige weibliche Erbin war aber auch 
noch em Kind, eine zitternde Freude. Wie, wenn sie nicht 
^ur Volljährigkeit heranreifte oder vermählt, aber kinderlos 
noch vor den Eltern starb? Diesen Notfall sah das ins 
affectandi vor. Indem es dem Herzog Heinrich und seiner 
Oemahlin oder Witwe Theodora das Recht zugestand, falls 
sie kinderlos dastünden, das neue Herzogtum einem be- 
liebigen Nachfolger zuzuwenden, verschloß es eine Mög- 

^) Über Ottos höchst anfechtbare Wiedergabe einer so wichtigen 
Urkunde wie des Wormser Konkordats vgl. jetzt Breßlan, Aufgaben 
mittelalterlicher Quellenforschung. Straßburger Rektoratsrede 1904 
S. 22 und S. 29 A. 20. — *) Die Nachricht steht nicht etwa in der be- 
kannten Lügenschmiede Ortilo-Hantbalers, deren Erfindungen die Genea- 
logie der Babenberger entstellten, sondern in der zuverlässigen Contin. 
Claustroneoburg. II, SS. IX, 615 ad a. 1157: Heinrico duci Austriae filius 
nascitur Liupoldus nomine; und ad a. 1158: Heinricus frater Liupoldi 
nascitur, filius Heinrici ducis Austriae. 
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lichkeit, an deren Verhinderung, wie die Verhältnisse damals 
lagen, dem Herzog sehr gelegen sein mußte, den Anfall 
Österreichs an Heinrieh den Löwen, und machte dadurch 
das Zugeständnis des Weifen, die Lostrennung Österreichs 
von Baiem, unter allen Umständen zu einem dauernden. 
Es war eine Bestimmung für den äußersten Fall, streng per- 
sönlich auf Heinrich und Theodora beschränkt und erlosch 
daher mit dem Augenblick, als Heinrich Jasomirgott tl77 
mit Hinterlassung zweier Söhne starb. Diese Deutung geht 
aus der Fassung des Satzes, die ich oben S. 270 wiedergab, 
mit solcher Sicherheit hervor, ist auch von der Forschung 
in diesem Sinne längst so scharf erkannt^), daß man nur 
staunen muß, daß sie immer wieder von neuem als ein 
jedem Babenberger überhaupt zuerkanntes Vorrecht miß- 
deutet werden kann.*) 

Kurz, gerade die Bestimmimg, die Erben als anachro- 
nistisch imd aus der Kinderlosigkeit des letzten Babenbergers 
allein erklärbar') ausscheiden zu können glaubte, findet in 



') So ▼. Laschin, Beiträge z. Ktinde steierm&rk. GQ. 9, 138 A. 52. — 
*) So jetzt wieder t. Voltelini a. a. 0. 354. Voltelini nimmt auch an 
dem Worte „aifectare* in der Bedeutung „zuwenden*" Anstoß ; er erklärt 
seine Wahl dadurch, daß sie sich dem Fälscher durch die Rasur, die 
er an der Stelle verschuldet hatte, aufdrängte. Gewiß, das Wort ist 
in dieser Bedeutung ein Unikum, aber wird seine Erklärung etwa da- 
durch besser, daß man es von 1156 in das Jahr 1244 rückt? Da hätte 
zunächst ein Beleg geliefert werden müssen, daß das Wort in dieser 
Bedeutung etwa in Urkunden des letzten Babenbergers sich findet; aber 
nicht der Schatten eines Beweises ist nach dieser Richtimg erbracht. 
Wohl aber läßt sich für 1156 eine wenn auch schwache Stütze aus 
Urkunden Friedrichs I. erbringen, und zwar solchen, die vom Diktator 
des Minus herrühren. Erben selbst hat S. 7 darauf hingewiesen, daß 
der Notar mit gewisser Vorliebe das Grundwort von aifectare, aifectus, 
gebraucht. In der Arenga „Quandocumque nostrae imperialis corro- 
borationis pie exposcitur suffiragium, celeri effectu est attribuendum", 
die er aus dem Codex Udalrici Übernahm und in 8 Urkunden zur An- 
wendung brachte, verwandelte er in 3 Fällen (Stumpf Nr. 3744, 3774 
und 3975) das effectu unter Störung, nicht Verbesserung des ursprüng- 
lichen Sinnes in affectu; ja selbst die eigentümliche Umdeutung des 
Begriffes von affectare könnte von dieser Verbindung „affectu adtribuere* 
hergeleitet sein. — ■) Vgl. S. 129 „Namentlich das ins affectandi mußte 
für ihn von größtem Werte sein". 
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den YerhältniBsen des Jahres 1]56 ihre erschöpfende und 
allein befriedigende Erklärung. 

An mehreren Stellen seines Buches sucht Erben zu 
beweisen, daß verschiedene Bestimmungen des Minus auch 
für das 1 3. Jahrhundert paßten ^) und entscheidet sich darauf- 
hin für Zuweisung in die letzte Zeit Friedrichs des Streit- 
baren. Beweise solcher Art durften überhaupt erst ange- 
treten werden, wenn zuvor der Nachweis erbracht war, daß 
die Bestimmungen mit dem Jahre 1156 nicht vereinbar 
waren. Dieser Beweis ist teils mißlungen, teils, wie hin- 
sichtlich des ius affectandi, überhaupt nicht angetreten. Aber 
damit nicht genug: Der Inhalt des Minus erklärt sich aus 
den Yerhältnissen des Jahres 1156 ungleich besser als aus 
der Annahme späterer teilweiser Verfälschung. Bleiben wir 
zunächst noch einmal beim ius affectandi. Dieser Satz soll 
zur Schaffung des freien Yerfügungsrechtes des letzten 
Babenbergers eingeschoben sein, in einer Fassung, deren 
Eechtskraft bereits beim Ableben des Urgroßvaters erloschen 
war, die in der Art, wie sie dem Minus eingefügt war, gar 
kein Recht, und selbst in der Bestätigung Friedrichs II. ein 
nicht ganz unanfechtbares Recht verlieh? Jeder Fälscher, 
der, wie Erben annimmt, mit teilweiser Tilgung des Originals 
arbeitete, hätte hier entweder anders ergänzt oder aus- 
giebiger radiert, um die nach Erbens Annahme zum echten 
Text gehörenden, ihn beschränkenden Worte ^patruus noster 
et uxor eius^ hinwegzuschaffen. Und nicht besser steht es 
mit dem zweiten angeblichen Einschub, dem über die Hof- 
tagspflicht. Weil Herzog Friedrich II, im Jahre 1244 mit 
dem Herzog von Baiem zufallig auf gutem Fuße stand, soll 
er dies zum Ausgangspimkt genommen haben, sich eine 
Hoftagsfahrt nur innerhalb Baiems, „in völlig sicherer Um- 
gebung", zu wünschen? 2) Er war ein Tor, wenn er aus 
den vielfachen Erfahrungen seiner stürmischen Regierung 
keine bessere Lehre zog. Tatsächlich war die Freundschaft 

') S. 75 „Diese und ähnliche Motive aber kOnnen im 13. Jahr- 
hundert ebenso wirksam gewesen sein wie im Jahre llöG**. S. 76 „Und 
auch im 13. Jahrhundert oder später konnten sich Fälle ereignen, 
in welchen der österr. Herzog von dem Besuch außerbairischer Hofbage 
enthoben zu sein wünschte." — *) Erben S. 126. 
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mit dem Baiernh erzog nach Erbens eigenem Nachweis schon 
zu Ende 1244 wieder erkaltet und im Sommer 1245 in ihr 
Gegenteil verkehrt. Wie viel einfacher und befriedigender 
erklärt sich die gleiche Stelle aus dem Verhalten Heinrichs 
Jasomirgott bis 1156. Schon unter Eonrad III. war er seit 
seiner Belehnung mit Baiem (1143) nur mehr auf Regens- 
burger Reichstagen erschienen (1146, 1147, 1151); in der 
ersten Zeit K. Friedrichs stellte er sich, wie wir sahen, zu 
Worms und Speyer nur unter Protest^), die Verhandlungen 
der Jahre 1155 — 1156 wurden dann in der Tat stets auf 
bairischem Boden geführt. 

Durchaus überzeugend begründet Erben S. 1 1 8 den Auf- 
stand der österreichischen Ministerialen vom Jahre 1230 mit 
der steinenden Unzufriedenheit, die in ihren Reihen die kost- 
spielige und für sie drückende Reichspolitik Leopolds VI. her- 
vorgerufen hatte. Ist diese Mißstimmung nicht noch viel 
erklärlicher, wenn ein Privileg vorhanden war, das die Ver- 
pflichtung zu Hoftagsbesuch und Heerfahrt auf ein Mindest- 
maß einschränkte? Und erklärt sich nicht auch die trotzige 
Haltung Friedrichs des Streitbaren dem Kaiser gegenüber 
gleich in der Frage seiner Belehnung durch die Annahme, 
daß er sein Vorgehen durch das Hausprivileg gestützt glaubte? 
Der einzige offene Widerspruch verbleibt in der Tatsache, 
daß der Kaiser den Herzog bei Beginn des Reichsprozesses 
nach Mainz, Augsburg und Hagenau vorlud, also durchaus 
an Orte, an denen der Herzog nach dem Wortlaut des Minus 
zu erscheinen nicht verpflichtet war. Dem ist aber entgegen- 
zuhalten, daß Kaiser Friedrich II., wie seine wiederholten 
Ladungen deutscher Fürsten auf italische Hoftage beweisen, 
geltendes Reichsrecht hierin überhaupt unbeachtet ließ. Die 
Bestätigung und Erneuerung des Minus im Jahre 1245 in 
allen seinen Punkten bedeutet auch in dieser Frage den 
offenen Rückzug des Kaisers. 

Luschin kam Erben durch die Wiederholung seines 
schon 1872 vorgetragenen Nachweises zu Hilfe, daß Fried- 
rich der Streitbare vor der historischen Kritik als Fälscher 
schon sozusagen gerichtsbekannt und vorbestraft sei.^) Die 

*) S. oben S. 266. — *) Zur Frage der Interpolation des Privi- 
lejfium minus, Mitteil. d. Instituts f, Osterr. Qesch. Forsch. 24, 112 ff. 
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Georgenberger Handfeste enthält einen fälschenden Nach- 
trag, den Luschin damals auf Verhandlungen zwischen dem 
Herzog und den steirischen Ministerialen zurückführte, jetzt 
aber der herzoglichen Kanzlei allein zuschreibt. Yergleichen 
wir ein wenig diese Fälschung mit den angeblichen Nach- 
trägen des Minus. In wahrhaft urwüchsiger Weise ist der 
Zusatz im Original des Georgenberger Vertrages gemacht, 
indem man an der betreffenden Stelle des Textes ein Kreuz 
setzte, ein „deest^ hinzuschrieb und unter einem entspre- 
chenden „hie est^ auf dem freien unteren Eande der Urkunde 
nachtrug, was man einfügen wollte. In Form geschickter 
Ändenmg zweier Sätze über Rasur, die so gewandt herge- 
stellt war, daß sie der Kanzlei Friedrichs II. bei Erneuerung 
der Urkunde entging, ist nach Erbens Annahme das Minus 
verfälscht. 

Die beiden Stellen sind, vom Standpunkte der Technik 
der Fälschung betrachtet, denkbar größte Gegensätze, die 
Hilfe Luschins kommt der Annahme einer Interpolation des 
Minus ganz vergeblich. 

Die Annahme einer späteren Entstellung des Privilegium 
minus hatte Erben auch noch durch eine textkritische Be- 
obachtung stützen zu können geglaubt. Gerade in dem Satze 
von der Heerfahrtpflicht ist die Wortstellung in allen drei 
Handschriftenklassen verschieden. A: nisi quam forte Im- 
perator ordinaverit, B: nisi quam Imperator forte, C: nisi 
forte quam Imperator. Daraus hatte er geschlossen, daß das 
Wörtchen „forte** bei der Einfügung des geßllschten Textes 
über die Zeile geschrieben und daher von den Kopisten ver- 
schiedenartig eingereiht worden sei. Tatsächlich ist die Stelle 
nur eine von 8 gleichartigen — bei Überlieferungen aller 
Art übrigens zahllosen — Textvarianten, die sich auf alle 
Teile des Minus erstrecken, nur daß zufallig in diesem einen 
Falle alle 3 Handschriftenklassen voneinander abweichen. 

Mein letzter Einwand gründet sich auf die älteste hand- 
schriftliche Überlieferung des Minus, die Klostemeuburger 
Handschrift Nr. 929. In das 13. Jahrhundert war sie durch 
Wattenbach gesetzt worden, in die zweite Hälfte des 1 B.Jahr- 
hunderts rückt sie jetzt Erben S. 137. Ich konnte es mir 
nicht entgehen lassen, bei ganz kurzem Besuch in Kloster- 
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neuburg^) die Handschrift nachzuprüfen, und kann darüber 
folgendes berichten. Die Handschrift ist wesentlich theolo- 
gisch-erbaulichen Inhalts und besteht aus einem Hauptteil 
fol. 11 — 123 und mit ihm in keinem Zusammenhang stehen- 
den einzelnen Lagen, die wahrscheinlich erst später durch 
den Buchbinder zum heutigen Bestände vereinigt wurden. 
Der Hauptteil weist zwei Hände aus der ersten Hälfte des 
13. Jahrhunderts auf. Vorangeht f. 1 — 6 von anderer, aber 
etwa gleichzeitiger Hand ein Evangelienfragment, f. 6 ein 
neues Fragment „legitur in Numeris quod Balaam filius 
Beor** etc. bis Anfang von f. 8 ' ; dann folgt von neuer Hand 
des 13. Jahrhunderts das Rundschreiben E. Friedrichs H. 
vom 18. März 1229. BF. 1738 über Verlauf und Erfolge 
seines Ereuzzuges. F. 10 steht dann von neuer Hand, die 
ich aber bestimmt noch der ersten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts zuweisen möchte, der Friedensvertrag zwischen 
Herzog Leopold VI. von Österreich und Eönig Andreas H. 
von Ungarn vom 6. Juni 1225, Meiller, Regesten der Baben- 
berger S. 136 Nr. 200 — f. 124 folgt von neuer Hand des 
13. Jahrhunderts ein „libellus qui Columba deargentata in- 
scribitur" — f. 137: explicit liber Hugonis de quarundam 
avium significationibus vel liber de allegoriis avium. Daran 
schließt sich f. 138: continuatio distinctionum quas dominus 
Innocentius papa IH. composuit sub figuris de sacramentis 
misse", und endlich auf f. 145', auf der letzten Seite und 
als letzte Eintragung der Handschrift überhaupt, unser Minus, 
von einer bis dahin nicht vertretenen Hand, in einer für 
die Urkundenschrift gegen oder um die Mitte des 13. Jahr- 
hunderts charakteristischen kleinen und zierlichen Minuskel 
mit bereits starken kursiven Ansätzen. Das Ende des 
13. Jahrhunderts möchte ich als Zeit der Eintragung be- 
stimmt ausschließen, sonst aber ist eine genaue Alters- 
bestimmung mit Hilfe der Schrift allein schwer, wenn nicht 
unmöglich zu treffen. Schrift dieser Art begegnet bereits 
in den zwanziger Jahren des 13. Jahrhunderts und hält sich 



*) Dem stellvertretenden Herrn Bibliothekar P. Ernst Kehrer, der 
mir dabei Hebens wdrdig an die Hand ging, spreche ich hierdurch 
meinen ergebensten Dank aus. 
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mit geringer Umbildung bis über die Mitte des Jahrhunderts 
hinaus. Die Eintragung kann sehr gut nach 1244, ebenso- 
wohl aber auch schon vor diesem Jahre erfolgt sein, und 
damit steht es um Erbens Hypothese, die bei dem ersteren 
Ansatz allein bestehen kann, schon nicht zum besten. Viel- 
leicht kommen wir der Sache aber auf anderem Wege nahe. 
Die Handschrift enthält als Gelegenheitsnachträge auf leere 
Blätter und Seiten drei politisch wichtige Urkunden, deren 
gemeinsames Merkmal nur darin bestand, daß sie an den 
Herzog von Österreich gerichtet waren und sich, wie man 
annehmen muß, im Hausarchiv der Babenberger befanden. 
Dieses Hausarchiv war aber nach Wattenbachs ansprechen- 
der Annahme^) Klostemeuburg selbst. Verstärkt wird sie 
noch durch den Umstand, daß unsere Eintragung für das 
Rundschreiben Friedrichs H. die einzige österreichische 2) und 
für den Vertrag mit Andreas von Ungarn die einzige Über- 
lieferung überhaupt ist. Nun wissen wir aber so gut wie 
sicher, daß das Minus nach 1245 nicht mehr in Eloster- 
neuburg verwahrt wurde. Am 3. September 1247 schrieb 
Innocenz IV. auf Klagen der beiden Babenbergerinnen Mar- 
garethe und Gertrud an den Bischof von Passau, er möge 
die Deutschherren zu Stahremberg und Potenstein veran- 
lassen, „quedam privilegia per que ipse in ducatu Austrie 
hereditario iure succedere debent" herauszugeben.') Nach 
der Bestätigung durch K. Friedrich II. hatte demnach Herzog 
Friedrich Original und Transumpt des Minus den Deutsch- 
herren in Verwahrung gegeben. Aus ihren Händen erhielt 
sie Margarethe, die sie bei ihrer Vermählung 1 252 zu Hain- 
burg an Ottokar von Böhmen ausfolgte.*) Nun wäre es immer- 
hin denkbar, daß das erhöhte Interesse, das die Urkunde 
gerade erst nach der Leitha-Schlacht von 12-16 erhielt, auch 
nach Aufhebung der Verwahrung zur Kenntnisnahme und 
Buchung der Urkunde in Klosterneuburg führte. Tatsächlich 
gehen auf diesen Beweggrund die Überlieferungen des Minus 
im Codex Lonsdorfianus und bei Hermann von Altaich zurück, 

*) Arch. f. Kunde österr. Gesch. Qu. 8, 87. — *) Sonst noch aua 
päpstlicher, englischer, Hildesheimer und Passauer Überlieferung be- 
kannt. — •) MG. Epp. saec. XIIL II, 310 Nr. 427: Hinweis bereits bei 
Firker, Wiener SB. XXIII, 505. — *) Hiertiber Erben S. 105. 
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aber beides sind Überlieferungen des Transumptes von 1245, 
der in dem Streit um die Nachfolge als Erneuerung imd 
Bestätigung der alten Vorrechte durch Friedrich 11. die zu- 
nächst beweiskräftige Urkunde bildete. Zudem bleibt für 
die beiden anderen Urkunden noch immer die Erklärung 
der Abschrift aus dem Yerwahrungsorte bestehen. Sie ist 
auch für die Aufnahme des Minus in die Handschrifi; die 
nächstliegende und tritt als neues Glied zum Indizienbeweis 
gegen Erbens Annahme hinzu; denn die Abschrift müßte 
dann zu einer Zeit erfolgt sein, ehe Herzog Friedrich 11. 
Veranlassung nahm, die von Erben verdächtigten Änderungen 
im Minus anzubringen. 

Ich kann am Schlüsse meiner gehäuften Widersprüche 
von Erbens Arbeit nicht scheiden, ohne neuerdings des 
reichen Ertrages zu gedenken, den sie der Forschung brachte, 
so sehr sie auch nach meiner festen Überzeugung in den 
Folgerungen irreging. 



VIII. 

Grundherrschafl und Immunität/) 

Von 

Herrn Dr. phil. Edmund Stengel 

in Berlin. 

Man hat hier und da, besonders ganz neuerdings in 
Untersuchungen, die sich auf die Schweizer Grundbesitz- 
verhältnisse beschränken, doch allgemeinere Bedeutung be- 
anspruchen dürfen, den äußeren Rahmen der Grundherr- 
schaft gemessen und gefunden, daß weit mehr Land und 
Leute außer ihrem Bereich verblieben sind, als man sich 

Zugleich anstatt einer Besprechung von: Gerhard Seeliger, 
Die soziale und politische Bedeutung der Grundherrschaft im früheren 
Mittelalter. Untersuchungen über Hofrecht, Immunität und Landleihen 
(Des XXII. Bandes der Abhandlungen der philologisch-historischen Klasse 
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gemeiahin dachte. Aber die zentrale Stellung, die der 
Orundherrschaft lange Zeit fast allgemein eingeräumt zu 
werden pflegte, stützte sich mehr noch als auf die quanti- 
tative Ausdehnung auf die Qualität dieser Grundherrschaft. 
Es hat in der Tat landläufig gegolten, daß sie nicht nur 
wirtschaftlich sondern auch gesellschaftlich und politisch 
„alles, was zu ihr gehörte, in das Verhältnis strammster 
Unterordnung gebeugt habe''. Freilich: in ihren einzelnen 
Teilen war diese Ansicht, die mit dem Aufschwung der 
wirtschaftsgeschichtlichen Studien zwar nicht aufgekommen, 
aber doch erst recht eingewurzelt und wesentlich nur wirt- 
schaftsgeschichtlich begründet worden war, durch die neuere 
Forschung bereits stark erschüttert, ja aufgegeben, und das 
vielleicht mehr als der Verfasser des vorliegenden Buches 
zuweilen wohl zugegeben hat. Aber, wie man das so 
häufig in den wissenschaftlichen Meinungen beobachtet, als 
Komplex stand sie noch aufrecht. 

So war ein nicht nur einzelne Punkte, sondern die ganze 
Linie erfassender „Sturm auf die grundherrliche Theorie" — 
dies Wort Seeligers ist gleichsam das Motto seines Werkes — 
gewiß eine Aufgabe, die an der Zeit war. Das sichert diesen 
Untersuchungen die bleibende allgemeine Bedeutung: sie 



der Eönigl. Sächsischen Gesellschaft der Wissenschaften Nr. 1). Leipzigs 
B. 6. Teubner 1908. 204 S. Die Entstehung der folgenden Studie, die 
nur Vorläufiges bieten will, bringt es mit sich, daß im allgemeinen, 
kein anderes Material herangezogen ist, als der Verfasser des vorliegen- 
den Buches benutzt hat, der übrigens bei der Weitläufigkeit seiner 
Aufgabe eine «allseitige und erschöpfende Sammlung entsprechender 
Quellenstellen ** ausdrücklich nicht beabsichtigt hat. Andererseits geht 
sie nicht auf alle Punkte ein, die Seeliger in den Bereich seiner Darstel- 
lung gezogen hat: auf das im ersten Abschnitt geschilderte Verhältnis 
von „Beneficium und Precarium" deshalb nicht, weil es zwar dem «Ver- 
ständnis der Kräfte, welche die Grundherrschaft auf ihren verschiedenen 
Gebieten entfalten konnte", dient, för die politischen Wirkungen der 
Grundherrschaft dagegen — so möchte es wenigstens nach Seeligers 
Darstellung scheinen — nichts Erhebliches austrägt; auf die Frage der 
engeren Immunität deshalb nicht, weil sie von vornherein sich abseits 
der Grundherrschaft auf ganz besonderen Voraussetzungen entwickelt 
und weil sie — wenigstens später — vornehmlich das innere Verhält- 
nis der Immunität betrifft, das Verhältnis zwischen Herrschaft und 
Vogt bezw. Ministerialen. 



288 I>r- Edmund Stengel. 

haben der Forschung einen neuen Anstoß, sei es auch hier 
und dort zum Widerspruch, gegeben. Dank ihnen und nun 
erst recht werden die erörterten Probleme im Mittelpunkt 
des fachgenössischen Interesses stehen. 

Auf die Untersuchung der sozialen Bedeutung der Grund- 
herrschaft ist Seeliger im großen und ganzen nicht so aus- 
drücklich, wie wohl der Titel und die abschließende Zu- 
sammenfassung der Arbeit vermuten lassen könnte, ein- 
gegangen, sondern mehr sekundär, soweit es die Unter- 
suchung der politischen Wirkungen mit sich brachte. So 
ergibt sich ihm die Peststellung, daß Eintritt in das Hofrecht 
der Grundherrschaft an sich nicht Unfreiheit zur Polge hatte 
(180), aus der Tatsache, daß Hofrecht ja überhaupt nicht 
die ganze Persönlichkeit des mit einem grundherrschaft- 
lichen Gute Beliehenen, sondern nur sein dingliches Ver- 
hältnis zu diesem Leihegut betraf, daß es zu politischer 
Wirkung, in öffentlich-rechtlicher Sphäre während des frühen 
Mittelalters nicht gelangt ist (173 ff.). Ich werde hierauf 
nicht näher eingehen, zumal die von Seeliger bekämpfte 
Ansicht, das Hofrecht habe die Standesrechte innerhalb der 
Grundherrschaft zur Unfreiheit uniformiert, wohl gar nicht 
als allgemein herrschende Meinung gelten darf.^) Aber ich 
möchte bemerken: auch wer das zugibt, muß immer noch 
die Frage aufwerfen, ob die Zugehörigkeit von Personen 
verschiedener Stände zu einem Hofgericht, wenn auch nur 
in grundherrschaftlichen Sachen, allen Beteiligten eben in 
diesen dinglichen Beziehungen das gemeinsame Kennzeichen 
der Hörigkeit aufzuprägen vermochte, ohne daß der persön- 
liche Stand an sich dadurch verändert wurde. Sollte nicht 
das Wort Differenzierung, mit dem Seeliger die Gerichts- 
verhältnisse der Epoche so glücklich bezeichnet hat, auch 
in den Fragen der Standeszugehörigkeit einige Geltung be- 
sitzen? Die wirtschaftsgeschichtliche Betrachtung wird hier 
das letzte Wort haben. 

Nicht so sehr auf den standesrechtlichen Problemen der 
Grundherrschaft, über die wir aber von dem Verfasser, wie 

^) Darauf hat jetzt auch Doeberl in den Forschungen z. Qesch. 
Bayerns XII, 151 und besonders v. Below in den Mitteil. d. Instit. f. 
((sterr. Geschichtsf. XXV, 464 Anm. 2 hingewiesen. 
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^r mehrfach andeutet (vgl. 45 Anm. t, 46 Anm. 2, 151 Anm. 2), 
noch weitere Untersuchungen erwarten dürfen, ist also sein 
Buch aufgebaut, als auf den politischen: auf der Frage- 
stellung, ob es der Grundherrschaft gelungen ist, Einfluß im 
und Anteil am staatlichen Leben zu gewinnen. Nicht aus 
eigener Kraft, nimmt man an, soll sie das erreicht haben, 
sondern durch ihre Verbindung mit der Immunität, die man 
geradezu als die Steigerung der Qrundherrschaft aufgefaßt 
hat. Daraus ergibt sich wie von selbst das Ziel: es ist, 
möchte ich sagen, zu unterscheiden, wie weit Grundherr- 
Schaft und Immunitat zusammengehen, wo und wann sie sich 
trennen; auf ihre gegenseitige Abgrenzung kommt alles an. 
Diese Antithese: Grundherrschaft — Immunität macht 
sich am sinnfälligsten geltend, wenn man die rein räumliche 
Ausdehnung beider Institute ins Auge faßt. Denn die hat 
sich mit der Zeit gegeneinander verschoben. Bis weit ins 
zehnte Jahrhundert hinein stimmte sie völlig überein: alles 
was eine Earche an liegenden Gütern in welcher Form der 
Abhängigkeit auch immer besaß oder künftig erwerben würde, 
stand unter dem Schutze ihrer Immunität. Dann aber be- 
gann die Immimität kraft ihrer Ausbildung zu einer öffent- 
lich-rechtlichen Institution „sich von der Grundherrschaft zu 
emanzipieren, . . . über deren Grenzen hinauszueilen" (195): 
Denn unzweifelhaft ist sie es, die in der Erwerbung von 
Herrschaftsrechten in geschlossenen, nicht grundherrscbaft- 
lichen Bezirken zum Ausdruck kommt; wir werden später 
noch an diese Ansicht Seeligers anzuknüpfen haben: hier 
vorläufig nur die kurze Zustimmung. Dieser räumlichen Er- 
weiterung der Immunität soll nun auf der andern Seite eine 
Yerengerung entsprochen haben; sie habe sich unter dem 
Einflüsse des erstarkenden „Territorialitätsprinzips" von der 
Grundherrschaft wenigstens teilweise zurückgezogen und sei 
auf deren verstreuten Besitzungen den freien Hintersassen 
gegenüber zu einer „auf Zinssachen beschränkten Hofjustiz" 
itbgeschwächt worden (vgl. 146 f., 150, 155 ff.). Diese Min- 
derung der Immunität — auf die nähere Begründung wer- 
den wir noch zurückzukommen haben — betrachtet Seeliger 
ausdrücklich (151) als ein Äquivalent für die Erwerbung 
geschlossener Herrschaftsbezirke durch die Immunitätsherren. 

Zeitschrift fUr RechtsgMchichte. XXV. Genn. Abt. 19 
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Er nimmt also eine durch die „Loslösung von der Gnmd- 
herrschaft" herbeigeführte „Abstufung der gerichtsherrlichen 
Gerechtsame^ (1^2) ^^j ^^^^ Differenzierung des Immunitats- 
rechts in den geschlossenen, nichtgrundherrschafüichen Kreisen 
einerseits, in den Grundherrschaften andererseits. 

Aber bestand eine Differenzierung der Immunitätsrechte 
nicht auch schon längst, ehe es Immunität außerhalb der 
Grundherrschaft gab, in dieser selbst? Seeliger hat seine 
Untersuchung der Immunität mit einem der „Herrschaft über 
Personen ** gewidmeten Kapitel eingeleitet.^) Hier handelt 
er zu zweit (64 ff.) von der aus dem Mundium entspringen- 
den beschränkten Herrschaft „über Freie'', zuvor aber von 
der Gewalt „über Unfreie" (59 ff.). Diese hat im Gegensatz 
zu jener eine besitzrechtliche Wurzel : darauf ist wohl die 
Bemerkung zu beziehen, dafi „auf Grund der dinglichen Ab- 
hängigkeit ein herrschaftliches Gewaltverhältnis geschaffen'^ 
worden sei, das die Immunität dann rezipiert habe (58). 
Und ebendieser besitzrechtlichen Wurzel entspringt jene 
„vollste Gewalt des Herrn über seine Unfreien'* (62), der 
der Staat im 9. Jahrhundert nur dann Abbruch zu tun ver- 
suchte, wenn seine eigenen Interessen in Frage kamen. 
Welche Bedeutung es gehabt hat, daß solche rein grund- 
herrliche Herrschaft aus der privatrechtlichen Sphäre in den 
öffentlich-rechtlichen Kreis der Immunität eintrat, das ist 
von Seeliger sehr glücklich hervorgehoben worden als „das 
kräftigere Betonen des öffentlichen Charakters der Herr- 
schaft über jene Elemente, die früher durchaus den privaten 
Eechtsinstituten unterstanden'': „Der Yogt handhabt den 
Königsbann und fungiert unter königlicher Autorität auch 
dann, wenn er es mit Unfreien zu tun hat, ja wenn er nur 
Unfreie zum Gericht beruft" (95). Aber wie die Herrschaft 
über Unfreie, so ging noch ein anderes auf dinglicher Ab- 



^) Diese Ansftlhrangen decken sich im wesentlichen mit der um- 
sichtigen Darstellung Brunners (Rechtsgeschichte II, 551 ff., 275 ff.)^ 
bei dem flbrigens von der doch wohl kaum ,fiut allgemein herrschenden 
Ansicht**, „daß der Staat im 9. Jahrhundert die Krimina^justiz Aber 
Unfreie schlechterdings an sich gezogen habe'' (61), nicht die Rede ist; 
das hat er auch nach Brunner (II, 278) nur da getan, wie Seeliger 
selbst annimmt (61), ,wo öffentliche Interessen in Frage kamen*. 
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hängigkeit beruhendes Gewaltverhältnis in die Immunität 
ein, die Herrschaft über Liegenschaften, über , den Grund 
und Boden der Grundherrschaft. Doch es ist ein Unter- 
schied: während die Herrschaft über unfreie Personen in 
der Immunität mit der öffentlich - rechtlichen Gerichtsbarkeit 
über Freie verschmolz und ihren ursprünglich sachenrecht- 
lichen Charakter so gut wie ganz verlor, hat ihn die Herr- 
schaft über Güter naturgemäß bewahrt. Sie konnte sich 
auch in der Immunität nur auf Zins, Dienst, auf die grund- 
herrschaftlichen Dinge beziehen. Denn davon, daß auch 
außer der Zugehörigkeit zu einem rein grundherrschaftlichen 
Gerichte „jedes Gut ... zu einem bestimmten Gerichts- 
bezirk gehört^ und insofern „die persönliche gerichtliche 
Untertänigkeit des Inhabers^ wesentlich mit bestimmt habe 
(184), ist in dieser Epoche wohl noch nicht die Rede. 
„Wohl machte das territoriale Prinzip gerade in den dem 
Ausgang des karolingischen Hauses folgenden Jahrhunderten 
große Portschritte" (154 f.): ein klassisches Beispiel ist der 
Versuch des sogenannten Wormser Hofrechts (c. 30, vgl. 
Seeliger 149), auch Angehörige einer fremden Familia, wenn 
sie nur irgend ein bischöfliches Ghit innehaben, für Tot- 
schlagvergehen vor dem bischöflichen Vogte zur Verant- 
wortung zu ziehen. Aber im großen und ganzen ist damals 
doch noch, wie Seeliger selbst bemerkt hat, „die persönliche 
Zugehörigkeit zu den einzelnen Gerichtsverbänden maß- 
gebend gewesen" (1^"^)* So muß es als Regel gelten, daß 
Personen, die nur dadurch in Beziehungen zur Immunitäts- 
herrschaft standen, daß sie Immunitätsgut in irgend einer 
Leiheform innehatten, vor dem Gericht der Immunität auch 
nur in Sachen, die sich auf dies Gut bezogen, für Zins und 
Dienst, verantwortlich waren, sonst aber einem fremden 
Gericht unterstanden. Nur auf diese seit jeher vorhandene, 
nicht erst im 10. Jahrhundert aufgekommene beschränkte 
Herrschaft bezieht sich die von Seeliger (156) herangezogene 
Urkimde, die berichtet, daß Hintersassen des Trierer Marien- 
stiftes Zinsgüter von St. Alban haben und nur in Zinssachen 
vor das Hofgericht dieses Klosters in Nesen gehören sollen. 
Der Grad der Herrschaft über Grundstücke, von der diese 
Urkunde und viele andere handeln, ist gewiß nicht, wie 

19* 
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Seeliger annimmt, das „unmittelbare Ergebnis jener Prozesse 
des 10. Jahrhunderts, die zu einer Auseinandersetzung 
zwischen Immunitätsherm und den Inhabern der staatlichen 
Provinzialgerichtsbarkeit geführt haben ^; er ist ganz unab- 
hängig von der Erwerbung der Bannkreise und war längst 
fixiert, ehe es solche gab. Jene Urkunde ist also kaum als 
Beweisstück für die Annahme zu verwenden, daß die Im- 
munitätsrechte „außerhalb der Bannbezirke und der engeren 
Immunität'' ganz allgemein allen^) Hintersassen gegenüber 
zu einer „auf Zinssachen beschränkten Hofjustiz^ herabge- 
sunken seien — so faßt sie Seeliger, irre ich nicht, doch auf — ; 
sie darf mit diesem Problem überhaupt nicht verquickt 
werden: bei demselben handelt es sich ja nur um „die außer- 
halb der engeren Immunität und der Bannkreise wohnenden 
abhängigen Personen^, gar nicht aber um die „Gerichts- 
barkeit über die mehr isoliert liegenden Grundstücke" 
(157). Deren Herrschaftscharakter war, wie gesagt, stets 
rein grundherrschaftlich gewesen. 

Das ist im Grunde auch die Meinung Seeligers. Denn 
kurz zuvor bemerkt er in einleitenden Worten unter an- 
derem: „So mancher war als Inhaber von Gütern hier und 
dort, seiner Persönlichkeit wegen aber an anderer Stelle 
dingpflichtig .... Es gab verschiedene Dingpflichten neben- 
einander" (155 vgl. auch 178). Aber ich meine, er hat 
nicht die Eonsequenz gezogen, die sich aus dieser Tat- 
sache für den Charakter des Immunitätsgerichtes ergibt. 
Auch in dessen Kompetenz hat von jeher Differenzierung 
gewaltet: ihm unterstanden in seiner ganzen Ausdehnung, 
soweit sie damals reichte, nur die eigentlichen Hintersassen, 
die außer Immunitätsland kein Eigen hatten, das sich noch 
an die Grafschaft gebunden hätte, überhaupt alle, die per- 
sönlich zur Immunität gehörten. Die andern aber, die als 
AUodbesitzer noch in der Grafschaft standen oder persönlich 
einer anderen Herrschaft angehörten, berührten sich nur 
so weit mit dem Gerichte der Immunität, als ihr Leihegut 
es erforderte, so weit das Hofrecht reichte. Diese Unter- 
scheidung ist von jeher und mit der Zeit immer deutlicher 

*) Hier scheint das S. sogar nicht nur wie vorher (151) von den 
Freien, sondern auch von den Unfreien zu verstehen. 
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in den Immonitätsurkunden der Könige zum Ausdruck ge- 
langt. Schon im 9. Jahrhundert wird die bewidmete Kirche 
„cum hominibus et rebus'' unter den Schutz der Immunität 
gestellt (vgl. Formulae imperiales Nr. 28, M. G. Form. 306). 
Dann begegnet häufig eine Zweiteilung des ganzen Formu- 
lars, ja die Umarbeitung älterer, als Vorlagen benutzter 
Fassungen nach diesem Gesichtspunkt (Beispiele: Urkunde 
Ottos I. Nr. 176 für Lorsch v. J. 956, Konrads 11. Stumpf 
1869 für Verden v. J. 1025), endlich ist gar ausdrücklich von 
„immunitas rerum et familiae'' die Rede (so Heinrich IIL 
Stumpf 2286 für Seligenstadt v. J. 1045).^) 

Wie sich nun aber die „iramunitas rerum" von der 
„immunitas familiae" begriiflich unterscheidet, genau so ver- 
hält sich, meine ich, Hofrecht zur Immunität überhaupt. 
Denn daß Hofrecht eben das Recht in rein dinglichen 
Beziehungen ist, haben die eindringenden Untersuchungen, 
die Seeliger dieser Institution im letzten Teile seines Buches 
gewidmet hat (173 ff.) aufs neue bekräftigt. So wenig an- 
zunehmen ist, daß Hofrecht, worüber wir oben bereits refe- 
rierten, ein uniformes Standesrecht schaffen konnte, so wenig 
ist die weit, wenn auch nicht allgemein^) verbreitete Meinung 
begründet, daß es ein Hofrecht gegeben hätte, „welches 
auf den einzelnen Grundstücken in der Art lastete, daß der 
damit Beliehene mit seiner Person dem Herrschaftsgericht 
unterworfen und Unfreier wurde" (181), eine Theorie, die 
zu der Folgerung fuhren mußte und hier und da tatsächlich 
geführt hat (vgl. 1 76, 5, 7), daß Hofrecht sich mit der Herr- 
schaft, die Immunität überhaupt gewährt, decke. Weil dem 
nicht 80 ist — so vervollständigt Seeliger seinen Beweis — 
hat es auch keine „den persönlichen Eintritt des Beliehenen 
in die Sphäre des Hofrechts" (180) fordernde hofrechtliche 
Leihe gegeben, aus der sich ihr Gegenspiel, die „nur ver- 

^) Nur diese dingliche Seite der Immunität meint die weiterhin zu 
besprechende Bestimmung der Urkunde Ottos III. (Nr. 48) ftir Chur. — 
*) Vgl. die Verwahrung v. Belows in den Mitteil. d. Instit. XXV, 
464 Anm. 2. Daß Heuslers von Seeliger aufgenommene Ausführungen 
„nachhaltige Wirkung nicht ausgeübt" hätten, triflFfc wohl nicht allseitig 
zu. Gerade mit Beziehung auf sie spricht z. B. Schröder, D. Rechtsg. • 
640 von den „den öffentlichen Gerichten entzogenen und den Fron- 
höfen . . . vorbehaltenen Sachen'*. 
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mögensrechtliche Beziehungen^ schaffende freie Erbleihe 
entwickelt hätte. Dieser Gegensatz fallt in Seeligers Argu- 
mentation, die sich yornehmlich gegen y. Schnrind, anderer- 
seits aber auch gegen Rietschels Dreiteilung yon nur per- 
sönlich bindender hofrechtlicher Leihe, yon nur öffentlich- 
rechtlich yerpflichtender Gh-ünderleihe und yon weder per- 
sönlich noch öffentlich-rechtlich eingreifender freier Erbleihe 
richtet, yollständig in sich zusammen. 

So der in dieser Auffassung durchaus einheitliche Be- 
griff des Hofrechts. Ergibt sich daraus nicht notwendig der 
Schluß, daß Hofrecht, weder identisch mit Immunität noch 
auch wieder ganz yon ihr gesondert, zwar Immunitätsrecht 
ist, aber nur ein Teil yon dem, was Immunität an sich ge- 
währen kann: nur das die dinglichen, nicht auch die persön- 
lichen Verhältnisse erfassende Immunitätsrecht? 

Seeliger hat diese Folgerung schließlich doch nicht ge- 
zogen. Ahnlich wie er yon Heusler sagt, daß er den Be- 
griff theoretisch ganz prächtig formuliert, ihn aber praktisch 
doch wieder negiert habe (174 f.), so meint er später selbst 
von dem „in herrschaftlichen Dinghöfen zur Anwendung ge- 
langten^ Hofrechte, es sei „sehr yerschiedenartig gewesen je 
nach der Stellung und Bedeutung, die der betreffende Ding- 
hof im Rechts- und GeseUschaftsleben erreicht hat" (191): 
entweder „das Recht eines bestimmten Verhältnisses, . . . 
ein Personal- und Landrecht nur ergänzendes Recht" oder 
zweitens „Recht für Unfreie", nämlich in den „Dinghöfen, 
denen unfreie herrschaftliche Leute mit ihren allseitigen 
Rechtsbeziehungen unterstanden", oder drittens ein Unfreie 
und Freie ohne Beeinträchtigung ihres Standes gemeinsam 
umschließendes Recht. Diese Gruppierung scheint mir den 
yorher gewonnenen Begriff dadurch, daß sie ihn — sub 2 
und 3 — erweitert, wieder umzustoßen. Sie ist getroffen, 
um der „Mannigfaltigkeit der dem früheren Mittelalter ent- 
stammenden Ordnungen, die man als Hofrechte zu bezeichnen 
pflegt", gerecht zu werden. Aber diese Mannigfaltigkeit 
möchte ich nicht mit Seeliger für den Ausdruck der „Viel- 
gestaltigkeit des Hofrechts" halten ; sie beweist mir nur, daß 
das Hofrecht nicht nur, ja nicht einmal häufig in reiner 
Form yorkommt, sondern oft im Gemenge, eingesprengt in 
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Bestimmungen des Landrechts. Vielgestaltig mögen diese 
Ordnungen, vielgestaltig mag das Recht sein, das in den ein- 
zelnen Dinghofen zur Anwendung kam. Aber nicht alles, was 
sie enthalten, ist eben Hofrecht: nur das ist es, was dingliche 
Verhältnisse regelt. Das gilt ganz besonders von dem Inhalt 
der berühmten Lex Burchardi, die Seeliger in früheren Teilen 
seines Buches stets nur als „sogenanntes Wormser Hof recht ^ 
bezeichnet hat, hier aber unbedenklich als Hofrecht der 
zweiten Gruppe auffuhrt, das „in erster Linie Normen über 
die gegenseitigen Rechtsbeziehungen der ün&eien aufstellen 
will, Normen privat- und strafrechtlichen Lihalts". Wenn 
an anderer Stelle (Lechner in den Mitteil. d. Instit. XXII, 571) 
von diesem Gesetze gesagt worden ist, „es vereinige hof-, 
Stadt- und landrechtliche Elemente in sich^, ist es damit 
nicht mehr im Sinne der begrifflichen Auffassung Seeligers 
vom Hofrecht charakterisiert als von Seeliger selbst? Ich 
glaube, dringt diese seine Auffassung durch, so wird man, um 
Verwirrungen zu vermeiden, aufhören müssen, die Wormser 
und andre Ordnungen, die nicht nur, sondern mehr als Hof- 
recht enthalten, noch länger „Hofrechte^ zu nennen. 

Doppelter Art sind die Beziehungen der Grundherrschaft 
zur Immunitat gewesen: einmal rein äußerlich, indem Qrund- 
herrschaft den Rahmen abgab, in welchem Immunitätsherr- 
schaft sich ausbreitete, dann aber auch — das glaubte ich 
Seeligers Darstellung gegenüber mehr betonen zu sollen — 
innerlich, indem die dingliche Gewalt, die die Grundherr- 
schaft nicht nur über ihre unfreien Personen, sondern auch, 
was ich zuvor besonders hervorhob, über ihre Grundstücke 
ausgebildet hatte, von der Immunität rezipiert wurde und in 
ihr fortlebte. 

Das etwa sind die von der Grundherrschaft der Immu- 
nität einverleibten Elemente. Nun muß die Frage lauten: 
was verdankt umgekehrt die Grundherrschaft der Immunität? 
„Sie soll'', so formuliert Seeliger (56) die, wie er meint, zu 
Unrecht herrschende Ansicht, „den großen Grundherrschaften 
die Kraft verliehen haben, den Grafschaftsverband zu sprengen, 
zu selbständigen Gliedern zu werden, halbstaatliche und staat- 
liche Gewalt zu erlangen". Ist daran nichts Wahres? 
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Seeliger hat den Kampf nach zwei Seiten geführt. Er 
hat gezeigt, worauf ich oben schon kurz yerwiesen habe, 
daß Immunitatsherrschaft und Qrundherrschaft nicht immer 
räumlich aufeinander beschränkt blieben, daß die Immunität 
geschlossene, nichtgnmdherrschaftUche Bezirke eroberte, daß 
sie sich mehr in diesen als innerhalb der Grundherrschaft 
selbst zur Landeshoheit fortbildete. „Die politischen Rechte 
und Gewalten, die aus der Immunität erwachsen waren, 
lösten sich aus der Verbindung mit Grundherrschaft, bestanden 
fortan für sich" (195). 

Aber damit ist noch nicht alles gesagt. Bestanden sie 
fortan nur für sich? Zogen sie sich aus dem Rahmen der 
Grundherrschaft zurück, um außerhalb, in den territorialen 
Bannbezirken um so yoUere Geltung zu behaupten? Nur 
diese Frage, wohl der Kern des yon Seeliger behandelten 
Problems, soll uns beschäftigen: wie hat sich die Immunität 
auf dem Gebiete der Grundherrschaft selbst entwickelt? In 
dem Maße, wie sie hier gesteigert oder gemindert worden 
ist, muß ja auch die politische Bedeutung der Grundherr- 
schaft gestiegen oder gefallen sein. 

Das Verbot des gräflichen „introitus" auf den Gütern 
der Herrschaft hat den Immunitätsherm als Zwischeninstanz 
zwischen seine Untergebenen und die Gerichtsgewalt der 
Grafen eingeschaltet: wie die Auslieferung bzw. Vertretung 
der angeklagten Hintersassen, so ist ihm auch „die Ein- 
treibung aller Bußen" überlassen. Diese beiden negativen 
Befugnisse des Immunitätsherm, die gerichtliche und die 
finanzielle, stehen nebeneinander: darin stimmt Seeliger (80) 
mit der üblichen Auffassung überein. Was aber die positive 
Seite angeht, so leitet er in bewußter ümkehrung der 
Brunnerschen Ansicht — die gerichtliche Seite wird nur 
„so weit hineingezogen" (Rechtsgesch. II, 289), „die Immuni- 
tätsgerichtsbarkeit reicht nur so weit, als die öffentliche Ge- 
richtsbarkeit finanziellen Charakter hat" (11, 300) — den 
Genuß der eingetriebenen Bußen aus einer kausal vorher- 
gehenden Ausübung gerichtlicher Befugnisse durch den Im- 
munitätsherrn ab: denn wäre die Zuweisung der Gerichts- 
gefalle das Primäre gewesen, „dann wäre doch die gesamte 
Gerichtsbarkeit sofort auf die Immunitätsherm übergegangen". 
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weil ja — - er beruft sich auf K. Hegel — „die Friedens- 
gelder nicht bloß für geringe Vergehen, sondern vornehmlich 
för schwere Friedensbrüche gezahlt wurden" (78). Trifft da» 
zu? Der Teil der Gerichtsbarkeit, der nach Waitz und 
Brunner der Kompetenz des Immunitätsgerichts damals noch 
entzogen war, das sind die Eriminalfalle, nicht im weiteren 
Sinne des spätrömischen Rechtes, sondern in der verengerten 
Auffassung des fränkischen Staatsrechts, nach der sie sich 
mit den „causae maiores" deckten: es sind die Acht- bzw. 
Fehdesachen, die „mit der Acht oder mit einer von ihr ab- 
gespaltenen Strafe geahndet wurden, während die in der 
Praxis von ihnen unterschiedenen Bußsachen „in erster Linie 
nur einen Bußanspruch begründeten** (Brunner, RG. 11, 538). 
Die Tatsache aber, daß es freilich oft möglich war, „die 
Strafe [für Achtsachen] um Geld abzulösen, nimmt dem Ver- 
brechen nicht den Charakter des crimen capitale^ (Brunner 
II, 539 Anm. 18). Solche Bußen vertraten eben nur die 
verwirkte Strafe; die Möglichkeit," daß sie gezahlt würden, 
konnte diesem Teil der Gerichtsbarkeit nicht den „finanziellen 
Charakter^ aufdrücken. Darum brauchte mit ihnen auch 
bei der Zuweisung der Gerichtsgefalle an die Immunität 
nicht gerechnet zu werden. Noch ein Zweites spricht gegen 
die Ableitung des finanziellen Elementes aus dem gericht- 
lichen. Sie wäre nur möglich, wenn jenes ausschließlich 
gerichtlichen Charakter besäße. Aber es geht doch über 
die Gerichtsgefälle, die Seeliger allein berücksichtigt,^) von 
vornherein — ich nenne nur die Binnenzölle — weit hinaus. 
Wie weit reichte die Kompetenz des Immunitätsgerichts 
in karolingischer Zeit? Seeliger stellt zunächst (84 ff.) eine 
Anzahl von Stellen meist aus spätkarolingischen Urkunden 
zusammen, die „ganz generell und gleichsam unbeschränkt 
von einer Immunitätsgerichtsbarkeit'' berichten; dann (86 f.) 
einige andere, die „einen fortdauernden Einfluß der staat- 



*) Wie er flberhaapt die Immunität ausschließlich nur von ihrer 
gerichtlichen Seite auffaßt. Das ist an sich völlig richtig, da im Mittel- 
alter ja so ziemlich die ganze Verwaltung gerichtlicher Natur ist. 
Aber die Gefahr liegt doch vor, daß dabei manches — kein Wort hat 
Seeliger für die Frage der Immunitätssteuer — neben dem Wege 
liegen bleibt. 
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liehen Gerichte auf dem Immunitätsgebiet erkennen lassen^. 
In diesem zweiten Sinne dürfen freilich — ich bemerke daa 
beiläufig — die beiden Urkunden Zwentibolds für Trier und 
Ludwigs m. für Gandersheim (Mühlb. * 1982 und 1550) 
schwerlich verwertet werden. Die Klauseln ^sine assensu 
et voluntate episcopi^ und y,nisi ex consensu eiusdem mona- 
sterii abbatiss^^ brauchen sich nämlich durchaus nicht nur auf 
die in der vorhergehenden verbietenden Aufzählung genann- 
ten öffentlichen Beamten zurückzubeziehen: neben diesen ist 
dort ganz allgemein von einer ^ulla iudiciaria potestas^ und 
einem „aliquis quilibet exactor^ die Rede. Den ungezwun- 
genen Sinn lehrt ein Vergleich mit zahlreichen Diplomea 
der Zeit, die an dieser Stelle deutlicher, formuliert sind: nur 
ein von dem Immunitätsherm bestellter Richter, d. h. der 
Vogt oder ein niederer Beamter, soll tätig sein. Diese 
schlichte Bedeutung ergibt sich auch aus dem in dem Gan- 
dersheimer Diplome auf die fragliche Bestimmung folgenden 
Satze, der offenbar dasselbe, nur ausführlicher sagen soll ~ 
in der sonst gleichlautenden und sicher gleichbedeutenden 
Urkunde für Drübeck (Mühlb. ^ 1552) ist er einfach weg- 
geblieben — und nur in dem von uns angegebenen Sinne 
(so auch von Seeliger selbst, 85) verstanden werden kann. 
Bestimmteres über die Einwirkung der öffentlichen Ge- 
walt folgt aus einigen Stellen, die besagen, daß „zuerst . . . 
das Yogtgericht angerufen und erst nach dessen Versagen 
das Grafengericht angegangen werden'' soll (88). Aus einer 
Bestimmung des italienischen Capitulare Nr. 93 (c. 5) ent- 
nimmt Seeliger sogar, wenn er auch nach einem anderen 
Zitat „die schweren EriminalföUe dem Grafengericht vor- 
behalten" glaubt (90), daß „auch Verbrechen ... in erster 
Instanz vor dem Immunitätsgericht zur Behandlung" ge- 
kommen seien (S9). In der Tat ist hier aber nur ver- 
ordnet, daß die Hintersassen durch ihren Vogt zu ihrem 
Rechte kommen sollen („et ipse per advocatum suum . . . 
iustitiam faciant"), und zwar hat sich das einzuschlagende 
Verfahren nach ihrem Stande („iuxta conditionem singularum 
personarum") zu richten. Diesen Unterschied in der Be- 
handlung wird man sich nun so denken dürfen, daß bei Ver- 
brechen nur der Freie * unbedingt dem Grafengerichte prä- 
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sentiert werden mußte, der Unfreie aber, der sonst vom 
Vogte gerichtet wurde, allein dann, wenn er einen Aus- 
wärtigen verletzt hatte. ^) Es ist schade, daß Seeliger auf 
diese Auslegung der Stelle verzichtet hat: entspricht sie 
doch völlig der Auffassung, die er selbst gleich nachher 
(91 f.) generell auseinandersetzt. Denn indem er da einmal 
Prozesse innerhalb der Immunität und solche mit Aus- 
wärtigen, andererseits aber Herrschaft über die Freien und 
Herrschaft* über die Unfreien unterscheidet, nimmt er in 
auswärtigen Klagen für „freie und unfreie Hintersassen den 
gleichen Gerichtsstand an: in leichten Fällen vor dem Im- 
munitätsgericht, in schweren — unter Vermittlung des Vogts — 
vor dem Provinzialgericht. Verschieden aber wurden sie 
behandelt, wenn Streit- und Strafsachen der Immunitäts- 
genossen vorlagen: den Unfreien gegenüber war die Kom- 
petenz des Immunitätsgerichts unbegrenzt, den Freien gegen- 
über aber auf die leichteren Fälle beschränkt^. 

Diese Darlegung des gerichtlichen Rechtsinhaltes der 
karolingischen Immunität, außerordentlich scharf und glück- 
lich in ihrer Formulierung, für ganz neu darf sie doch nicht 
gelten, wie gründlich sie auch mit den Irrtümern zahlreicher 
Forscher, die bald „unbeschränkte Kompetenz^, bald „nur 
Niedergerichtsbarkeit'' annahmen, aufgeräumt hat (vgl. 92) : 
sie deckt sich — ich glaube nicht, zu viel zu sagen — in allen 
wesentlichen Punkten mit Brunners Darstellung (RG. IT, 
300 ff.), die man auch schon bisher als abschließend ansehen 
durfte*), der man auch kaum vorwerfen kann, daß sie „freie 
und unfreie Hintersassen gar nicht oder zu wenig unter- 
schieden'' hätte: denn sie betont ausdrücklich (300), daß „um 
Missetaten, welche Knechte gegeneinander begingen, der 
Immunitätsherr Vergeltung üben konnte". „Das war", wie 
Seeliger (91) selbst bemerkt, „durch die allgemeine soziale 
und politische Ordnung gegeben" und brauchte drum wohl 



^) Aach Brunner (RG. II, 281 zu Anm. 82) deutet das ,,iu8titiam 
facere" auf eine dem Stande des Beklagten entsprechend entweder vor 
dem Vogt oder vor dem Grafen stattfindende Verhandlung. — •) Eine 
feste Abgrenzung des ^^Gegensatzes von Hoch- und Niedergericht" er- 
klärt Seeliger (92 Anm. 1) fOr unmöglich, ohne jedoch seine Ansicht 
gegen die ausfahrliche Erörterung Brunners (II, 178 f.) zu begründen. 
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kaum noch schärfer hervorgehoben zu werden, als es von 
selten Brunners geschehen ist. 

Die Erweiterung, die „die Kompetenz des Immunitäts- 
gerichts während des fränkischen Zeitalters" erfahren hat, 
besteht nach Seeligers imd Brunners übereinstimmender Auf- 
fassung ^) „lediglich darin, daß auch Klagen Auswärtiger an 
die herrschaftliche Instanz gewiesen waren" (Seeliger 92). 
Aber dieser eine Fortschritt ist von nicht hoch genug zu 
veranschlagender Bedeutung. Mit ihm werden die 'privatae 
audientiae^ in den Kreis der staatlichen Gerichtsorganisation 
hineingezogen. . . . Die Gerichtsbarkeit der Immunitätsherren 
resp. der Immunitätsbeamten (Vögte)" erhielt „einen aus- 
geprägteren staatlichen Charakter" (93). Seeliger hat mit 
vollem Recht nachdrücklich diesen Gedanken der Verstaat- 
lichung der Immunität vertreten. Wenn er aber darin einen 
von den „wesentlichen Punkten" sieht, in denen seine An- 
sicht „von den herrschenden Meinungen abweicht" (170), so 
muß man doch fragen: ist denn ein so „wichtiges Moment 
in der Entwicklung der Immunität" wirklich bisher „über- 
sehen worden"? 2) Seeliger selbst hat anerkannt (93 Anm. 2), 
daß „Brunner sich der Wichtigkeit dieses Moments bewußt 
ist". Um nur zwei Frühere zu nennen: Heusler hat es be- 
tont; geradezu auf ihm aufgebaut ist die gründliche Unter- 
suchung V. Wickedes über „die Vogtei in den geistlichen 
Stiftern des fränkischen Reiches" (1886). 

Diese „staatliche Bevollmächtigung der Vögte" wurde 
später in die Form der Übertragung des Königsbannes ge- 
kleidet (94). Seeliger findet das früheste Beispiel könig- 
licher Bevollmächtigung des Vogtes erst unter Heinrich I., 
ausdrückliche Erwähnung des Königsbannes gar erst unter 
Otto II. Aber er meint selbst, die Einfühnmg des Brauches 
sei „vielleicht . . . schon am Ende des 9. Jahrhunderts" er- 
folgt. In der Tat gibt es bereits Fälle aus dieser, ja aus 
noch etwas früherer Zeit: Ludwig d. D. für Neuenheerse 
V. J. 871 (Mühlb. 2 i486) hat „coram advocato a nobis con- 

>) Nur betont 8. (93 Anm. 1) gegen B. (II, 301), daß die noch 
dem 8. Jahrhundert angehörenden Urkunden fQr Trier und Metz nicht 
schon als Zeugnisse dafHr anzusehen sind. — ') Vgl. auch den Einwand 
V. Belows in den Mitteil. d. Instit. XXV, 464. 



Grandherrschaft und Immunität. 301 

ötituto*', Arnolf für Metelen v. J. 889 (Mühlb. ^ 1826) noch 
deatlicher „coram advocatis ex nostra iussione consti- 
tutis"; der Königsbann selbst kommt schon unter Ludwig lY. 
als Attribut eines Vogtes vor, in der mit Immunitat in Par- 
allele stehenden Markt- und Münzverleihung für Corvey 
V. J. 900 (Mühlb. 2 1990), wo das Recht verliehen wird „aoci- 
piendi teloneum, quod ipsorum advocatus nostro exigat 
banno . . .". 

So zahlreich und alle Möglichkeiten ausprobierend die 
Ansichten über Entstehung und Entwicklung der Immunitäts- 
rechte in der Zeit des fränkischen Reiches gekommen und 
gegangen und wieder gekommen sind, so einig war man 
bisher in dem Urteil über die Bedeutung dieser Institution 
während der nächstfolgenden Periode. Fast nie wider- 
sprochen herrschte die Meinung, die Immunitätsgerichtsbar- 
keit, einmal zu staatlicher Wirksamkeit erhoben, sei seit 
dem Ende des 9. oder dem Anfang des 10. Jahrhunderts 
noch bedeutend gesteigert worden. Sie habe, wie zuvor das 
niedere, so nun auch das höhere Gericht an sich gezogen 
und sei aus der Grafschaft ganz ausgetreten. So sei Grund- 
herrschaft durch höhere Immunität „die Wiege der territo- 
rialen Gewalten^ (1^9) geworden. Auch an diese Ansicht 
hat Seeliger die Axt gelegt (96 fr.). 

Einige XJrkimden, die an imd für sich betrachtet für 
dieselbe sprechen, führt er einleitend an: die Hamburger 
Privilegien der beiden ersten Ottonen, ein Diplom Heinrichs II. 
für Magdeburg. Dann begründet er (101 ff.) seine abweichende 
These, und zwar einzig und allein auf die berühmte Ent- 
scheidung Heinrichs II. (Nr. 319) zugunsten Bischof Burchards 
von Worms v. J. 1014. 

Er bezieht sie, worin ihm gewiß allgemeine Zustimmung 
sicher ist, — abgesehen von einigen Sonderbestimmungen — 
mit Arnold nur auf die nichtstädtische Familia: sie handelt nur 
von der „allgemeinen Immunität, die nicht wie die bischöf- 
lichen Rechte in Worms selbst, durch Erwerb besonderer 
Gerechtsame gesteigert war^.^) Er hätte hinzufügen können, 

*) Lechner (Mitteil. d. Instit. XXIl, 399) hat die für diese Sach- 
lage besonders beweiskräftige und charakteristische Beobachtung ge- 
macht, daß ,,die Beschränkung der bischöflich-vogteilichen Jurisdiktion 
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daß ihre Erörterung der Gerichtszuständigkeit kein Wort 
über die niedere Jurisdiktion verliert — die war also wohl 
nicht streitig — , sondern sich auf die Eriminalfalle beschrankt : 
kommen sie innerhalb der Familia vor, so haben die Grafen 
nichts damit zu schaffen, „bei Streitigkeiten der Familia mit 
Fremden und mit Freien aber muß der Vogt vor dem Grafen 
die Verantwortung tragen" (103). Die Immimität, wie sie 
hier vorliegt, so schließt Seeliger, sei „nicht über das hinaus- 
gekommen, was sie schon im 9. Jahrhundert erreicht hat". 
Aber durfte denn auch früher schon der Vogt, um zunächst 
nur von dem zweiten Teile der Bestimmungen zu reden, für 
Kriminalvergehen der Familia außerhalb der Immunität, 
bzw. an Auswärtigen „die Verantwortung tragen"? Was 
bedeutet überhaupt dies „comiti pro eo iustitiam faciat"? 
Offenbar nicht eine Gerichtsverhandlung vor dem Grafen, in 
der der Vogt an Stelle seines beklagten, aber abwesenden 
Familiären abgeurteilt worden wäre — wer möchte einen 
solchen Rechtsgang annehmen! — , sondern nichts als die 
Genugtuung, die der Vogt dem Ghrafen im öffentlichen Ge- 
richte schuldig war. Die konnte aber nur bestehen einer- 
seits in der Entgegennahme des gegen den Familiären an- 
hängig gemachten Prozesses und in der späteren Mitteilung 
von seiner im Vogtgerichte erfolgten Erledigung, anderer- 
seits — und das ist das Wesentliche — in der Auszahlung 
der von dem verurteilten Hintersassen durch den Vogt, aber 
zu Händen des Grafen eingezogenen Bußgelder: „ad manus 
comitis suo advocato componat", so etwa würde sich unsere 
Urkunde, wenn sie hier Genaueres hätte sagen wollen, aus- 
gedrückt haben, wie sie für die internen Fälle den ent- 
sprechenden Ausdruck „ad manus episcopi" hat. Nur so 
möchte ich diese Bestimmung verstehen, und dann bedeutet 
sie doch einen großen Fortschritt gegenüber dem in karo- 
lingischer Zeit üblichen Verfahren, in dem d^r Vogt mit 
seinen Familiären vor dem Grafen als vor ihrem Richter er- 
scheinen mußte. 

In dem Wormser Diplome — und damit auch in dem 
Hamburger und Magdeburger und zahlreichen anderen Privi- 

auf die Stadt und ihre Gemarkung, wie sie die echten Vorurkunden 
aufweisen, weggefallen ist". 
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legien, auf die Seeliger seine aus der Wonnser Entscheidung 
gewonnene Ansicht, ohne daß sie dieselbe zu stützen ver- 
möchten, überträgt (103 f.) — handelt es sich, das dürfen 
wir sagen, nicht „allein um Maßnahmen innerhalb der Im- 
munität^. Das Yogtgericht ist hier, abgesehen von einer 
später zu behandelnden Spezialbestimmung für Diebstahls- 
sachen, prinzipiell auch in kriminellen Streitigkeiten mit 
Externen zuständig, nur daß es dann dem Grafen für die 
Erledigung verantwortlich ist und die Bußen auszahlt. 

Anders ist es nicht zu deuten und gegen die Tätigkeit 
des Yogtgerichtes spricht es an sich nicht, wenn auch außer 
dem Wormser Falle „mitunter der gräflichen Wirksamkeit 
ausdrücklich gedacht wird'' (105). Freilich selten genug 
kommt das vor und von den Diplomen, die Seeliger dafür 
anführt, ist nur eins unzweifelhaft brauchbar. Die Passauer 
Urkunde, die markgräfliche (nicht gräfliche!) Gerichtsbarkeit 
erwähnt, wird uns als ein vom Typus abweichender Fall der 
Ostmark später beschäftigen. In der Verleihung Heinrichs II. 
(Nr. 29) für Niedermünster v. J. 1002 möchte ich die Klausel 
„sine advocato*' nicht auch auf den ersten Satz, die eigentliche 
Immunitätsformel, beziehen, sondern nur auf den zweiten 
(„aut quicquam de rebus monachorum . . . usurpare prae- 
sumat''), für den sie allerdings in dieser Form erforderlich 
war. Hervorgerufen ist sie nur durch ihn, darum läßt sie 
sich for Schlüsse aus der eigentlichen Immunitätsformel nicht 
verwerten. Und wäre sie auch auf die eigentlichen Immuni- 
tätsbestimmungen auszudehnen, so dürfte man sie doch viel- 
leicht mit „nisi advocatus^ gleichsetzen, wie in den oben 
S. 298 erwähnten Fällen. Ebensowenig ist eine andere Ur- 
kunde Heinrichs IL, Nr. 139 für Mainz v. J. 1007, brauchbar. 
Denn „sine licentia archiepiscopi Moguntini^ geht hier zurück 
auf „nullus iudex, comes, advocatus vel alius quilibet iudicia- 
ri^ potestatis'', also auch auf den Stiftsvogt, dem damit eigen- 
mächtige Gelüste ganz schon im Sinne jüngerer Immunität 
abgeschnitten werden sollen. Gar nichts läßt sich endlich 
mit der farblosen Bestimmung in der Urkunde Heinrichs II. 
(Nr. 214) für Niedemburg in Passau v. J. 1010 anfangen; sie 
handelt übrigens gar nicht von allgemeiner Immunität, son- 
dern von öffentlichen Gerechtsamen. 
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Deutlich ist aber die Wirksamkeit des Grafen in der 
Bestätigung Ottos I. (Nr. 86) für Trier v. J. 947 erkennbar: 
^sufficiat comiti, ut advocatus sanete Treuirensis ecclesie aut 
in privatis aut publicis negotiis iusticiam de familia reddat Tel 
exigat infra comitatum in mallidicis locis''. Seeliger (105) faBt 
das so auf: „der Vogt . . . vertritt die Hintersassen im Grafen- 
gericht, . . . wenn es sich um Prozesse innerhalb der Familia^, 
er „spricht Recht^ über sie, „wenn es sich um Streitigkeiten 
mit Auswärtigen handelt", und zwar auch dann im Grafen- 
gericht, „anstatt des Grafen, gewissermaßen unter dessen 
Autorität«', wie er (105 Anm. 3) mit Waitz (VG. VU, 235) 
annimmt. Daß ein solcher Dualismus der gerichtlichen Wirk- 
samkeit von Graf und Yogt außerordentlich unwahrscheinlich 
ist, gibt er eigentlich selbst zu, wenn er es für ausgeschlossen 
erklärt, daß „der Yogt an den gräflichen Dingstätten Hoch- 
gericht*' — darauf liegt doch der Ton? — „gehalten habe". 
Aber zu ausdrücklich wird das Hochgericht genannt, als daß 
er dieser Eonsequenz entgehen könnte: denn der Gegensatz 
von „privata" und „pubUca negotia" ist gewiß wie in der 
lex Romana Curiensis XYI 1, s (MG. Leges Y, 392) mit dem 
von „causa minor" und „maior" zu identifizieren. 

Eine befriedigende Erklärung finden jene Worte nur, 
wenn man sich von dieser Fragestellung abwendet. Sie 
enthalten überhaupt keinen Dualismus im Sinne einer von 
Ghraf und Yogt gemeinsam oder getrennt im gräflichen 
Mallus geübten Gerichtsbarkeit Sie sprechen gar nicht aus- 
drücklich von der Jurisdiktion des Yogtes, sondern nur von 
seiner Yermittlung. Er soll, wenn sich seine Hintersassen 
an Auswärtigen vergehen, vom Grafen die Klage entgegen- 
nehmen, er ist ihm für deren Durchführung verantwortlich 
und muß, wenn er geurteilt hat, dem Grafen die klingende 
Genugtuung geben. Diese Bestimmung sagt also genau das- 
selbe wie die über 50 Jahre jüngere der Wormser Ent- 
scheidung. 

In einer anderen Beziehung sagt sie noch mehr. So 
gut der Yogt dem Grafen Rechenschaft schuldet, wenn ein 
Grafschaftsfreier verletzt ist, so mußte auch der Graf dem 
Yogte — zu Händen des Immunitätsherm — die Unbill, 
4ie einem Familiären von einem Grafschaftsfreien widerfuhr. 
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für diesen büßen: denn der Yogt erscheint im Qrafengericht, 
um „ittstitiam de familia reddat vel exigat". Das drückt 
auch die Urkunde Ottos HI. (Nr. 15) v. J. 985 für Fulda aus: 
^. . . liceat . . . adyocato . . . iustitiam dare et accipere'': er 
soll Genugtuung f&r die Seinen geben, aber auch fordern 
dürfen. In dieselbe Kerbe zielt endlich eine Bestimmung der 
wichtigen Bestätigung Heinrichs II. (Nr. 139) v. J. 1007 für 
Mainz: „et sui (d. h. die erzbischöflichen Hintersassen), cuius- 
cunque condicionis sint, causas suas alienis audiendas non 
<lent^; sie sollen Klagen gegen Auswärtige nicht persönlich 
bei deren Richter anhängig machen, sondern durch Vermitt- 
lung ihres Vogtes. 

So sind seit dem 10. Jahrhundert Graf und Vogt in 
ihren Befugnissen einander nebengeordnet. Ich glaube, ge- 
rade die Urkunden, aus denen Seeliger das Gegenteil ent- 
nehmen will, beweisen das. Nur darin ist die Überordnung 
des Grafen noch erhalten geblieben, daß stets der Vogt, 
gleichviel ob er beklagt wurde oder klagte, „infra comitatum 
in mallidicis locis'' erscheinen mußte, nie aber der Graf im 
Vogtgerichte. In diesem abgeschwächten Sinne — mag man 
in der Tat sagen — „blieb das Immunitätsgebiet ein Gebiet 
<ler Grafschaft** (106). Seeliger versteht diese seine Worte 
freilich anders; er meint: „Hochgerichtsbarkeit über die un- 
freien Hintersassen hatten die Immunitätsherren stets be- 
sessen — sie brauchten sie nicht erst im 9. oder 10. Jahr- 
hundert zu erwerben; Hochgerichtsbarkeit aber über die 
freien Hintersassen haben sie generell — als Wirkung der 
allgemeinen Immunität — nie erlangt^. Darum sei die 
Immunität in dieser Periode „da stehen geblieben, wo sie 
im 9. Jahrhundert angelangt war^. 

Doch nicht genug damit. Nimmt er in dieser Beziehung 
keinen Fortschritt, sondern Stillstand an, so in einer anderen 
gar einen Rückschritt (135 ff.): „Als zahlreiche Sonderrechte 
in gewissen Gebieten gewährt wurden, als die Bannbezirke 
und die engeren Immunitäten erstanden, da begnügten sich 
gerade die großen Stifter, die ja in den Gebieten ihres dichter 
gelagerten Grundbesitzes solche Sonderrechte besaßen, außer- 
halb dieser Kreise mit einer Gericbtsgewalt über die Un- 
freien und verlangten über die freien Abhängigen 
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nur Qericht in Leihe- und Zinsfragen^ (1^^)- ^in 
Ausgleich verschiedener Gewalten, die auf gleichem Gebiete 
konkurrierend sich gegenseitig Opfer bringen, wird hier ge- 
schildert. Im Nachsatze weicht das Personalitätsprinzip ^) dem 
Territorialitatsprinzip des Vordersatzes. Nicht diese Wechsel- 
wirkung soll uns hier beschäftigen, sondern nur die nüchterne 
Frage, ob der Nachsatz an und for sich bestehen kann. 

Schon bei der Besprechung der Wormser Entscheidung 
Heinrichs 11. erwähnt Seeliger „die Beschränkung der herr- 
schaftlichen Gerichtsbarkeit auf die Familia^ und deutet 
dabei an, daß er unter Familia nur die unfreien Hintersassen 
verstanden glaubt (103 Anm. 2). Weiterhin (106) spricht er 
es bestimmter aus, daß gewöhnlich in den Urkunden „von 
Exemtion nur der herrschaftlichen Familia die Rede und 
damit meist die Gruppe der persönlichen unfreien Hinter- 
sassen gemeint^ sei. Den Beweis fär diese Behauptung tritt 
er dann später (135 ff.) ausführlich an. Es gäbe, so meint 
er (145), „zwei durchaus verschiedene Nachrichtenreihen". 
In zahlreichen Immunitätsurkunden neuer Fassung wird des 
freien Elementes unter den Immunitätsleuten gedacht, neben 
den Unfreien, zuweilen auch ohne daß diese erwähnt sind; 
mit Vorliebe werden oft von Urkunde zu Urkunde, wo eine 
Formulierung die andere bestätigend wiederholt, die Be- 
zeichnungen verschiedener Klassen von Freien aufeinander 
gehäuft (139 ff.). Demgegenüber findet Seeliger in anderen 
Immunitäten und in den sogenannten Hofrechten den „posi- 
tiven Hinweis, daß Immunität, Yogtgewalt und Unfreiheit 
der Beherrschten zusammengehen^ {^^^)* I^^b ergibt sich 
ihm zunächst (136 f.) gerade aus dem Worte „familia^, das 
in den Urkunden der Könige aus sächsischem Hause „ge- 
wöhnlich für die unfreien Abhängigen gebraucht** worden 
sei. Freilich wirft er sich selbst ein, daß es zuweilen „auch 
schlechthin die Immunitätsleute bezeichnen^ könne; aber 
wenn er auch zugibt, daß Urkunden, in denen es vorkommt, 
demnach „nicht notwendig auf den unfreien Charakter der 
Hintersassen hinweisen", so hat er doch (138 f., 148, 153 f.) 
nicht darauf verzichtet, das Wort allgemein in dieser Be- 

*) S. gebraucht dies Wort in einem anderen als dem sonst (vgl. 
Brunner, Grandzüge d. D. RG. 30) technischen Sinne. 
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deutung zu fassen und aus solchen Stücken geschlossen, daß 
sie „den unfreien Charakter der Hintersassen betonen'', und 
aus keinem anderen Grunde hat er auch die „Lex familiae 
Wormatiensis ecclesiae^, die ich bereits in anderem Zu- 
sammenhange berührte, „eine für die bischöflichen Unfreien . . . 
bestimmte Ordnung^ genannt (192). Doch ich glaube, diese 
Deutung ist prinzipiell nicht haltbar. Sie wird am schlagend- 
sten durch die von Seeliger selbst dagegen geltend gemachte 
Urkunde Ottos HI. (Nr. 33) v. J. 987 für Stavelot widerlegt, 
die eine „familiam servilem et ingenuam^ nennt. Ich füge 
noch hinzu die „familias eiusdem aecclesi^ cuiuscumque 
conditionis" in dem Diplom Ottos 11. (Nr. 232) v. J. 980 für 
St. Denis. Diesen Zeugnissen steht keins entgegen, das den 
grundsätzlich unfreien Charakter der Familia erwiese. Es 
hindert nichts, sie als den Verband aller einer Ghnindherr- 
schaft persönlich oder dinglich Zugehörigen anzusehen. Zahl- 
reiche Freie hatten sich diesem Yerbapde angeschlossen oder 
gehörten ihm schon der Qeburt nach an in verschiedenen 
Formen der Abhängigkeit, die nach Seeligers eigener Be- 
merkung (144) „durchaus nicht der persönlichen Freiheit 
solcher Beliehenen entgegen** waren. Es liegt wohl kein 
Grund vor, sie aus dem Begriff der Familia auszuschließen: 
Zeugnisse, die ihre Zugehörigkeit fordern, sind vorhanden, 
Beweise, die sie leugnen, fehlen. 

Ahnlich ist es mit den „servi**. Auch sie werden in 
einem Teil der Urkunden allein oder doch nur mit unfreien 
Hintersassen zusammen genannt (137 f.). Aber ist es wirklich 
sicher, daß diese Zeugnisse „auf den unfreien Charakter der 
Hintersassen ... in einer durchaus unzweideutigen Art . . . 
hinweisen^? Muß die Interpretation nur mit dem starren 
Begriff: „servus" = Unfreier rechnen? Als ein Beispiel von 
vielen nenne ich die Bezeichnung „litones vel cuiuslibet 
conditionis servos**, die in der Urkunde Ottos H. (Nr. 48) 
V. J. 973 für Minden zu der neutralen Wendung „homines 
ipsiuB ecclesi^^ des als Vorlage benutzten Diploms Ottos I. 
(Nr. 227) V. J. 961 hinzugefügt ist. Wie in der oben ange- 
führten Urkunde für St. Denis „familiae cuiuscumque con- 
ditionis", so sind hier wörtlich entsprechend „servi" verschie- 
denen Standes genannt. Von den „litones" ist schon vorher 

20» 
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die Rede; so bleibt, scheint mir, neben den unfreien nur noch 
Baum für die freien Kirchenleute. Diese sind hier sonst nicht 
ausdrücklich aufgeführt; das besorgt erst die bestätigende 
Nachurkunde Heinrichs 11. (Nr. 189) v. J. 1009, indem sie — 
gewiß zur Erläuterung des ^servos cuiuslibet conditionis^ — 
y,Francos liberos et aecclesiasticos . . . maalman . . . seu 
Colones'' neu in die Aufzählung einreiht. 

Unleugbar hat der Begriflf „servus" im 10. Jahrhundert 
vielfach eine Erweiterung oder, wenn man will, eine Ab- 
schwächung erfahren. Zwar bedeutet das Wort im Sinne 
einer technischen Standesbezeichnung regelmäßig noch den 
Unfreien : wo es mit „über" oder „ingenuus", „colonus" oder 
dergleichen zusammensteht, muß es jedenfalls immer diesen 
Sinn haben. Aber es kommt nun auch vor, daß es wieder 
unmittelbar mit dem Stammverbum „servire" in Verbindung 
gebracht wird. Dann bezeichnet es nicht den Träger eines 
Standesrechts, sondern nur einfach den, der zu Diensten 
oder Abgaben (^servitia"), überhaupt zur Unterordnung unter 
eine Herrschaft pflichtig ist, das heißt nicht nur den unfreien, 
sondern oft auch den freien Mann. So wird denn auch statt 
des Substantivs „servus" oft das Partizipium „serviens" ge- 
braucht, imd dies bedeutet sicher nicht immer die persönliche 
Gebundenheit der Unfreiheit, sondern oft nur die dingliche 
Verpflichtung, wie denn die Urkundensprache nicht nur „ho- 
mines servientes" (z. B. Diplom Konrads I. Nr. 9 v. J. 912 
für Preising), sondern auch „loci servientes" (Diplom Ottos I. 
Nr. 14 V. J. 937 für Magdeburg) kennt. In der Notitia über 
einen Gütertausch zwischen Heinrich H. (zu Diplom Nr. 335 
V. J. 1015) und Kloster Pulda erscheinen unter den zustimmen- 
den Puldaer und Bamberger Zeugen beiderseitig einige „ser- 
vientes" (in der Urkunde Nr. 335 selbst der Ausdruck „servi''): 
daß das nicht nur Unfreie, sondern die Vertreter aller Hinter- 
sassen sein sollen, ergibt sich daraus, daß ihnen als erste 
Zeugengruppe die „milites" gegenüberstehen. Zwei Diplome 
Ottos HI. verraten besonders deutlich, daß sie „servus" nicht 
als Standesbezeichnung fassen, indem sie das Wort — gewiß 
nicht absichtslos — geradezu in Beziehung zu „servitium" 
setzen. In der einen (far Vilich, Nr. 32 v. J. 987) heißt es: 
„illius servos stringere vel aliquod servitium . . . exigere"; 
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in der andern (für Elten, Nr. 235 v. J. 996): „nee aliquid 
exigatur servile servitium; preterea eiusdem abbatissae 
servus . . . non eat ad placitum/^ 

„Die Verschiedenheit solcher urkundlicher Aussagen" 
(15t), die die „familia" oder die „servi" bald neben den 
Freien, bald ohne sie nennen, erklärt sich m. E. befriedigend 
genug. Einmal aus der nicht auf die Unfreien, sondern auf 
den ganzen Verband der Hintersassen bezogenen Bedeutung 
des Wortes „familia"; anderseits aus dem Doppelsinne des 
Wortes „servus", unter dem bald technisch der Unfreie, bald 
nur der Dienstbare verstanden wird: man bedenke dabei, 
daß es nicht den volkstümlichen, eigentlich bezeichnenden 
Ausdruck selbst, sondern nur seine Übersetzung wiedergibt, 
in einer Sprache, der diese begriffliche Unterscheidung 
fremd ist! 

Gewiß ist zur völligen Erklärung auch noch sekundär 
mit anderen Faktoren zu rechnen, auf die Seeliger mit Recht 
aufmerksam macht: „teils mit dem formalistischen Verfahren 
der Kanzlei . . ., teils damit, daß der eine [Urkunden- 
empfanger] gerade Wert auf die Erwähnung der Freien legte, 
der andere nicht, daß dem einen, falls das Bedürfnis dieser 
Erwähnung vorlag, die Aufnahme des Wortes gelimgen ist, 
dem andern . . . versagt blieb". Auch mag zuweilen die 
Nennung der Freien nur deshalb unterblieben sein, weil 
vielleicht „manche kleinere Stifter lediglich unfreie Hinter- 
sassen besessen haben" n50f.). Auch Seeliger sind diese 
mehr formalen Momente nur von nebensächlicher Bedeutung. 
Sachlich sind ihm die Schwankungen des Ausdrucks 
durch Verschiedenheiten in der Immunitäts- 
stellung der unfreien und der freien Hintersassen 
bedingt, durch die Tatsache, daß die Immunitätsherren 
sich „mit einer Gerichtsgewalt über die Unfreien" zufrieden 
gegeben und über die freien „Abhängigen nur Gericht in 
Leihe- und Zinsfragen" festgehalten hätten (151). 

Für diese Behauptung geben die Verschiedenheiten der 
urkundlichen Aussagen, das sehen wir, keinen Beleg: denn 
sie entbehren der sachlichen Bedeutung, sie sind sachlich — 
im großen und ganzen — überhaupt nicht vorhanden. Wor- 
auf aber stützt sie sich sonst noch? 
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Unzweifelhaft ist in der Urkunde Ottos UI. (Nr. 48) v. J. 
988 far Chur von einer Gerichtsbarkeit in Dienst-, Zins- und 
Zinslandsachen die Rede (146 f.)* Aber kein Wort davon, daß 
dem Stiftsvogte nur eine solche zustehe. Dieser spezielle 
Teil seiner Befugnis mag vielleicht deshalb besonders hervor- 
gehoben sein, weil er gerade irgendwie bestritten oder lahm- 
gelegt war: nur das Nächstliegende, das den Anstoß zur Er- 
teilung einer Urkunde gegeben hat, pflegt deren Fassung 
ja so oft allein auszudrücken, ohne damit das andere leugnen 
zu wollen. Zudem geht in unserem Falle der Spezial- 
bestimmung ein allgemeines Terbot voran („in locis vel villis 
. . . eidem ecclesi^ concessis placita habenda seu bannos 
tollendos'* usw.), von dem erst nachgewiesen werden müßte, 
daß es nur für die Unfreien, wie Seeliger annimmt, nicht 
auch für die Freien den allgemeinen Gerichtsstand vor dem 
Yogte nach sich ziehen sollte. Mehr noch: müßte man nicht 
auch im Sinne seiner Ansicht erwarten, daß jene Beschrän- 
kung auf Dienst und Zins nur den Freien gegenüber aus- 
gesprochen worden wäre? Und doch bezieht sie sich nament- 
lich und unterschiedslos auf alle Klassen der Eirchenleute : 
„censuales, liberos aut servos"; Seeliger vermeidet es, die 
unmögliche, aber doch fast unumgängliche Folgerung aus 
seiner Annahme zu ziehen, daß dann eigentlich „sich die 
herrschaftliche Gewalt gleich gegenüber Freien und Un- 
freien" verhalten, d. h. auch diesen letzteren gegenüber auf 
das Zins- und Dienstverhältnis beschränkt haben müßte. ^) 

Die Beurteilung der von Seeliger aufgestellten Theorie 
einer allgemeinen Erschlaffung der über Freie geübten Im- 
munitätsrechte muß davon ausgehen, wie die Privilegien, 
damals die einzigen Termittier der staatsrechtlichen Auf- 
fassung, sich dazu stellen. Ob deren Rechtsinhalt sich mit 
„den normalen tatsächlichen Verhältnissen" deckt oder nicht, 
das ist eine andere Frage, die ihrer besonderen Erörterung 
wert ist. Die Churer Urkunde sträubt sich gegen die von 
Seeliger vorgeschlagene Deutung. Anders als auf sie hat er 
aber seine Ansicht urkundlich nicht gestützt; kein anderes 

^) Das Passauer Privileg Ottos III., das er dann wieder gegen die 
Gleichstellang beider Klassen anftlhrt, behandelt besondere Verhältnisse 
und wird drum erst nachher erörtert werden. 
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Diplom biete^^^ihr einen Beleg dar. Solange der nicht ge- 
^;£l^eli rat, wird man sich drum auf die geschlossene Phalanx 
d!er Privilegien verlassen müssen, die „sagen, daß nicht nur 
alle auf Jurchlichem Boden ansässigen Freien und Unfreien 
dem Yogtgericht unterstehen, sondern daß auch freie und 
unfreie Eirchenleute schlechthin — also auch die nicht auf 
Eirchengut Lebenden — gleich den Hintersassen zu behandeln 
seien^' (146). Eins von ihnen, die Entscheidung Heinrichs III. 
V. J. 1051 (Stumpf 2404), die die freien Malmannen der Osna- 
brücker Kirche dem widerrechtlich über sie geübten Grafen- 
gericht entzieht, hat Seeliger selbst — als Ausnahmefall — 
erwähnt. Ich begnüge mich, ihr aus der Fülle der Nachrichten 
eine Urkunde Ottos 11. (Nr. 142 v. J. 976) für Herzebrock 
beizugesellen, die eindringlich für alle andern redet: „nuUus 
comes aut comitis vicarius earum litos, liberos vel servos 
supradictarum sanctimonialium in publice mallo aut in alio 
communi coUoquio diiudicet sive banno constringat, sed eius- 
dem monasterii vocatus et congregationis exinde suo proprio 
iudicio regat et secundum qualitatem criminis diiudicet^^ 

Von zwei Seiten her hat Seeliger die Privilegien der 
Ottonenzeit nach der Kompetenz des Immunitätsgerichts be- 
fragt: er glaubte ihre Steigerung zum Hochgericht leugnen zu 
dürfen und in der Frage der Gerichtszugehörigkeit der Freien 
gar eine rücklaufende Bewegung konstatieren zu können. Beide 
Punkte, die vrir für sich zu prüfen versuchten, bilden ver- 
einigt seine Auffassung, daß von einem „allgemeinen Aus- 
tritt immunen Gebietes aus dem Grafschaftssprengel", von 
einer Gleichstellung von Immunität und Ghrafschaft nicht ge- 
sprochen werden dürfe. Dies Zurückbleiben und Zurück- 
weichen der an die Grundherrschaft gebundenen Immunität 
bringt er andererseits in Beziehung, ja begründet er (151) 
mit der Ausbildung „herrschaftlicher Gerichtsbarkeit über 
Bewohner, die nicht Hintersassen waren," in geschlossenen 
Bannkreisen (110). Welcher Art ist diese territorial ab- 
geschlossene Gerichtsbarkeit? Nur insoweit wollen wir hier 
auch auf ihr Wesen eingehen, als es die Verhältnisse der 
rein gnindherrschaftlichen Immunität zu beleuchten vermag. 
Solche „Übertragung politischer Bechte in geschlossenen 
Bezirken", wie sie gegen Ende des 10. Jahrhunderts vom 
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Bischof Hildibald yon Worms in einer auf den Namen Lud- 
wigs des Deutschen gefälschten Urkunde^) (Mühlb. ^ 1419) 
erstrebt wurde (1 10 f.), ist auch rechtlich zustande gekommen 
und „vollzieht sich häufig in der Form einer Übertragung 
des Bannes^' in seinen yerschiedenen Sonderarten. So wird 
der Burgbann verliehen, der schon „häufig zum allgemeinen 
Gerichtsbann hinüberleitet" (116). Noch mehr hat dann 
„der mit dem Marktrecht gewährte Bann zu einer ständigen 
Gerichtsbarkeit über den Marktort geführt und daher mußte 
. . . naturgemäß Marktrecht und Marktbann sich mit dem 
berühren, was die Immunität gewährte" (117). Unmittelbar 
aber wurde in den zahlreichen Verleihungen des allgemeinen 
Gerichtsbanns in Städten und anderen abgeschlossenen Kreisen 
„genau das ausgesprochen, was andern Stiftern unter der 
Form eines Immunitätsprivilegs gewährt wurde" (1 14). Schon 
„rein formell stehen die Privilegien, die Bannkreise gewähren, 
in der Reihe der Immunitätsdiplome"; das zeigt „die fort- 
währende Anwendung der in Immunitätsurkunden üblichen 
Bestimmungen" auf sie. „Ja manche von ihnen werden 
ganz direkt als Immunitäten erklärt" (118). Diesen Zu- 
sammenhang, den einst schon Heusler, freilich auf Grund 
eines nicht zureichenden Materials vertrat, hat Seeliger gegen- 
über der unhaltbaren Beweisführung Eeutgens (Ursprung der 
Deutschen Stadtverfassung 14 ff.) durch seine reichen und 
klaren Zusammenstellungen wohl endgültig zu Ehren ge- 
bracht. Nicht nur die Bannverleihung, sondern genau so 
auch schon — das hatte Eeutgen verkannt — „die Immunität, 
die am Grundbesitz haftet, hat öffentlichen Charakter" (120): 
darum „erscheint Bannherrschaft als die über die Grenzen 
der Grundherrschaft hinausreichende Immunität"; beide „be- 
rühren sich im innersten Wesen ihrer Gewalt" (113). 

Dies innige Verhältnis läßt es als selbstverständlich er- 
scheinen, daß die Gerichtsbarkeit der neuen Bannimmunität 

') Es scheint mir doch nicht, als habe Lechner wirklich sagen 
wollen, wie Seeliger (111 Anm. 1) schließt, daß Worms nur „aof allen 
Gütern*', die es besaß, und nicht vielmehr auch in den Dörfern, wo 
diese Güter lagen, schlechtwQg „gräfliche Grewalt beansprucht habe**. 
Spricht er doch in den Mitteil. d. Instit. XXII (nicht XXIII .0, 880 f. 
von der „Ausübung der Grafenrechte ... an jenen Orten** — also nicht 
auf jenen Gütern ! — , „wo Worms begütert war". 
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dem Ghrade nach ihrem Muster, der grundherrschaftlichen Im- 
munität, entsprochen haben muß. Aber läßt sie sich mit See- 
ligers Interpretation derselben in Einklang setzen? Er selbst, 
wohl im Gefühl dieser Schwierigkeit, sucht die Frage zu 
bejahen und führt die Parallele konsequent durch, wenn er 
(113) sagt: „wie die Immunitätsherren bei 'der unerläßlichen 
Auseinandersetzung mit den Grafen sich häufig mit einem 
Teil der Gerichtsgefalle begnügten und den anderen Teil 
den Grafen überließen, so auch die Bannherren", und 
wenn er meint (112): „auch Gerichtsbann macht den In- 
haber nicht zum Grafen des Bannbezirks". Aber er hat die 
Behauptung, daß auch hier die Oberhoheit des Grafen er- 
halten geblieben sei, nicht urkundlich stützen können. 

Auch die unbezweifelbare Tatsache, daß es massenhaft 
niedere „Bannrechte, deren Besitzer unter dem Gb'afen ver- 
blieben, gegeben hat" (112), möchte nicht dafür geltend 
gemacht werden dürfen. Freilich zweigten sich seit langem 
von dem Grafenbann einer Grafschaft in einzelnen Teilen 
derselben einzelne Kompetenzen als abhängige, niedere 
Banne ab; sie haben den Besitzer mannigfach gewechselt 
und sind so auch, wie andere nutzbare Rechte, in die Hand 
von Immunitätsherren gekommen. Wenn wir sie dort finden, 
was z¥ringt uns, sie aus den königlichen Bannverleihungen 
des 10. und der folgenden Jahrhunderte abzuleiten? Nicht 
um solche Teilbänne handelt es sich in diesen Verleihungen, 
sondern um das Ganze, um einen Bann, „der seinen Inhaber 
zum wichtigsten Repräsentanten der öffentlichen Gewalt des 
Bezirks macht" (112). Da war die allererste Folge das 
Ausscheiden des Grafen und seine Ersetzung durch den 
Yogt — mag das auch faktisch zuweilen der Graf geblieben 
sein — . Teilungen der Kompetenz dieses Bannes mögen 
weiterbestanden haben, neue mögen hinzugekommen sein, 
aber ihre Inhaber blieben unter der Autorität des Besitzers 
des Ganzen. Diese Banne imterscheiden sich nur dadurch 
von den Ghrafschaften, daß sie eine andere Begrenzung er- 
fahren haben; sie können in Ghrafschaften liegen, zu schaffen 
haben sie nichts mehr mit ihnen. Darum sind sie auch prin- 
zipiell auf das nächste verwandt mit den bald nach den ersten 
Bannschenkungen einsetzenden Verleihungen ganzer Graf- 
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Schäften (vgl. Waitz, VG. VII, 256 fr.): Seeliger hat es ver- 
mieden, diesen nie geleugneten Zusammenhang zu erwähnen; 
und doch spricht nichts deutlicher für die Grafschaftsfreiheit 
der Bannbezirke. 

Genug: denn Seeliger nimmt sie im weiteren Verlauf 
seiner Erörterung* angesichts der berühmten Urkunden Ottos I. 
(Nr. 379 V. J. 969) für Speier und Ottos II. (Nr. 267 v. J. 982) 
für Straßburg schließlich doch selber an, wenn ich ihn recht 
verstehe. Das Speierer Diplom erteilt die Immunität für den 
„Stadtbezirk'' wie für die „zerstreuten bischöflichen GKiter^ in 
einem Atem und ganz unzweifelhaft in demselben Grade. 
„Formelle und sachliche Erwägungen lehren^, so bemerkt 
Seeliger (119), „daß die der Kirche zugesprochene Gerichts- 
barkeit in der Stadt den gleichen Charakter trägt wie die auf 
den außerstädtischen bischöflichen Gütern. Alles ist als Aus- 
fluß der Immunität gedacht und bezeichnet Indem er mm 
gleich darauf der bischöflichen Stadtgerichtsbarkeit die Be- 
deutung zuerkennt, daß ihr „die alte Grafengerichtsbarkeit 
vollständig das Feld räumen mußte", gibt er also nicht mehr 
und nicht weniger zu, als daß sie auch von den „außerstädti- 
schen Gütern **, auf denen er sie sonst generell weiter walten 
läßt, vertrieben worden ist. 

Ist dieser Fall nur eine Ausnahme? Etwa an ihn mag 
Seeliger gedacht haben, wenn er in der abschließenden Zu- 
sammenfassung am Schlüsse seines Buches (200) wenigstens 
so viel einräumt, „verhältnismäßig selten" — das heißt eben 
doch ausnahmsweise — seien „die Rechte der allgemeinen 
Immunität fortgebaut worden zu einer vom Staat über- 
tragenen, hohen, der gräflichen ebenbürtigen Gewalt". Aber 
jene Speierer Verbriefung steht ja nicht so allein, daß 
man sie als Ausnahme nehmen dürfte: zahlreiche Privi- 
legien, auf die Seeliger zu einem Teil selbst hingewiesen 
hat, teilen mit ihr den Parallelismus zwischen allgemeiner 
Immunität und Bannverleihung. Sie alle schließen sich ihrer 
Deutung an. 

Auch die oben erwähnte Malmannenentscheidung Hein- 
richs III. hat Seeliger dadurch neutralisiert, daß er sie als 
Ausnahme bezeichnet. Das Churer Diplom Ottos DI. ist 
zwar die einzige Stütze seiner ihr widerstreitenden Ansicht 
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vom Normalinhalt der Immmiität; aber so wie er es auszu- 
legen versucht, glaubt er es jener Entscheidung, die doch 
im Bechtsinhalt auch ihresgleichen hat, als den Ausdruck 
der ^normalen tatsächlichen Verhältnisse" um so eher ent- 
gegenstellen zu dürfen, als er annimmt, daß die hier „ge- 
troffenen Bestimmungen ausdrücklich als solche erklärt 
werden, die allgemein in den Bistümern des Reiches gelten'^ 
Auch diese Toraussetzung kann ich nicht für gesichert halten. 
Die Stelle lautet: „sed omnes propter ecclesiastica servitia 
et census tantum ad placitum advocati, quem episcopus et 
praesens et futurus ad hoc opus elegerit, sicut mos est in 
aliis episcopiis nostri regni, constringantur . . /^ Beziehen 
sich die Worte „sicut mos est . . /' auf den Hauptsatz „sed 
omnes — constringantur'' oder auf den übrigens in Seeligers 
Zitat (147 Anm. 1) als unerheblich ausgelassenen Nebensatz 
„quem episcopus — elegerit''? Das ist mindestens fraglich. 
Ja, ich glaube, die grammatische Wortstellung zwingt dazu, 
das letztere anzunehmen: anderenfalls müßte man — einen 
natürlichen Satzbau vorausgesetzt — „sicut mos est . . ." 
doch erst hinter „constringantur" erwarten. Nicht minder 
spricht dafür eine sachliche Erwägung. Die Verweisung auf 
die Gleichstellung mit anderen Kirchen des Beiches ist seit 
Ludwig dem Frommen häufig; aber immer und ausnahmslos 
bezieht sie sich auf die allgemeine Rechtsstellung, auf den 
Zustand, der gewährt wird, nie aber auf die erst daraus 
erfließende positive Befugnis der Privilegierten (hier „omnes 
— constringantur"). Ein Kloster soll „immunitatis defensio", 
„libertas", das Recht der Abtwahl haben, wie andere Klöster. 
So verleiht auch Heinrich II. (Nr. 223 v. J. 1010) der Kirche 
von Brandenburg das Recht der freien Vogtwahl, wie es die 
sächsischen Bischöfe haben: „ut habeant eandem libertatem, 
quam episcopi Saxonici habent, videlicet in eligendo advoca- 
tos in toto suo episcopatu .. .". Ich glaube, die Parallele 
mit der Churer Urkunde drängt sich deutlich auf: auch dort 
kann der Brauch, der „in aliis episcopiis nostri regni" geübt 
wird, nur die Vogtwahl sein. Als Norm der in allen Kirchen 
des Reiches geltenden Immunitätsgerichtsbarkeit braucht 
dies Stück also nicht zu gelten. Im Sinne Seeligers aufge- 
faßt, könnte, ja müßte es sogar umgekehrt der durch die 
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Osnabrücker Entscheidung vertretenen Immunitatsanschauung 
gegenüber als Ausnahme erscheinen. 

Aber inwiefern — so möchte ich fragen — gibt es über- 
haupt Ausnahmen? Seit ihrer ältesten Zeit ist die Immunitat 
eine Institution gewesen, in der der Wille des Königs ein- 
heitlich zum Ausdruck gelangte. Sie mag, so wie sie aus der 
Theorie der Privilegien ins Leben umgesetzt wurde, hin und 
her geschwankt haben: Graf und Immunitatsherr haben sie 
zu schwächen und zu steigern gesucht Aber staatsrechtlich 
war sie unzweifelhaft zu derselben Zeit dieselbe. Die 
große Mehrzahl aller Immunitätsdiplome bewegt sich in all- 
gemeinen, kurzen, farblosen Fassungen, ja zumeist sogar — 
vgl. auch die Ausführungen Seeligers 96 f. — in den seit 
Jahrhunderten überlieferten Formehi. Sie sind ein Kummer 
des Forschers. Aber den einen Satz von grundlegender Be- 
deutung stellt gerade ihre Dürftigkeit fest: „Daraus • . . daß 
auch die am weitesten gehenden Yerleihungsurkunden sich 
über die Verhältnisse, welche durch sie begründet werden 
sollten, weder in hinlänglich bestimmter, noch weniger in 
erschöpfender Weise aussprechen, können wir . . . folgern, 
daß die Immunität ein feststehender Inbegriff von Rechten 
war, den jeder Zeitgenosse kannte, auch wenn die Urkunden 
ihn in nur unvollkommener Weise bezeichneten". Das sagte 
Th. V. Sickel (Sitzungsber. d. Wiener Akad. 49, 361) von den 
Urkunden der älteren Karolinger. Von denen der folgenden 
Zeit gilt es nicht minder.^) 

Aber dennoch müssen wir fragen: hat die königliche 
Privilegierung nicht hie und da einer Sonderentwicklung 
nachgegeben? Nur wo besondere Yerhältnisse vorliegen, 
läßt sich das erwarten. 

Die große Entscheidung Heinrichs IL für Worms, aus 
der Seeliger die Minderwertigkeit der Immunität des 10. Jahr- 
hunderts zu erweisen sucht, glaubt er unbedenklich als Typus 
dessen, was damals überhaupt gewährt zu werden pflegte, 
bezeichnen zu dürfen (103): denn es sei „gewiß vorauszu- 
setzen, daß die Immunität des ehrwürdigen Worms in ihrer 
Entwicklung nicht hinter der anderer Stifter zurückgeblieben 



Ich hoffe das im einzelnen an anderem Orte nachzuweisen. 
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war^^ Gewiß war das Bistum der Wangionenstadt alt und 
mächtig. Aber dem mächtigen Bischof stand das mächtigste 
Grafengeschlecht Deutschlands gegenüber, die Eonradiner 
Ottonischen Geblüts, deren einer bald den Königsthron be- 
steigen sollte. Sie hatten durch Vereinigung dreier Graf- 
schaften, des Worms-, Speier- und Nahegaus ein rheinfrän- 
kisches Herzogtum geschaffen, und wenn sie auch als Grafen 
im Wormsgau walteten, so nannte man sie doch Herzöge von 
Worms („dux Wormatiensis").*) So steigerten sie faktisch^) 
ihre Position gegenüber dem Bischof, der es schwerer gegen 
sie hatte, als gegen den einfachen Grafen, und suchten das 
auch staatsrechtlich durchzusetzen. Anspruch trat da neben 
Anspruch. Der des Bischofs entsprach zwar besser der auch 
vom Königtum vertretenen Auffassung der Immimität. Aber 
wenigstens etwas von ihr ist politischen Rücksichten von 
Heinrich H. geopfert worden: seine Urkunde will einen 
großen politischen Streit durch einen Ausgleich aus der Welt 
schaffen. Der erste Teil der Entscheidung, das suchten wir 
oben darzulegen, enthält keine Minderung des bischöflichen 
Rechtes, sondern seine volle Anerkennung. Aber der zweite 
Teil macht in einem speziellen Falle den Grafen das die Im- 
munität beschneidende Zugeständnis: Hintersassen sollen für 
Diebstähle außerhalb der Immunität — wohlgemerkt nur für 
diese Gruppe der Kriminalvergehen — dem Grafen im echten, 
ungebotenen Ding („in iusto iudicio scabinionum^') unter- 
worfen sein, ja, wenn auf handhafter Tat ergriffen, schon 
vorher von ihm in Gewahmis gehalten werden dürfen. 

Hier hätte, wenn diese Erklärung zutrifft, die über- 
ragende, zur herzoglichen Würde gesteigerte Stellung des 
Grafengeschlechts eine gewisse Einschränkung der Immuni- 
tät veranlaßt. So ist es auch in zwei anderen Fällen ein 
Herzog, der sie erzwingt. In den Urkunden Ottos H. (Nr. 189) 
und Heinrichs II. (Nr. 42) für MöUenbeck v. J. 972 u. 1003 
werden die Kriminalsachen dem sächsischen Herzoge reser- 

*) Vgl. Arnold, VerfiEkssungsgesch. d. deutsch. Freistädte I, 37 ff. 
Breßlau, Jahrb. d. D. R. unter Konrad II. Bd. I, 2 ff., Waitz VG. VII, 
98 f. — *} Es wäre möglich, daß noch Nachklänge der missatischen 
Gewalt, auf der letzten Endes ihr Herzogtum beruhte, ihre Ansprüche 
belebt hätten. 
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viert. In denselben Prozessen scheint nach einer Terfugung 
Ottos n. V. J. 990 (Nr. 230) auch der bayrische Herzog auf 
den Besitzungen des Emmeramklosters in Begensburg haben 
eingreifen dürfen, wenn das Yogtgericht versagte; doch wird 
das eigens als nicht wünschenswerte Ausnahme („quod 
absit"!) bezeichnet. 

Eine Stellung für sich nimmt die Immunitat im Marken- 
lande ein. Ein Diplom Ottos III. (Nr. 21) für Passau v. J. 985 
heißt die in der Ostmark auf bischöflichen Gütern angesie- 
delten Freien in Prozessen mit Auswärtigen wie die Unfreien 
vor dem Markgrafen zu Recht stehen : „ea lege vel iure, quo 
aecclesiastici servi extraneorum pulsati reclamationibus pro 
satisfacienda iusticia ad placitum ire compelluntur^'. Seeliger 
(148) hält es far „eine besondere Erlaubnis und Privile- 
gierung^S wenn hier, was seiner allgemeinen Ansicht wider- 
spricht, „freie Eolonen schlechthin der Immunitätsherrschaft^' 
eingefugt sind. Schon daß diese Gleichstellung erst aus 
„besonderer Privilegierung" hervorgeht — als solche wird 
sie wenigstens bezeichnet — , während sie sonst im Seiche 
sich von selbst versteht, läßt erkennen, daß der Markgraf 
fester an seinen Befugnissen hielt, als es dem gewöhn- 
lichen Ch*afen gelang. Geradezu eine Minderung des im 
übrigen Beiche — auch nach Seeliger — Üblichen liegt aber 
darin, daß wie die Freien so auch die Unfreien in externis 
nicht vom Vogt, sondern vom Markgrafen gerichtet werden 
sollen. Der Markgraf hat also die Immunität, während sie 
sich anderwärts weiterentwickelte, in seinem Bereich fast 
auf derselben Stufe zurückzuhalten vermocht, die sie in 
karolingischer Zeit einnahm. Das ist, irre ich nicht, ein An- 
zeichen der frühen Territorialisierung, die die Sonderent- 
wicklung in den Marken kraft der oft geschilderten größeren 
Selbständigkeit des Markgrafen — er dingt bei eigenen 
Hulden — gezeitigt hatte. 

Einzelfalle, das sehen wir, weichen von der staatsrecht- 
lichen Norm der Immunität ab. Sie zeichnen sich sämtlich 
durch einen besonderen Grund der Abweichung aus. Es 
sind, um es so zu nennen, lokale Aberrationen, alle wie es 
scheint dadurch bedingt, daß die der Immunität entgegen- 
gesetzte gräfliche Gewalt sich über ihr gewöhnliches Maß 
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erhoben hatte, wie im Wormser Gebiet, wo sie zu herzog- 
licher Macht, und in der Ostmark, wo sie als Markgrafschaft 
eigentümlich gesteigert war, oder daß sie auch, wie in den 
Fällen von MöUenbeck und St. Emmeram, durch die höhere 
Staffel des Herzogtums ganz ausgeschaltet und verdrängt 
worden war. 

Selten hat die königliche Beurkundung solchen örtlichen 
Abweichungen einmal nachgegeben. Gewiß ruhte der Streit 
zwischen Grafschaft und Immunität fast nirgends. Aber die 
Eönigsurkunden , im Interesse nur der einen Partei aus- 
gestellt) fragten nicht, ob das, was sie bestätigten, dem re- 
alen Bestand der Machtverhältnisse wirklich entsprach, ob 
das Recht, das sie neu verliehen, über sein pergamentenes 
Dasein hinaus sich auch durchsetzen ließ. So war staats- 
rechtliche Norm der Immunität im Zeitalter der ottonischen 
Privilegien — ich kann mich nicht entschließen, diese „herr- 
schende Ansicht'^ aufzugeben — : eine der gräflichen eben- 
bürtige Gewalt. Denn „daß im 10. Jahrhundert auch formell 
keineswegs Ahnliches gewährt wurde", wie Seeliger nochmals 
seine These präzisiert (194), das „beweist die richtige Deu- 
tung der vorhandenen Urkunden" m. E. nicht. 

Aber man würde Seeligers Untersuchungen gewiß nicht 
gerecht werden, wenn man sich dabei bescheiden wollte. 
Denn nicht auf die Frage der formellen Gewährung kommt 
es letzten Endes an. Vielmehr will Seeliger erweisen, daß 
„solche Vorgänge", die, wie „die Streulage des Großgrund- 
besitzes" zeigt, „geographisch und topographisch unmöglich" 
gewesen seien, „tatsächlich sich nicht ereigneten". Indem 
er die Frage der formellen Gewährung verneint, sucht er 
den Einklang mit den „späteren Zuständen" herzustellen, 
„die das allermeiste grundherrliche Gut nicht außerhalb, 
sondern innerhalb der Grafschaften kennen". So ist es also 
eigentlicher Zweck dieser Untersuchungen, den Widerspruch 
zwischen den späteren Zuständen und den Urkunden des 
10. Jahrhunderts zu versöhnen. Dieser Widerspruch ist das 
eigentliche Problem. Schon Ed. Richter hat ihn in den Im- 
munitätsverhältnissen Salzburgs und anderer süddeutscher 
Bistümer bemerkt imd daran gedacht, ihn durch Über- 
brückimg hinwegzudeuten, wenn er (Mitteil. d. Instit., Ergbd. I, 
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609) kurz die Ansicht äußert, „daß bei der Erneuerung der 
Immunitäten doch keineswegs überall und jederzeit eine voll- 
kommene Ausschließung der gräflichen oder herzoglichen 
Gerichtsbarkeit, wenigstens was die sogenannten drei schweren 
Fälle anbetrifft, gemeint war^S Das ist ein Leitsatz, den 
man geradezu das Programm der Beweisführung Seeligers 
nennen möchte. Darf man vermuten, er sei überhaupt ihre 
Wurzel? 1) 

Aber dieser Weg, hoffe ich gezeigt zu haben, ist nicht 
gangbar. So läßt sich jener Widerspruch nicht aus der Welt 
schaffen. Wie das allein möglich ist, deutet ein anderes 
Wort Richters (a. a. O.) an, das eigentlich seiner zuvor 
zitierten Äußerung widerstreitet: man werde „annehmen 
müssen, daß die ottonischen Privilegien vielleicht dem Ziel 
nach, kaum aber dem Erfolg nach den Grafschaftsschen- 
kungen gleichzustellen sind''. Auch damit ist zunächst noch 
zuviel gesagt: denn so ohnmächtig war das Königtum der 
Ottonen nicht, daß seine Yerleihungen gesteigerter Immunität 
sich nirgends hätten durchsetzen können. Nicht überall — 
das muß man hinzufügen — haben sie sich auf die Dauer 
in ihrer vollen ^Ausdehnung behaupten können: gerade die 
Kriminalfälle haben sie häufig wieder eingebüßt. Wenigstens 
„für Süddeutschland'' — auch hier berufe ich mich auf 
Richter — ist „in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts 
und in der Folgezeit ganz unzweifelhaft eine Herabminde- 
rung der Immunität und ein Unterliegen derselben unter die 
Landeshoheit der Herzöge von Bayern und Österreich nach- 
zuweisen". „Im 12. und 13. Jahrhundert erscheint die Im- 
munität überall begriff hch eingeschränkt; man versteht dar- 
unter nur mehr die Gerichtsbarkeit mit Ausschluß der drei 
Malefizfälle". Es ist, nur zeitlich später angesetzt, das näm- 
liche Kompromiß zwischen territorial geschlossener und grund- 
herrlicher Immunität, das Seeliger (122) schildert: ;,Der Im- 
munitätsherr, der auf der einen Seite seine herrschaftlichen 
Rechte zu steigern und auch außerhalb des grundherrlichen 
Gebiets auszubreiten weiß, verzichtet andererseits und muß 
verzichten auf jede intensivere Ausgestaltung der Immunität, 



*) Seeliger zitiert Richters Aufsatz 107 Änm. 3. 
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ja er muß sich vielfach begnügen mit einer Oeltendmachung 
der Immunität in wesentlich herabgestimmtem Umfang, in 
starker Verminderung. Wo die Immunitätsherrschaft nur ver- 
hältnismäßig wenig Streubesitz hatte, da ließ sie die Bechte 
der Immunität erschlaffen, da sanken sie unter das in karo- 
lingischer Zeit erreichte Niveau herab." 

Es ist keine Frage, daß eine solche Minderung der Im- 
munität in der Tat erfolgt ist;^) nicht überall in gleichem 
Maße : denn sie ging nicht aus königlicher Autorität, sondern 
aus den mannigfaltigen Abmachungen der Beteiligten her- 
vor. Aber nicht leugnen läßt es sich, daß die Immunität, 
auch im bloßen Bereiche der Grundherrschaft, ehe es bergab 
ging, jenen Gipfelpunkt, die Ebenbürtigkeit mit der gräflichen 
Gewalt, erreicht hat. Denn nur wenn sie diese repräsentierte, 
konnte sie für die Ausbildung geschlossener Bannherrschaften, 
an die sich vornehmlich die Landeshoheit knüpfte, vorbildlich 
w^erden: nichts anderes ist ja, wie Seeliger klar erwiesen 

^) Ich erinnere an die in jüngster Zeit so scharf geführte Polemik 
über die Entstehung und die Herkunft der salzburgischen Staatssteuem, 
speziell in den bayrischen Enklaven (vgl. L. Bittner im Arch. f. österr. 
Gesch. B. 92, 483 ff. und Histor. Vierteljahrsschr. N. F. 7, 439 ff.; H. B. 
Meyer ebd. 7, 88 ff., 442 ff.). Sie seien vom Erzbischof auf Grund seiner 
Immunität grundherrschaftlich d. h. privatrechtlich eingeführt 
worden, meinte Bittner. Ihm gegenüber verfocht H. B. Meyer ihren gr a f- 
schaftlichend. h. öffentlich-rechtlichen Ursprung, und nach v. Belows 
Ausführungen (Mitteil. d. Inst. XXV, 455 ff.) kann kein Zweifel sein, daß 
es sich hier wirklich um Grafschaftssteuem handelt. Aber mit Recht 
sträubt sich m. £. wiederum Bittner dagegen, daß Meyer annimmt, sie 
seien in den Enklaven bayrischer Herkunft und erst im 13. Jahrhundert 
von den Herzögen den Erzbischöfen „übertragen*' worden. Es ist nur 
eine Kombination, die ich vorläufig nicht für mehr als das ausgebe, daß 
die Wahrheit in diesem Streite in der Mitte liegen möge. Ich glaube, 
der Erzbischof hat die Steuer in den Enklaven (wie auch in den Ge- 
bieten, in denen er später die geschlossene Grafschaft erwarb) nicht erst 
selber eingeführt: sie war älter als seine dortigen Immunitätsrechte 
Aber sie ist ihm auch nicht erst im 13. Jahrhundert von einem bayrisch- 
herzoglichen Inhaber übertragen worden, sondern er hat sie kraft seiner 
gesteigerten Immunität im 10. Jahrhundert aus der Grafschaft über- 
nommen. Jedoch mit der Zeit hat er sie nur dadurch zu behaupten ver- 
mocht, daß er für sie dem Herzoge die andere Seite seines Immunitäts- 
rechts, das ,.lantgericht" preisgab: eine Entwicklung, die jener Vertrag 
von 1281 (Bittner S. 515) zum Abschluß bringt. 

Zeitschrift f&r Rechtsgeschichte. XXV. Genn. Abt. 21 
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hat, „Bannherrschaft, als die über die Grenzen der Grund* 
herrschaft hinausreichende Immunitat^^ 

Grundherrschaft und Immunität — so sahen wir — be- 
rührten sich yon jeher nicht nur äufierlich, räumlich, sondern 
auch innerfich: das dingliche Element, das die Immunität 
immer aufgewiesen hat, ist aus der Grundherrschaft in sie 
eingezogen. Es ist ihr erhalten geblieben — und das ist 
das einzige, was sie von der Immunität der Bannbezirke 
scheidet — , wo sie den Zusammenhang mit der Grundherr- 
schaft bewahrte. Aber wie es von Anfang an nur die eine 
Seite der Immunität, die „immunitas rerum'^ ausgemacht 
hat, in dieser Beschränkung ist es geblieben; über den 
ganzen Begriff der Immunität hat es sich nicht ausgedehnt» 
Daß die „immunitas familiae'^ im 10. Jahrhundert eine Ein- 
buße erlitten hätte, derart, daß die persönlich abhängigen 
Immunitätsfreien ihr entzogen und auf die „immunitas rerum^^ 
beschränkt worden wären, der die nur dinglich Abhängigen 
ausschließlich unterlagen, für diese mit der Aufhebung des 
persönlichen Herrschaftsbandes gleichbedeutende Annahme 
geben die Urkunden keine Beweise. Davon also, daß der 
aus der Grundherrschaft stammende Begriff der „immunitas 
rerum" den Begriff der „immunitas familiae'^ damals zurück- 
gedrängt habe — die Immunität wäre dadurch einem rein 
grundherrschaffclichen Charakter nahegekommen — , kann 
rechtlich nicht die Rede sein. 

Seeliger glaubte erweisen zu können — so möchte ich 
es ausdrücken — , daß die Grundherrschaft das Immunitäts- 
recht, und zwar schon im 10. Jahrhundert, auf ihre eigenen 
Beziehungen eingeschränkt, es gleichsam erobert und damit 
seine potitische Bedeutung, die im 9. Jahrhundert erworbene 
Yerstaatlichung tief herabgedrückt hätte. Darauf eben baute 
er seinen Schluß, daß sie, die allerdings indirekt durch 
die Ausdehnung der in ihr erwachsenen Immunität über 
geschlossene, nichtgrundherrschaftliche Bezirke auf die Aus- 
gestaltung der großen politischen Verbände, der später so 
genannten Landeshoheit einen großen Einfluß gehabt habe, 
selber, direkt in ihrer politischen Bedeutung nicht vor- 
geschritten, sondern zurückgegangen sei. Nur den Grad 
dieses Bückgangs halte ich für zu hoch gegriffen — denn 
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selbst wenn das Hochgericht wieder verloren ging, konnte 
doch das niedere ganz bleiben — , die Zeit seines Eintritts ist 
SU früh angesetzt und in unzulässiger Weise mit der staats- 
rechtlichen Mitwirkung des Königtums verquickt. Beweisen 
läßt er sich nicht aus den Quellen des Reichsrechts, den 
Eönigsurkunden des 10., sondern nur erschließen aus den in 
einzelnen Landschaften gewordenen Zuständen des 12. und 
13. Jahrhunderts. 



IX. 

Die Treukiausei im Treugelöbnis. 

Von 

Herrn Dr. jur. Claudius Prhm. von Sohwerin 

in München. 



In seinem Buche „Schuldvertrag und Treugelöbnis des 
sächsischen Kechts des Mittelalters^ hat Puntschart als Re- 
sultat seiner Untersuchung festgestellt, daß das „Treugelöb- 
nis" ^) der Formalakt zum Zwecke der Begründung der per- 
sönlichen Haftung ist. 

Puntschart ist hierbei ausgegangen von dem Unterschiede 
zwischen Schuld imd Haftung im allgemeinen, hat auf dieser 
Grundlage den Beweis angetreten, daß der dem Abschlüsse 
des Schuldvertrags nachfolgende Formalakt, das Geloben mit 
vingem unde mit tungen des sächsischen Hechts, die persön- 
liche Haftung des Gelobenden erzeugt und ist schließlich 
durch die Gleichsetzung des einfachen geloben und des ge- 
loben bi truwen zu obiger Feststellimg gelangt. 

Inwieweit Pimtschart mit der Zweckdeutung des Pormal- 
akts das Richtige getroffen hat, soll hier nicht weiter geprüft^), 

') Unter Treugelöbnis wird im folgenden lediglich das mit der 
Trenklansel (entruwen, bi truwen) versehene Gelöbnis verstanden im 
Gegensatze zu dem Gelöbnis schlechthin. — *) Es überschritte den 
Rahmen dieses Aufsatzes, der nur ein Beitrag zur Terminologie von 

21* 
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vielmehr nur der Nachweis versucht werden, daß die dem 
Gelöbnis so häufig beigefügte Treuklausel von diesem selbst, 
insbesondere seinem Zwecke nach, scharf zu trennen und 
damit das einfach^ Oelöbnis von dem spezifischen Treuge- 
löbnis zu unterscheiden ist. 

Ehe ich auf die von Puntschart in § 17 seines erwähn- 
ten Buches zum Beweise des Gegenteils angeführten Argu- 
mente eingehe, müssen einige allgemeine Bemerkungen vor- 
ausgeschickt werden. 

Ob jedes Geloben ein Geloben bei Treuen ist, diese 
Frage kann nur aus den Quellen entschieden werden. Es 
ist hierfür ganz belanglos, welche Funktion man dem Treu- 
gelöbmsse zuteilt, oder deutlicher gesagt dem Gelöbnis über- 
haupt. Wenn dementgegen Puntschart meint ^), man könne 
das Geloben nicht gut im Sinne des Treugelobens nehmen 
imd zugleich als Yertragsbestärkung ansehen, oder man könne 
nicht Geloben vom Treugeloben unterscheiden und zugleich 
letzteres für ein einfaches farbloses Versprechen halten, so 
liegt hierin eine petitio principii. Denn ehe man sich über 
die Bedeuhmg, sei es nun des Gelobens, sei es des Treu- 
gelobens, schlüssig werden kann, muß man doch zuerst wissen, 
ob beide dasselbe sind oder nicht. Deshalb läßt sich auch 
in der vorliegenden Untersuchung die Frage nach der Form- 
bedürftigkeit der Verträge und nach der Bedeutung oder 
Funktion der Form ausschalten. 

Ferner kann nicht genug betont werden, daß jedes Treu- 
gelöbnis ein Gelöbnis ist, nämlich ein Gelöbnis, das man bei 
Treuen halten muß 2), und daß Handreichung und Gelöbnis 
zwei ganz verschiedene Dinge sind. Die Wichtigkeit dieser 
Unterscheidung wird sich im folgenden deutlich erweisen.*) 



geloven und geloven bi truwen sein sollte, in dieser Frage eingehen- 
dere Untersuchungen anzustellen. Ich betone aber, daß ich ein Ein- 
verständnis mit den Puntschartscheu Ausführungen hierüber keineswegs 
kundgeben möchte. 

») S. 302. — «) Vgl. Siegel, Handschlag und Eid. Wiener Sitzungs- 
berichte CXXX (phil.-hist. Klasse) S. 7(). — ») Die von Puntschart 
verteidigte Gleichstellung von geloven und geloven bi truwen findet 
sich auch bei Heusler II S. 245, Schröder S. 697, endlich bei Löning, 
Vertragsbruch (1876) S. 25 Anm. 34 und S. 224 ff. 
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IL 

Puntschart beginnt^) mit dem Hinweis, dafi, wie beim 
alten „fidem facere" und beim „Glauben tim" des Mittelalters, 
so auch beim einfachen Gelöbnis gerne die Tat hervorge- 
hoben werde, indem man von „Gelöbnis tun'', „promissionem 
facere'' spreche und fahrt dann fort: 

„Als die ,That' ist beim Treugelöbnisse die Hingabe 
der Hand treue gedacht. Sollten sich daher die Quellen, 
indem sie auch das Gelöbnis ,gethan' werden lassen, nicht 
auch den Gelobenden als eine Person denken, an welche 
sich ein Hingeben knüpft? Das ist wirklich der Fall; 
denn sie drücken sich auch ausdrücklich so aus, indem in 
ihnen das Gelöbnis gegeben und empfangen wird. 

Wie man beim Treugelöbnisse vom Hingeben der 
Treue, von fidem dare, praestare und vom Empfangen der 
Treue, des Treugelöbnisses sprach, so redete man auch 
hier von sponsionem dare, promissum praestare imd vom 
Empfangen des Gelöbnisses, von promissum, promissionem 
recipere, promissum accipere. Gleichwie also die Treue, 
das Treugelöbnis in der Vorstellung des Volkes sich bis 
zur Auslösung desselben durch die Erfüllung des Gelobten 
beim Empfanger befindet, so kommt auch das einfache 
Gelöbnis in die Gewalt desjenigen, dem es geleistet wird. 
Weil nun aber diese Ausdrucksweise des Gebens und 
Empfangens sich beim Treugelöbnisse auf seinen Grund- 
gedanken, die Verpfandung der Treue, gründet, so ist an- 
gesichts der gleichen Ausdrucksweise auch beim einfachen 
Gelöbnis zu schließen, daß letzteres von demselben Grund- 
gedanken beherrscht gewesen sei." 

Es ist nicht zu bestreiten, daß die gedachte Ausdrucks- 
weise das „Gelöbnis empfangen, Treue empfangen, Treue 
geben'* auf die Vorstellung der Inbesitznahme des Gelöb- 
nisses, der Treue durch den Empfanger zurückgeführt werden 
kann.^) Dagegen erscheint es aber höchst zweifelhaft, ob 

>) Ich halte mich bei dem Folgenden an die Anordnung der 
Puntschartschen Beweisführung und zitiere sein Buch nur, wo es sich 
um Verweisungen handelt, die von dieser Ordnung abweichen. — *) Da- 
her auch die Redeweise: Man nimmt den Mann beim Wort. Es handelt 
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diese Ausdrucksweise sich beim Treugelöbnisse auf den Ghe- 
danken der Verpfandung der Treue gründet. Ich sehe hier- 
bei davon ab, daß ja eine Redeweise, wie die yorliegende, 
doch nur einen Orund haben kann und begnüge mich darauf 
hinzuweisen, daß sich dieser Gebrauch von „geben^ und 
„empfangen^^ in so imd so vielen anderen Fällen wiederfindet, 
und eine Erklärung doch auch diese Fälle decken müßte, 
was bei der zweiten Funtschartschen Erklärung nicht ein- 
treffen würde. Wie sollte man bei dieser Deutung der 
Ausdrucksweise y,Eide empfangen'' gerecht werden oder etwa 
Ssp. I 35 §2: 

„Silver ne mut ok neman breken up enes anderen 

mannes gude an des willen, des de stat is; gift h'es aver 

orlof, de vogedie is sin dar over"? 

Aber selbst wenn beim Treugelöbnisse die Verpfandung 
der Treue der Anlaß wäre, von geben und empfangen zu 
sprechen, so ist damit immer noch nicht gesagt, daß es beim 
einfachen Oelöbnis auch so ist. Puntschart verfallt hier in 
einen Fehler, der uns noch des öfteren beschäftigen wird, 
nämlich in den Fehler, daß er eine beim einfachen Gelöbnis 
oder beim Treugelöbnis festgestellte Erscheinung durch einen 
Trugschluß auf das Treugelöbnis oder das einfache Gelöbnis 
überträgt. Dem obigen Schlüsse: Beim Treugelöbnisse be- 
ruht die Ausdrucksweise auf der Verpfandung der Treue — 
beim Gelöbnis findet sich die gleiche Ausdrucksweise — also 
enthält auch das einfache Gelöbnis eine Treuverpfandung — 
fehlt die Allgemeinheit des Obersatzes, der eigentlich, um 
den Schluß zu rechtfertigen, heißen müßte: Die gedachte 
Ausdrucksweise beruht (allgemein!) auf der Verpfandimg 
der Treue. 

Nun hat Puntschart zur Bestätigung seines Schlusses 
Quellenstellen beigebracht. Aus der Bremer Urkunde von 
13631) 



sich um ein sinnliches Erfassen des gesprochenen Wortes, um das 
.Empfangen" eines Eindrucks. 

^) Bremisches Urkundenbuch (hrsg. von R. Ehmk und W. y. Bippen 
Bremen 1878—1893.) Bd. III n. 206. 



Die Treuklaasel im Trengelöbnis. 327 

^unde ok to holdene truweliken unde ane arghelist desae 
vorscrevenen stucke tyt by lofte, by eden unde by eren, 
de hir na Bcreven stat^ 
kann ich aber für unseren Fall überhaupt nichts ersehen. 
Denn die Wiedergabe von „lofte'' durch „Treue** mag ja 
durch den Gebrauch der Formel „bei Treuen, Eiden und 
Ehren^ einige Stütze erhalten, aber es ist nicht einzusehen, 
warum man nicht auch sollte übersetzen können „bei Ge- 
löbnis, Eiden und Ehren^S 

In Magdeb. Fr. 11 4 d. 2 hat Puntschart allerdings den 
Wortlaut für sich ; denn das „uff syne truwe" der Überschrift 
soll allerdings dasselbe bedeuten wie das zweimalige „uff 
gelobde^^ im Text. Aber zwingend ist das Argument nicht. 
Jedes Treugelöbnis ist, wie eingangs hervorgehoben, ein 
•<3elöbnis. Wenn also der Verfasser der Magdeburger Fragen 
nur von „gelobde'' sprach, so kann dies eine Breviloquenz 
sein, die er sich wohl erlauben konnte, da jedermann, auch 
die Schöffen in Magdeburg wußten, daß es sich um ein Treu- 
gelöbnis handle. 

Endlich weist Puntschart noch darauf hin, „daß jedes 
Gelöbnis rechtsförmlich mit der Hand abgelegt werden, also 
sich mit ihm ein Akt verbinden mußte, der das Verpfänden 
der Treue dem Auge sichtbar machen sollte". In der In- 
beziehungsetzung der Handreichung und der Verpfandung 
liegt nun allerdings ein richtiger Gedanke. Es könnte sein, 
daß die Handreichung eine abgeschwächte Form oder viel- 
leicht besser gesagt das Sinnbild der Selbstvergeiselung ist.^) 
Aber wir dürfen andererseits nicht vergessen, daß eine Hand- 
reichung auch in Fällen vorkommt, in denen von einer Ver- 
pfandung gar nicht die Rede sein kann^) und auch in den 
übrigen Fällen eben nur eine Verpfandung der Person ver- 
sinnbildet werden soll. Die Verpfändung der Treue in 
der Handreichung zu sehen, ist m. E. historisch nicht zu 
rechtfertigen. 

Eben deshalb sind auch die auf S. 307 f. angeführten 
Stellen, aus denen hervorgehen soll, daß Geloben mit der 

*) Vgl. V. Amira, Recht S. 138. Ob aber nicht auch andere Vor- 
stellungen einspielen, bleibe dahingestellt. ~ *) Solche FSlle bei 
V. Amira, Obligationenrecht II S. 292, 314 f. 
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Hand im Sinne des Treugelobens gebraucht wurde, nicht 
überzeugend. Es genügt die Anführung einer Stelle: 
Urkunde von 1354^): 

„Wy — bekennen und betfighen openbare, dat wy 
loyet hebben mit hande und mit munde unde loven en 

truwen in dessen breve — dat alle de dedinghe, , 

stede und vast scolen ewichliken holden an allerleye arghe- 
list und hulperede^ 
Zu dieser bemerkt Puntschart: 

„Das Geloben mit der Hand kann hier nichts anderes 
sein, als das Treugeloben, weil anzunehmen ist, daß die 
Urkunde dasselbe bekunden soll, was beim mündlichen 
Geschäfte sich ereignete. In betreff des letzteren aber 
sagt die Urkunde nicht, dafi ausdrücklich auf Treue ge- 
lobt wurde, sondern sie teilt uns nur mit, daß man mit 
der Hand gelobt habe . . . .^ 
Diese Auffassung stützt sich auf eine Prämisse, deren 
Bichtigkeit ich entschieden bestreite. Insoweit die Urkunde 
in der Yergangenheit redet, erzählt sie, was gewesen ist, 
enthält die objektive Mitteilung, daß mit der Hand gelobt 
wurde; insoweit sie aber in der Gegenwart redet, enthält 
sie die gegenwärtige subjektive Äußerung des Ur- 
kimdenschreibers bzw. der Unterzeichneten.^) Warum mm 
nicht früher ein einfaches Gelöbnis — Handgelöbnis — sollte 
abgelegt, und überhaupt erst in der Urkimde die Treuklausel 
sollte beigefugt worden sein, ist nicht ersichtlich. 

Ist also diese Auslegung ungegründet, so ist klar, daß 
sie auch nicht, wie Puntschart meint, ihre Bestätigung in den 
Urkunden findet. Denn so wenig ich leugnen möchte, daß 
„Handgelöbnis" in den Urkunden mit „stipulatio" wieder- 
gegeben wird, so wenig kann ich anerkennen, daß dies auch 
mit dem Treugelöbnis der Fall ist. In den sämtlichen S. 309 
und 310 angeführten Urkundenstellen finden sich nur Wen- 
dungen wie „per stipulationem fide data promisimus^ oder 
„bona fide per stipulationem promitto". Aus dieser Aus- 

*) Codex diplomaticus Anhaltensis (hrsg. von Otto von Heinemann 
Dessau 1867—1883) Bd. IV n. 75. — «) Vgl. hierzu die Ausfiihningen 
bei V, Amira, Recht S. 140. 
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drucksweise ist doch nur ersichtlich, daß in Form der stipu- 
latio unter Einsatz der Treue gelobt wurde. Wäre hier 
stipulatio = Handgelöbnis, so müßte man ja übersetzen „wir 
haben durch Treugelöbnis imter Hingabe der Treue ver- 
sprochen^'; es läge also eine ganz unbegründete Tautologie 
vor, die nebenbei der ganz allgemein gebräuchlichen deutschen 
Passung „wy hebben lovet en truwen" nicht entspräche. 

Damit entfallt aber der Schluß, den Puntschart aus der 
Übersetzimg von Handgelöbnis und Treugelöbnis durch stipu- 
latio ziehen will. 

Immerhin ist es hiermit nicht unvereinbar, wenn es z. B. 
heißt 1): 

— unde disse selven imtphengen — en hantgelof van den 
edelen herren van Hademersleve bi eren truwen to hal- 
dene al, dat hir bedegedinget — is — 

oder^): 

— so hebbe wy — mit handgevende lofften loven toge- 
secht — . 

Denn, um mit letzterer Stelle zu beginnen, so ist es in aller 
Regel ein Handgelöbnis, mit dem man Treue gibt, da jedes 
Oelöbnis mit der Hand gegeben wird^) und aus der Yer- 
glciichung des deutschen und lateinischen Textes ergibt sich 
m. E. nur, daß fides = Treugelöbnis gebraucht wurde, was 
gar nicht bestritten werden soll. Aus der ersten, Stelle aber 
folgert Puntschart mit Unrecht, daß ein Handgelöbnis bei 
Treuen zu halten sei. Die Urkunde sagt nur, daß das von 
den herren von Hademersleve abgegebene Handgelöbnis bei 
Treuen zu halten sei und dies erklärt sich wohl^) aus einer 
besonderen mündlichen Zusicherung der Gelobenden, etwa 
einer beim mündlichen Geschäft zugefugten Treuklausel. 

So wenig dem Ausgeführten zufolge die Quellen ein 
Handgelöbnis Treugelöbnis nennen, so wenig auch ein Oe- 
löbnis mit Hand und Mund. Weder die S. 311 n. t ange- 
führten Urkunden noch die S. 307 stehende Stelle aus dem 



>) Cod. dipl. Anh. Bd. II n. 684. — «) ürkimdenbuch der Stadt 
Lüneburg (bearb. von W. F. Vogler 1872—77) Bd. I n. 193. — •) So ist 
es wohl auch zu verstehen, wenn v. Amira, Recht S. 138 sagt ^.Mittels 
der Handreichung wurde in allen Lfindem germanischer Zunge die 
Treue gegeben", — *) oder kann sich erklären 
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Cod. Anh. lY vermag dies zu beweiBen. Aus den ersteren 
ist lediglich zu ersehen, daß „mit band unde mit munde'' 
„bi truwen'' gelobt wurde, also nur, daß das Treugelobnis 
ein Oelöbnis mit Hand und Mund war und aus der letzteren 
m.«E. überhaupt nichts für diese Frage. Was aber die 
Behauptung betrifft, man habe „Geloben mit Hand und Mund'' 
durch „promittere et fidem dare manu et lingua" und „fidem 
dare ore et manu" wiedergegeben, so ist dies eben eine un- 
bewiesene Behauptung. 

Es bleiben nun noch zwei von Puntschart sEitierte Stellen 
zur Prüfung. Die eine stammt von dem Juristen Oldendorp, 
die andere aus der Bürgersprache von Bielefeld. 
Oldendorp sagt^): 
„Solent etiam plerumque verbis contrabentes invioem 
sibi dextras porrigere — , ut datae fidei et mentis suae 
indicium edant extemum et certum. ünde dicimus: Er 
hat mit Hand undt Mundt gelobet." 

Hier ist allerdings das Treugelöbnis nur als Handgelöb- 
nis bezeichnet. Aber man muß doch bedenken, daß es Olden- 
dorp nur darauf ankam, die Bedeutung der Redensart „mit 
Hand undt Mundt geloben" zu zeigen und er sicher nicht 
daran gedacht hat, über das Wesen des Treugelöbnisses zu 
sprechen. Der Zusatz ut datae fidei — certum ist daher ein 
mehr zufalliger und nebenbei falsch. Ob die Erwähnung 
der fides auf eine besondere Treuklausel schließen läßt, 
mag dahingestellt bleiben. 

Gewichtiger ist die Stelle aus der Bürgersprache von 
Bielefeld.^) Wenn es hier heißt: 

„die verstricken sich aber mit ihrer Handfestung bei iren 
glauben ehren und trawen dieselbige Yerpflichtung dem 
Gegentheil vestiglich zu halten", 
so läßt sich ja wohl das herauslesen, was Puntschart darin 
gefunden hat, daß mit einem Handgelöbnis die Treue ver- 
pfändet wird. Aber nicht wenige Argumente dürften diese 
Auslegung erschüttern. Das Verstricken bei Glauben, Ehren 
und Treuen ist bis zu einem gewissen Grade mit jedem, auch 
dem einfachen Gelöbnisse verbunden, insofern es unehrenhaft 

») Bei Puntschart S. 811. — *) Bei Walch, Vermiflchte Beiträge 
zu dem deutschen Recht. Jena 1773. Bd. III S. 71. 
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ist, Yersprochenes nicht zu halten. Für die Auffassung, daß 
auch gerade hier nicht mehr gesagt sein soll, spricht m. E. 
die für die Nichterfüllung des Versprechens festgesetzte Folge, 
nämlich die Yerminderung der Qlaubwürdigkeit. Würde es 
sich um die Verletzung einer Treuklausel handeln, so wäre, 
wie aus dem Folgenden ersichtlich werden wird, die ge- 
wöhnliche Folge die Verteilung der Ehre, Ehr- und Recht- 
losigkeit, also eine weit strengere Strafe. Auch spricht da- 
für der Zweck der Stelle, da es sich doch nur darum handelt, 
daß der, welcher sein Versprechen nicht hält, in Zukunft 
Bürgen stellen muß, sowie der Umstand, daß der das Ver- 
sprechen brechende nur lovelos, nicht truwelos^) genannt 
wird. Endlich scheint es mir von Bedeutung, daß wir es 
mit einer Urkunde aus dem Jahre 1578, also gar nicht mehr 
aus dem Mittelalter zu tun haben und es soll keineswegs 
bestritten werden, daß die Bedeutung der Treuklausel schon 
sehr frühe verflachte. 

Ich wiederhole, daß somit aus allen den beigebrachten 
Belegen nicht ersichtlich ist, daß die Quellen das Hand- 
gelöbnis oder das Oelöbnis mit Hand und Mund dem Treu- 
gelöbnis gleichstellen und deshalb auch der Schluß aus der 
tatsächlichen Ghleichstellung von einfachem Oelöbnis und den 
beiden irrig ist. 

Die nun bei Puntschart folgenden Ausführungen über 
die Beziehung des Gelöbnisses, sowie des Treugelöbnisses 
zum Eide ^), gipfeln in der Feststellung, daß sowohl einfaches 
Oelöbnis als Treugelöbnis dieselbe Bedeutung wie ein Eid 
haben konnte, daß sowohl ein Treugelöbnis als ein einfaches 
Oelöbnis an Eides Statt stehen konnte. Daraus zu schließen, 
daß jedes Oelöbnis ein Treugelöbnis gewesen sei, halte ich 
wiederum für falsch. Denn obwohl es richtig ist, daß gleiche 
Wirkungen auf gleiche Ursachen schließen lassen, so ist man 

>) Daß zwischen lovelos und truwelos ein Unterschied bestand, 
scheint mir ans den bei Schiller -Lübbeu, Mittebiiederdentsches Wörter- 
buch s. V. loyen zitierten Stellen hervorzugehen, insbesondere aus der Zu- 
sammenstellung von trewloss, erlös, lovelos, die man doch nicht als Syno- 
nyme ansehen kann; daß da und dort lovelos statt trewloss gebraucht 
wird, bestreite ich nicht, aber diese Möglichkeit ist doch zu unsicher, 
um daraus Schlüsse zu ziehen. — *) Vgl. hierzu Siegel a. a. 0. S. 21 ff.; 
Sickel, Die Bestrafung des Vertragsbruches. 1876. S. 26 n. 98. 
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doch im gegebenen Falle nicht gezwungen anzunehmen, es 
habe zunächst ein Treugelöbnis einem Eide gleichgestanden 
und ein einfaches Gelöbnis nur deswegen, weil es eben inner- 
lich ein Treugelöbnis gewesen sei. Es ist sicher ebenso be- 
rechtigt zu sagen, das Gelöbnis habe einen Eid vertreten 
können und weil jedes Treugelöbnis ein Gelöbnis ist, sei 
auch das Treugelöbnis an Eides Stelle gestanden.^) 

Was im besonderen die S. 315 stehenden Belege betrüFt, 
für die Ssp. III 41, § 1 

yjsvelke orveide he gelovet oder sveret, die sal he durch 
recht lesten" 
als Beispiel diene, so liegen hier spezielle Fälle vor, in denen 
der Verfasser des Rechtsbuches oder der Aussteller der Ur- 
kunde Gelöbnis bzw. Treugelöbnis einem Eide gleichgestellt 
hat, woraus aber nicht zwingend folgt, daß dies allenthalben so 
war; und gerade bei der a.a. O. Anm. 3 zitierten Stelle Ssp. DI 
41, § 3 glaube ich, daß das „entruwen geloven^ durchaus nicht 
durch einfaches loven ersetzt werden dürfte^), so daß hieraus 
ersichtlich würde, wie singulär diese Fälle zu behandeln sind. 

Bezüglich des Gelobens und Treugelobens an Eides Statt 
aber ist zu bemerken, daß es gerade mit Rücksicht auf den 
heutigen Sprachgebrauch, auf die Versicherung an Eides 
Statt, richtiger scheint, in der oben angegebenen Reihenfolge 
zu schließen. 

Puntschart führt nun ferner Stellen an, in denen zuerst 
nur von Geloben gesprochen wird, „aus dem weiteren Ver- 
lauf aber ersichtlich ist, daß dieses im Sinne des Treuge- 
lobens gemeint war". 

Von diesen muß ich Ssp. III 4 1 , § l weiter unten ^) ein- 
gehender behandehi und begnüge mich, einstweilen die Rich- 
tigkeit der von Puntschart bekämpften Siegeischen Ansicht 
zu betonen. 

Bei der anderen Rechtsbuchstelle RLR. 41, § 1 hängt 
die Bedeutung für unsere Frage in erster Linie von der 
Auslegung ab. Puntschart legt die Worte 

^) Auch heutzutage wird an Eides Statt versprochen und an Eides 
Statt ein Ehrenwort gegeben. Deshalb ist aber Versprechen und Ein- 
setzen des Ehrenwortes nicht das gleiche. — *) Vgl. unten S. 339. — 
») S. 338. 
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„De dnidde vonnengde clage kumpt van lovede. Lo- 
vet dl en wat unde ne willes he di nicht holden, bo nim 
enen vorspreken als his vor geleret is, de spreke sus: her 
richter, N de claget gode unde iu, dat N heft eme ge- 
lovet bi sinen truwen — 
folgendermaßen aus: 

„Daß es sich hier nicht um ein Gelöbnis besonderer 
Art handelt, beweist schon die Überschrift des Kapitels: 
Von der vormengden clage de dar kumpt van lovede. 
Würde Johann von Buch in dem geloven nicht eben das 
geloven bi sinen truwen gesehen, vielmehr letzteres von 
dem Gelöbnisse unterschieden haben, so hätte er gewiß 
bereits in der Überschrift das bi sinen truwen dazu gesetzt. 
Desgleichen würde und könnte er den der Klage zu- 
grunde liegenden Tatbestand nicht einfach wiedergeben 
mit: Lovet di en wat unde ne willes he di nicht holden. 
Läge da ein Treugelöbnis vor, ausgestattet mit besonderen 
Rechtswirkungen, welche das Gelöbnis nicht zu erzeugen 
imstande wäre, so müßte dieser Umstand gerade hier 
deutlich hervorgehoben sein.^' 
Dem entgegen hat Homeyer^) angenommen, daß hier 
wie in § 3 ein besonders zu unterscheidendes Gelöbnis mit 
Treuklausel vorliege und dies möchte ich auch jetzt noch 
festhalten. Keigt man sich jedoch der Puntschartschen An- 
schauung zu, so ist allerdings nicht zu verkennen, daß die 
Stelle, wenigstens im Wortlaute für die Gleichstellung von 
loven und bi truwen loven spricht. Nur steht ihr als ein- 
zigem Beleg immer noch der Umstand entgegen, daß die 
Wortfassung auf einer Nachlässigkeit des Verfassers be- 
ruhen kann. 

M. E. ist diese Stelle aber immer noch gewichtiger für 
Puntschart, als die sich ihr anschließenden Geschäftsurkunden, 
auf welche Puntschart selbst mehr Gewicht legt. 

Als Beispiele dieser Urkunden mögen folgende dienen: 

1. a. 1336. Bescheinigung der Bezahlung einer Schuld: 

— alle desse Stucke to holdende vast vnde wUencomen 

loue we den Suluen vorsten^ — mit vnsen borghen de 

*) Homeyer» Der Richtsteig Landrechts S. 447 f. 
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hir na bescreuen etad vnde we Borghen — louet vor desse 
benomeden Sakewolden vnde we mit en den Sulüen Er- 
baren vorsten — intruwen^) — . 

2. a. 1259. — qui (der Bürge) nobis promisit per- 
Bonaliter et fideiussores dedit nobiles vires — qui nobis pro- 
miserunt fide data etc.^) 

3. a. 1330. — Storue oc vser borghen jenich de hir 
vorghelouet hebbet vn louet. dar na binnen verteyn 
nachten wanne we dar vmme ghemanet worden, scole we 
enne also guden in de stede Setten. Alle disse vorbe- 
screuenen rede hebbe we ghelouet vn louet an truwen.') 

4. a. 1 348. — de (eine Summe Mark) se (die Bürgen) 
mit 08 und vor os gelobet hebben — to bereiden — . 
Des lovedes love we entruwen — unse frunde von Halb, 
schadeloss afftonemende*) — . 

Nach Puntschart soll sich in Nr. 1 aus dem Treugelöb- 
nis des Bürgen ergeben, daß das Geloben des Schuldners 
als Treugeloben zu verstehen war, in Nr. 2 das gleiche für 
das Gelöbnis des Bürgen aus dem des Afterbürgen, in Nr. 3 
aus dem Treugelöbnis des Schuldners das gleiche für das 
Gelöbnis des Bürgen, in Nr. 4 aus dem Treugelöbnis der 
Scfaadloshaltung, daß das Gelöbnis des Bürgen ein Treu- 
gelöbnis war. Daß diese Schlüsse bezüglich Nr. 2, 3 und 4 
unbegründet sind, bedarf wohl keines weiteren Beweises. 
In Nr. 1 aber kann m. E. der Umstand, daß es heißt „hebbet 
mit uns — en truwen gelovet" nicht dazu fuhren auch bei 
den Schuldnern ein Treugelöbnis anzunehmen. Das „mit^ 
kann sich sehr wohl auch auf die Handreichung allein 
beziehen, kann auch zeitlich genommen sein. Wie wenig 
überhaupt auf diese Fassung zu geben ist, mag folgende 
Urkunde*) zeigen, wo es zuerst heißt: 

„Ad quod faciendum obligamus nos in solidum in hiis 
scriptis fide prestita corporali^ 
und dann: 



^) Sudendorf, Urkundenbuch zur Geschiebte der HerzOge von 
Braunschweig 1 n. 596. — «) Cod. dipl. Anh. Bd. II n. 249. — ») Suden- 
dorf a. a. 0. I n. 476. — *) Urkunden der Stadt Quedlinburg (bearb. 
von Karl Janicke 1873-82) Bd. I n. 151. - •) Bei Siegel a. a. 0. S. 68. 
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„p]*aet6rea Borchardus miles dictus Cattanie unanobiscum 
se yeredicis verbis obligavit, sed fidem non dedit, quia dice- 
bat, se abjurasae, quod fide data promittere non deberet — ^. 

Hier ist doch offensichtlich, daß der Borchardus kein 
Treugelöbnis abgelegt hat, wohl aber die anderen Mitge- 
lobenden, und trotzdem heißt es una nobiscum. 

In der Urkunde a. 1364 auf S. 323 und a. 1312 auf 324 
kann ich einen Beweis ebenfalls nicht erblicken und noch 
weniger in den weiteren a. 1361 und 1361 auf 8.324, 
a. 1368. 1385 auf 8.325. Was speziell die vier letzteren 
betrifft, so erscheint mir der 8chluß, es sei deshalb, weil die 
Bürgen in Treuen gelobten, anzunehmen, in dem an sie er- 
gangenen Befehl zu loven stehe loyen statt loven entruwen 
nur insofern gerechtfertigt, als eben die Bürgen in der Regel 
in Treuen gelobten und somit derjenige, der einen Bürgen 
loven hieß, auch glauben konnte, dieser werde entruwen loven. 

Die Urkunde a. 1353 auf 8. 325 kann in diesem Aus- 
zuge nicht wohl geprüft werden; bezüglich des „auch" in der 
Urkunde a. 1349 8. 326 ist auf das über mit soeben Ge- 
sagte zu verweisen. 

Nach all dem Gesagten glaube ich feststellen zu dürfen, 
daß Fun tschart einen Beweis dafür, daß jedes Gelöbnis ein 
Treugelöbnis war, nicht erbracht hat.^) Immerhin gebe ich 
zu, daß sich einzelne 8tellen finden lassen, in denen loven 
für loven entruwen gebraucht ist Das kann auf einer Nach- 
lässigkeit des Schreibers, unter Umstanden bei Überarbei- 
tungen von Rechtsbüchem auf einem Mißverständnis der 
Vorlage oder ähnlichen Gründen beruhen. Aber aus solchen 
Ausnahmen läßt sich keine Regel bilden. 

IIL 
Für die Annahme eines Unterschiedes zwischen Gelöb- 
nis und Treugelöbnis sprechen aber auch positive Gründe, 
vor allem Quellenstellen, welche diesen Unterschied betonen. 

^) Was Puntschart weiterhin noch ausführt, wird im folgenden an 
gelegener Stelle behandelt werden. Der noch hervorgehobene umstand, 
daß in Quellen das Geloben und das Treugeloben gleicherweise als 
Sicherheit bezeichnet werden, fällt außer Betracht, da ja auch Brief 
und Siegel Sicherheiten heißen. 



336 Dr. jur. Claudius Frhr. von Schwerin, 

In erster Linie sei hier einer Stelle des Nürnberger 
Keichsabschieds von 1438 gedacht. Auf eine Anfrage über 
die Gerichtsbarkeit der Yehmgerichte in Geldschuldsachen 
erging folgendes kaiserliche Gutachten^): 

„Item, dass man euch dehein Sache für den Freien- 
stul laden oder furheischen soll, dann die dofür gehören 
und dodurch die Gerichte erst erfunden und ufFgebrocht 
seyn, und obe wohl ein Geldschulde oder ander Sache 
oder verdinge, das dann von eigener Natur an die Freien- 
stule nit gehöret, by guten treu wen verschriben were, 
darumb sol doch soliche Sache nit vor die freien Stule 
gezogen werden, dann man billicher den Grund und Ur- 
sprung der Sache darinne prüfen sol, dan den Zusatz der 
Befestigunge der Schuld.^' 

Puntschart hat diese Stelle benützt, um den Unterschied 
zwischen dem die Schuld begründenden formlosen Schuld- 
vertrag und dem die Haftung begründenden Formalakt zu 
belegen, indem er als „Grund und Ursprung der Sache'' den 
Schuldvertrag, als „Zusatz der Befestigunge der Schuld" den 
Formalakt betrachtet.^) Ich meinerseits sehe in ersterem 
das Gelöbnis, in letzterem die Treuklausel und halte somit 
die ganze Stelle für einen Beleg des zwischen diesen beiden 
behaupteten Unterschieds aus folgenden Gründen. 

Vor allem nötigt m. E. der Wortlaut zu der Unter- 
scheidung zwischen der Geldschuld, Sache oder Verdinge 
schlechthin und der „geldschulde oder ander sache oder 
verdinge", die „by guten treuwen verschriben were". Ver- 
steht man nun mit Puntschart unter der „geldschulde etc.", 
was ja doch im folgenden dem „Grund und Ursprung der 
Sache" entspricht, den formlosen und klaglosen Schuldver- 
trag, so wird der Zusatz „das dann von eigener Natur an 
die Freienstule nit gehöret" unverständlich, da eine klaglose 
Schuld überhaupt vor kein Gericht gehört. Es muß also 
das by guten treuwen verschreiben zu einer klagbaren Schuld 
hinzukommen, nach Puntscharts eigener Theorie, zu dem 
die Haftung begründenden Formalakt, Und wenn man nun 
bedenkt, daß dem „by guten treuwen verschriben" der „Zu- 

*) Sammlung neuer Reichsabschiede Bd. I S. 162. — *) S. 403. 
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satz der Befestigunge der Schuld^^ entspricht, so ergibt sich, 
daß letzteres eben nicht der Formalakt, also auch nicht das 
Treugelöbnis im Sinne von Puntschart sein kann. Dann 
bleibt aber nur übrig, die Treuklausel für diesen „Zusatz etc.^ 
zu halten. 

Ferner muß man sich doch auch überlegen, wie der 
Freistuhl dazukam, sich die Gerichtsbarkeit über Qeldschuld- 
sachen anzumaßen. Siegel^) hat zur Erklärung darauf hin- 
gewiesen, daß als elfter der zu Dortmund 1430 aufgestellten 
Frinzipatpunkte neben dem Meineid die Treulosigkeit eine 
femwrogische Sache genannt ist und in der Tat kann nur 
der Gedanke an die im Bruche der Treuklausel liegende 
Treulosigkeit die Anmaßung der Gerichtsbarkeit veranlaßt 
haben; die Annahme, die Feme habe sich eine Gerichts- 
barkeit über alle Schuldsachen anmaßen wollen, widerspricht 
nicht nur der ganzen geschichtlichen Entwicklung des Fem- 
gerichts, welches als ein mit königlicher Bannleihe ausge- 
stattetes Hochgericht ursprünglich und auch im wesentlichen 
bis in die Neuzeit ein Gericht für todeswürdige Verbrechen^) 
war. Konnte demnach nur die Treuklausel für die Inanspruch- 
nahme der Zuständigkeit des Freistuhls bestimmend gewesen 
sein, so folgt hieraus, daß die Treuklausel für einen beson- 
deren Zusatz zu dem klagbaren, also gelobten Schuldvertrage 
gehalten wurde; läge die Treuklausel implicite in jedem 
Gelöbnis, so hätte die Feme alle Geldschuldsachen au sich 
ziehen müssen. 

Als ein weiterer Beleg mag die oben^) angeführte Ur- 
kunde dienen, wo es ausdrücklich heißt: 

— se veredicis verbis obligavit, sed fidem non dedit. 

Es liegt hier ein Fall vor, in dem über den Ausschluß 
der Treuverpfandung kein Zweifel sein kann. Wäre nun, 
wie Puntschart meint, jedes Gelöbnis notwendig ein Treu- 
gelöbnis, so könnte hier kein Gelöbnis gegeben sein. Dies 
widerspräche aber wiederum dem übrigen Wortlaut: denn 
es heißt ^se obligavit" und ein obligare kann nach Puntschart 
selbst nur durch den Formalakt des Gelöbnisses erfolgen. 

1) A. a. 0. S. 79. — «) Schroeder, Rechtageschichte S. 573 — 
») S. 334 unten. 
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Ferner wäre zu beachten art. 43 der Soester Schranne 
von 1350^): 

„welik man mit willen sin ghut utborget, dey ne mach 
umme dat ghut numande vredeloys leghen, hey ne hebbe 
eme ghesykert en truwen — **. 
Auch hier tritt die Treuklausel deutlich hervor, und 
zwar unter bemerkenswerten Umständen. Es handelt sich 
um einen Realkontrakt, um ein Darlehen, bei dem die Ver- 
pflichtung zur Rückgabe der geliehenen Sache und die Haf- 
tung des Entleihers hierfür ohne ein Oelöbnis entsteht. 

Das typische Beispiel aber für eine Unterscheidung 
zwischen einfachem Gelöbnis und Treugelöbnis bietet Ssp. III 
c. 4 1 ; hier heißt es zuerst § 1 : 

„levelkes gevangenen dat unde lof ne sal dur recht 
nicht stede sin, dat he binnen vengnisse gelovet." 
und dann fahrt Eike fort: 

„Let man aver ine ledich uppe sin trüwe riden ta 
dage he sal durch recht weder kommen und sine trüwe 
ledegen." 
Nachdem also zuerst gesagt ist, daß kein Gelöbnis eines 
Gefangenen soll stäte sein, wird besonders hervorgehoben, 
daß doch das Treugelöbnis, wieder in das Gefängnis zurück- 
zukehren, solle gehalten werden. 

Deutlicher noch wird die Hervorhebung durch § 3: 
„Svar man den man untrüweliken veit let man irt 
uppe sine trüwe riden, die ine dar gevangen hevet oder 
let he ine sveren oder in truwen im ander ding geloven, 
he ne darf is nicht lösten, mach he it vulbringen up in, 
dat he ine untrüweliken to' me lovede gedungen hebbe. ** 
Das Rb. n. D. IV Kap. XLI läßt allerdings das entruwen 
weg und begnügt sich mit einem einfachen 
„adder welcherley gelobde her tud" 

>) Puntschart hat diese Stelle S. 328 als Beweis dafür angefdlirt daß 
Gelöbnis gleich Treugelöbnis sei, weil im Statutarrecht von Rüden au 
dieser Stelle nur von Geloben gesprochen werde. Ich vermute hier 
ein ähnliches Mißverständnis wie ich es im Text för Rb. n. D. IV 
Kap. XLI. und S. 341 für Glogauer Rechtsbuch Kap. 393 nachgewiesen 
habe und halte überdies im Zweifel den Text der Soester Schranne 
für maßgebender. 
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aber nicht wie Funtschart^) meint mit Recht, weil kein er- 
sichtlicher Orund für die Hinzufügung des entruwen vorliege, 
sondern aus Mißverständnis der Vorlage. Nachdem Eike in 
§ 1 schon bemerkt hat, daß kein Gelöbnis solle stäte sein, 
wäre es eine unnütze Wiederholung, wenn § 3 nur wiederum 
sagen würde, daß das Gelobte nicht zu leisten sei. Denn 
auch der imtrüwelik Gefangene ist doch Gefangener und die 
Ungültigkeit seines einfachen Gelöbnisses wäre durch die 
Fassung des § 1 ausgesprochen. Es soll also im Gegenteil 
das geloven in truwen von dem einfachen geloven streng 
unterschieden werden. 

Der Dsp. c. 277 schreibt denn auch ganz richtig 
— oder mit triwen im ander dinch geloben — . 
Was sich so aus dem Wortlaut der Quellen ersehen läßt, 
das findet seine Bestätigung in den verschiedenen Folgen, 
welche der Bruch eines Gelöbnisses einerseits, eines Treu- 
gelöbnisses andererseits hervorruft. 

Ich gehe zunächst auf die Folgen eines Treugelöbnis- 
bruches ein. 

SiegeP) führt hierzu aus: 

„Bei jedem Versprechen spielte die Treue und der 
Glauben eine Rolle. Wer nicht erfüllte, was er ver- 
sprochen hatte, handelte wider die Treue und täuschte 
das Vertrauen desjenigen, dem das Versprechen geworden 
war. Aber nur der, welcher seine Treue besonders ein- 
gesetzt hatte, beging einen rechtlich strafbaren Treu- 
bruch . . ." 
Während hier richtig zwischen einem Gelöbnisbruch und 
einem Treugelöbnisbruch unterschieden wird, ist doch im ein- 
zelnen zweierlei zu bemerken. Erstens konnten, wie insbe- 
sondere Sickel ^) dargetan hat, auch schlichte und anders als 
durch Treuverpfandung gesicherte Versprechen bestraft wer- 
den, so daß die Strafbarkeit nicht als ein besonderes Kri- 
terium des Treugelöbnisbruches anzusehen ist, und zweitens 
möchte ich Funtschart darin beistimmen, daß nicht immer 
schon in der Nichterfüllung, sondern häufig erst in der Ver- 
eitelung der Haftung der Treubruch gegeben war. 

»j 319 Anm. 2. — «) a. a. 0. S. 16. — *) a. a. 0. S. 16 tf. 

22» 
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Das wesentliche Kennzeichen des Treugelöbnisbniches 
ist die Art der Strafe. Nach Bsp. I c. 40: 

„Sve so truwelos beredet wirt oder hervlüchtig ut des 
rikes denste, dem verdelt man sin ere und sin lenrecht 
unde nicht seinen lif ' 
war dies die Ehr- und Rechtlosigkeit, die Verteilung der 
Ehre.^) Wie Puntschart^) ausführt, hat eben das „Dranwagen 
der Treue" zugleich ein „Dranwagen der Ehre" bedeutet 
und ebendieses Prinzip findet sich wieder in R.LR. 33 § 9 

— De ok truweloz beredet wert, dem vorlecht me tur 
drudden clage sin ere unde sin len — 

und in der bei Siegel*) angeführten Glosse zu Ssp. III c. 9 § 2. 
Endlich erklärt die Glosse zu Ssp. I c. 65 § 3 die aus- 
drückliche Sicherung des Bürgen gegen die Rechtlosigkeit 
mit dem Zusatz*) 

— dat ment he, of he wol truwen gelovet dar up hedde — 
Diese Bemerkung des Glossators ist nur dann verständ- 
lich, wenn die Ehrlosigkeit Folge nur des Treugelöbnissea, 
nicht auch des einfachen Gelöbnisses war. 

Es finden sich nun allerdings Quellenstellen, in denen für 
die Fälle von Schuldversprechen, bei denen auf die Nicht- 
einhaltung eine Buße oder Strafe gesetzt war, die Geltend- 
machung eines nebenbei abgegebenen Treugelöbnisses aus- 
geschlossen wird. Es sind dies das Sühnegelöbnis, das 
Gelöbnis, daß ein anderer Frieden halten werde und das 
Gewährgelöbnis bei gewissen Klagen.^) Konsequent müßte 
auch hier neben der Buße die Verteilung der Ehre eintreten. 
AVarum dies nicht geschieht, sagt uns wiederum die Glosse: 

— darumb ob ein solcher solle auch threwloss gescholten 
werden, würde er vmb seine verbrechung höher angezogen, 
als jhm die straff im Rechten gesetzt ist — . 

^) Dazu stimmt es, daß so häufig die Standestreue eingesetzt 
wurde, worüber zu vgl. Siegel a. a. 0. S. 12; vgl. femer Behrend, 
Zeitschr. f. H. R. XXI S. 170. Durch die nur auf Grund Richterspruchs 
eintretende Strafe unterscheidet sich die Treuklausel wesentlich vom 
Schelmenschelten, Schandgemälden und dgl. — *) S. 481 n. 8. — 
•) a. a. 0. S. 82. — *) Bei Homeyer, Sachsenspiegel I zu dieser Stelle. — 
*) Vgl. Puntschart S. 483, Siegel a. a. 0. S. 82. 
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Es kann daher diese begründete Ausnahme nichts daran 
ändern, daß die Folge des Bruches der Treuklausel Ehr- 
und Rechtlosigkeit war. 

Wäre nun jedes Oelöbnis ein Treugelöbnis, so müßte 
auch bei jedem Gelöbnis diese Folge eintreten. Funtschart 
hat dies auch behauptet.^) 

Was die beigebrachten Belege betrifft, so läßt sich über 
cap. 393 des Glogauer Rechtsbuches nur wiederholen was 
oben über Rb. n. D. Kap. XLI gesagt ist, daß der Verfasser 
seine Yorlage mißverstanden. Ssp. IQ c. 41 § 2 bezieht sich 
auch auf einen Gefangenen nnd die Notwendigkeit des 
„entruwen^' ergibt sich aus denselben Gründen, wie sie oben 
für § 3 ausgeführt sind ; wenn also der Verfasser diesen not- 
wendigen Zusatz irrtümlich weggelassen hat, so lassen sich 
aus seinem Fehlen keine Schlüsse ziehen. 

Desgleichen ist der Schluß aus Ssp. I c. 65 § 3 und der 
dazugehörigen Glosse viel zu unwahrscheinlich. M. E. lag 
hier für Eike kein besonderer Grund vor, das Gelöbnis des 
Bürgen ausdrücklich als Treugelöbnis zu bezeichnen, da er 
ja überhaupt nicht von loven spricht, sondern von borgen. 
Die Annahme von Funtschart, er hätte trotzdem die Treu- 
klausel hervorheben müssen, da sonst die Bürgen bei ihm 
nur geloben, entspricht m. E. der .Auslegung modemer Ge- 
setze, aber nicht dem Sachsenspiegel, und bei solchen 
Schlüssen versagen sogar moderne Gesetze dann und wann. 
Gerade die Glosse dürfte zeigen, wie das borgen gemeint 
war, nämlich als ein entruwen loven. 

Von den zwei Urkundenstellen muß die zweite: 

a. 1367 — unde werde denne der vanghenen welk 
menedich unde truwelos an deme, dat he hem Ludolfe 
ghelovet unde ghesworen hedde — ^) 
von vornherein ausscheiden; denn es ist unmöglich festzu- 
stellen, inwieweit sich das „truwelos^' gerade auf „ghelovet^^ 
bezogen hat und inwieweit hier auch das „ghesworen^' 
hereinspielt. 

In der ersten Stelle^) aber ist von einer Ehr- und 
Rechtlosigkeit überhaupt nicht die Rede ; es ist vollkommen 

») S. 318, 326 f. - «) S. 813 Anm. 2. — •) Ebd. 
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unangängig, lovelos schlechthin mit truwelos oder ehr- und 
rechtlos gleichzustellen.^) 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß es in der Regel nur das 
Treugelöbnis war, nicht auch das einfache Gelöbnis, dessen 
Bruch Ehr- und Rechtlosigkeit nach sich zog und es ist dies 
ein weiterer Grund, beide zu unterscheiden. 

IV. 

Wenn ich nun noch auf die Bedeutung der Hinzufugung 
der Treuklausel zum Gelöbnisse eingehe, so kann ich zu- 
nächst nur oft Gesagtes wiederholen. 
SiegeP) sagt: 
„Der Schluß, welcher hiernach von selbst sich ergibt, 
ist, daß mit dem Darreichen der Hand Einer seine Treue 
gegeben oder zu Pfand gesetzt hat^' 
und Puntschart 

„Wer das Treugelöbnis ablegte, der gab nach der 
Vorstellung des Volkes demjenigen, welchem er Treue 
gelobte, seine Treue." ^) 
ferner 

„Das Geben der Treue wurde allenthalben als ein 
Verpfänden derselben aufgefaßt.*)^) 

Alles das ist unbestijtten und bedarf keines neuen Be- 
weises, wohl aber der Verteidigung. Puntschart ist nämlich 
bei der in den eben angezogenen Stellen vertretenen An- 
sicht nicht stehen geblieben, sondern hat konsequent seiner 
Theorie der Identität von Gelöbnis und Treugelöbnis, sowie 
des haftungsbegründenden Charakters des Treugelöbnisses, 
schließlich in der Verpfandung der Treue nur mehr eine Me- 
tapher gesehen, hinter der sich die Verpfandung der Person 
verberge. Er fuhrt in dieser Beziehung aus'): 

„Nun wird allerdings nur die Treue verpföndet, welche 
an und für sich füglich nicht eine Pfandsache sein kann. 
Ist sie doch als solche nichts, woraus sich der Gläubiger 

*) Vgl. oben S. 331 Anm. 1. Die von Puntschart nicht angezogene 
Bürgersprache von Bielefeld (vgl. oben S. 330) könnte aus den dort 
angeführten Gründen nicht in Betracht kommen. — *) a. a. 0. S. 12. — 
») S. 291. — *) S. 294. — ») Aoi besten zeigt Görl. L. R. XXXVI Ib 
die Treuklausel als einen spezifischen Treuakt. — •) 8. 408. 
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Befriedigung holen kann, was jaristisch stets der Zweck 
der Pfandsetzung ist. Die Verpfandung der Treue ist nur 
eine Metapher. Diese Metapher hat jedoch einen durch- 
aus realen Hintergrund, welcher es erklärt, daß man von 
der Treue wie von einem Pfände sprechen konnte. Wir 
wissen, daß das Versprechen der Treue mit der Hand ge- 
schieht. Demnach ist das Verpfänden der Treue ein Ver- 
pfönden der Hand. Die Hand steht aber hier, wie so oft, 
för die Person, und so steht hinter der Metapher vom Ver- 
pßnden der Treue der Gedanke der Verpßndung der 
Person." 
Daß dies unrichtig ist, ergibt sich m. E. aus folgenden Er- 
wägungen. 

Wenn man einmal annimmt, daß die Handreichung beim 
Gelöbnisse das Symbol der Selbstverpfändung sein soll, so 
ist eben durch die Handreichung diesem Gedanken symbo- 
lisch Genüge getan und es ist absolut unersichtlich, was da 
die Hereinziehung der Treue zu bedeuten hätte. Es ent- 
spricht nicht dem deutschen Rechte, anzunehmen, es habe 
den beabsichtigten Zweck, die Vergeiselung der Person zu 
versinnbilden, auf dem ganz unnötigen Umwege einer Ver- 
pfandung der Treue angestrebt oder dem vollkommen aus- 
reichenden Symbol ein zweites an die Seite gesetzt. 

Abgesehen hiervon ist aber auch die Argumentation 
nicht schlüssig, denn, um sagen zu können, die Verpfandung 
der Treue stehe an Stelle der Verpßndung der Person, 
müßte man doch vorerst behaupten, daß die Verpfandung 
der Hand die Verpfandung der Treue versinnbilde. 

Es ist eben m. E. nur die Auslegung möglich, daß durch 
die Handreichung die Verpfändung der Person für das im 
geloven liegende Versprechen versinnbildet und daneben in 
der Treuklausel die Treue verpfändet wird. 

Dagegen läßt sich auch nicht geltend machen, daß die 
Deutschen auf das Sichtbare das Hauptgewicht legten und 
infolgedessen nicht anzunehmen sei, es habe das Sprechen 
der Worte „auf Treue" eine stärkere Wirkung gehabt als 
die sichtbare Handreichung. Hierbei ist übersehen, daß jeder 
Vertrag hörbar und sichtbar sein mußte, daß also min- 
destens eine gleiche Bedeutung dem Hörbaren zukommen 
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konnte, wie sie dem Sichtbaren zukam. Und gerade beim i 

Gelöbnis tritt das Hörbare, als der den Umfang der Ver- 
pflichtung und damit der Haftung bestimmende Teil des 
Formalakts in den Vordergrund. Außerdem ist zu beachten, 
daß beim Treugelöbnisse der sichtbare Teil des Formalakts 
nach dem oben Ausgef&hrten die Verpfandung der Person 
ausdrücken sollte, also einem anderen Zwecke diente und 
für die Treuverpfandung nicht zur Verfügung stand. 

Gegen die hier vertretene Ansicht ließe sich nun allen- 
falls noch anführen^), daß in RLK. c. 41 § 7 die Strafe des 
Treubruchs erst an die Vereitelung der Haftung geknüpft, 
das Treugelöbnis also erst mit diesem Momente gebrochen 
ist, folglich die Treuklausel als Begründung der Haftung 
erscheint. Dies erklärt sich aber leicht aus der Beziehung 
Yon Gelöbnis und Treuklausel. In letzterer wird die Treue 
als Pfand dafür eingesetzt, daß der Gelober erfüllen oder 
doch haften werde. Solange dies Gelöbnis nicht durch Ver- 
eitelung der Haftung gebrochen ist, ist die Tatsache noch 
nicht eingetreten, welche die zum Pfand eingesetzte Treue 
verfallen läßt und solange kann daher der Richter die Ehr- 
und Rechtlosigkeit nicht aussprechen. 

Zum Schlüsse fasse ich das Gesagte dahin zusammen, 
daß die dem Gelöbnis beigefügte Treuklausel da- 
zu dient, lediglich die Treue zu verpfänden und 
insofern erachte ich die Treuklausel als eine Bestär- 
kung des Gelöbnisses. 

») Dies würde wohl aus den Ausführungen bei Puntschart S. 478 
folgen. 
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(Das Chemnitier Bleloh^ericht und die dortigen Bleichen 
vor 600 Jabren.] Wie Chemnitz jetzt durch seine Industrie, vor 
allem durch seine Maschinenfabrikation Weltruf besitzt, so war es 
schon vor 500 Jahren in hohem Ansehen durch seine Leineweberei und 
Bleicherei. 

Über die erste Anlegung der Chemnitzer Bleichen wissen wir 
nichts Genaues. Gewiß ist aber, daß sie bereits im Jahre 1357 be- 
standen haben müssen, denn nach Joh. Gottlob Richters historischer 
Nachricht von den Denkwürdigkeiten der Stadt Chemnitz (Chemnitz 
1734 Seite 34) hat bereits in jenem Jahre Markgraf Friedrich der 
Strenge nebst seinen Brüdern der Stadt ein Privilegium Über die 
Bleichen erteilt. 

Im Jahre 1358 erweiterten oder vergrößerten die beiden Mark- 
grafen Friedrich und Balthasar die Bleiche durch die Viehweide , die 
ihnen die Stadt dazu abtrat. Die Urkunde darüber ist in Adam Daniel 
Richters Chronica der Stadt Chemnitz (Annaberg 1758 Teil 1 S. 241 
und Teil 2 S. 18) abgedruckt. 

Um der Bleicherei aufzuhelfen, soll im Jahre 1452 Kurfürst 
Friedrich der Sanftmütige verboten haben, Garn außer Landes zu 
führen. 

Er war es auch, der in demselben Jahre die Chemnitzer Bleichen 
von neuem mit Privilegien versah, wie später, in den Jahren 1470 und 
1472, es auch Kurfürst Ernst und Herzog Albrecht taten und auch 
durch spätere Fürsten geschah. 

Die Vorrechte sollen darin bestanden haben, daß nirgends im 
Umkreise von 10 Meilen um die Stadt Chemnitz eine Bleiche ein- 
gerichtet werden durfte und daß niemand rohe Leinwand, rohen Zwirn 
oder Garn außer Landes führen oder in solcher Absicht aufkaufen 
sollte. Femer sollten die auf den Chemnitzer Bleichen Arbeitenden 
die Freiheit haben, in allen Städten und bei allen Märkten im Lande 
an Markttagen Garn einzukaufen. Auch sollte der Rat außer dem 
Bleicherlohne von der einkommenden landesherrlichen Stempelgebühr 
drei Achtel beziehen. 
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Die Bleiche hatte ihr besonderes Gericht, das aus einem Bleich- 
richter, einigen Gewerkeu der Bleiche und dem Bleichmeister bestand, 
Es hielt seine ordentlichen Gerichtstage ab und verhandelte dabei alle 
Sachen und Streitigkeiten, welche die Bleiche und die zu ihr gehörigen 
Personen betrafen. Alle Dinge, die von diesem Gerichte „bey gehegeter 
Bank oder bey gehaltenem Gerichte" verhandelt und entschieden wurden, 
waren gültig und rechtskräftig. 

An der einzigen Bleiche, die es gab, hatten viele Pei-soneu Ant«il. 
Sie war in 32 Teile zerlegt. Die Anteile oder Zweiunddreißigstel der 
Bleiche, die verkauft wurden, wurden vor dem Bleichgerichte aufge- 
lassen und den Käufern zugeschrieben. 

Über eine solche Verhandlung besitzen wir eine Urkunde. Sie 
stammt vom Jahre 1405 und lautet: 

,Ich petir Arnold Bleychrichter Heyneman voUant Niclaus 
tufel gewercken der bleyche unde hanns Schultheis Bleychmeister 
Bekennen mit dessem offin briffe Allen den dy en sehen hören adir 
lessen daz vor gehe gitte bang komen ist do alle ding crafft und 
macht haben Heynemann Stolle mit volbort syns sons Jörgen unde 
hod sich do vorczegen und uff gelassen Recht und redelichen eyn 
zcwey dristeil uff der bleyche den vorsychtign wysn luthen Gabriel 
Thomas Bergmeistere zcu firiberg Petit Schuman Wilhelm fryssen 
und Hans lyphard den heuwem gemeyniclichen und allen yren noch- 
komelingen und had en daz gegebn ume Andirthalp hundirt schog 
groschen der sy en gereyt nüczlichen beczalt habn unde werit sy 
dez czwey dristeyls vor en und vor allen synen Erben dez zcu be- 
kenn tnuisse habe ich Petir Arnold Bleychrichter der gewercken zcu 
Eempnicz Ingesigel mit wysszen an dessen briff gehangen der do 
gegeben ist noch gotis gebort. Alz man zcalte ffirczenhundert Jar 
domoch in deme fünften Jare am dinstage vor urbani dez heilign 
bobistes.** 

Das Gericht hatte sein besonderes Siegel, das Siegel der Bleich- 
gewerken zu Chemnitz. 

Ob das Bleichgericht vom Landesherm oder von den Gewerken 
mit Bewilligung und Bestätigung des Markgrafen eingesetzt war, wissen 
wir ebensowenig, wie wir über seine Zuständigkeit in vollem Umfange 
unterrichtet sind. 

Soviel aber scheint gewiß, daß es vom Stadtrate unabhängig 
war und mit ihm in keiner Verbindung gestanden hat. 

Das geht aus einem Briefe hervor, der in Joh. Gottlob Richters 
Nachricht von den Denkwürdigkeiten der Stadt Chemnitz S. 28 abge- 
druckt ist. Er betrifft eine Entscheidung, die Freitags nach St. Georgen- 
tag im Jahre 1420 von dem Reichshofgerichte zu Schweidnitz erteilt 
worden ist über Streitigkeiten, die der damalige Abt Ortwyn des 
Benediktiner- oder sog. Bergklosters zu Chemnitz hatte. 

In dieser Urkunde werden nämlich als Gegner Ortwyns folgende 
genannt: Albrecht, Burggraf von Leisnig, HeiT von Rochsburg, Hans 
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von Spairemberg, Hauptmann zu Schellenberg, Bürgermeister, ßath- 
manne und die ganze Gemeine zu Chemnitz, Conrad Krämer, Bleich- 
richt. Hans Thomas, Bleichmeister, Peter Heinrichs, Nickel Burcker- 
dorf, Nickel Meltzer, Andreas Eckart, Nickel Tüfel, Nickel Weighard 
und alle Bleichgewerken , wie sie genannt seyen, in der Bleiche zu 
Chemnitz. 

Aus einer anderen, uns auch noch erhaltenen, in lateinischer 
Sprache abgefaßten Urkunde vom Jahre 1444 endlich geht hervor, daß 
der Landesherr von den Chemnitzer Bleichen und deren Einktinften 
den Zehnten erhielt. 

Zwickau. Landrichter Haußner. 
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Schmidt, Dr. Richard. Die Herkunft des Inquisitionspro- 
zesses. Sonderabdruck aus der Festschrift der Universität 
Freiburg zum fünfzigjährigen Regierungsjubiläum Seiner 
Königlichen Hoheit des Großherzogs Friedrich. Frei- 
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Zu den übelberofensten Institatioiien des Recbtsverfalirens gehOrt 
der luquisitionsprozeß, dessen Andenken mit seinen Auswficlisen, der 
Ketzerinquisition, der Tortur, den Hexenprozessen unzertrennlich scheint, 
der Richter, Ankläger und Verteidiger in einer Person vereinigte, und 
doch sein Vorzug, die rasche und gründliche Verfolgung der Verbrecher, 
ließ ihn lange unentbehrlich erscheinen. Auch die Aufklärung des 
18. Jahrhunderts wagte ihn nicht zu beseitigen. Erst die französische 
Revolution hat seine Herrschaft gebrochen, und seitdem ist er infolge 
der Einftlhrung modemer verfassungsmäßiger Zustände fisist in allen 
zivilisierten Ländern Europas verschwunden, in Deutschland zuletzt 
auch im Militärstrafprozesse, während er in diesem Verfahren in Öster- 
reich noch sich erhalten hat. In Baden wurde er ftlr die Zivilgerichte 
im Jahre 1851 beseitigt. Es war daher ein glücklicher Gedanke 
Schmidts, eine Untersuchung über den Ursprung des Inquisitionsver- 
fahrens zum Gegenstande seines Beitrages zur Jubiläumsfestschrift zu 
wählen. Denn seinerzeit bedeutete der Inquisitionsprozeß einen wesent- 
lichen Fortschritt gegenüber dem altgermanischen Prozeßverfahren, 
das nur dann eine Strafverfolgung zuließ, wenn ein Kläger das Straf- 
begehren stellte. Auch der moderne Strafprozeß, wie er sich auf dem 
europäischen Festlande ausgebildet hat, hat aus dem Inquisitions- 
prozesse das Verfahren von Staats wegen beibehalten. 

Der Inquisitionsprozeß erfuhr seine Regelung durch einige Dekre- 
talen Innocenz III. und Bonifaz VIII. Den Ursprung dieser Bestimmungen 
zu ergründen, setzt sich Schmidt zur Aufgabe. Zuerst läßt sich ein 
Vorgehen von Amts wegen im fränkischen Reiche beobachten. In zwei- 
facher Form taucht es auf. Zuerst, wie Schmidt sich ausdrückt, als 



^) Wegen Raummangels mußten einige ftir dieses Heft bestimmte 
Anzeigen leider für das nächste aufgehoben werden. Die Red. U. 8t. 
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eine Art von polizeilichem Strafverfahren, das sich in Fällen der Eund- 
barkeit ohne die Formen des Rechtsganges vollzieht. Erst Karl der 
Große hat daneben ein Rügeverfahren angeordnet, in dem der Richter 
durch Zeugen, die er von Amts wegen befragt, die Verbrecher zu er- 
mitteln sucht. Wir wissen nicht viel von diesem Verfahren, das uns 
in seiner zivilprozessualen Funktion besser bekannt ist. In der nach- 
karolingischen Zeit hat sich dieses Institut wie so manche andere Neue- 
rung Karls wieder verloren. Nur in den kirchlichen Sendgerichten 
lebte es, wenn auch verändert weiter, und das englisch -normannische 
Recht hat es in der Folge zum Schwurgerichtsprozesse ausgebildet, 
wie bereits Brunner nachgewiesen hat. Erst im 13. Jahrhundert taucht 
in Frankreich und etwas später auch in Deutachland ein Verfahren von 
Amts wegen auf, das dann infolge der Rezeption durch den Inquisitions- 
prozeß des kanonischen Rechtes ersetzt wird. 

Nicht unbedingt ließ Innocenz III. die Inquisition zu. Er forderte 
vielmehr als Voraussetzung den Bestand des Gerüchtes des Verbrechens. 
Emsig war die prozessuale Literatur bemüht, diese Schranke möglichst 
zu beseitigen, bis Bonifaz VIII. den bloßen Verdacht für genügend zar 
Einleitung eines Inquisitionsprozesses erklärte. Es fragt sich nun, wie 
Innocenz III. zu seiner Bestimmung gekommen ist, denn der kirchliche 
Prozeß ist keine freie Schöpfung der Päpste, sie knüpften vielmehr an 
das ältere kanonische Verfahren, an italienisches Gewohnheitsrecht 
und an die Doktrin an, welche römische Rechtsregeln mit dem herr- 
schenden Gerichtsbrauche verschmolz. Das italienische Statutarrecht 
kennt nun wirklich einen Inquisitionsprozeß, der jedoch nicht an die 
Voraussetzung des Gerüchtes gebunden ist. Es kann daher nicht die 
Quelle gewesen sein, aus der Innocenz schöpfte. Schmidt sieht diese 
vielmehr im sizilisch-normannischen Rechte, das Innocenz schon wegen 
seiner Beziehungen zu Sizilien als Vormund Kaiser Friedrichs IL be- 
kannt gewesen sei. Indes wird man ihm darin kaum zustimmen, denn 
das Inquisitionsverfahren ist nach normannischem und sizilischem 
Rechte doch wesentlich anders geordnet. Da gab es eine Inquisition 
zur Erkundung der Übel Beleumundeten. Wurde ein solcher dabei durch 
zehn Zeugen des Verbrechens überführt, so konnte er sofort gerichtet 
werden, da war also das Gerücht nicht Voraussetzung des Strafver- 
fahrens; wurde er nicht überführt, so kam es zu einem zweiten Ver- 
fahren und Urteil über ihn. Woran Innocenz in Wahrheit anknüpfte, 
liegt doch viel näher, als Schmidt es sucht. Das ältere kanonische 
Recht, auf das Schmidt selber S. 85 n. 1 hinweist, legt dem a populo 
accusatus, also Übel Beleumundeten, einen Reinigungseid auf. Begreiflich 
wenn Innocenz unter dem Einfluß des römischen und des italienischen 
Statntarrechtes den Reinigungseid durch richterliche Untersuchung er- 
setzte und daher die Inquisition an das Bestehen eines Gerüchtes knüpfte. 

Innsbruck. Hans von Voltelini. 
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Georg Koch, Manegold von Lautenbach und die Lehre 
von der Volkssouveränität unter Heinrich IV. (Historische 
Studien, herausgegeben von E. Ebering, Heft XXXIV). 
Berlin, Ebering 1902. 

Die sonst wenig erquickliche Streitschrift des elsässischen Chor- 
berm Manegold, der *liber ad Gebehardum', ist doch ftlr die Geschichte 
der politischen Theorien nicht ohne Bedeutung. M. ist wohl der ein- 
zige unter den literarischen Vorkämpfern der Fürstenpartei, der nicht 
nur mit kirchlich-religiösen Beweisführungen arbeitet, der einzige, bei 
dem auch der innerstaatliche, rein politisch -revolutionäre Zug in den 
Kämpfen gegen Heinrich nach freierem Ausdruck ringt. Freilich wendet 
auch M. fast stärker noch sein Augenmerk den Beziehungen des Papst- 
tums zum Königtum zu; die unausgesprochene Konsequenz seiner Ge- 
danken wäre hier eine Ableitung und Abhängigsetzung aller staat- 
lichen von der kirchlichen Gewalt. Aber neben diesen Erörterungen, 
wie zu ihrer Stütze herangezogen, teilweis mit ihnen verwoben, stehen 
ganz andere. Da heißt ea: das Volk erhebt den König, räumt ihm 
unter der Bedingung gerechter Herrschaft die Regierung ein und ent- 
zieht sie ihm bei Pfiichtversäumnis. Doch besteht zwischen Volk und 
König kein Abbängigkeits-, sondern ein Gegenseitigkeits-, ein Vertrags- 
verhältnis. Auf beiden Seiten stehen bestimmte Hechte, bestimmte 
Pflichten. Aus diesem Grundgedanken sind die Rechte des Volkes her- 
zuleiten. Sonach ist ebensowenig der Gedanke einer volklichen wie 
der einer päpstlichen Allgewalt durchgeführt ; doch werden diese volks- 
rechtlichen Anschauungen bei M. durchsetzt von Elementen wirklicher 
Volkssouveränitätsidee, die sich auf deutlich erkennbaren, fremden Ein- 
fluß zurückführen lassen. So daß der über ad Gebehardum demnach 
drei nebeneinanderstehende, einander widerstrebende Gedankenelemente 
birgt. 

Zur Erklärung dieses Widerspruches nimmt K. an, daß M. neben 
anderem vor allen seine Erörterungen über die Rechte des Volks 
(Kap. 30 und 47) einer verlorenen historischen Schrift Gebhards von 
Salzburg über den Investiturstreit entnommen habe, die ihm auch die 
Kenntnis des gefälschten Privilegs Leos VIU. und damit der Volks- 
souveränitätsidee vermittelte. Von der Schritt ist uns nur ein Auszug, 
die Appendix ad Bernaldi libellum (MG. Lib. de Ute 3, 738) erhalten; 
ihr Vorhandensein, das schon Giesebrecht annahm, wird von K. gegen 
Öpohrs Einwürfe verteidigt, ihre Entstehung kurz vor die des liber ad 
G., in die Jahre 1081— 8*3, gesetzt. Dabei kann man m. E. dem Ver- 
hältnis M.*s zu seiner Quelle etwa diesen Ausdruck geben. Ihr Ver- 
fasser ging zweifellos selber bereita darauf aus, das päpstliche Ab- 
setzungsrecht zu verteidigen, so daß der von K. erwiesene Zwiespalt 
in den Erörterungen M.'s schon in der Quelle vorlag. Nur ist er hier 
als in einer historischen Schrift, die keiner Systematik zustrebt, ebenso 
begreiflich wie er bei M. auffällt, so daß sich der Charakter seines 
Buches durch zu starke Benutzung eines historischen Werkes er- 
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klärt, bei dessen Heranziehung andere Publizisten offenbar wählerischer 
vorgingen, da ja keiner von ihnen die volksrechtlichen Ideen bietet mit 
Ausnahme des Paul von Bemried, dessen Vita Gregorii VII. aber nicht 
als Streitschrift anzusehen ist. 

Mit Becht zeigt K. des weiteren gegen Mirbt und in Überein- 
stimmung mit Rehm, daß die bei Gebhard und M. hervortretende An- 
schauung vom Fürsten und vom Volke als von zwei selbständigen, ver- 
tragsweis miteinander verbundenen Rechtssubjekten ihre Wurzel im 
deutschen Rechte hat, wo die Institutionen des politischen Lebens 
gleiche Gedanken bergen. Hierbei wäre noch der Eönigseid auf das 
gegebene Recht, wie wir ihn im Norden finden und wie er noch in 
dem Versprechen Heinrichs IL fUr die Sachsen erkennbar ist, ein sehr 
geeigneter Beleg ffXr E.*s Ausfahrungen gewesen, da doch gerade in 
diesem Stamm der Hauptherd der Empörung gegen die Salier lag. Auch 
der von Ficker erörterte Gedanke, daß das Königtum nicht wesentlich 
durch die Notwendigkeit eines Konsenses in einzelnen Zweigen seiner 
Tätigkeit beschränkt war, sondern sich in allen Handlungen vor Ver- 
letzung des gegebenen Rechts zu hüten hatte, in welchem Falle erst 
ein Widerstand eintreten konnte — auch dieser Gedanke ist den Ideen 
der Publizistik konform. 

Erklärlicherweise treten bei K. diese germanischen Gedanken- 
elemente des M. in den Vordergrund; dankenswert ist ihre klare 
Herausarbeitung und gute Sonderung von den übrigen Anschauungen 
des Publizisten. Auch läßt sich schließlich nichts dagegen sagen, 
wenn K. auf eine Behandlung der Stellung M.'s in der Gesamtentwick- 
lung der politischen Theorien verzichtet, nur ist nicht einzusehen, 
warum er (S. 18 f.) diese Fortführung oder Ergänzung des von ihm an- 
geschnittenen Themas überhaupt vom Arbeitsgebiete des Historikers 
scheidet. 

Berlin. M. Krammer. 



Oeorges Es p Inas, Lee finances de la communaut^ de Douai 
des origines au XV. si^cle. Paris 1902. A. Picard et fils. 

Douai ist von den großen flandrischen Städten diejenige, die an 
älteren Quellen am ärmsten ist. Was bisher gedruckt war, sind die 
nicht sehr frühen Urkunden bei Tailliar recueii d*actes en langue ro- 
mane wallone. Das Buch von Espinas beweist, daß wir auch in Zu- 
kunft fär die ältere Zeit aus Douai wenig zu hoffen haben. So tragen 
die sehr fleißigen und gewissenhaften Ausführungen fOr die Grund- 
probleme des Städtewesens wenig aus. Was mir am meisten aufgefallen 
ist, ist das Vorkommen von massars, also massarii als städtischer Ver- 
mögensverwalter (S. 40 f.). Mir ist nicht erinnerlich, daß die Bezeich- 
nung anderwärts im französischen Norden vorkommt, während sie in 
den italienischen Stadtrechten bekanntlich ganz gewöhnlich ist: ist 
das Vorkomraen in Douai als ein Beleg für die Beeinflussung des nor- 
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dischen Stadtrechts durch das italienische zu fassen, von der man so 
oft spricht, von der man aber so wenig überzeugende Belege besitzt? 

Das Hauptverdienst des Buches liegt zweifellos in der exakten 
Schilderung der Finanzverwaltung einer größeren flandrischen Stadt wäh- 
rend des 13. und namentlich 14. Jahrhunderts. Besonders belehrend ist 
hier das über die Allmenden (watriscapia) gegebene (S. 167 f., S. 197 f.), 
dann die Ausfuhrungen über Schuldenwesen und hier wieder namentlich 
über die städtischen Leibrenten (S. 303-358). Schade, daß der Ver- 
fasser über die noch immer sehr rätselhafte, und für vieles recht wich- 
tige Technik des forage nicht mehr in seinen Douaisischen Belegen ge- 
funden hat (S. 217f.). 

Der Verfasser hat mit großer Mühe aus der deutschen und fran- 
zösischen Literatur die Parallelen zu den Einrichtungen von Douai 
gesammelt; namentlich nach der zweiten Richtung wird der deutsche 
Arbeitsgenosse, der ja in die provinziale Geschichtsliteratur Frank- 
reichs schwer einsehen kann, Espinas dankbar sein. 

Würzburg. Ernst Mayer. 



Glasson, Le parlement de Paris, son röle politique depuis le 
rfegne de Charles VEL jusqu'ä la r^volution. Paris, librairie 
Hachette 1901. 2 Bände. 

Zu den interessantesten geschichtlichen Erscheinungen gehört die 
Stellung des Pariser Parlaments seit der zweiten Hälfte des 14. ! Jahr- 
hunderts. Denn in Frankreich nahmen ja die Parlamente bis zur 
Regierung Ludwigs XIV. und dann wieder unter Ludwig XVL durch 
die Registrierung des königlichen Edikts direkt an der Staatsgewalt 
teil; möglich ist da« dadurch geworden, daß schon seit dem Ausgang 
des Mittelalters, z. T. gerade durch den Ämterkauf, die Gerichtsmit- 
glieder ein festes Recht auf ihr Amt haben und sich so eine fast erb- 
liche, mächtige Beamtenaristokratie entwickelt. Wie dann dieser 
selbständige Körper des ancien regime in die Anfänge der französischen 
Revolution eingegriffen hat, ist bekannt. Glasson gibt die Geschichte 
des Pariser Parlaments in ausführlicher, übersichtlicher Darstellung, 
die dem deutschen Leser gewiß eine Menge neuer Details bietet. Es 
ist zu hoffen, daß damit eine Annäherung an das Endziel erfolgt ist, 
das hier dem Rechtshistoriker vorschwebt, zu einer präzisen juristi- 
schen Darstellung der Kompetenzen welche das Parlament auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung und des Ämterrechts besitzt. 

Würzburg. Ernst Mayer. 
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Oli statnti marittimi Yeneziani fino al f255 editi a 
cura di Rice. Predelli e Adolfo Sacerdoti. (Estratto 
dal NuoTO Archivio Yeneto, nuova Serie, t. lY p. 1 e sog.) 
ä (209 p.>. Yenezia 1903, Prem. atab. tip.-Ui. YiaentinL 

Die hohe Bedeottmg, die den alteren reneasianiBchen Quellen fbr 
die Oeschicfate des Seerecfats innewohnt, ist seit geraumer Zeit ge- 
bührend anerkannt, um so mehr war zu bedauern, daS sie teils un- 
zulänglich, teils an schwer zugänglicher Stelle rerffffentlicht waren. 
So konnte R. Wagner flir seine Schilderung der Tenezianischen See- 
rechtsTerhflltnisse des 18. Jahrhunderts das wichtige Statut des Dogen 
Jacopo Tiepolo vom Jahre 1229 Oberhaupt nicht benutzen (Handbuch 
des Seerechts I 14 Anm. 27), und ftu&ert er für das umfassende, zumal 
durch Pardessus' (Collection V 20 ff.) Ausgabe zugänglich gemachte 
«apitulare nauticum des Dogen Renier Zeno von 1255 wiederholt (a. 
a. 0. und ebd. S. 61 Z. 2 v. o.) den Wunsch nach einer neuen Ausgabe. 
Diesem Wunsche ist durch die Ausgabe von Predelli und Sacerdoti 
ErAHmig geworden, die nun auch die dem d^tolare navium vorauf- 
gegaagenea Tenenanischen Seerechtsstatuten der Forschn^g bequem 
zugänglich gemacht haben. Eine sorgfältig geschriebene Einleitung 
von Sacerdoti geht der Textpublikation voran. Sie setzt die Statuten 
des IS, Jahrhunderts mit dem alteren Rechte in Zusammenhang, be- 
richtet Aber die Entstehung, Überlieferung und fHlhere YerOffentlichimg 
4ler neu zu publizierenden Quellen und bietet eine Übersicht Aber ihre 
widitigsten Vorschriften. Zu den Bemerkungen Aber die erhaltenen 
Hancbchriften (p. 10, 12 ff.) sind noch die den Texten selbst rorauf- 
geschiekten Angaben (p. 43 fP.) hinzuzufttgen; nähere Berichte sind zum 
Teil Ton Predelli im Arehirio Yeneto Mher entattet worden. An 
dieser Stelle sei ein Doppeltes herrorgehoben. Das unter dem Dogtn 
Tiepolo im Jahre 1229 erlassene Seegesetz ^vgl. dazu Wagner 160 
unter B I 1 b) ist nach einer wahrscheinlich der zweiten Hälfte des 
13. Jahrhunderts angehörigen Handschrül herausgegeben worden. Die 
statuta navium das Dogen Zeno von 1255 erscheinen nun zum ersten 
Male in dem offiziellen Texte, der in einer um die Mitte des 14. Jahr- 
hunderts hergestellten Handschrift erhalten ist.^) Die Herausgeber 
bieten (p. 45) den Wortlaut genau nach den Handschriften — abgesehen 
y«n der Interpunktion und der Verwendung der Majuskeln. Offenbare 
Schreibfehler sind als solche zuweilen durch Einschaltung eines „sie* 
gekennzeichnet (so S. 124 Z. 12 v. o.); ob es ein Schreib- oder ein 
Dmckfehler ist, der S. 111 Z. 8 v. u. aus den unschuldigen merchatores 
laediatores werden lie&, ist meht ersiehtlich. Die Statuten Zenoe 
bieten gegenüber dem auch von Pardessus abgedruckten Texte des 

^) Die hisberigea Drucke beruhen auf einer etwas jüngeren Hand- 
schrift, dem Manoscritto Qoerini. Über eine dritte jetzt zuerst zur Ver- 
gleicbung herangezogene Handschrift (Ms. Chelteahan) s. Sacerdoti 
p. 13 n. 1. 

Zeitschrift Ar Beohtagetchichte. XXV. Qenn. Abt. 23 
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Ms. Querini auch abgesehen von der abweichenden Eapitelzählung* 
nicht unwichtige sachliche Abweichungen (vgl. Sacerdoti p. 14 ff.). 
So wird z. B. im c. 97 an Stelle von ssorcerios** ^) ^sorterios" geschrieben 
(vgl. p. 207 s. V. sorterii), und fehlt ebendort die im Ms. Querini ent> 
haltene Bezeichnung der Kaufleute als fratres mercatores.*) Ein all- 
gemeines Bild von den Verhältnissen des Schiffahrtsbetriebes, welche 
die veröffentlichten Quellen voraussetzen und regeln, ist aus der schon 
erwähnten Einleitung Sac er dotis in verläßlicher Weise zu gewinnen. 
Die Skizze R. Wagners (a. a. 0. I 14 f.) mußte sich ja naturgem&ß 
auf wenige Grundlinien beschränken.') So gereicht in allen Teilen 
die neue Publikation der rechtsgeschichtlichen Forschung zur Förderung» 
Kiel. Max Pappenheim. 



Dr. jur. Emil Goldmann. Beitrage zur Geschichte der 
germanischen Freilassung durch Wehrhaftmachung. (A. u. 
d. T. : Untersuchungen zur Deutschen Staats- und Rechts- 
geschichte, herausgegeben von Dr. Otto Gierke, Pro- 
fessor der Bechte an der Universität Berlin, 70. Heft.) S 
(Vm und 73 S.) Breslau 1904, Verlag von M. u. H. Marcus. 

Der Leser der neuesten Schrift des rührigen YerfiEMsers wird in 
ihr etwas anderes finden, als er nach ihrem Titel zu erwarten hat. 
Denn eben das ist ihr wichtigstes Ergebnis, daß von einer germanischen 
Freilassung durch Wehrhaftmachung nach dem zurzeit vorliegenden 
Material nicht gesprochen werden kann, daß vielmehr die bekannten 
Zeugnisse anglo-normannischer Quellen fOr eine solche Freilassungsart 
vorerst eine isolierte, fCbr die Erkenntnis des älteren Rechts zunächst 

<) Vgl. dazu PArdessuB V, 53 n. 3, Goldschmidt, Ztscbr. f. HR. 
XXXY, 381. — *) Sacerdoti p. 32 zu Goldschmidt a.a.O. — *) Sie 
bedarf in einem Punkte der Berichtigung. Wagner meint, während der 
Reise trete die Bedeutung der patroni, der Schiffiteigentümer , sehr zurück« 
indem regelmäßig nur einer von ihnen sich auf dem Schiffe befinden solle, 
und selbst als Mitglieder der Schiffsbesatzung nur eine ganz geringe An- 
zahl — höchstens zwei — mitfahren dürften. Aber c. 31 (= 23 der neuen 
Ausgabe) des Cap. naut, auf das Wagner sich beruft, ist von ihm gründ- 
lich mißverstanden worden. Es bestimmt über die Zahl der patroni, welche 
die Reise mitmachen dürfen, überhaupt nichts, sondern beschäftigt sich nur 
mit der Frage, ob die an Bord befindlichen patroni zugleich Schiffsleute 
(mariuarii) sein dürfen. Diese Frage wird dahin beantwortet, daß, wenn 
nur ein Patron oder zwei an Bord seien, sie nicht marinarii sein kOnnen; 
nsi fuerint tres patroni, unus tantum illorum marinarius esse possit Et si 
fuerint qnatuor patroni, duo tantum illorum marinarii esse possint in sua 
naui. Et plus duobus patronis in aliqua naue marinarii esse non possint 
etc." Hier ist also nicht verboten, sondern geradezu vorausgesetzt, daß 
die Zahl der anwesenden patroni auch über vier hinausgehen kann. An- 
scheinend bezweckt das Verbot, einer Umgebung der vorangegangenen Vor- 
schriften (o. 20 = Q. 28) über die ausreichende Bemannung der Schiffe 
entgegenzutreten. 
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nicht verwertbare Erscheinung bilden. Diesem Ergebnis der Unter- 
suchung dürfte unbedenklich beizutreten sein. Der Verfasser gelangt 
KU ihm durch kritische Prüfung der für die herrschende gegenteilige 
Meinung beigebrachten Zeugnisse. Sie erweisen sich bei näherem Zu- 
sehen als überraschend dürftig. 

Die nordgermanischen Quellen, die sich zum großen Teile so 
eingehend mit dem Formalismus der Freilassung beschäftigen, enthalten 
nichts, was auf ihre Bewirkung durch Wehrhaftmachung hinwiese. 
Mit Recht wendet sich der Verfasser (S. 67 f.) gegen R. Schröders 
Heranziehung der Freiheitsgewinnung durch Erlegung eines Feindes 
oder durch Auszeichnung im Kampfe, wie sie für Norwegen durch 
GulapingslOg 812 und ffir Dänemark durch Saxos Bericht über König 
Frodes Gesetzgebung bezeugt wird. Von einer Freilassung ist hier 
überhaupt nicht die Rede, sondern von einem Freiwerden durch die 
zu lohnende Tat. »Wird der Sklave ein Mannestöter" — sagen die 
Gpl. — - ,so ist er frei, obwohl er vorher ein Sklave war" — nicht 
anders als wie der Friedlose gefriedet (flendr) ist, der eine wahi-e 
Kunde von dem Anrücken eines feindlichen Heeres gebracht hat. Eine 
besondere Freiheitsgewährung findet daher nicht statt ^), und die Frage 
nach ihrem Formalismus ist nicht aufzuwerfen. 

Was nun die deutschen Quellenzeugnisse für die Freilassung 
durch Wehrhaftmachung anbetrifft, so äußert sich der VerflEtsser über das 
von Sohm (Fränkische Reichs- und Gerichtsverfassung S. 550 Anm. 17) 
in erster Linie angezogene c. 13 der Germania des Tacitus nicht. Indessen 
kann die SteUe in der Tat gar nicht in Betracht kommen, da sie nur 
von der Wehrhaftmachung freier Jünglinge handelt. Es bleiben daher 
als Argumente der herrschenden Meinung nur noch des Paulus Dia- 
conus (I 13) Nachricht über die langobardische Freilassung per sagit- 
tam in Verbindung mit dem „thingit in gaida et gisil" des ed. Roth, 
c. 224 I und das Bild der Heidelberger, Dresdener und Oldenburger 
Bilderhandschriffcen zu Ssp. III 80 § 2, welches von nicht wenigen 
Forschem im Sinne des Zuwerfens eines Pfeiles gedeutet wird. Die 
Prüfung dieser beiden Gruppen von Zeugnissen auf ihren Wert für die 
Theorie der Freilassung durch Wehrhaftmachung bildet den Haupt- 
bestandteil der kritischen Untersuchung Goldmanns. 

Der Verfasser beginnt mit der „sächsischen Freilassung durch 
Wehrhaftmachung". Er zeigt, daß, wenn es sich bei den vom König 
geworfenen Gegenständen um Pfeile handelte, darum noch nicht in 
ihrem Zuwerfen, dem ein Auf- oder Ansichnehmen seitens des Freizu- 
lassenden nicht entspricht, der Gedanke der Wehrhaftmachung zum 
Ausdruck gelangt wäre. Er zeigt aber femer, daß es überhaupt nicht 
Pfeile, sondern wahrscheinlich Sporen sind, die geworfen werden. 



') Das ist auch gegen Goldmann S. 68 Z. 16 v. o. £f. zu bemerken. — 
Wenn K. Maurer (Die Freigelassenen nach altnorwegischem Rechte S. 24) 
von einer von Staats wegen erfolgenden »Freilassung* spricht, ist dies für 
den vorliegenden Fall nicht genau zu nehmen. 

28* 
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Wie man sich auch zu seiner eigenen, eich daran anechließenden Deo- 
tmig des Bpofenwnrfe stellen mag, sonel darf aU gewiß angenommen 
wecden« daß die Bilder des 8tp. als Stütse der Wehrhaftmachangstheorie 
nicht mehr in Betracht kommen werden* 

Für das langobardische Recht i«t es ja nun nicht sweifelhaft« 
daß der Pfeil im Freilaesnngsritttal eine Rolle gespielt hat. Die Angabe 
des Panlns Diaconns konnte niemals anders, als in diesem Sinne, ver* 
stuiden werden, and die aageftthrten Worte des ed. Roth, dolden wenig- 
stens die Deutung auf den Pfeil (gegen meine Bemerkungen — Laune- 
gild 8.89 ^ s. Goldmann 8« 37 ff.), wenn sie sie auch nicht swingend 
fordern. FUf die Beantwortung der Frage aber, in welcher Art und Be- 
dentung der Pfeil bei der Freüassung verwendet wurde, bleibt freilich 
der weiteste Spielraum offen. Die Ansicht, daß es sich um eine Wehr> 
baftmachung oder tun ein Rudiment einer solchen handle, hat — mit 
Unterschieden im einseisen -- die meisten Anhänger gefunden (Gold- 
in an n 6. 44 ff.). Ich halte sie mit dem Verfksser nicht für wahrschein- 
lich gemacht Er bemerkt mit Recht (S.4df.), daß eine ernstliche 
Wehrbaftmachttng als Überreichung eines Pfeils ohne Bogen nicht 
denkbar war, und es ist doch nicht anzunehmen, daß ebenso im Be- 
richte des Paulus, wie in der Formel des fklikts nur der Pfeil genannt 
worden wäre, wenn die ans Pfeil und Bogen bestehende Waffe gemeint 
war. Daß aber die Pfeüreidtung nur als Überrest einer einst ernst- 
lichea Waffenreichung übriggeblieben sei, rennag ich — auch ab- 
gesehen von dem, was der Verfiuser (S. 47) hiergegen vorbringt — 
nicht zu glauben. Es scheint mir, daß damit dem Pfeil eine Bedeutung 
beigemessen wird, die ihm in der Bewaffiiung der Germanen in der 
Alteren historischen Zeit nicht snkam. Was Müllenhoff (Altertums- 
kunde lY 167) hierüber zu c. 6 der Germania bemerkt'), wird ins- 
besondere auch dnroh die Rechtssymbolik bestätigt £s genügt eine 
Verweisung auf die von Jakob Grimm (Rechtsaltertümer* 1 222 f., 
S2öft'.) zusammengestellten Belege tur Begründung der Behauptung, 
daß Schwert und Speer, nicht Pfeil und Bogen, verwendet werden, wo 
die Angriffiiwaffen des Mannes in Frage konmien. Eben sie, und nicht 
Pfoil und Bogen, werden ja auch in der erwähnten, einzigen Quellen- 
etelle genannt, die unzweifelhaft von einer Freilassung durch Webr- 
haftmaohnng spricht.*) Es ist daher nichts weniger als wahrscheinlich, 
daß bei der langobardischen Freilassung der Pfeil mit dem Bogen zu- 
sammen als (j^genstand einer ernstlichen Waffenreichung gedient oder 
dtt Pfeil allein sich als Rudiment einer solchen erhalten hätte. 

Mit der Feststellung, daß es sich auf den Sachsenspiegelbildem 
nicht um einen Pfeilwarf handelt, und daß die Verwendung des Pfeils 
bei der langobardischen Freilassung aller Wahrscheinlichkeit nach 



^) Vgl. auch O. Sohrader, Reallexikon d. mdogerm. Altertumskunde 
6. G21. -- *) Germ. c. IS (s. oben S. 355) spricht bei der Wehrfaaft- 
maohung der Jünglinge nur von Schild und Speer, nicht von Pfeil und 
Bogen. 
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nicht auf dem Gedanken der Wehrhaftmachang beruht, hat 
Verfasger seine Aufgabe nicht Air gelöst erachtet. £r Tersneht rial- 
mehr (S. 18if.) den Sporenwarf des eftchsischen Rechts selbständig ra 
deuten, um dann (6. 49 if.) die langobardische Freilaasang per sagiitam 
als Seitenstfick bq ihm zu betrachten. Die BachsenspiegeiVilder seigen 
den Freizulassenden auf einem Wagen ätaend und im Begriffe, mn» 
Fahrt anzutreten, in deren Richtung von dam freilassenden König Ibri 
er mit der einen Hand weist (s. Goldmann 8. 8f., 6f., 18f. Anm. 1, 
dazu die Tafel 8. 7 t und ftr die Dresdener Handschiifib die Ansgabe 
V. Amiras I. Bd. Taf. 105). Man braueht nicht eben mit dem Ver&sser 
(8. 14 Anm., Tgl. auch 8. 49) anzunehmen, daß der Freigelaasene wirk- 
lich der Regel nach alsbald von der erlangten Freizfigigkeit Gebrauch 
gemacht hätte, um es begreiflich zu finden, da6 das Recht denelben 
in der Form des Reiseantritts sinnlich dargestellt wurde. Die Bilder 
lassen femer erkennen, daß der Freizulassende die vom König hinter 
ihm her geworfenen Gegenstände, von denen der eine ün Begriff ist, bei 
ihm niederzufallen, keineswegs zu ergreiüen bestrebt ist, daß «r nameni» 
lieh die hierfür verfügbare Hand nicht nach ihnen ausstreckt, sondern 
sie gerade hoch oder gar abgewendet halt Hiernach ist deutlich, daß 
es sieh nicht um ein Zuwerfen, sondern nur um ein Kachwerfen 
handeln kann (Goldmann 8. 10). Um dieses zu deuten, weist der 
Verfasser auf die zahlreichen , offensiven Reisezauberriten " hin, die 
zumal in Gestalt von Wurfhandlungen begegnen (S. 18ff.) und dazu 
bestimmt sind, die den Reisenden bedrohenden Dämonen zu vernichten 
oder zu vertreiben. Solchen Riten stellt der Verfasser (8. 19 f.) den 
SxK>renwurf zur Seite, indem er des weiteren zu zeigen sucht, daß die 
Sporen wegeB ihrer Verbindung mit dem menschlichen Fuße, wegen des 
Materials, aus dem sie gefertigt waren, und wegen der Form des Bügels 
und des Stachels als besonders geeignet ftlr jenen Zweck erscheinen 
konnten (S. 14, 20 ff.). Es liegt in der Natur der Sache, daß die zahl- 
reichen Äußerungen von Glauben und Sitte, die der Verfasser zur Be- 
gründung dieser These zusammenträgt, von sehr ^rschiedenem Beweis* 
werte sind. Namentlich wird sodann der umstand Bedenken erregen, 
daß es dem Verftwser nicht gelungen ist, aus dem umfassenden, zur 
Vergleichung herangezogenen Material einen zweiten Fall des Sporen- 
wurfs selbst nachzuweisen. Seine Deutung bleibt daher allerdings in 
hohem Maße hypothetisch. Aber wenn es ihm auch nicht gelungen 
ist, den Beweis seiner, wie er selbst (8. 14) zugibt, HÜlr den ersten 
Augenblick vielleicht etwas wunderlich klingenden Behauptung" zu 
erbringen, so wird ihm doch nicht das Verdienst abgesprochen werden 
dürfen, mit Scharfsinn und Fleiß die Möglichkeit einer neuen Deutung 
des Saehsenspiegelbildes dargetan zu haben, welcher die gegen die 
bisherigen Erklärungsversuche zu erhebenden Einwände nicht entgegen- 
stehen. Und wenn die herrschende Meinung dem sächsischen Pfeil- 
wurfe die langobardische manumissio per sagittam als Freilassung durch 
Wehrhaftmachung zur Seite stellt, so kann, wie der VerfiMser (S. 49 ff.) 
zeigt, diese Parallelisierung auch bei seiner Theorie in entsprechender 
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Gestalt bestehen bleiben. Freilich wissen wir ja nicht, in welcher 
Form das „sancire more solito per sagittam'' sich vollzog, von dem 
Paulas Diaconus berichtet (vgl. die Übersicht über die verschiedenen 
Ansichten bei Goldmann S. 41ff.). Aber daß es von einem Zauber- 
(Segens-)spnich begleitet war, entnimmt der Verfasser gewiß richtig 
mit Jakob Grimm aus dem nach Paulas dabei stattfindenden Murmeln 
gewisser Worte, und wenn, wie nicht ausgeschlossen, das ,thingit in 
gaida et gisil" des ed. Roth, die Pfeilzeremonie im Auge hat, kann 
diese wohl im Sinne eines Reisezauberritus verstanden werden. Hier- 
für spräche namentlich, daß das thingare in gaida et gisil, wie der 
Verfasser (8. 62 ff.) zeigt, nur ein Begleitakt des den Kern des fhlcfree 
facere bildenden quattuor vias dare ist. Restlos gehen aUerdings auch 
hier die Schwierigkeiten nicht auf. Denn es maß zum mindesten be- 
fremden, daß Paulus Diaconus, zu dessen Zeit «die Pfeilhandlung nur 
noch ein Scheindasein führte und nur die Freizügigkeitserkl&rung auf 
dem Vierwege der Verwitterung widerstand* (so der Verf. S. 64), bei 
seiner Schilderung das quattuor vias dare Überhaupt nicht erwähnt, 
sondern eben nur von dem Pfeilritus spricht. Die Bedenken, die sieh 
mir hieraus früher (Launegild S. 38) gegen die Beziehung des «thingit 
in gaida et gisil" auf die manumissio per sagittam ergeben haben, ver- 
mag ich auch jetzt noch nicht als beseitigt zu betrachten. 

Kiel. Max Pappenheim. 



Dr. Burkhard von Bonin, Eammergerichtsreferendar, 
Grundzüge der Rechtsverfassung in den deutschen Heeren 
zu Beginn der Neuzeit. Weimar, Hermann Böhlaus Nach- 
folger, 1904. X, 175 S. 8«. 

Der Verfasser hat es sich zur Aufgabe gemacht , auf der Grund- 
lage historischer FoBPchungsmethode ein „gewissermaßen gemeinrecht- 
liches*" Bild des Kriegsgerichtswesens in Deutschland zu Beginn der 
Neuzeit zu entwerfen. Als zeitliche Grenze stellt sich die vorliegende 
Arbeit im allgemeinen das Jahr 1600, da das Kriegsgerichtswesen um 
die Wende des 16. und 17. Jahrhunderts mit der Ernennung gelehrter 
Feldgerichtsschultheißen und infolge anderweitiger umstände eine 
wesentlich veränderte Gestalt annahm. Gleichsam als Fortsetzung 
der hier besprochenen Arbeit beabsichtigt der Ver^Ei^sser, in Bälde eine 
bis in die Gegenwart reichende Geschichte der brandenburgisch-preußi- 
schen Kriegsgerichte folgen zu lassen; die letzteren beruhen auf der 
Kriegsgerichtsordnung Gustav Adolfe und kennzeichnen damit eine 
neue Periode des Kriegsgerichtswesens. 

Die Art und Weise, wie v. B. seine Aufgabe anfaßt und durch- 
zuführen sucht, erweckt vollstes Vertrauen: Den Bedenken, welche der 
generalisierenden Benützung einiger weniger Einzelquellen aus ver- 
schiedenen Zeiten und Territorien entgegenstehen, begegnet er einer- 
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seits durch vorsichtige Beschränkung der Darstellung auf die Grund- 
züge — allerdings unter Berücksichtigung der territorialen Besonder- 
heiten und der geschichtlichen Entwicklung innerhalb des betrachteten 
Zeitraumes — andererseits durch eine außerordentlich gewissenhafte 
Heranziehung und Yergleichung möglichst zahlreicher gedruckter und 
ungedruckter Quellen. Dabei begnügt er sich erfreulicherweise nicht 
mit den auch bisher schon benützten Quellen, sondern er zieht bei 
^iner Untersuchung mehrfach auch solche Materialien heran, welche 
anderen Schriftstellern (z. B. J&hns in seiner grundlegenden Geschichte 
der Kriegsverfassung) entgangen oder doch nicht zugänglich gewesen 
waren. Die peinliche Gründlichkeit und die prüfende Kritik, mit 
welcher v. B. bei der Benützung der Quellen zu Werke geht, gibt ihm 
mehrfach Veranlassung, nicht nur den einschlägigen Darstellungen 
neuerer Autoren (wie Jahns, v. Ellger, Barthold, Dangelmaier, Zenk 
u. a.) verschiedentlich entgegenzutreten, sondern auch den eigentlichen 
Quellenwerken selbst, namentlich dem vielzitierten Kriegsbuche des 
Lienhard Fronsberger (v. B. verwirft die Schreibweise FrOnsperger 
u. ä.) mancherlei Unrichtigkeiten und Unzuverlässigkeiten nachzu- 
weisen. Welche literarischen Werke der Yer&sser vorzüglich benützt 
hat, ersehen wir teils aus der hauptsächlich die Literatur des 15. und 
16. Jahrhunderts umfassenden Übersicht im Vorworte S. VII ff., teils 
aus den zahlreichen, in den Fußnoten gegebenen Literaturnachweisen 
und kritischen Bemerkungen. 

Die Einteilung der Abhandlung ist folgende: Eine kurz orien- 
tierende Einleitung schildert die Entstehung des Kriegsgerichtswesens 
und die allgemeinen GrundzÜge der Kriegsgerichtsverfassung; hieran 
schließt sich eine auf die Hauptpunkte sich beschränkende Darstel- 
lung des Kriegsgerichts der Reichsheeresordnung von 1431; mit der 
späteren Entwicklung des Kriegsgerichtswesens steht diese SchOplung 
nach V. B. nicht in direktem Zusammenhang. Der dritte Abschnitt 
(S. 16 — 51) befaßt sich, da der Verf. sich berechtigtermaßen nicht auf 
die Gerichte selbst beschränken, sondern auch das gesamte Polizei- 
wesen in die Untersuchung mit einbeziehen will, mit den Polizei- 
behörden, das ist mit dem Feldmarschall, mit dem Profoß, mit den 
Unterstabspersonen und mit den militärischen Beamten der Disziplinar- 
polizei. Die übrigen fünf Abschnitte (S. 52—161) des Buches sind der 
Kriegsgerichtsverfassung im eigentlichen Sinne gewidmet ; sie betreffen 
einmal die obersten Gerichte (Kriegsrat, gemischtes Schiedsgericht, 
Besatzungsgericht und Berufungsgericht) und das Schultheißengericht, 
sodann das Reiterrecht, die Hechtsverfassung der Artillerie und die 
außerordentlichen Fußknechtsgerichte mit ihren zahlreichen Besonder- 
heiten. Der nahezu einen Druckbogen umfassende Anhang endlich 
gibt eine Erörterung Über die militärische Disziplinargewalt. 

Unter den mannigfaltigen Ergebnissen der Untersuchung v. B.s 
erscheinen mir nicht so sehr diejenigen bemerkenswert, welche nur 
einige spezielle — wenngleich allgemein interessierende — Einzel- 
erscheinungen der Kriegsrechtsgeschichte in ein neues Licht setzen 
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(wi€ z. B. die AiiBffthraiig«ii dber die Stelhiog des Profofisen (S. 22ffl) 
mid die eingehende &Ortening über das Reeht vor dem gemeinen 
Maxm und dessen Abart, das 8pie6gericht (8. 144 ff.)), als Tiebnehr jene, 
welche fBr die Gesamtaafftussnng des Militäigerichtswesens bedeut- 
sam sind. 

Von diesem Qesichtspnnkte aus sind meines Eäraehtens an erster 
Stelle die Aasfthrangen in {§ 1 und 2 zu nennen. Sie geben im Zu- 
sammenhalt mit gelegentlichen spftteren Bemerkungen des Verfassera 
ein klares Bfld der Entstehung der Militftrgerichtsbarkeit: Wir sehen, 
wie es zunichst der ordentliche Richter ist, dar im Kriegsheere in 
gleicher Weise Recht spricht, wie daheim; wie dann sp&ter die SOldner- 
scharen ihre eigenen Gerichte bekommen, wie aber diese besondere 
Kriegsgerichtsbarkeit nur als eine Art Delegation der heimischen Ge- 
richte erscheint und durchaus nach deren Vorbild gestaltet ist; und 
wir sehen darin einen neuen Beweis för die Tatsache, dafi die ganze 
Ifilitlrgerichtsbarkeit ihrer Entstehung und ihrem Wesen nach nichts 
weiter als eine den besonderen Bedflrfiiissen des Heerwesens angepaBte 
Äußerungsform der staatlichen Gerichtshoheit ist. Auf der anderen 
Seite aber zeigen uns die Untersuchungen ▼. B.s auch, wie die be- 
sonderen Erfordernisse des Kriegszustandes und insbesondere die RAck- 
sichten auf die militfirisehe Disziplin auf die Gestaltung der Kriega- 
gerichtsrerfiuisnng einwirken; wie die Gerichtsorganisation sich all- 
mählich notgedrungen an die Heeresorganisation anschliefit; wie das 
Gerichtswesen bald nach Kontingenten, bald auch nach Kationen und 
nach Waffengattungen geordnet wird; und wie im weiteren Verlaufe 
der Entwicklung in immer stftrkerem Maße die Tendenz obsiegt, die 
mititiiischen Interessen gegenüber den Interessen der Rechtspflege in 
den Vordergrund treten zu lassen: Auch die nicht spezifisch militftri- 
sehen Delikte der Soldaten werden unter dem Gesichtspunkte der Ver- 
letzung des DienstTcrtrages zu Milit&rYergehen gestempelt; alles, was 
im Heere geschieht, wird — Tiel&ch unter konkurrierender Zust&ndig- 
keit der Tcrschiedenartigsten militärischen und militilrgerichtlichen 
Organe — militärischer Polizei, Disziplin und Gerichtsbarkeit unter- 
stellt; das ursprüngliche Wesen der Kriegsgerichtsbarkeit wird so sehr 
verändert, dafi die Militärjustiz schließlich nicht mehr als ein Ausfluß 
der Justizhoheit, sondern geradezu als ein Attribut der Militärhoheit 
erscheint. 

Der Verfasser macht es dem Leser nicht immer leicht, diejenigen 
Punkte herauszufinden, welche, wie das soeben erwähnte Ergebnis seiner 
Forschungen, Ton allgemeinem bleibenden Interesse sind. Gleichwohl 
wird neben der Grermanistik auch die Staatsrechts- und Strafrechts- 
wissenschaft die Untersuchungen ▼. B.s vielfach mit Vorteil benutzen 
können: Die Stellung des Geriehtsherrn , das Recht der Begnadigung, 
das Wesen des militärischen Dienstvertrages, die Abgrenzung zwischen 
Militärstrafrecht und militärischer Disziplinargewalt, sowie manche 
andere Frage, deren sachgemäße ErOrteroDg ohne Kenntnis der Rechts- 
geschichte ein Ding der Unmöglichkeit ist, werden von v. B. teils im 
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Vortfeergelien kurz belemcMet, teile mit grftndlicher Aunftihrliefakeit 
be^an^e^ Dafi ^abei nicht immer eine glatte L<foung tiller Zweiifel 
gegeben irird, liegt vieHae^ in «ler Baelie seälnt begiDsdett So irt es 
ansek^ineiid v^Kg anegeeelilossen , einerseits die Zniftändigkeit iler 
nnlitlnschen VorgeeetEten , andererseil» die Smnpetenz der Militär- 
geriete f%r irgendeinen "Zeitpuftt in tillgemein glQliger, beftiedigen- 
der Weise vimeiimnder abEngvenaen. Indessen ist jeder Tersaeh, dnreh 
«treng metbedisebe, reöfatsgem^ierhtlicbe Forselreng eer ATrf%lSaTRig des 
vieUiEM^ Doeb im Dnnkel Hegenden l^^sens der Krie gag e iicbt i fea rkeit 
benwtragen, anfricütig va begi^ften. 

Gießen. W. van Cnlker. 



F. Dahn, Die Eonige der Germanen IX, 1 : Die Alamannen. 
Leipzig, Breitkopf ÄHärtel 1902. LH, 752 S. S^ 

Zwei Jahre nur Hegen cwischien der YerOffeKÜichung des aditei 
Baoadies ron F. Dah»s JfiCönigen der <jieiiBBnen* und deot EEicheÜMsn 
4er ersten AlMteiteg d«6 ttevnten^ ta ihr yerbindei sich mit der &iAe- 
ven Oeaehichte des AiamainaseDBtammes bis eut Mitte des achten J^br- 
faaadcrts die SdiiUeiwig aeixfeer Verfitsnaig und aller deijenigen Ord- 
ttOfigeo, ^eaen er als Glied des JFsankenreiehes smterwodea vnrde» 
des weutena des PisTa^ und flitarafreebtes, soweit beide in flAaamnm- 
sehen Kechisai&eichiinngen niage treten, der wirtschelUiehen nnd 
kiffchlkiKn Zostfiade, bis endlieh die iStelInng des BenBOgs wie des 
EOttiga einläAlidie Wftrdigniqr exßHart. 

Den Band erAffiiet «ine umfangreiche Übersicht über die 'äaelien 
und literainK. Allem Asiscbe» cach Boli sie die Ähnlichen Zauinmeu- 
steUnngea in den Mheren BAndee ergftnswn, nicht allein e«f den ver- 
übenden ach beziehen; vamsn denn andees Bolltea AuMAse v>Qm 
Haandl, Kehr und MtÜier fkber den Sirohenstaat und das VerhAltnis 
iNieelams' L na Psendoisider erwähnt rsein, deren Tbraaa doeh seit der 
Oescfaicbte der AlaaBesmea nicht das geringste eu tun hat? — Unseve 
InhfliUeaQgabe des Baades hielt «eh aar ea die znaaeiBt hervortreten- 
den Abschnitte; ersehidpfead die Falle des ausgebneiteten Stoffes xa 
chstAkterisieiien venniJehte alleitt wer sieh in die Eigenart der Dispo- 
aiüoB vertie£be, die dae Detaii bis ia seäne fiBiaaten Verüetehingen haoeia 
«inneekt, deebalb anstatt «a&nklänen verwint. lAteiousche und grie- 
chische, gaoße und klfsae iBncbstaben, röniadie und arabische Ziffern 
sollen die einnelnea Untecabschintte Toneinaader abhebea, aber das 
Bfabem der Gliedenmg bleibt nidit lecht erfindÜch. Man lese aar 
folgendes: Soster Abadmitit &. i-^TO <dannster I und II); Zweiter Ab- 
schnitt & 71--215: HI. V^nfaesung. £eeht. Zustiiade i^. 71-7ä2.!). 1. i>ie 
Otimdlagm (mit A and B, A mit I und li, B nnr mit 1); ^. Die£tibide 
<aat A— E, A wiederum mit ar-<d, d mit I — Y, V aait m and fi usw.^ 
J2(!). Ven&seung. Bedrfc. Znstfinde & 215->7d2: A. Die eiazeben Hcbeets- 
rechte 8. nh- 69ß, darasiter I-X bis a 752, ohne daß ein Abschmtt B 
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folgte, jeder Teilabschnitt mit Unterabteilungen wie der vorauseilende 
Abschnitt S. 71—215. — Dabei erhebt sich die weitere Frage, ob jede 
in sich geschlossene Materie auch nur an einer Stelle behandelt wird. 
Die Antwort muß verneinend lauten. So verzeichnet D. auf S. 330 bis 
344 die Verbrechen nach Alamannenrecht, dem Pactus also und der 
Lex Alamannorum, S. 391 — 400 diejenigen der Lex Romana Raetica 
Curiensis; dort werden vierzehn, hier elf Verbrechen aufgezählt, hier 
wie dort natürlich beinahe genau dieselben, so z. B. S. 341 und S. 394 
die Beleidigung, der an beiden Orten nur wenige Zeilen gewidmet sind. 
Daß solche Trennung zum Verständnis der aiamdnnischen Bechtsan- 
schauung beitrage, läßt sich nicht gerade behaupten; sie ist nicht ge- 
eignet, das gegenseitige Verhältnis der alamannischen Rechtsqnellen 
hinsichtlich der Wertung jenes Delikts aufzuhellen. 

Alles sind nur Äußerlichkeiten, wird man einwenden. Ein urteil 
über den materiellen Gehalt des Bandes wird daher von seiner Methode 
und der Tragfähigkeit der Darlegungen abhängig sein. Hinsichtlich 
jener sind einige Bedenken nicht zu unterdrücken. D. will alles und 
jedes buchen; in häufig wechselnder Umgebung erscheint das gleiche 
Zeugnis derselben Quelle, — an keiner also wird es gänzlich ausge- 
schöpft. Wer aber mag sich der Mühe unterziehen, alle Belege zu- 
sammenzutragen, um das Wesen des Instituts zu erfassen? Dazu kommt 
— und dies Moment ist namentlich für die Abschnitte über die ala- 
mannische Verfsissung von entscheidender Bedeutung — , daß die stete 
Rückverweistmg auf die Darlegungen des siebenten und achten Bandes 
nur die Folgerung zuläßt, in ihnen sei nicht alles gesagt worden, was 
zu ihrem Verständnis unumgänglich notwendig ist, hier dagegen werde 
das Einzelne allzusehr losgelöst von seiner Bedingtheit durch die all- 
gemeinen Verhältnisse. Bezeichnend dafür ist das Kapitel über den 
Theokratismus (S. 745—748): er „erscheint selbstverständlich*' wie in 
der ganzen Zeit und im ganzen Reich „auch in den alamannischen 
Quellen"; dann folgen Zitate aus der Lex Alamannorum, Urkunden, 
Formeln und Geschichtswerken; „die äußerst verderbliche Wirkung 
des Theokratismus, die durch Verleihung der Immunitäten an fast alle 
Kirchen und Klöster das Staats vermögen aushöhlte, trat hier wie im 
ganzen Reiche ein*'. D. isoliert einerseits den Alamannenstamm zn sehr, 
läßt ihn also als wenig beeinflußt von der fränkischen Entwicklung 
annehmen, wo er aber dieser gedenkt, tritt die Stärke ihres Drucks auf 
Alamannien nicht genügend hervor. Deutlich wird dies offensichtliche 
Gebrechen in den Ausführungen über Kirchenhoheit, Kirchen- und 
Klosterwesen (S. 611—693). Daß von einem bodenständigen alamanni- 
schen Kirchenrecht nicht die Rede sein kann, bedarf nicht des Beweises; 
D. konnte also nur schildern, welche Äußerungsformen die Verfassung 
und das Recht der Kirche in Alamannien zeitigte: er brauchte nicht 
darzulegen, wie die Ordnungen des gesamtfränkischen Kirchenwesens 
auch im alamannischen Gebiet sich auslösten. Dies gesamtfränkische 
Kirchenwesen war mit Berücksichtigung des ganzen Reiches und seiner 
kirchlichen Zustände schon im voraufgehenden Bande gewürdigt wor- 
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den, — in Alamannien treten neue Züge nicht hervor, weil eben die 
Kirche ihre Stellung wie im Gesamtstaate so in seinem Teile sich 
schuf dank der ihr innewohnenden Kraft, auf Grund des Ausgleichs 
zwischen rOmischen und deutschen Rechtsanschauungen, zwischen ihren 
Forderungen und denen der Laienwelt, an deren Spitze das Königtum 
Btand. Daß Karl der Große ein eifriger Reliquienverehrer war (S. 618), 
braucht nicht mit Hilfe einer obendrein gefischten, angeblich von ihm 
für Würzburg ausgestellten Urkunde erwiesen zu werden, ebensowenig 
ist es ftbr Alamannien charakteristisch, daß noch vor den Grafen 
Bischöfe als einflußreiche Berater des Königs erscheinen (S. 632); daß 
die nicht in Privateigen stehenden Kirchen später Leutkirchen heißen 
(S. 648) ist ebenso tmrichtig wie der Satz, der Klostergründer bedürfe 
zur Stiftung der Erlaubnis des Königs, aber den Abt bestelle er selbst 
<S. 661): richtig ist nur, daß zu jener die Genehmigung des Bischofs 
erforderlich war, daß die Einsetzung nur des ersten Abtes als regel- 
mäßig angesehen werden darf, die der Nachfolger aber gehandhabt 
wurde je nach dem bei der Gründung der Abtei festgelegten Willen 
ihres Gründers. 

Um ein Gesamturteil Über den ganzen Band zu fällen, werden diese 
Stichproben nicht ausreichen; aber nach Lektüre der wichtigsten Ab- 
schnitte muß gesagt werden, daß sie an Bedeutung hinter dem zurück- 
bleiben, was ältere Bände, namentlich der dritte bis sechste über die 
Ost- und Westgoten, brachten. Auf einem Drittel der Seitenzahl hätte 
die Bedeutung des Alamannenvolks für die deutsche Rechtsgeschichte 
dargestellt werden können. So aber bringt D. ein Mosaik von Exzerpten 
zum Abdruck, die nur zu häufig unvermittelt nebeneinander stehen: 
er hat auf ein lesbares Werk verzichtet und zugleich auf ein solches 
zum Nachschlagen, vornehmlich aber auf die Herausarbeitung der 
Grundgedanken des alamannischen Rechtes, seinen Abweichungen und 
seinen Übereinstimmungen mit dem fränkischen. Niemand kann dies 
lebhafter bedauern als der Referent, der den Anschein erwecken wird, 
als wolle er kleinlich mäkeln; die Ehrfurcht aber des Jüngeren vor 
dem Älteren darf nicht verschweigen was des Ausstellens wert er- 
scheinen kann. 

Greifswald. A. Werminghoff. 



Ludwig Bittner, Die Geschichte der direkten Staatssteuem 
im Erzstifte Salzburg bis zur Aufhebung der Landschaft 
unter Wolf Dietrich. I. die ordentlichen Steuern [Archiv 
für österreichische Geschichte XCILBand S. 483 ff.] Wien. 
In Kommission bei Carl Gerolds Sohn. 1903. 83 S. 

Richard Meli, Abhandlungen zur Geschichte der Land- 
stände im Erzbistume Salzburg. L Die Anfange der Land- 
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stände. [ I . bis 4. Lieferung. Mitteilungen der Gesellschaft 
für Salzburger Laudeskunde XLm. und XLIV. Bd.] Salz- 
burg 1903 und 1904. 

Im Anschlösse an Zeumers und v. Belows grondlegeade Unter- 
suchungen wurden in den letzten Jahrzehnten verschiedene Arbeiten 
yeröffentlicht, die den Entwicklungsgang der ordentlichen staatlichen 
Steuern in diesem oder jenem Territorium des deutschen Reiches zum 
Gegenstände haben. Wir besitzen solche Studien Ar weltliche und 
geistliche Fürstentümer. Wenn auch ihr Wert begreiflicherweise ein 
ungleicher ist, so tragen sie doch alle dazu bei, die Erkenntnis eines 
ftkr die deutsche Rechtsgeschichte überaus wichtigen Problems zu för- 
dern und zu vertiefen. Neuestens wurden diese Fragen auch für Ge- 
biete aufgerollt, die heute Bestandteile Österreichs ausmachen. So 
gab uns Kogler eine von mir in dieser Zeitschrift Bd. 23« S. 294 ff. 
ausführlich besprochene Darstellung der ordentlichen landesfürstlichen 
Steuer im mittelalterlichen Tirol, die vorliegende Arbeit behandelt 
diese Frage für das Erzstift Salzburg und in den von A. Dopsch 
begründeten Forschungen zur inneren Geschichte Österreichs sollte 
der leider jüngst schon in so jungen Jahren verstorbene Professor in 
Freiburg i. Ü. W. Levec eine Arbeit Über die Geschichte des ftlteren 
landesftrstlichen Steuerwesens in Österreich und Steiermark ver- 
Üffentlichen. 

Gerade das Thema der Arbeit Bittners ist darnach angetan, das 
Interesse des Rechtshistorikers in besonderem Maße zu erwecken. 
Nicht etwa nur deshalb, weil eine Untersuchung über die Entstehung 
und Ausbildung der Steuer in einem dem Südosten des Reiches ange- 
hörenden geistlichen Territorium zu Vergleichen ermuntert mit der 
Entwicklung, die das Bteuerwesen in anderen weit davon entfernt liegen- 
den geistlichen Gebieten des Reiches genommen hat, sondern vor allem 
aus dem Grunde, weil das weltliche Herrschaftsgebiet der Erzbischüfe 
von Salzburg keineswegs auf einheitlicher Grundlage erstand, sondern 
von der Forschung von vornherein in zwei große Gruppen zerlegt 
werden muß, in das Hauptland einerseits, in Enklaven, die im Macht- 
bereiche der Habsburger und Wittelsbacher lagen, anderseits. W&hrend 
im Hauptlande auf dem Boden des alten Immunitätsgebietes und in 
den allmählich ihm angegliederten Grafschaftsbezirken unter zielbe- 
wußt auftretenden Kirchenfürsten die Landeshoheit zu voller Entwick- 
lung gelangte, war dies in den Enklaven, wo Salzburg in dem Streben 
nach Erlangung der vollen öffentlichen Gewalt mächtigen, für ein ge- 
schlossenes Gebiet mit der obersten Gewalt ausgestatteten Landesherren 
gegenüberstand, nicht in demselben Maße der Fall. 

Allerdings begegnen wir in beiden Gruppen einer ordentlichen 
Steuer auf dem platten Lande wie in den Städten und Märkten; aber es 
entsteht für uns sofort die Frage, ob die Verschiedenheit in der Aus- 
gestaltung territorialer Gewalt Verhältnisse auf salzburgischem Boden 
nicht auch die Entwicklung des Steuerwesens beeinflußte. So tritt 
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denn die Frage nach der Entstehung dieser ordentlichen Steuer in 
Salzburg in den Vordergrund der ganzen Untersuchung. 

Leider müssen wir die Ergebnisse, zu denen die sonst verdienst- 
liche und reichhaltige, mit Gewissenhaftigkeit aufgebaute Arbeit in 
diesem wichtigen Punkte gelangte, ablehnen. Bittner denkt sich den 
Entwicklungsgang etwa in folgender Weise. In der Zeit, ftlr die uns 
reiches Material an Steuerbüchern, Rechnungen, Urbaren und Urkunden 
vorliegt, und in der die Steuerverfassung, was die ordentliche Steuer 
angeht, bereits durchaus entwickelt war, erhoben die Erzbischöfe als 
ordentliche Abgabe im Hauptlande eine Steuer nicht nur von ihren 
eigenen Hintersassen, sondern auch von jenen der Geistlichkeit 
und der Ritterschaft, während in den Enklaven damit nur die erz- 
bischöflichen Eigengüter belastet waren. Femer lag die Steuer Verwal- 
tung in dem ganzen Gebiete des Erzstiftes in den Händen von Urbar- 
ämtem, also von grundherrlichen Instanzen, wogegen die Landgerichte 
mit ihr nichts zu schaffen hatten. Da nun weiter durch E. Richters 
Untersuchungen festgestellt wurde, daß gerade in einem großen Teile 
des Hauptlandes für die Erzbischöfe die volle Landeshoheit erst 
durch den Erwerb der Grafschaftsrechte erstand, so erhelle daraus 
die Tatsache, daß schon vor dem berührten Erwerb der Gra&chafts- 
rechte im ganzen Immunitätsgebiete Salzburgs eine ordentliche Steuer 
bestanden habe. Diese sei jedoch in jener früheren Zeit als Immuni- 
tätssteuer grundherrlicher Natur gewesen*), habe in den Enklaven 
auf dem platten Lande ihren Charakter beibehalten, sei jedoch ioj 
Hauptlande nach dem Erwerb der Grafscbaftsrechte durch Ausdehnung 
auf fremde Hintersassen zu einer öffentlich-rechtlichen Abgabe 
geworden. Erst die Ausbildung der vollen öffentlichen Gewalt habe 
den Rechtstitel geboten, alle Landesuntertanen — die privilegierten 
Klassen natürlich ausgenommen — zur Besteuerung heranzuziehen. 
Als Zeitpunkt komme hierfür vor allem die Regierungszeit Eberhards IL 
in Betracht. 

Die Deutung dieser, der ordentlichen Landessteuer in Salzburg 
vorangehenden Immuuitatssteuer als grundherrliche Abgabe beruht 
auf einer irrigen Auffassung über das Wesen der Immunität, auf einer 
Verwechslung der Begriffe: Immunität und Grundherrlichkeit. Dies 
hat schon H. B. Meyer in seiner Anzeige*) mit Hecht gerügt. Neue- 
stens nahm auch Below zu dieser Hypothese Stellung') und entwickelte 
gerade im Anschlüsse au die Verhältnisse in Salzburg in lichtvoller 
und plastischer Weise seine Gedanken über den Ursprung der ältesten 
deutschen Steuer. Meyers Kritik rief eine Erwiderung Bittners hervor 
und ihr folgte eine Antwort des Referenten.^) Beide Stücke enthalten 
wertvolle Bemerkungen und tragen vielfach zur Klärung des inter- 
essanten Problems bei. Für die Frage nach den Anföngen der ordent- 

Vgl. Historische Vierteljahreaschrift Jahrgang VII 8.444^ - *) Ebd. 
S. 88ff. — - *) Mitteilungen des Instituts für östarr. Oeschichtsfortchung 
Bd. XXV S. 455 ff. — •) Historische Vierteljahresschrift Jahrgang VII S. 438 ff. 
und 442 ff. 
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liehen Steuer in Salzburg selbst sind wir aber auch trotz dieser neue- 
sten Untersuchungen in der Hauptsache, nach wie vor, wie im Nachbar- 
lande Tirol lediglich auf Rückschlüsse aus Quellen späterer Zeit und 
auf Heranziehung von Ergebnissen, die für andere Gebiete feststellbar 
sind, angewiesen. 

In Kürze soll noch betont werden, daB die letzten Partien des 
Buches mancherlei für die Steuergeschichte wertvolle Aufschlüsse geben. 
Allerdings in viel kürzerer Weise als bei Kogler werden hier, für Land 
und Stadt getrennt, die Fragen nach Subjekt und Objekt der ordent- 
lichen Steuer, nach den Bemessungsgrundlagen, nach den Organen der 
Steuerverwaltung aufgerollt. Einiges hören wir Über das Problem der 
Veranlagung, Einhebung und Ablieferung dieser Abgaben, sowie über 
deren Verrechnung im salzburgischen Staatshaushalte. Neues enthält 
die Arbeit insbesondere für die Frage nach dem Verhältnisse des Steuer- 
wesens zur Zentral Verwaltung der Finanzen Salzburgs. Als solche 
Zentralbehörden kommen das Vizedomamt, später seit dem 14. Jahr- 
hundert das Hofineisteramt in Salzburg und daneben die Vizedome in 
Friesach und Leibnitz in Betracht. Im 15. Jahrhundert tritt in dieser 
Eigenschaft das Kanmiermeisteramt für den ganzen Bereich der erz- 
bischöflichen Herrschaft hervor. Eine Schilderung der Wirksamkeit 
dieser Behörde in Steuersachen mußte jedoch dem 2. Teile der Arbeit, 
der den außerordentlichen Steuern gilt, vorbehalten bleiben. Es ver- 
schwindet ja im 15. Jahrhundert in Salzburg die ordentliche Steuer 
als landesherrliche Einnahmsquelle auf dem flachen Lande vöUig. Sie 
wird den Grundherren Überwiesen und die Erzbischöfe beziehen sie 
fortab nur mehr von ihren Eigengütem. Begünstigt wurde diese Ver- 
änderung dadurch, daß man schon im 14. Jahrhundert die Steuerzahler 
nach ihrer grundherrlichen Zugehörigkeit veranlagte, die Einhebung der 
Steuer dem Grundherrn der steuerpflichtigen Hintersassen überließ und 
sich dabei mit einer Pauschalsumme begnügte, deren Zahlung schließ- 
lich ganz wegfiel. Ähnliche Abfindungen ließen die Erzbischöfe übri- 
gens auch gegenüber den Städten zu, und auch hier kam so allmählich 
die ordentliche Steuer ganz in den Besitz der Städte. In den Enklaven 
aber ging die Städtesteuer dem Erbischofe auf andere Weise verloren. 

Die Gescliichte der salzburgischen Landstände fand neuestens in 
Richard Meli einen Bearbeiter. Er kündigt uns mehrere .Abhand- 
lungen zur Geschichte der Landstände im Erzbistume Salzburg* an. 
Die erste, deren weitaus größerer Teil in den Mitteilungen der Gesell- 
schaft für Salzburger Landeskunde (XLIII. und XLIV. Bd.) bereits vor- 
liegt, behandelt für dieses Gebiet ein Problem, das seit den bahn- 
brechenden Forschungen, die Below und Luschin für andere deutsche 
Territorien gebracht haben, in den Vordergrund rechtshistorischen 
Interesses gerückt wurde, die Frage nach den „Anfängen der Land- 
stände ". Das bisher Veröffentlichte erörtert in Kürze den Entwicklungs- 
gang der Prälaten- und der Ritterschaftskurie, wogegen die Ge- 
schichte des Bürgerstandes, der dritten Kurie am späteren salzburgi- 
schen Landtage, erst im nächsten Jahrgange folgen und den Schluß 
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der ersten Abhandlung bilden soll. Obwohl dieser letzte Teil heute 
noch ausständig ist, so bietet doch das bisher Erschienene als wichtiger 
und wertvoller Beitrag zur deutschen Verfassungsgeschichte bereits 
ein gutes Bild von dem Aufbau der Landschaft in einem geistlichen 
Territorium des deutschen Reiches und läßt uns ersehen, daß auch 
in Salzburg die Anfänge politischer Berechtigung einzelner Klassen 
der Bevölkerung viel älter sind als die Einrichtung von Landtagen. 

Die Ratgeber der Erzbischöfe von Salzburg, die nach und nach 
in gewissen Fragen maßgebenden Einfluß erlangten und dadurch zu 
Landständen wurden, gehörten geistlichen und weltlichen Ejreisen 
an. Wie in so manchem anderen geistlichen Fürstentume des deutschen 
Reiches zählte dazu auch in Salzburg der höhere Klerus des Landes. 
Vor allem gewann das Domkapitel schon früh Ober die ihm durch 
die kirchliche Verfassung eingeräumte Mitwirkung an gewissen DiÖze- 
Sangeschäften hinaus auch auf die weltliche Regierung des Erz- 
bischofs einen lebhaften und bestimmenden Einfluß. In diesem Punkte 
sind allerdings Mells Ausführungen etwas dürftig gehalten; denn er 
betont fast ausschließlich die stetig sich mehrende Anteilnahme des 
Domkapitels an der Wahl und an der Regierung während der Sedis- 
Vakanz, hätte uns aber sicherlich auch nähere Angaben über die In- 
gerenz des Domkapitels auf den weltlichen Geschäftskreis des salzburgi- 
schen Kirchenfürsten 'sede plena' bringen können. Zur «Landschaft" 
selbst wurde das Domkapitel erst im Laufe des 16. Jahrhunderts ge- 
rechnet. Noch am Ausgange des 15. Jahrhunderts reden die Quellen 
von Kapitel und Landschaft und fassen unter letzterer Bezeichnung 
nur die „Ritterschaft*^ und die , Städte ** zusammen. Außer dem Dom- 
kapitel errangen allmählich infolge ihres besonderen Ansehens und 
ihres reichen Grundbesitzes einige landsässige Prälaten Sitz und Stimme 
am Landtag. Zu ihnen gehörte auch der Fürstbischof von Chiemsee. 
Sie bilden mit der Vertretung des Domkapitels die spätere Prälaten- 
kurie des salzburgischen Landtages. 

Unser besonderes Interesse erwecken jedoch Mells Ausführungen 
über die Ritterschaft, die bis zur Aufhebung der ständischen Ver- 
tretung durch die bayrische Regierung (1811) die zweite Kurie des 
Landtages ausmachte. Die Entwicklung dieser Klasse gestaltete sich 
abwechslungsreicher und mannigfaltiger als jene der ersten Kurie. Der 
Name „Ritterschaft* selbst ist kein alter. Er begegnet in diesem Sinne 
erst im Laufe des 14. Jahrhunderts und bürgert sich vollends erst im 
15. ein. Früher hießen diese Elemente „Ministerialen* und „Ritter 
und Knechte". Da die letztgenannten als eigener Stand erst eine 
spätere Erscheinung sind, so kommen als Grundstock der weltlichen 
Berater des Kirchenfürsten für die älteste Zeit nur die Ministerialen 
in Betracht. Aus guten Gründen teilt Meli daher den der Entwicklung 
der Ritterschaftskurie gewidmeten Abschnitt in drei Perioden, in die 
Periode der Ministerialen bis an das Ende des 18. Jahrhunderts, in jene 
der Ministerialen und Ritter und Knechte bis an den Beginn des 
15. Jahrhunderts und endlich in jene der Ritter und Knechte aUein, 
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die dann mit der Ausbilduig dm Landtag3weaeD& in die Ritterschafts- 
kuria dberghigen. 

Die Ministerialit&t anlangend begegnet uns is älteren saUbiiigi- 
Bchcn Urkunden dai Woct mimsterialk noch, in der urBprOnglichen 
Bedeutung, die lediglich dtas Dienatverhätnia, in das Freie und Unfreie 
eintraten, kennzeicknetr ftc das st&nderecktlicke Problem daher noch 
nickt verwertbar ist. Später erscbeint jcdock auch hier die Mioisteria- 
lität als geschlossener Stand im Rechtasinn, 1125 kOrexk wir schon von 
eiaem ius ministerialiuni und rasch mackt sie die Entwicklang zu einem 
Geburtastande dnrck, dessen rechtliche Verk&ltniBse und dessen soziale 
Bedeutung der Yer£Ei£ser an der Hand eines reichen Materials und unter 
Verwertung der einschlägigen Literatur daziegt. Daraiuf will ick hier 
nicht weiter eingehen und nur noch hervorheben, daß in Salzburg die 
Ministerialität neben dem Domkapitel schon früh anf Regierungskand- 
lungen des LandesiÜiBten EininX^ zu nehmen begann. Wenigstens können 
wir derartige Formeln, in denen eine Mitwirkung des ELapLtels und der 
Ministerialen angedeutet ist, hier schon seit 1122, ja vereinzelt sogar 
bis an das Ende des IL Jahrhunderts zurfick verfolgen, w&hrend die 
ersten derartigen Beispiele aus Steiermark, wo bisher durch Luschin 
das älteste Auftreten ständischer Rechte nachgewiesen wurde, erst der 
zweiten Hälfte des 12, Jahrhunderts angehören. 

Neben den Ministerialen gab es auch in Salzburg eine Anzahl 
freier Ritter,, edler Herren,, von denen einige Gra£»iämter innehatten. 
Der besonderen Vorteile wegen, deren sich die Dienstmaanschaft von- 
seiten ihrer Herren erfreute, scheinen sie sich jedoch wie anderwärts in 
großer Zahl iu solche AbhäBgigkeitsverhältniaae zum Erzbiacho£e 
begeben zu haben. Bis um die Mitte des 18l Jahrhunderts war nach 
Mells Darlegungen der ganze altfreie salzbutgische Adel entweder aus- 
gestorben oder in der Miaisterialltät angegangen. Dieser interessante 
Prozeß wäre in einer eigenen Untersuchung eingehead an der Hand der 
Urkunden zu beleuchten. Meli bemerkt in dieser Richtung nur, daß in 
den stereotypen Au&ählungen der Bevölkerungsklassea das Wort ,nobi* 
les" mit der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts fast ganz entlUlt, zeigt 
an einem Beispiele, wie in früherer Zeit als „libezi*' benannte Personen 
späterhin ausdrücklick als «ministeriales'' auftraten und erwähnt,, daß 
manchmal der Einzelne in den Zeogenreihen eine sgin*i^r veränderten 
LsiUfi entsprechende Stellung einnimmt. Urkunden, die unanttelbar 
den Eintritt landsässigei ödes auswärtiger Edler in die Ministerialität 
behandeln, brachte er nicht bei, sondern begnügt sieh damit, auf den 
Eintiitt auswärtiger Ministerialen in salzbuzgische Dienstvethält- 
nisse hinzu weisen. 

Ein weitervT Abschnitt ist der DarsteUung des Entwiekluogsgangs 
der zweiten Klasse unfreier Ritter, der «miliites et clientes" auf salz- 
burgischem Boden gewidmet Auch ihre soziale und rechtliche Stellung 
wird unter Bezugnahme auf Zallingers glänzende Unterauchnng ent* 
sprechend keleoehtet und im Anschlüsse daran geareigt, wie diese Skisse 
trotz ihrejr Unterordnung unter die Ministerialen noch zu Ende des 
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18. Jahrhunderte die Landstandschaft erkämpfte , so daß diese Ritter« 
und Knechte fortab neben den Dienstmannen als Mitglieder ständischer 
VerBammlungen in Betracht kommen. Durch geschlossenes, zielbewußtes 
Vorgehen wußten sie überdies im 14. Jahrhundert aus ihrer alten 
Abhängigkeit emporzusteigen und die Führerrolle im politischen Leben 
zu gewinnen. Begünstigt wurden sie dabei vor allem auch durch den 
Umstand, daß yiele der alten Ministerialenfamilien — Angaben wäreii 
hier erwünscht gewesen — ausstarben und der Rest, der noch auf den 
Landtagen erschien, der großen Zahl einfacher Ritter gegenüber so 
wenig durchzusetzen vermochte, daß er sich lieber mit diesen Rittern 
und Knechten zu einer großen Klasse verband. Daher traten seit dem 
Ende des 14. Jahrhunderts in Salzburg nur mehr «Ritter und Knechte*" 
als ritterliche Klassen des Territoriums auf, während sich in den 
benachbarten österreichischen Territorien die alte Scheidung in dem 
Aufbau der adeligen Klassen des Landtages (Herrenstand — Ritter- 
stand) noch jahrhundertelang behauptete. 

Diese salzburgische Ritterschaft, in der somit auch die Reste der 
einstigen Dienstmannen aufgegangen waren, sie bildete aus verschie- 
denen Qründen schon im 14. Jahrhundert einen Machtfaktor im Lande. 
In der Natur der Sache lag es, daß die Landstände sich bei allgemeiner 
Landesgefahr fester aneinander schlössen, um mit vereinten Kräften 
für das Wohl des Landes einzuketen, und daß sie in gleicher Weise 
vorgingen, wenn es notwendig war, ihre Rechte vor Angriffen und 
Beeinträchtigungen zu bewahren. Solche Zeiten waren für Salzburg 
am Ende des 14., am Beginne des 15. Jahrhunderts gekommen. Land und 
Stadt Salzburg befanden sich unter Pilgrim II. und Gregor (1365—1403) 
in der drückendsten Lage. Davon gibt uns Meli auf (jhnind eingehen- 
der archivalischer Erhebungen ein anschauliches Bild. Mit Interesse 
folgen wir seiner Schilderung der Ursachen und der unmittelbaren Ver- 
anlassung zum Abschlüsse jener großen Einigung der Salzburger Land- 
schaft, die mit dem noch nicht genügend erklärten Namen , Igelbund ** 
bezeichnet wird. 56 Ritter und die 5 Städte Salzburg, Laufen, Titt- 
moning, Hallein und Radstadt taten sich nach dem Tode Gregors 
am 20. Mai 1403 zusaromen, um von dem neu zu wählenden Erzbischofe 
Abhilfe der Beschwernisse zu erreichen, die unter seinen Vorgängern 
so hart auf der Bevölkerung lasteten, und verpflichteten sich gegen- 
seitig, ihm bis zur Abgabe bindender Versprechungen die ständische 
Huldigung zu verweigern. In der Tat blieb der Erfolg nicht aus. 
Denn der am nächsten Tage, am 21. Mai gewählte Eberhard III. erteilte 
sofort der Landschaft den von ihr begehrten Bestätigungsbrief und 
versprach darin, ihren Beschwerden abzuhelfen und sie bei Recht zu 
halten, wogegen er von der Landschaft Treue und Gehorsam erwartete. 
Aber das Bündnis hatte damit noch nicht sein Ende erreicht; denn es 
war zu fürchten, daß der Erzbischof späterhin die Zügel der Regierung 
wieder straffer anziehen würde. So traten noch im Juni 1403 der 
Bischof von Ohiemsee und 24 andere salzburgische Ritter dem Bunde 
bei, und alle, die alten wie die neuen Genossen, verpflichteten sich, zur 
Zeitschrift fUr Rechtsi^wchichto. XXV. aerm. Abt. 24 
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Wahrung ihrer Interessen alljährlich am St. Rupertatag in Salzbmg' 
eine Zusammenkunft zu halten, in ihr die Gebrechen des Landes sa 
besprechen und deren Beseitigung durch den Landesförsten zu erbitten. 

Mit der Darstellung der nächsten Wirkungen dieses großen Bunde» 
bricht Mells Untersuchung ab. Die weitere Entwicklung der Ritter- 
schaft bis in die Neuzeit hinein hat er noch nicht gegeben. Den 
Igelbund selbst aber bezeichnet er mit Recht als einen Markstein 
in der Geschichte der salzbuigischen Landstände. Ihm näher getreten 
zu sein, ihn in seinen letzten Ursachen betrachtet und in dieser Richtung 
nur als eine Etappe in dem fortschreitenden Entwicklungsgange land- 
ständischer Machtverhältnisse dargestellt zu haben, ist ein großes Ver- 
dienst der vorliegenden Untersuchung. In der Tat kann jetzt der 
Igelbund jenen großen Ständeeinungen würdig zur Seite gestellt werden^ 
die in den babsburgischen Gebieten und andernorts seit dem Beginne 
des 15. Jahrhunderts emporwuchsen und den Landesf&rsten oft in nur 
zu eindringlicher Weise Einfluß und Stärke der ständischen Vertretung 
im Lande zum Bewußtsein brachten, auf diese Weise eine kräftige 
Unterlage für die Entwicklung des Landtagswesens abgaben. 

Als Anhang gibt Meli nebst einer Anzahl von bisher ungedruckten 
einschlägigen Urkunden und von Regesten auch einen wortgetreuen 
Abdruck der Igelbundurkunde (1403, Mai 23.) und der erwähnten Bei- 
trittsurkunde (1403 Juni 15.), endlich eine gelungene Reproduktion dea 
im Museum Carolino - Augusteum der Stadt Salzburg liegenden Igel- 
briefes selbst, aus der auch die höchst merkwürdige Art der Besieglung 
an allen 4 Seiten des Dokuments erhellt. 

Mells Arbeit, die aus dem Seminar des Meisters österreichischer 
Rechtsgeschichte, Arnold von Luschin-Ebengreuth hervorginge 
erscheint dem Gesamtwerte nach als eine verdienstliche. Der urkund- 
liche StofiP, vielfach aus Archiven geschöpft, und die einschlägige 
Literatur sind gut verwertet Der Verfasser zeigt in seinem Erstlings- 
werke bereits lebendigen historischen Sinn und gute Schulung. Daß 
der sprachliche Ausdruck hie und da besser sein könnte, daß mancher- 
lei Fragen nur angedeutet und nicht erschöpfend behandelt wurden^ 
daß endlich die lieferungsweise Bearbeitung eines solchen Problems 
zu gewissen Ungleichmäßigkeiten fahrt, das beeinträchtigt nur in. 
geringem Maße den Wert der Untersuchung. Möge der Verfasser, der 
in so jungen Jahren schön begonnen hat, in fruchtbarer und erfolge 
reicher Weise rechtsgeschichtlich weiterarbeiten. 

Innsbruck. A. v. Wretschko. 



Die Recbtsgescbicbte der Insel Helgoland von Dr. Ernst 
y. Mo eil er. Weimar, Hermann Böhlaus Nachfolger 1904. 
Vm und 267 Seiten. 

In diesem mit viel Liebe geschriebenen Buch — verdankt es 
doch der Tatsache seine Entstehung, daß im siebzehnten Jahrhundert 
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ein Vorfahr des Verfassers, Abraham Moeller, Landvogt auf Helgoland 
war — wird in denkbar größter Vollständigkeit alles zusammengestellt, 
was sich über die rechtsgeschichtliche Vergangenheit der Nordseeinsel 
von den frühesten Nachrichten an bis zu ihrer Wiedervereinigung mit 
Deutschland irgend ermitteln ließ. Selbstverständlich ist die ältere 
nicht gerade reichliche gedruckte Literatur ausgiebig verwertet worden, 
außerdem hat der Verf. aber auch mit rühmenswertem Eifer alle noch 
erreichbaren handschriftlichen Quellen: Verordnungen, Protokolle, Chro- 
niken durchforscht Leider ist es ihm nicht möglich gewesen, hin- 
reichende Einsicht in die wichtigen Protokollbände des Helgoländer 
Gerichts zu gewinnen, die zwar erst mit Eintragungen aus dem Jahre 
1648 beginnen, von da ab aber bis zur Qegenwart fiäst vollständig in 
Helgoland vorhanden sein sollen. Nur den ersten Band durfte er 
benutzen; auf die Bitte um Übersendung weiterer Protokollbände 
erwiderte das Amtsgericht Altona, Abteilung für Helgoland, die 
gewünschten Bücher könnten nicht versandt werden, „weil die noch 
auszuführenden Arbeiten für die Anlegung des Grundbuchs deren Ge- 
brauch fortwährend erforderlich machten*. Wir schließen uns dem 
Bedauern des Verf. über diesen ablehnenden Bescheid völlig an. 

Der Schwerpunkt der Darstellung liegt in der Schilderung der 
Zustände im 16., 17. und 18. Jahrhundert, d. h. in der Zeit, in der 
Helgoland unter der Herrschaft zuerst der Herzöge von Gottorp, dann 
der Könige von Dänemark stand. Denn über die vorangehenden mittel- 
alterlichen Zustände fließen die Nachrichten nur sehr spärlich mid die 
englische Herrschaft im 19. Jahrhundert hat nur auf den älteren Grund- 
lagen weiter gebaut Von dem Helgoland der gottorpisch-dänischen Zeit 
hat der Verf. unter geschickter Benutzung der Quellen ein höchst 
anschauliches Bild zu entwerfen verstanden. Er führt uns die gesamte 
Verfassung und Verwaltung der Insel vor, die landesherrlichen und die 
Landesbeamten, das Finanz-, Kriegs-, Kirchen-, Schul-, Lotsen-, Stran- 
dungs- und Bergungswesen; er schildert die Gerichtsverfassung und 
das Gerichtsverfahren ; er berichtet über das, was sich hinsichtlich des 
Straf- und Privatrechtes für das damalige Helgoland feststellen läßt. 

Daß das Bild ein sehr glänzendes sei, kann man nicht behaupten. 
Die unfruchtbare Insel gestattete ihren Einwohnern keine anderen 
Berufe als das Fischen, Schiffen, Lotsen und Bergen; ein selbständiges 
kräftiges Gemeinwesen zu entwickeln verhinderte ihre allzu geringe 
Ausdehnung und die dadurch bedingte Spärlichkeit der Einwohnerschaft, 
andererseits machte ihre Abgelegenheit einen näheren Anschluß an die 
Staatswesen des Festlandes unmöglich. Trotzdem bei den Helgoländem 
selbst mit einer gewissen Eifersucht die Freiheit ihres Gemeindelebens 
betont zu werden pflegte, war von einer solchen in Wirklichkeit nichts 
zu spüren; der Landesherr herrschte durch seine Beamten mit tatsäch- 
lich unumschränkter Gewalt und die Befugnisse der Landesbeamten, 
der Batleute, Quartiersmänner, Ältesten, Kirchenvorsteher usw. waren 
nur gering. Wie kleinlich und ärmlich die Verhältnisse waren, ist 
z. B. aus der nicht geringen Rolle zu ersehen, die unter den landes- 

24* 
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beirllchen Einnahmen die an die Gottorper Kirche zu liefernden 95 
(oder 190) Hiunmem und die 210 Herrenschnepfen spielten. Kein Wunder, 
da& sich das Sinnen und Trachten der Helgoländer darin erschöpfte, 
die kärglichen ihnen zu Gebote stehenden Einnahmequellen so reich- 
lich als möglich auszuschöpfen, vor allem das Lotsen und Bergen; 
daher denn auch das Lotsen- und Strandrecht in äußerst egoistischem 
Sinne ausgestaltet wurde. Was in größeren lebenskräftigen Gemeinwesen 
zu wichtigen Verfassungskämpfen führte, das nahm hier noch ent- 
schiedener wie in der Kleinstaaterei des Festlandes den Charakter 
kleinlicher Zänkereien an, wie denn z. B. im 18. Jahrhundert erbittert 
darüber gestritten wurde, ob die Helgoländer verpflichtet seien, dem 
Landvogt unentgeltlich sein Gepäck auf das Oberland zu tragen. 

Ohne auf den reichen Inhalt der Schrift weiter einzugehen, seien 
bloß noch folgende zwei Punkte hervorgehoben, die freilich nicht so 
sehr für die Helgoländer Zustände, als fBir die Art, wie man sich amt- 
lich mit ihnen beschäftigt hat, charakteristisch sind. 

In Helgoland galt das jütische Gesetzbuch, das Jydske Lov König 
Waidemars II. von 1241. Immerhin aber nur als subsidiäre Rechts- 
quelle, denn wenn es auch später immer mehr vordrang, so ist doch 
stets, wie der Verf. nachweist, auch Helgoländer Brauch und Her- 
kommen berücksichtigt worden. 

Merkwürdigerweise hat sich der deutsche Gesetzgeber von dieser 
Sachlage keine deutliche Vorstellung gemacht. Es heißt in unserem 
Buche S. 63: »Als im Jahre 1890 Helgoland mit Deutschland vereinigi^ 
wurde, begleitete die Regierung die Gesetzesvorlagen im Reichstag 
und im preußischen Landtag mit einer Denkschrift, die auf Grund der 
Mitteilungen des Kaiserlichen Kommissars flir Helgoland eine ,Über- 
sicht über die Verwaltungseinrichtungen und Rechtsverhältnisse Helgo- 
lands' geben wollte. In dieser Denkschrift ist mit großer Ausführlich- 
keit vom jütischen Lov die Rede. Unter der Annahme, als sei das 
Helgoländer Privatrecht von einigen Ausnahmen abgesehen mit dem 
Recht des Jjdske Lov identisch, wird des langen und breiten von 
«einigen besonders charakteristischen Rechtsnormen* nicht des wirklich 
auf Helgoland geltenden Rechts, sondern des Jydske Lov gesprochen*^. 
Nicht ohne einen Anflug von Spott weist der Verf. auf die Oberfläch- 
lichkeit dieser amtlichen rechtsgeschichtlichen Forschungen hin: „Zur 
Kenntnis des Helgoländer Rechts kommt man nicht, wenn man ein&ch, 
weil es das bequemste ist, mit dem Verfasser jener Denkschrift das 
Jydske Lov aufschlägt." 

Noch ärger freilich ist der Schiffbruch, den der englische Gesetz- 
geber zwischen den Klippen der Helgoländer Rechtsgeschichte erlitten 
hat. Die englische Regierung erließ nämlich 1864 eine Verordnung, 
nach der „das letzte, bis zum Jahre 1864 erlassene schleswig-holsteini- 
sche Zivil- und Kriminalgesetzbuch als Grundlage für alle vom Gesetz- 
gebenden Rat von Helgoland zu erlassenden Gesetze dienen'' sollte usw. 
Eine Anordnung, die, wie unser Verf. mit Recht sagt, der Rücksicht 
der Engländer auf die deutsche Stammesart der Helgoländer alle Ehre 
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macht, aber dadurch ^radezu komisch wirkt, daß jenes mythische 
Zivil- und Kriminalgesetzbuch Schleswig -Holsteins überhaupt nicht 
existierte ! 

Mögen diese wenigen Bemerkungen die Freunde rechtsgeschicht- 
licher Forschungen zur Lektüre des vorliegenden Buches einladen, durch 
das sich der Verf. lebhaften Dank verdient hat. 

Rostock. R. Hübner. 



Dr. Robert Bartsch, Die Rechtsstellung der Frau als Gattin 
und Mutter. Geschichtliche Entwicklung ihrer persönlichen 
Stellung im Frivatrecht bis in das achtzehnte Jahrhundert. 
Leipzig, Verlag von Veit & Comp. 1 903. VI u. 186 Seiten. 

Die vorliegende Abhandlung gehört nicht, wie ihr Haupttitel 
vermuten lassen könnte, zu der heut so arg ins Kraut geschossenen 
populären Rechtsliteratur, in der mehr oder minder oberflächlich, mehr 
oder minder tendenziös das Recht der Frau abgehandelt wird. Sie ist 
vielmehr eine streng wissenschaftliche Arbeit reohtsgeschichtlichen 
oder, wie der Verf. mit einem heut beliebten Ausdruck sagt, entwick- 
lungsgeschichtlichen Charakters. Freilich nicht so sehr eine auf selb- 
ständigen Quellenstudien angebaute Untersuchung, als vielmehr im 
wesentlichen eine Zusammenfassung fremder Forschungsergebnisse. Sie 
setzt sich zur Aufgabe, die Rechtsformen, die die persönlichen Be- 
ziehungen der Frau zum Ehemanne und zu den ehelichen Kindern im 
Laufe der Zeiten bis zum Schluß des 18. Jahrhunderts angenommen 
haben, übersichtlich unter Hervorhebung der dabei obwaltenden „ent- 
wicklungsgeschichtlichen Tendenzen" darzulegen. Jedoch wird der 
also abgegrenzte Stoff nicht, wie man aus dem Titel schließen könnte, 
von einem universalrechtsgeschichtlichen und -rechtsvergleichenden 
Standpunkt aus behandelt; vielmehr ist es dem Verf. nur darum zu 
tun, die geschichtlichen Grundlagen des heut in Deutschland und 
Osterreich herrschenden Rechtszustandes, der durch das Zusammen- 
wirken von römischem Recht, Christentum und deutschem Recht 
herbeigeführt worden sei, klarzulegen. Daraus erklärt sich, daß nur 
in der Einleitung allgemeinere Dinge, hauptsächlich die vorgeschicht- 
lichen Ausgangspunkte und die geschichtlichen Entwicklungsstufen 
unserer Familie, erörtert werden. Dann wendet sich der Verf. sogleich 
den fdr ihn in Betracht kommenden Rechts- und Kulturkreisen zu. 
Zunächst behandelt er die Entwicklung im römischen Recht, darauf 
erörtert er den „familienrechtlichen Inhalt* des Christentums, um end- 
lich eine ausführliche Schilderung der Rechtsentwicklung in Deutschland 
zu geben; zu diesem Zweck schildert er zunächst das von fremden Ein- 
flüssen unberührte deutsche Recht der germanischen und fränkischen Zeit, 
dann das durch das Christentum beeinflußte mittelalterliche deutsche 
Recht, schließlich das rezipieile gemeine Recht und das Partikularrecht 
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vom 16. bis in das 18. Jahrhundert. Ein Überblick über die familien- 
rechtlicben Theorien des Naturrechts schließt die Abhandlung. 

Ihr Schwerpunkt liegt in denjenigen Abschnitten, die die mittel- 
alterliche und neuzeitliche Rechtsentwicklung in Deutschland betreffen. 
In ihnen gibt der Verf. eine mit reichen Literaturbelegen und Quellen- 
stellen ausgestattete Darstellung; in den übrigen ist die Behandlung 
weniger eingehend. Der Verf. ist offensichtlich bestrebt gewesen, seinen 
höchst umfangreichen Stoff möglichst asusammenzudrftngen. Dieses sehr 
anerkennenswerte Bemühen hat ihn freilich zu einer nicht unbedenk- 
lichen Willkür in der Auswahl des Materials geführt, die besonders 
bei der Darstellung des deutschen Rechts aufßUlt (über die dem römi- 
schen Recht und dem Christentum sowie dem Kirchenrecht gewidmeten 
Abschnitte erlaube ich mir kein Urteil). Während die ostdeutschen 
Rechtsquellen, insbesondere die aus Osterreich, Böhmen, Mahren usw., 
mit großer Sorgfalt herangezogen werden, fehlt jede Rücksichtnahme 
auf die schweizerischen; für die späteren Entwicklungsstufen des 
fir&nkischen Rechts werden zwar gelegentlich französische Contumes, 
auch der Code civil, gar nicht aber die niederländischen Rechtsquellea 
beachtet. Auch die angelsächsischen Rechtsdenkmäler bleiben unbe- 
nutzt. Besonders aber liegt in der völligen Ignorierung des nord- 
germanischen Rechts ein empfindlicher Mangel; sie geht so weit, daß 
die F ick er sehen Untersuchungen nicht einmal in den Literaturüber- 
sichten angeführt sind. Ich verkenne nicht im geringsten die hier 
obwaltenden großen Schwierigkeiten, die — trotz Jakob Grimm — 
m. E. nur durch gute Übersetzungen der nordischen Quellen in ersprieß- 
licher Weise beseitigt werden können. Gewiß würde an sich gar nichts 
gegen eine Beschränkung auf einzelne ausgewählte Quellenkreise des 
deutschen oder germanischen Rechts einzuwenden sein. Vielleicht 
würde sogar der Verf. der Sache einen größeren Dienst geleistet haben, 
wenn er seine Arbeit zu einer Spezialuntersuchung der ihm genauer 
bekannten, also besonders der österreichischen Quellen gestaltet und 
diese dann vor allem durch eingehendere Urkundenstudien vertieft 
hätte. Da er sich aber sein Ziel weiter gesteckt hat, da er von dem 
Familienrecht der Germanen im allgemeinen handelt, seine vom Christen- 
tum beeinflußte Weiterentwicklung in allgemeinen Zügen charakteri- 
sieren, seinen prinzipiellen Gegensatz gegenüber dem römischen Rech t 
darlegen will — natürlich all das nur im Hinblick auf die Rechts- 
stellung der Frau in der Familie — , so muß sich die Frage erheben, 
ob das mit jener einseitigen Quellenauswahl zu erreichen war. Ich 
will nur beispielsweise auf folgende Punkte hinweisen. Der Verf. 
ninmit, was die Geschlechtsvormundschafb betrifft, eine in gerader Linie 
verlaufende Entwicklung von ursprünglicher gänzlicher Abhängigkeit 
zu inmier größerer Selbständigkeit der Frauen an. Wie stimmt dazu 
die von Hub er in seiner Geschichte des schweizerischen Privatrechts 
(die dem Yerf. unbekannt geblieben zu sein scheint) an der Hand der 
schweizerischen Rechtsquellen festgestellte Erscheinung, daß die Ge* 
schlechtsvormundschaft in vielen Gegenden ihre strenge Ausbildung 
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«rst seit dem Ausgang des Mittelalters erfahren hat? Femer: der 
Verf. geht mit der herrschenden Lehre davon aus, daß die Germanen 
die Frau bei der Eheschließung durchweg als Sache behandelt hätten 
und daß erst das Christentum hierin eine freiere, edlere Auffassung 
zur Herrschaft gebracht habe. Dflrfen wir wirklich dem germanischen 
Recht schlechtweg jenen Standpunkt zuschreiben? Jedenfalls erklärt 
sich neuestens Boden in seiner Schrift ,,Mutterrecht und Ehe im alt- 
nordischen Recht" S. 83 auf Grund seiner genauen Bekanntschaft mit 
der nordgermanischen Rechts- und Erzfthlungsliteratur auf das ent- 
schiedenste gegen diese Annahme. Für. die so ungemein schwierige 
und verwickelte Frage des christlichen Einflusses auf das mittelalter- 
liche Recht ist das nordische Recht geradezu entscheidend. Dieser 
Einfluß wird heut gern möglichst stark betont, zumal von französischen 
Forschem (Viollet, Lefebvre u. a.). Mir scheint, daß hier viel&ch 
Behauptungen ohne genügende quellenmäßige Beg^rfindung aufgestellt, 
vorgefaßte Meinungen als Tatsachen behandelt werden. Hat die Kirche 
wirklich so maßgebend auf die Entwicklung des deutschen Familieu- 
rechts eingewirkt, durch ihre sittlichen Vorstellungen eine Umgestaltung 
des Familienrechts herbeigeführt, „wie sie stärker kaum gedacht werden 
kann" (S. 57)? Die Umgestaltung zugegeben, wo liegen die zwingenden 
Beweise dafür, daß sie grerade von der Kirche bewirkt worden ist? 
Kann man z.B. mit Grund behaupten, daß bei der Ausbildung . des 
Systems der ehelichen Gütergemeinschaft christliche und kirchliche 
Vorstellungen Einfluß hatten, wie das der Verf. (S. 75) im Anschluß 
an Viollet tut? Gewiß zieht der Verf. mit vollem Recht außer den 
Rechtsdenkmälem „Ansichten der Theologen, Historiker und Dichter" 
herbei, um ein richtiges Bild des wirklichen Rechtszustandes zu 
gewinnen; aber ist nicht größte Vorsicht geboten, wenn aus solchen 
„Ansichten'' etwas für den wirklichen Rechtszustand entnommen werden 
soll? Die Gefahr unberechtigter Verallgemeinerung liegt hier sehr 
nahe; ich glaube nicht, daß ihr der Verf. entgangen ist. Auch die 
übliche Gegenüberstellung von römischem und germanischem Recht, 
wie man sie im Anschluß an die herrschende Lehre auch in unserer 
Abhandlung antrifft, nimmt allzu leicht etwas Gemeinplätzliches an. 
Behauptungen, wie die, das römische Recht sei an der Unversöhnlich- 
keit des Individualismus mit jeder Familienorganisation gescheitert, 
während das deutsche zu allseitig befriedigenden Familienverhältnissen 
gelangt sei (S. 70. 71), befriedigen wohl eher das Ohr des Hörers, als 
daß sie die Erkenntnis förderten. Gelegentlich führt jenes Bestreben, 
überall Gegensätze zwischen römisch und deutsch zu sehen, auch zu 
offenbaren Widersprüchen; so heißt es S. 69, der germanischen Munt 
habe das wesentlichste Moment der patria potestas, die begrifl'liche 
Schrankenlosigkeit, gefehlt, während doch kurz vorher (S. 62) auch von 
der Munt gesagt worden ist, sie habe ursprünglich keine rechtlichen 
Schranken gekannt. 

Die Schrift ist also, wie gezeigt, von Mängeln nicht frei. Sie 
macht einen unheitlichen Eindmck, wie wenn der Verf. seinen Ursprung- 
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liehen ZusammenstellungeD über das spfttmittelalterliche und neozeii- 
liehe Recht zur Abrundung Abschnitte hinzugeftigt habe, itlr die seine 
Studien nicht ausgedehnt genug gewesen sind. Vielleicht erklären 
sieh daraus auch manche Un Vollständigkeiten in der Literaturbenutzung. 
So ist z. B., abgesehen von den schon erw&hnten Lücken, auffallend, 
daß der Verf. das bekannte Buch von Gide-Esmein, £tude sur la 
condition priv^ de la femme nicht zitiert; und zu dem tit. 59 der 
lex Salica mußte unbedingt Brunn ers Abhandlung in Z*f. RG. 21 
angeftlhrt werden. Ich möchte jedoch zum Schluß hervorheben, daß 
den Mängeln des Buches auch Vorzüge gegenüberstehen: der Verf. 
erweist sich als ein klarer Kopf, als ein geschickter Schriftsteller, als 
ein fleißiger Arbeiter; wenn seine Schrift zu Ausstellungen Anlaß gibt, 
so liegt das im wesentlichen an der ungemeinen Schwierigkeit der 
Aufgabe. Die Gleschichte des Familienrechts liegt vielfach noch so im 
dunkeln, daß es kaum möglich ist, auch nur für abgegrenzte Teile 
die Entwicklungslinien ohne eingehende Spezialstudien zu ziehen; oft 
hindern sogar die beigebrachten Anschauungen die richtige Erkenntnis 
mehr als daß sie sie forderten. Möge der Verf. sich veranlaßt finden, 
sich an der weiteren Aufhellung der hier liegenden Probleme zu 
beteiligen und dann mehr ins Einzelne und Tiefe dringen, als es ihm 
diesmal möglich war. 

. Rostock. R. Hübner. 



Oonrad Bornhak, ao. FrofesBor der Rechte an der Uni- 
versit&t Berlin, Preußische Staats- und Rechtsgeschichte. 
Berlin, Carl Heymanns Verlag 1903. XXYI und 538 SS. 

Durch die allgemeine Verfügung vom 18. Januar 1897 (IMBl. 
S. 19 fr.) ist eine Übersicht Über die Rechtsentwicklung in Preußen 
mit Rücksicht auf die einzelnen Landesteile als obligates Kolleg für 
preußische Referendariatskandidaten bestimmt worden, nachdem schon 
Mher, 1891/92 mit Nachdruck auf die preußische Rechtsgeschichte als 
Vorlesungs- und Prüfungsgegenstand verwiesen worden war. Dadurch 
ist ein dankenswerter Ausbau der Vorlesungen über deutsche Rechts- 
geschichte erfolgt. Die deutsche Rechtsgeschichte mußte sich in der 
unverhältnismäßig kurzen Zeit, die ihr etwa im Vergleich mit der 
römischen Rechtsgeschichte zugemessen ist ^), für die Periode der terri- 

^) Deutsche Rechtsgeschichte wird in Preußen vierstündig, römische 
Rechtsgeschichte ohne Zivilprozeß drei- bis vierstündig gelesen. Dabei ist 
der Stoff der deutschen Rechtsgeschichte viel reicher. Die staatsrechtliche 
Entwicklung drängt sich hier in ganz anderer Breite und Aktualität hervor, 
als im römischen Recht, wo sie nicht so sehr rechtsgeschichtliche als rechts- 
antiquarische Bedeutung hat. Die Oeschichte des römischen Staates ist längst 
ebenso abgeschlossen, wie die der übrigen Staaten des Altertums. Ähnlich 
verhält es sich mit dem Strafrecht und Prozeß, um so mehr als die Roma- 
nisten die antiquarische Seite des Problems, das reine römische Recht, der 
recbtsgeschichtlichen, d. i. der gemeinrechtlichen Entwicklung vorziehen. 
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torialen Entwicklung damit begnOgen, die gemeinsamen Züge dieser 
80 überreichen Gestaltungen herauszuraffen und zusammenfassend zu 
umspannen. Dem EoUeg über „preußische Bechtsentwicklung" fftllt 
es nun gerade zu, hier fBlr ein bestinmites Rechtsgebiet die detaillier- 
teren und dadurch greifbareren Ausführungen nachzuholen. So bietet 
die preußische Territorialrechtsgeschichte hier gleichsam einen «Mikro- 
kosmos der allgemeinen deutschen Rechtsgeschichte: die von dieser 
gewonnenen allgemeinen Lehren in ihrer besonderen Erscheinung; einen 
Teil des realen deutschen Rechtslebens und zwar jenen Teil, in den 
der studierende Jurist selbst durch seine Geburt als empfangend und 
zeugend hineingestellt worden ist.*^ *) 

Schon frühzeitig ist das Bedürfnis resp. der Mangel einer speziell 
partikulftren Rechtswissenschaft empfunden worden. Das Mittelalter 
schuf seine Rechtsbücher, das neuzeitliche Territorialstaatsleben brachte 
eine immerhin ansehnliche partikularistische Literatur hervor. Doch 
hat immer wieder das gemeine oder genauer gesagt das rOmische Recht 
und das Naturrecht die Ausbildung hintangehalten. Erst die großen 
Kodifikationen aus dem Ende des XVIII. und dem Beginn des XIX. Jahr- 
hunderts, die das „gemeine* und Naturrecht beseitigten, haben für 
eine territoriale Rechtswissenschaft festen Grund gelegt. Aber die all- 
gemeinen Zustände zu Anfang des XIX. Jahrhunderts ließen eine wirk- 
lich wissenschaftliche Verarbeitung dieser Grundlagen nicht aufkommen. 
Der Druck des absoluten Staates metiemichisch-reaktionftrer Observanz 
hielt auch hier die freie Regung des Geistes nieder. Trockene ratio- 
nalistische Technik, dialektische Gesetzkunde statt lebendiger Rechts- 
wissenschaft ~ das ist die Signatur der Jurisprudenz dieser Zeit 
„Sehr bezeichnend ist das Urteil", schreibt Savigny in seinen Vor- 
schlägen zu einer zweckmäßigen Einrichtung der Gesetzrevision (1842) *), 
„welches ein preußischer Staatsminister gleich nach der Einführung 
unserer allgemeinen Gesetzgebung ausgesprochen haben soll : das Land- 
recht ist eine schöne Blume, die vom Stock abgeschnitten und in ein 
Glas Wasser gestellt worden ist." 

Allmählich aber fingen die Keime der modernen Rechtswissen- 
schaft, die bei der Wiedergeburt des deutschen Geistes in der Ära der 
Befreiungskriege geschaffen worden waren, mächtig an zu treiben. 
Seit den vierziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts wird die Herr- 
schaft des starren, absoluten Buchstabens gebrochen und der Geist 
verbindet wieder, was Natur und Geschichte vereint, aber die deutsche 
Zerfahrenheit zerrissen hatte. Die rechtsgeschichtliche Schule bringt 
das Bewußtsein der historischen Einheit des deutschen Rechts zur 
Geltung, das sich sofort für die wissenschaftliche Behandlung des par- 



^) Aus meinen AusfQhrungen anläßlich von Luschins Österreichischer 
Reichsgeschichte in der Kritischen Vierteljahrsschrift 3. F. Bd. II (18%) 
8. 836. — - *} Abgedruckt bei A. Stöbsei, Brandenburg-Preußens Rechtsver- 
waltung und Rechtsverfassung II 733 ff. insbesondere 737. Der Ausspruch 
rührt also weder von Savigny noch von Koch her, wie gelegentlich einer 
Besprechung des Bornhakschen Buchs gesagt worden ist. 
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tikolären Rechtes fruchtbar erweist. Freilich hat hier zui^chst der 
romanistische FlUgel der Schule durch mehr antiquarische als histo- 
rische Arbeit einen recht unhistorischen Vorstoß zujpmsten des reinen 
römischen Rechts gemacht. Aber immer wieder erhob sich abwehrend 
und durch mühevolle Untersuchungen zurechtweisend die Stimme der 
Germanisten, die eine wirklich historische Behandlung des Rechtes an 
Stelle der schablonenhaften Übertragung neuentdeckter antiker Rechts- 
begriffe auf das moderne Kulturleben forderten. 

Und hinter ibnen stand die Stimme der Wahrheit und des realen 
Bedflrfiiisses. Schon in den vierziger Jahren wird mehrfach nach einer 
Territorialrechtsgeschichte gerufen. • Aber die Beherrschung des Rechts- 
unterrichtes durch die Pandekten hat beständig lähmend eingewirkt. 
Nur hie und da sind — zum Teil hervorragende — Einzelarbeiten 
geliefert worden. Erst als die Periode des kapitalistisch -liberalen 
Romanismus» der durch den Entwurf (I) des BGB. fOr eine lange 
Zukunft sogar kodifiziert werden sollte, einen allgemeinen Unwillen 
gegen die fremde, veraltete, gesellschaftszerstOrende Rechtsordnung 
erregt hatte, brach das Verlangen nach echt historischer Behandlung 
des Rechtes kräftig durch. Das Mancbestertum wird seit Ende der 
siebziger Jahre durch die soziale Gesetzgebung abgelöst; der erste 
Entwurf des BGB. wird einer gründlichen Revision unterzogen; 1891 
bereits ergeht die Anweisung, „bei der Prüfung der deutschen Rechts- 
geschichte auch die preußische Rechtsgeschichte gebührend zu berück- 
sichtigen und den Kandidaten zugleich Gelegenheit zu dem Kachweis 
zu geben, daß ihr rechtsgeschichtliches Wissen auf dem Grunde einer 
eingehenden Kenntnis der allgemeinen deutschen und preußischen 
Geschichte beruht'.^) Echt historische Grundlage (nicht bloß mehr 
oder weniger passende antiquarische^ Reminiszenzen) und allmähliche 
Hervorhebung der sozialen insbesondere auch der infolge der Pandekten- 
herrschaft stark vernachlässigten staatswissenschaftlichen Disziplinen 
ist also die Tendenz der modernen Entwicklung.*) 

Die »neue'* Disziplin verlangt nach Hilfsmitteln. Im Jahre 1897 
publizierte Altmann eine reichhaltige — m. E. doch noch in mancher 
Hinsicht zu vervollständigende — Auswahl von Urkunden zur branden- 
burgisch-preußischen Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte. 1904 
bringt Bomhak als erstes Lehrbuch oder Handbuch seine preußische 
Staats- und Rechtsgeschichte. Das ist gewiß ein guter Schritt nach 
vorwärts. Eine derartige systematische Zusammenfassung hatte bisher 
gefehlt. Bornhak bietet eine Übersicht über Staatsrecht, Verwaltungs- 
recht, Rechtsquellen und Rechtswissenschaft. Mehr kann man füglich 
nicht verlangen. Die sogenannte innere Geschichte des Privatrechts, 



^) Im Gesetze vom 6. Mai 1869 (G. S. 8. 656 ff.) wird noch verhältnis- 
mäßig farblos „Einsicht in das Wesen and die geschichtliche Entwicklung 
der Rechtsverhältnisse ** verlangt. — ') In diese Entwicklung gehört auch 
die Gründung der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät Münster, 
sowie die neueste preußische Verordnung über Referendarprüfungen. 
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Prozesses und Strafrechts muß bei derartigen Darstellungen — zunächst 
wenigstens — aus mehrfEushen GrQnden zurücktreten oder wegbleiben. 
So wird es auch in Österreich mit der dort ganz besonders gepflegten 
sogenannten „Osterreichischen Reichsgeschich te" gehalten. Diese ist 
«ine Geschichte des Staats- und Yerwaltungsrechts. Lobend zu erwähnen 
ist an Bomhaks Buch auch der besondere Nachdruck» der auf die 
Neuzeit gelegt wird. Seit dem XYL Jahrhundert hat die innere Bil- 
dung des modernen Staates ganz besonders kräftig eingesetzt. Die 
absoluten Fürsten haben für den modernen Großstaat den Grund gelegt. 
Und auch die neueste Zeit ist — wie ich glaube — in die Rechts- 
geschichte au&unehmen.*) Die Rechtsgeschichte ist ja nichts Abge- 
schlossenes, zum allerwenigsten etwa der Inbeg^ff abgestorbener Insti- 
tute. Und ganz besonders vom didaktischen Standpunkte scheint es 
mir unbedingt notwendig, die historische Darstellung erst mit der 
neuesten Zeit ausklingen zu lassen. Erst dann erhält der Studierende 
die richtige Vorstellung, daß die Rechtsgeschichte etwas Lebendiges 
^ei und nicht bloß ein dekoratives Wissen von der Vergangrenheit. 
Die Berücksichtigung der neuesten Zeit hätte ich in der vorliegenden 
Arbeit noch viel eingehender gewünscht. Abgesehen von der Miquel- 
sehen Steuerrefonn findet sich da wenig. Der große Umschwung zur ^ 
nationalen und sozialen Richtung, eine historische Orientierung über 
Wesen und Ziele der politischen Parteien , die ja seit der konstitutio- 
nellen Ära zu mitbestimmenden Faktoren des Staats- und Rechtslebens 
geworden sind, die geschichtliche Entwicklung von Kapital und Arbeit, 
die Funktionen Preußens im Reiche und des Reiches in Preußen, alles 
das gehört m. E. in den Rahmen einer preußischen Staats- und Rechts- 
geschichte. 

Noch in anderer Hinsicht möchte ich einiges ausstellen. Dem 
Buche fehlt eine klare und übersichtliche rechtsgeschichtliche Ver- 
arbeitung. Verfasser bietet vielfach nur eine Fortentwicklung seiner 
Geschichte des preußischen Verwaltungsrechts. Nicht nur inhaltlich, 
sondern auch was die Arbeitsweise anbelangt. Beide Werke sind mehr 
durch Häufung und Anordnung von Exzerpten und eigenen Bemerkungen, 
wie sie der Verf. gerade beisammen hatte, entstanden. Der eigentliche 
rechtsgeschichtliche Wurf fehlt. Ich will nur einiges herausgreifen. 

Das erste Erfordernis wäre doch wohl ein Anschluß an die deutsche 
Reichsrecht^geschichte gewesen. Dieser ist aber, abgesehen von weni- 
gen Berührungen, zu vermissen. Man sieht nirgends, wie die Mark 
erst in jahrhundertelangem Ringen, durch Eingreifen der verschieden- 
artigsten Momente begründet wurde. B. setzt gleich mit ein paar 
flüchtigen Zeilen über die Kolonisation ein. Es fehlt also die Wurzel 
des Ganzen. Wie sorgfältig hat dagen v. Luschin in seiner österreichi- 
schen Reichsgeschichte mit feinem rechtshistorischen Takt die politi- 
schen, die rechts- und wirtschaftsgeschichtlichen Gründungsvorgänge 



>) Vgl. meine Ausführungeu Krit VierteljahrRschr. a. a. O. (1896) S. 339 
und daselbst 3. F. Bd. III (1897) S. 211. 
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fOr die österreichischen L&nder herausgearbeitet! Wie lebendig und 
dabei doch streng wissenschaftlich zusammengefaßt, « versammelt*, 
schildert Hauck in seiner Kirchengeschichte Deutschlands die ihn inter- 
essierenden Vorgänge! Aber Hauck ist nicht einmal im Literatur- 
▼erzeichnis erwähnt, ebensowenig wie Brunner und Gierke ^), oder aber 
Spezialschrifbsteller, die sich mit den älteren Zuständen der heute 
preußischen Länder beschäftigt haben. Und doch ist gerade heute 
z. B. eine Auseinandersetzung über die Systeme, durch welche der Osten 
regermanisiert worden ist, gewiß auch von aktuellem Interesse. Und 
gerade diese gOstmarkenfrage", die spätestens mit E^arl dem Großen 
beginnt und heute noch nicht erledigt ist, die alle diese Jahrhunderte 
hindurch {%lr das Leben des Ostreichs, speziell also der Mark Brandenburg, 
des Königreichs Preußen, ja fBir das ganze deutsche Reich und darfiber 
hinaus f!lr das ganze deutsche Volk, für die Geschichte Europas von 
grundlegender Bedeutung ist, -7 sie wird in der preußischen Staats- 
und Rechtsgeschichte Bomhaks gar nicht gewürdigt. Auch wenn man 
etwa versuchen wollte, alle mehr gelegentlichen Bemerkimgen des Verf.s 
in dieser Hinsicht zusammenzustellen, erhielte man nur ein sehr inhalt- 
loses Bild von der sogenannten „Polenfrage*. 

Ähnlich steht es auch sonst mit der geschichtlichen Vertiefung. 
Von der mittelalterlichen Stadtwirtschaft findet sich kaum viel Brauch- 
bares. Die charakteristische Erweiterung der Stadt zum Staate ist gar 
nicht sichtbar. Der Merkantilismus wird allerdings gelegentlich einige- 
mal mit dem Hinweis auf „die große Preisrevolution des XVI. Jahr- 
hunderts* (ex professo S. 62 ff., aber ohne alle Literatur) berührt, das 
physiokratische, liberale, soziale System aber kaum genügend hervor- 
gehoben und begründet. 

Mangelhaft scheint mir auch die Periodisierung. Noch in seiner 
Geschichte des preußbchen Verwaltungsrechts hat B. eine solche ver- 
sucht. Er teilt dort ein: 1184—1415—1604—1713-1740-1786-1807 
bis 1848 bis heute. Man kann über die Zweckmäßigkeit dieser acht 
Perioden verschiedener Meinung sein, aber man wird wohl kaum 
behaupten können, daß B. dieses Problem diesmal besser erledigt hätte. 
Er teilt heute seinen Stoff — offenbar in dem Streben nach sachlichen 
Einteilungsgrttnden — in 12 Kapitel: 1. Der Territorialstaat bis zur 
Rezeption, 2. Die Rezeption der fremden Rechte, 8. Der protestantische 
Territorialstaat, 4. Die Herstellung der absoluten Monarchie, 5. Die 
Blüte der absoluten Monarchie, 6. Der Staat Friedrichs des Großen, 
7. Die Coccejische und die Carmersche Justizreform, 8. Der Untergang 
des alten Staates, 9. Die Stein-Hardenbergische Reform, 10. Die Wieder- 
herstellung des Staates, 11. Preußisches und französisches Recht, 
12. Konstitutionelle Monarchie und Bundesstaat Man sieht, die 
Abschnitte greifen teilweise übereinander, und — soweit man darin 
eine Zeiteinteilung finden kann — sind die Abschnitte gegenüber den 

*) Schröders RechtAgescbichte ist wohl im Literaturverzeichnis zitiert, 
aber kaum viel gebraucht. 



Literatur. 381 

tatsächlichen Perioden viel zu kurz. Die natürliche Folge ist dann 
beständige Wiederholung, die mitunter durch Wiederholung derselben 
Redewendungen geradezu peinlich wirkt und die den Leser beständig 
zu Zweifeln veranlaßt, ob denn nach Meinung des Verf. das von ihm 
•eben Vorgetragene gerade erst dem aufgeschlagenen £[apitel charakte- 
ristisch sei oder nicht. Es scheint manchmal, als ob B. einfach 
12 Abhandlungen über 12 Kapitel der preußischen Rechtsgeschichte 
geschrieben und in* einem Buch zusammengedruckt hätte. Das ist 
doch keine Rechtsgeschichte! 

Das unbehagliche Gefühl der Verlorenheit steigert sich noch bei 
der Sucht des Verf.s möglichst vieles zu erzählen, seine massenhaften 
Notizen vor dem Leser auszubreiten. So bringt z. B. der § 43 S. 251 
bis 257 einen ganzen Aufsatz über den Prozeß des Müllers Arnold mit 
Einzelheiten, unter denen ich die Angabe der Tageszeit eines der Akte 
zur Illustration der Detailmalerei hervorheben will. Das Ganze endet 
dann mit der Sentenz: „Bloße Dummheit ist aber kein Gegenstand 
des Strafrechtes*. Ein solches Spezialfeuilleton gehurt doch nicht in 
den Verlauf einer Rechtsgeschichte!*) 

Das sind aber nicht bloß Stilfehler, über die man hinweggehen 
könnte. Dieselbe unübersichtliche Weitschweifigkeit findet sich auch 
in ernsteren Dingen. So wird z. B. die Darstellung der gewiß manch- 
mal monströsen ^ehördenorganisation durch beständige Wiederholungen 
und Au&ählung der geringsten Details — alles in einem Atem im 
Texte des Buchs — noch ungeheuerlicher. 

Bei all der Massenhaftigkeit und vielfach gerade durch sie tritt 
aber der juristische, rechtsgeschichtliche Kern nicht immer genügend 
oder korrekt hervor. So fehlt z.B., um einen Kardinalpunkt heraus- 
zugreifen, die rechtsgeschichtliche Konstruktion der Entwicklung des 
Landtags. Man reibe nur die zersprengten und mitunter recht unklaren 
Notizen S. 370 a. E., 3b8 und 465 aneinander! Oder aber ein Beispiel 
für die ältere Zeit. Die alte Mark wird mit den Worten : «absolutistiscb- 
zentralistische Militärkolonie'' charakterisiert. Nun ist die alte Marken- 
verfossung sicherlich recht stramm gewesen, aber absolutistisch im 
eigentlichen technischen Sinne des Wortes war sie nicht. 



^) Um nicht der Splitterrichterei geziehen zu werden, fUhre ich noch 
weiteres an. 8. 248, im Text, nicht in einer Anmerkung, wird ausgeführt : 
„Der König glaubte die Aufgabe der Justizreform (durch Cocceji) überhaupt 
gelöst. Nach französischem Vorbilde ließ er daher 1748 eine Erinnerungs- 
münze prägen, eine Darstellung der Justitia, der der König mit dem Szepter 
gegenübertritt und mit der Umschrift : Emendato inre. Ein goldenes Exem- 
plar dieser Münze ließ er am 24. Juni 1748 dem Großkanzler mit einem 
gnädigen Handsohreiben überreichen." 8. 2öO wird sogar registriert, daß 
dem Großkanzler von Jariges vom Könige eine Tabati^re verUehen worden 
sei ! Vgl. auch noch die Anekdoten S. 189, 277, 498 usw. Auch Bemer- 
kungen wie 8. 10: „die landesherrlichen Familien scheinen es als ihre Auf- 
gabe zu betrachten, immer neue Linien zu bilden, von denen einige sich 
um das Gesamthaus besondere Verdienste erwerben, indem sie wieder aus- 
sterben** — wollen mir nicht gefallen. 
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Nach alledem hat sich B. durch sein Buch als erste Erscheinung 
dieser Art einen Anspruch auf unsern Dank erworben. Doch ist 
dringend zu wünschen, daß er etwa bei einer zweiten Auflage den 
aufgestapelten Stoff erst gründlich verarbeite. Dann erst kann das 
Werk seinen Zweck erreichen. Vielleicht lassen sich dann einige 
Stammbäume und ein das äußere Wachstum der Mark illustrierendes 
Kärtchen beifügen. 

Münster i. W. H. Schreuer. 



Wilhelm Erben, Privatdozent an der Universität Wien 
(jetzt o. Professor der historischen Hilfswissenschaften an 
der Universität Innsbruck): Das Privilegium Friedrichs L 
für das Herzogtum Österreich. Wien, Carl Eonegen, 1902. 
VI und 144 SS.i) 

Der Inhalt des österreichischen sogenannten Privilegium minus 
▼on 1156 gehörte bisher zum eisernen Bestand der deutschen Rechts - 
geschiebte. Erben, ein Schüler des Instituts f&r österreichische 
Geschichtsforschung, unterzieht es nunmehr in sehr sorgfältiger Weise 
einer erneuten Untersuchung. Die Echtheit dieses Privilegs findet er 
allerdings bestätigt, aber dieses echte Privileg, dessen Urschrift wir 
nicht besitzen, soll interpoliert sein. 

Das erste Kapitel der Erbenschen Untersuchung beschäftigt sich 
mit der diplomatischen Frage nach dem Diktator der Urkunde und 
gelangt zu dem Resultat, „daß an dem Privilegium minus, und zwar 
an der Abfassung seines Textes, ein Mann beteiligt war, der in den 
Jahren 1156—1158 und dann wieder 1163 der kaiserlichen Kanzlei 
angehört und in ihr eine vielseitige und geschickte Tätigkeit entfaltet 
hat" (S. 35). Damit wäre die Echtheit des Privilegs neuerlich bestätigt. 
Die folgenden Kapitel (S. 36 ff.) versuchen den Nachweis, daß in 
dem unbestritten echten Privileg von 1156 unter dem letzten Baben- 
berger, Friedrich IL, etwa in der Zeit vom Juni 1243 bis zum August 
1244 (S. 127) zwei rechtsgeschichtlich hochwichtige Stücke interpoliert 
worden seien. Einmal der Passus: „Dux vero de ducatu suo aliud ser- 
vicium non debeat imperio, nisi quod ad curias, quas imperator in 
Bawaria prefixerit, evocatus veniat, nuUam quoque expedicionem debeat, 
nisi quam forte imperator in regna vel provincias Austrie vicinas ordi- 
naverit" — und dann der kurz vorhergehende Satz: .libertatem habe- 
ant (nämlich predictus dux Austrie et uxor eins si absque libeiis 
decesserint) eundem ducatum affectandi cuicumque voluerint*. Rechts- 
geschichtlich ausgedrückt heißt es: Die Beschränkung der Hof- und 
Heerfahrt sowie das sogenannte ins affectandi des Babenbergischen 
Herzogs, die bisher auf das Privilegium gegründet wurden, gehen auf 

>) Der Redaktion erst 1904 zugegangen. Vgl. dazu auch Tangl oben 
d. 258 ff. Die Redaküon. U. St. 
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eine Fälschung Friedrichs des Streitbaren zurück. Der Babenberger 
erscheint dann als Vorläufer Rudolfs IV. , in dessen Kanzlei bekannt- 
lich das Privilegium minus zu dem sogenannten maius erweitert 
worden ist. 

Der Ausgangspunkt für Erben ist auch hier diplomatischer 
Natur. Der Satz über die Hof- und Heerfahrt ist im Gegensatz zu 
allen übrigen Teilen des Diploms objektiv stilisiert Nicht der Kaiser 
erscheint darin als der Sprechende, wie dies vorher und nachher (nos, 
iussimus u. dgl.) geschieht Die Stelle ist abstrakt, in dritter Person 
formuliert : imperator prefixerit, ordinaverit Das ist gewiß auffallend. 
Aber gerade die sehr interessanten Ausführungen £rbens sind geeignet, 
diese stilistiBche Unregelmäßigkeit in ein mildes Licht zu stellen. 
Verf. weist zunächst — vielleicht etwas weitschweifig und für den 
Rechtshistoriker nicht immer durchschlagend ^) — die Annahme zurück, 
daß in der verdächtigten Stelle der unverarbeitete Überrest eines Pak- 
tums zwischen Friedrich Barbarossa und seinem Oheim Heinrich Jaso- 
mirgott vorliege. Aber wir bedürfen des ganzen fraglichen Faktums 
nicht. Auch das im Privilegium minus selbst ausdrücklich angeführte 
Hofgerichteurteil (de consilio et iudicio principum Wadizlao illustri 
duce Boemie sententiam promulg^te et omnibus principibus appro- 
bantibus) „kann, wenn es als Vorlage für das Diplom diente, den Anlaß 
zu Abweichungen von der subjektiven Fassung gegeben haben*^ (S. 52), 
und es ist nach den eingehenden feinen Urkundenvergleichungen Erbens 
(S. 53—68) , nicht unmöglich, der Kanzlei einen Fehler, wie er im Privi- 
legium minus vorliegt, zuzumuten ... um so mehr, ... da einzelne 
kleinere Abweichungen von der subjektiven Fassung auch in solchen 
Diplomen vorkommen", an denen der Diktator des Privilegium minus 
beteiligt zu sein scheint (S. 68). Der angefochtene Satz der Urkunde 
ist also in formeller Hinsicht allenfalls „um einen Grad weniger 
beglaubigt als die anderen Partien des Privilegium minus (so S. 68), 



') S. 49 heißt es: „Auf der einen Seite würde der Herzog, soviel 
wir wissen, nichts als die Resignation des schon zwei Jahre vorher durch 
Urteil der Fürsten Heinrich dem Löwen zugesprochenen Herzogtums Baiern 
gewährt, auf der anderen der Kaiser nicht nur die ganz ungewöhnliche 
Erhebung Österreichs zum Herzogtume und die Belehnung Heinrichs als 
Herzog, sondern noch andere weit über das Maß des Herkömmlichen hinaus- 
gehende Rechte versprochen haben. ^ Das muß dem Rechtshistoriker befremd- 
lich erscheinen. Eine dem UrteU entsprechende Resignation entspricht 
geradezu der Grundanlage des deutschen Prozesses. Eine .freiwillige* Auf- 
gabe durch den Herzog mußte also das Ziel der ganzen langwierigen Ver- 
handlungen sein. Tatsächlich ist ja auch der große Streit mit durch die 
Resignation Heinrichs Jasomirgott zu Ende geführt worden. Das steht aus- 
drücklich im Privilegium minus: litem et controversiam . . hoc modo ter- 
minavimus quod dux Austrie resignavit nobis ducatum Bawarie, quem statim 
in beneficium concessimus duci Saxonie. Als Vergütung empfängt Heinrich 
die Mark. Da dies aber zu wenig sei (Ne autem in hoc fiicto aliquatenus 
minnui videretur honor et gloria düectissimi patrui nostri), wird nach Urteil 
der Fürsten, d. h. mit ihrer Zustimmung eine Reihe von Vergünstigungen 
dazugeschlagen. Das ist der Gedankengang des Privilegs. 
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aber es sind wohl durchaus nicht «schwere Bedenken" (so S. 100), die 
aus der unregelmäßigen Stilisierung sich ergeben. 

Nach Erledigung der diplomatischen Untersuchung wendet sich 
Erben dem Inhalt der angegriffenen Stellen zu. Ihm erscheint 
der Passus über die Milderung der Uofiahrtspflicht des Herzogs auch 
sachlich verdächtig (S. 81) und die Stelle über die teilweise Befreiung 
von der Heerfahrtspflicht sicher unecht (S. 91) ; da aber beide formell 
zusanunenhingen, falle auf den ersten Satz wegen der klaren Unecht- 
heit des zweiten noch ein besonders ungünstiges Licht. 

Die Vorwürfe gegen die Hof f ah rtspf licht zunächst scheinen mir 
nun zwar recht erwägenswert, aber keineswegs durchschlagend. Erben 
will vor allem — gegen Ficker — erweisen, daß ein jüngerer Ursprung 
des Passus nicht ausgeschlossen sei. Das darf vielleicht zugegeben 
werden. Es ist mir ganz gut denkbar, daß die Beschränkung auf Hof- 
tage in Baiern nicht notwendig „eine Erinnerung an das alte, 1156 
gelöste und um 1200 schon in Vergessenheit geratene Verhältnis Öster- 
reichs zu Baiem" sein müsse. Andererseits aber finde ich keinen 
»grellen Widerspruch* (S. 81) zwischen der Beschränkung der Hoffahrts- 
pflicht und der von Erben ausführlich dargelegten Tatsache der «stetig 
wachsenden Teilnahme Österreichs an der Reichspolitik' durch häufigen 
Besuch der Hoftage seitens der österreichischen Herzöge. Hier scheint 
mir wieder einmal Rechtsfrage und Tatfrage nicht gehörig auseinander- 
gehalten, die juristische Seite des Problems nicht ausreichend erfaßt-. 
Der tatsächliche Besuch der Hoftage kann ja doch aus sehr verschie- 
denen Rechtstiteln erfolgen! Aus der Tatsache des Besuchs einfach 
die rechtliche Verpflichtung dazu abzuleiten, ist ein voreiliger Fehl- 
schluß. Und gerade für den vorliegenden Fall konmit die verfassungs- 
geschichtliche Wendung in Betracht, die seit dem XII. Jahrhundert in 
der rechtlichen Bedeutung der Hof&hrt eintrat. Die Hoffahrtspflicht 
wandelte sich zur Reichsstandschafl. Die Pflicht trat in den Hinter- 
grund und ein Recht der Teilnahme an den Hoftagen drang vor — 
eine Entwicklung, die in ihrem Verlaufe bekanntlich zu einer all- 
mählichen Aufsaugung der königlichen Regierungsrechte geführt hat. 
Innerhalb einer solchen Entwicklung sind aber Beschränkungen der 
Hof&hrtspflicht sehr wohl verständlich. Der greUe Widerspruch, den 
Erben zu finden meinte, besteht nicht. Bei dieser Sachlage kann also 
die Fickersche Auffassung, die in unserer Bestimmung eine Fortent- 
wicklung des bisherigen, vor 1156 bestandenen Zustandes sieht, nicht 
wesentlich alteriert werden. Die Anknüpfung an Baiem entspricht 
gerade im Jahre 1156 vortrefflich der historischen Kontinuität, während 
für das XIII. Jahrhundert doch erst nach rationalistischen Gründen 
gesucht werden muß (vgl. S. 75 f.). Nur die rechüiche Natur der 
Besuche wird dann geändert: als unmittelbare Reichsftlrsten sollen nun 
die österreichischen Herzöge erscheinen. 

Für die beschränkte Hofftihrtspflicht der österreichischen Herzöge 
bietet das analoge, von Erben nicht übersehene (S. 70 f., 75), aber doch 
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wohl etwas beiseite geschobene böhmische Privileg von 1212^) eine 
Tollkommene Parallele. Dem böhmischen KOnige wird die Befreiung 
von allen Hoftagen außer denen zu Bamberg und Nürnberg und allen- 
falls zu Merseburg zuerkannt und nichtsdestoweniger haben die Könige 
von Böhmen auch andere Hoftage besucht. Auch sie waren nicht ver- 
pflichtet, wohl aber übten sie gern das immer bedeutsamer werdende 
Becht aus. Damit erledigen sich auch alle Auseinandersetzungen 
Erbens über den Wert oder Unwert eines solchen Privilegs. Wenn 
aber Verf. 8. 71 meint, es sei „nicht wahrscheinlich, daß eine Ver- 
günstigung, die, soviel wir wissen, sonst nur der mächtige König von 
Böhmen erhielt, und in welcher sich die losen Beziehungen dieses 
Fürsten zum Reich wiederspiegeln, schon einige Jahrzehnte früher der 
soeben erst zur Herzogswürde erhobenen, dem Reich weit enger ver- 
bundenen Ostmark zuteil geworden wftre'* — so grenzt das fast an 
eine petitio principii und wird außerdem durch Erbens kurz vorher 
ausgesprochene Annahme (S. 71 oben), „daß auch dieser Teil des 
Diploms von 1212, so wie es von dessen ersten Sätzen allgemein zuge- 
standen ist, auf ältere Vorlagen zurückgehe*' *), um alle Kraft gebracht. 

Die Beschränkung der Hoffahrtspflicht des österreichischen Her- 
zogs ist nach alledem auch schon im Jahre 1156 wohl zu rechtfertigen. 
Tatsächlich ist auch (vgl. Erben S. 76 f.) der Herzog in einem Rechts- 
streit mit seinem Bruder 1164 nicht nach Parma vor den Kaiser 
geladen worden. Man hat vielmehr unter anderen Auskunftsmitteln 
die Eventualität ins Auge gefaßt, daß Friedrich zur Entscheidung des 
Streites selbst nach Osterreich komme.') 

Gewichtiger erscheinen mir die Bedenken, die Erben betreffend 
die Beschränkung der H e er f ah rtspflicht vorbringt. Er meint, etwas 
derartiges könne weder vom Kaiser noch von den Fürsten bewilligt 
worden sein. Das ist gewiß sehr zu erwägen, aber notwendig erscheint 
es mir nicht. Mit „Unmöglichkeit'' darf in der Geschichte nur sehr 
vorsichtig operiert werden. Dazu kommt, daß eine Beschränkung der 
Heerfahrtspflicht sich mit den verschiedenartigsten Gründen verteidigen 



^) MG. LL. IV (Constitntionefl et acta publica) 2, 54 f. .. De nostre 
autem liberalitatis munificeutia statuimus, quod illostris rex predictos vel 
heredes sui ad nullam curiam nostram venire teneantar, nisi quam dos 
apad Babenberc vel Nurenberc celebrandam indizerimus ; vel si apnd Merse- 
barc curiam celebrare decreyerimus, ipsi ttic venire teneantur, quod si dux 
Polonie vocatus aoeesserit, ipsi sibi ducatum prestare debeant, sicut ante- 
cessores sui quondam Boemie reges facere consueverunt, sie tarnen ut spa- 
tium sex eddomadarum veniendi ad predictas curias eis ante prefigätur; salvo 
tarnen quod si nos vel successorea nostros Rome coronari contigerit, ipsiue 
predicti regis Ottachari vel successorum suorum relinquimus arbitrio, utrum 
ipsi trecentos armatos nobis transmittant vel trecentas marchaa persoWant. — 
*) Die Annahme ist allerdings durch die ausdrückliche Erklärung a.0.: De 
nostre autem liberalitatis mnnificentia statuimus im Gegensatz zu mancher 
vorhergehenden Wendung vielleicht nicht berechtigt — •) MG. LL. IV, 1, 
311: . . Et si hoc nuUa arte . . promovere potes . . pacem inter eos statuas» 
usque nos cum paucis ad ipsos in brevi procedamus vel ipsi, secundum 
quod mandatum a nobis acoeperint, in confiniis Marchiae nobis occurrant. 
Zeitschrift Ar Rechtsgescbiohte. XXV. Qenn. Abt 25 
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l&ßt. Der Sachsenspiegel kennt eine solche prinzipiell f^ die 
Marken von Meißen, Brandenburg nnd von der Lausitz (Erben 8.91) 
gewiß nicht als Neuerung. Der Einwand Ei-bens aber, daß die Mark- 
grafen trotzdem wiederholt auch in viel weiterem Umfange Heeresfolge 
geleistet haben, „widerlegt die Annahme" nicht, „daß die Marken 
nur zum Kriegsdienst in die angrenzenden Länder verpflichtet gewesen 
wären" (8. 91). Auch hier unterläßt es Erben, zwischen Rechts- und 
Tatfrage zu unterscheiden. Persönliche Beziehungen verschiedenster 
Art, die Aussicht auf Belohnungen, Kampflust und dgl. kOnnen mit- 
wirken. Auch hier bietet Böhmen eine Parallele. Im Jahre 1158 ver- 
wahren sich die Böhmen gegen den Zug ihres Herzogs Wladislaw nach 
Mailand; dieser Rechtsstandpunkt wird auch von Wladislaw anerkannt; 
aber ganz freiwillig findet sich eine ansehnliche tapfere Schar zusammen, 
die mitzieht.*) Aber selbst gesetzt, daß die Befreiung der Markgrafen 
von entlegeneren Heerfahrten nicht unbestreitbar festgestanden hätte, 
80 ist zweifellos eine ausdrückliche Befreiung frir den Österreicher an 
sich ganz gut denkbar, um so mehr, als — wie ja Erben S. 93 ff. selbst 
ausfährt — auch sonst grOßere oder geringere Befreiungen von der 
Heerfahrtspflicht wiederholt zugestanden worden sind. Für Friedrich 
galt es im vorliegenden Falle, „seinen Oheim zum Verzicht auf Baiem 
zu bewegen und frir die Zeit seiner zweiten Romfahrt die Ruhe in 
Deutschland zu sichern" und den Fürsten (der Hinweis Erbens auf die 
Fürsten scheint mir allerdings recht wirksam) kam es doch wohl auch 
darauf an, endlich in der großen, das ganze Reich erschütternden Frage 
einen Abschluß zu finden, der vielleicht gar nicht so sehr gegen das 
Herkommen war. Vielleicht ist es besonders zu beachten, daß als 
ürteilsfinder unter den Fürsten in dieser Sache der Herzog von Böhmen 
angefahrt wird, ein Mann, dem eine derartige Befreiung vielleicht — 
mit Rücksicht auf die vorerwähnte Erzählung des Vincentius — ganz 
geläufig war. Daß nach wie vor babenbergische Herzöge an italieni- 
schen Feldzügen tatsächlich teilnahmen, ist auch hier kein „Argument 
gegen die Glaubwürdigkeit der im Privilegium minus ausgesprochenen 
Befreiung" (S. 97) von der Heerfahrtspflicht. 

Endlich führt Erben als „schweres Bedenken" (S. 100) gegen die 
verdächtigte Stelle des Privilegium minus ein argumentum e silentio. 



^) Bsp. Lehnr. art. 4 § 1: Des rikes denst, dat dem manne gebodeu 
wert mit ordelen . . . dar sal he denen bi plicht binnen düdischer tungen 
die deme roraeschen rike underdan ia. Alle die aver in osterhalf der sale 
belent sin, die solen dienen to weneden unde to polenen unde to behemen. 
Noch deutlicher Richtsteig Lehnrechts 13 § 5: . . Edder he vrage, sint dat 
de hervart nicht ne gingk to bemen noch to polen noch to wenden, unde 
he in osterhalf der sale beseten is, eft he des icht ane nod scole hliven. 
Dat vindme. Siehe Homeyer, Sachsenspiegel II 2 S. 379. Vgl. auch noch 
die Bestimmung über die Romfahrt, die eine ganz besondere, aber auch sehr 
eng begrenzte Heerfahrt ist Ssp. Lehnr. 4 § 2, 3. — *) Zur Konstruktion 
des Filmes vgl. Schreuer, Untersuchungen zur Verfassungsgeschichte der 
böhmischen Sagenzeit (1902) S. 104 Anm. 137. Über Beschränkungen der 
Heerfolge vgl. auch noch Grimm RA. * I 410 ff. 
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n&mlich das Schweigen Ottos von Freising ins Feld. Verf. selbst 
erörtert die UnvoUkommenheit des angezogenen Berichtes. Die Erzäh- 
lung Ottos ist in mancher Hinsicht unvollständig und insbesondere das 
Referat Über das Privileg ist aus dem Kopfe niedergeschrieben: erat 
autem haec sununai ut recolo, concordiae (Erben S. 99 f.). Infolgedessen 
scheint mir aber — im Gegensatz zu Erben — das argumentum e 
silentio wesentlich abgeschwächt. Dazu kommt noch, daß nach dem 
oben AusgefElhrten die fraglichen Befreiungen doch mehr oder minder 
an bestehende Zustände anknüpften, ebenso oder vielleicht mehr als 
etwa die „unbeschränkte Gerichtsfaoheit" oder sonstige Begnadungen, 
die Otto gleichfalls übergeht. 

Die dreifachen „schweren Bedenken*', die Erben gegen unseren 
Passus erhebt, lassen sich also immerhin beschwichtigen, die „Annahme 
der Interpolation" ist nicht dringend. Dann steht aber auch Erbens 
an sich sehr interessante Ausfährung (S. 102 ff.), wonach die Fälschung 
auf Friedrich den Streitbaren zurückgehen soll, trotzdem eine solche 
in diese Zeit ausgezeichnet hineinpassen würde, methodisch auf recht 
schwachen Füßen. 

Am Schlüsse seiner Untersuchung (S. 130 ff.) erörtert Erben noch 
das sogenannte ins affectandi, das bereits selbst von Ficker nicht als 
ganz glatt passend empfunden wurde. Ficker meint (Wiener SB. 23, 
512 f.), „daß jene Stelle den Auffassungen der Zeit keineswegs so wider- 
spricht, daß sie den Verdacht einer Fälschung an und frir sich begrün- 
den könnte; nur dann, wenn eine solche sich anderweitig irgendwie 
wahrscheinlich machen ließe, möchte hier etwa zunächst an eine Inter- 
polation zu denken sein." Nun glaubt aber Erben, „diese von Ficker 
ausgesprochene Bedingung hinreichend erfüllt zu haben", und auch 
diesen Passus als Interpolation bezeichnen zu können. Ich habe im 
vorhergehenden zu zeigen versucht, daß die Bedingung nicht ganz 
erfüllt sei und so bleibt methodisch nichts übrig, als das gewiß auf- 
fallende ius affectandi mit der alten Reserve beizubehalten. 

Trotz meines vielfach abweichenden Standpunktes bin ich weit 
entfernt, über die Arbeit Erbens den Stab brechen zu wollen. Die 
Schrift ist schätzbar nicht bloß wegen der Gediegenheit der Durch- 
ftlhrung. Mein Endurteil glaube ich dahin formulieren zu dürfen, daß 
Erben die Möglichkeit einer Interpolation zu einer wissenschaftlich 
diskutierbaren Frage erhoben hat. Die Stilisierung der Stelle ist auf- 
fallend und auch gegen den Inhalt kann man Bedenken erheben. Eine 
solche Interpolation würde in die von Erben vermittelte Zeit gut hinein- 
passen. Sie würde als Seitenstück zum echten böhmischen Privileg 
von 1212 (resp. zu böhmischen Verfassungszuständen) erscheinen, 
gerade so wie die von Friedrich dem Streitbaren angestrebte Eönigs- 
krone zur böhmischen Eönigskrönung von 1198, oder wie das Privilegium 
maius Rudolfs IV. zu der insbesondere Böhmen bevorzugenden Goldenen 
Bulle von 1356. Aber Möglichkeiten und Geschichtskonstruktionen 
sind noch lange keine Lösung des Problems. Darüber ist sich auch 
der Verf. klar. Der Versuch, in der Frage vorwärts zu konmien, ist 

25* 
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ihm jedenfalls gelungen, wenn auch — wie ich glaube — bloß durch 
Erschütterung des bisherigen Dogmas. 

Münster i. VV. H. S ehre u er. 

Forschungen zur inneren Geschichte Österreichs, heraus- 
gegeben von Dr. Alfons Dop seh. Band L Heft 1. 
Dr. Heinrich Ritter von Srbik, Die Beziehungen Yon 
Staat und Eirche in Österreich während des Mittelalters. 
Innsbruck, Verlag der Wagnersohen Universitätsbuchhand- 
lung. 1904. XV und 230 SS. 

Die in der neuesten Zeit besonders lebhafte Beschäftigung der 
Historiker mit der Kulturgeschichte und insbesondere die auch von 
Staats wegen geförderte Pflege der Territorialrechtsgeschichte haben 
in Osterreich zur Gründung eines Unternehmens geführt, das von dieser 
Stelle aus mit aufrichtiger Freude zu begrüßen ist Die .Forschungen 
zur inneren Geschichte Österreichs" stellen sich die Aufgabe, größere 
Abhandlungen yomehmlich zur Geschichte der Verfassung und Ver- 
waltung, der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Österreichs 
(unter Ausschluß der rein politischen Geschichte) zu veröffentlichen. 
Es soll sich nach allem um Untersuchungen handeln, die der Rechts- 
historiker der besonderen (auch sogenannten iuneren) oder aber der 
allgemeinen (auch sogenannten äußeren) Rechtsgeschichte zuweist. Die 
Persönlichkeit des Herausgebers bürgt dafür, daß von dem neuen 
Unternehmen gediegener Gewinn für die Wissenschaft zu erwarten ist. 
Die erste Nummer der Sammlung rechtfertigt diese Erwartungen. 
Srbik untersucht die Beziehungen zwischen Staat und Eirche in Oster« 
reich während des Mittelalters. Nicht alle Beziehungen sollen erschöpft 
werden. Verf. greift vielmehr eine Reihe von solchen heraus, die aus- 
reicht um sein eigentliches Hauptthema zu illustrieren. Es soll das 
frühzeitige, mittelalterliche, vorreformatorische Vordringen der Staats- 
gewalt gegenüber der besonders seit den cluniacensischen Tagen alles 
Leben durchdringenden, nur für sich selbst berechneten, Geistliches 
und Weltliches absorbierenden Eirche daigetan werden. Diese Ent- 
wicklung fällt nach dem Gesamtzuschnitt der deutschen Reich^ge- 
schichte nicht mehr dem — eigentlich unterlegenen — Reiche, sondern 
dem aufstrebenden Territorialstaat zu. Für Osterreich speziell will 
Srbik dartun, daß der Übergang vom üniversalkirchentum zum terri- 
torialen Staatskirchentum nicht erst in die Zeit der Reformation fällt. 
S. führt aus, daß nicht erst Ferdinand L, der Begründer des .Josephi- 
nismus", in Osterreich das landesherrliche Eirchenregiment geschaffen 
habe. Er weist in gediegenen EinzelausfÜhrungen nach, wie teilweise 
schon seit der Babenbergerzeit die Landesherren sich als solche auch 
zu Herren der Eirchen, ja der Eirche ihres Territoriums ausbildeten. 
Die Entwicklung der Eirchenhoheit ist nur ein Eapitel aus der Ent- 
wicklung der Landeshoheit. 
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Hierflber ist ja schon manches bekannt gewesen. Es ist aber 
Srbiks besonderes Verdienst, diese Entwicklung ex professo, mit guter 
historischer Schulung und eindringender Durcharbeitung unter gelegent- 
licher Rflcksicht auf andere Territorien für die ganze Zeit bis Maxi- 
milian I. zusammengefaßt zu haben.') 

Mit Hilfe eines reichen, sorgfältig interpretierten Quellenmaterials 
arbeitet S. eine Art allgemeine Entwicklungslinie heraus. Bis auf 
Friedrich III. (allenfalls Albrecht V.) drängen die Landesherren (teil- 
weise auch die Städte) gegen die offizielle Kirchengewalt, je nach der 
Individualität der Fürsten allenfalls recht heftig — so namentlich Prze- 
mysl Ottokar und Rudolf IV. Der leitende Gesichtspunkt ist das dem 
neu aufkonunenden Staatswesen natürliche Streben nach Macht, viel- 
fach aber auch aufrichtige Fürsorge för das innerkirchliche Leben. 
Friedrich III. erreicht eine Art siegreichen Abschluß dieser Strömung 
dadurch, daß er, ohne sich gerade dem Papsttum auszuliefern aber 
doch fQr den Preis fast völligen Gewährenlassens, von diesem die kirchen- 
rechtliche Sanktion eines vollständigen und strammen Regiments über 
die Kirche seines Territoriums als Landesherr erlangt. In dieser Ver- 
fiissung treten die österreichischen Erbländer in die große Epoche der 
Reformation ein, welche für sie in juristischer Beziehung das Problem 
der Auseinandersetzung einmal zwischen Landesfürst und Papst, dann 
dahinter zwischen Gesamtvolk, insbesondere Landständen, und römischer 
Eörche bedeutet. 

Es ist hier nicht der Ort, auf die Ausführungen Srbiks im ein- 
zelnen einzugehen. Einen sununarischen Überblick möchte ich aber 
doch bieten, um das Interesse für die fleißige Arbeit, die durch ihre 
Form etwas benachteiligt ist, zu wecken. 

Verf. schildert zunächst*) die (nicht immer landesfürstlichen) 
Bestrebungen nach Errichtung von Landesbistümem, endlich realisiert 
unter Friedrich III., und den immer steigenden Einfluß des Landet- 
fürsten auf die Besetzung von Bistümern und sonstigen Kirchenämtem.') 
Ferner die Wahrung und Ausbildung der weltlichen Gewalt, der gräf- 
lichen Gerichtsbarkeit und Militärhoheit der Herzöge im Territorium, 
unter Behinderung eines analogen Aufschwungs der geistlichen Imma- 
nitätsherren, die schließlich als landesfürstliche Beamte (Räte, Eansler, 
Eapläne, Landesverweser) und als Landstände geradezu in den Betrieb 
des landesf&rstlich • landständischen Staates einbezogen werden und 

') ^Sl* j^^'t '^ucb noch H. Krabbo, Die Yersnche der Babenberger 
zur Gründung einer Landeskirche in Österreich, im Archiv fEir österreichische 
Geschichte Bd. 93 (1904) S. Iff. — *) Die Zusammenfassung des im L Teil 
(8. 21—75) Gebotenen als Streben nach Landesbistümem ist nicht glücklich. 
Andererseits gehören dahin sachlich manche Partien des II. Teils. — ') Über 
diese 8. 199 ff. Ein besonders krasses Beispiel bietet das Vorgehen gegen das 
Prämonstratenserstift Sehlägl 1406 (S. 207). Der vom Konvent gewählte, 
▼on der Kurie bestätigte Abt wird, zunächst auf Probe, unter Aufsicht der 
Staatsgewalt über dessen Führung in temporalibus und spiritualibus mit 
Treueid gegen den Landesffirsten eingesetzt 
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meistens (speziell in den Städten) sogar ihre Immunitätsgerichtsbarkeit 
verlieren.^) Ein zweiter Abschnitt (S. 75 — 224) erörtert die Ausbildung 
der „obersten**, landesherrlichen Yogtei, auf der sich dann zum 
großen Teil das Staatskirchentum, insbesondere die Einschränkung der 
Kirche im Gerichts- und Steuerwesen, die staatliche Oberhoheit in 
weltlichen Angelegenheiten, ja selbst eine durchgreifende Ingerenz in 
kirchlichen Angelegenheiten aufbaut. Der Abschnitt bringt eingehende 
Auseinandersetzungen über die Grenzverschiebung zwischen staatlicher 
und kirchlicher Gerichtsbarkeit, viel&ch von den kirchlichen Anstalten 
selbst im Interesse der Sache angestrebt und in eine Ausnutzung der 
kirchlichen Strafgewalt zugunsten der weltlichen Macht') einerseits, 
andererseits unter Friedrich III. in einen recursus ab abusu kirchlicher 
Strafmittel, insbesondere der Exkommunikation, auslaufend. Sehr ver- 
dienstvoll ist auch die vielleicht etwas gewaltsam umkonstruierende 
Darstellung der Besteuerungsgeschichte'), die gleichfalls unter Fried- 
rich III. mit der päpstlichen Sanktion der Eirchenbesteuerung durch 
den Staat, ja mit einem landesfOrstlichen Konsens- und Vetorecht 
gegenüber innerkirchlichen Steuern der Bischöfe (unter Zulassung der 
päpstlichen Ezaktionen im Lande) endet. Im Anschlüsse hieran werden 
die Beschränkungen des Erwerbes der kirchlichen Anstalten und die 
Praxis des landesfürstlichen Spolienrechts (S. 167— 196) durchgegangen. 
Endlich schildert Srbik das landesftirstliche Kirchenregiment selbst, 
aufgebaut auf der Überzeugung von der Pflicht, «schützend der Zer- 
rüttung der Kirchengewalt, die selbst zur Aufrechthaltung voller Ord- 
nung in ihrer eigensten Domäne sich unföhig zeigte, entgegenzutreten". 
In Betracht gezogen werden insbesondere die landesfürstlichen Visita- 
tionen, beginnend unter Ottokar, fortgesetzt von den Habsburgem als 
„Vög^n und Hauptinteressenten', endlich Friedrich dem III. Tom Papste 
selbst zugestanden; femer die Teilnahme an den Konzilien, gesteigert 
von interessevoller Beteiligung des Fürsten bis zur Ausbildung eines 
Konzessionsrechtes ; die Reglementierung der Klöster (S. 218 £P.) nament- 
lich durch Konzessionssystem und Bekämpfung des Inkorporations- 
unwesens ; endlich die staatliche Aufsicht über die gesamte Verwaltung 
des kirchlichen ordo unter Albrecht IL, besonders aber unter Albrecht V., 
Rudolf IV. und Friedrich III., erstreckt selbst auf Festsetzung der An- 
zahl von Mönchen und Nonnen im Kloster, Regelung des klösterlichen 
Lebens, Sorge ^ ausreichenden Gottesdienst, Messenstiftungstutel, 
Vornahme von Kollekten, selbst auf das Glockengeläute u. a. 

Zur vollständigen rechtsgeschichtlichen Bewältigung fehlt manch- 
mal etwas juristische Arbeit.*) Der Rechtshistoriker muß sich erst 



>) 8. 179 ff. — *) Vgl. S. 130. Papst Nikolaus V. bedroht 1452 auf- 
ständische Untertanen Friedrichs III. mit dem Bann und gestattet diesem, 
Opposition treibende Kleriker an Freiheit und Gütern zu strafen. — ') Ein- 
geschaltet werden S. 150 — 152 kurze aber besonders beachtenswerte Bemer- 
kungen über älteste Steuerkataster in Österreich, die Verf. aus einer Zeit 
vor den landständischen Katastern des ausgebenden XV. Jalirhunderts 
aufweist und die er, wie ich glaube mit Recht, auf herzogliche Veraeich- 
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aas den häufig lose aneinauder gereihten Bildern das juristische Resul- 
tat herausziehen. So wäre wohl auch hier wieder, und ganz besonders 
hier, anläßlich des Programms der neuen «Forschungen* die allge- 
meine Frage au£Buwerfen, ob es sich nicht empfehlen würde, die jungen 
Historiker, die sich mit rechtsgeschichtlichen oder wenigstens rechts- 
antiquarischen Fragen beflEissen wollen, etwas bei den zOnftigen Juri- 
sten, Rechtshistorikem in die Schule gehen zu lassen, ein Verfahren, 
dessen Gegenstück: historische Schulung der Rechtshistoriker bereits 
reichliche Früchte getragen hat und bis zu einem gewissen Grade zu 
den Selbstverständlichkeiten gehört. Speziell in Wien, wo die Rechts- 
historiker ohnehin dem Institut für österreichische Geschichtsforschung 
sehr nahe stehen, ließe sich eine derartige gegenseitige Befruchtung 
der Disziplinen wohl leicht durchführen. Da die spezifische Geschichts- 
wissenschaft sich nun immer mehr auch wirtschafts- und rechtsge- 
schichtlichen Problemen zuwendet, so wird sie für die Dauer der 
spezifischen Wirtschafts- und Rechtswissenschaft als Hilfswissenschaften 
nicht entbehren können. Wer zuerst diesen notwendigen Schritt macht 
gewinnt einen Vorsprung! 

Münster i. W. H. Schreuer. 



Astaf von Transehe-Roseneck^ Zur Geschichte des 
Lehnswesens in Livland. I. Das Mannlehen (Sonderab- 
druck aus den Mitt. der Ges. für Gesch. und Altertumskde. 
der Ostseeprov. Rußlands XVIII, 1). Riga, W. F. Hacker, 
1903. 309 S. 

Der vorliegende Versuch T.s, eine systematische Darstellung des 
Mannlehens zu geben, kann auf ein allgemeineres Interesse rechnen, 
da — wie schon Homeyer gelegentlich bemerkte — das ältere livlftn- 
dische Lehnrecht des 13. und 14. Jahrhunderts in wesentlichen Punkten 
von dem sächsischen abweicht. Und da auch die allmähliche Umfor- 
mung des älteren Rechtes bis zum Aufhören der politischen Selb- 
ständigkeit Livlands (1561) verfolgt wird, erhalten wir zugleich einen 
Einblick in die Entwicklung der liv ländischen Ritterschaft und des 
Grundbesitzes, der erst nach Oberwindung des älteren Rechts zu 
freierer Entfaltung kommen konnte. Hierbei ergaben sich eine Reihe 
interessanter, verfassungs- und wirtschaftsgeschichtlicher Einzelunter- 
suchungen: fo über die Entwicklung des ,sitzenden Rates* in den ein- 
zelnen Territorien des Landes; über das Verhältnis Livlands zum Reich 
u. a. m. Freilich war es dem Verfasser bei dem Mangel an zm-eichen- 
den Quellen nicht möglich, in allen Punkten ein abschließendes Urteil 
zu fällen. 



nisse des XIV., vielleicht schon des XIII. Jahrhunderts zurückführt. — 
*) Auch der Stil ist mitunter etwas ungelenk. 
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T. scheidet zwei Perioden in der Entwicklung des Mannleheas: 
die eine reicht von der Gründung der deutschen Kolonie in L. um 1200 
bis ins 15. Jahrhundert, die andere von da an bis 1561. Beide bestimmen 
sich nach den durch das Vorwftrtsstreben der Vasallenscbafb bewirkten 
Umgestaltungen des älteren Rechts, das an sich schon ihr Vorgehen 
eher förderte als hemmte. So haben, um nur einiges herauszugreifen, 
dort sämtliche Söhne eines Mannes Erbrecht am Lehngut und können 
daher Belehnung zur gesamten Hand fordern oder das Out teilen — 
ein Grundsatz, der damals auch anderweit hie und da in das Lehnrecht 
eindringt, während nach sächsischem Recht nur ein Erbe Anspruch 
auf Belehnung hat. Ebenso sind die Rechte des Herrn bei Veräuße- 
rung des Lehngntes durch den Mann beschränkt, dagegen kennt das 
älteste livländische Rechtsbuch, wohl als das erste der auf sächsischem 
Boden entstandenen Rechte, einen Einspruch der Erben bei unge- 
zwungener Veräußerung von Erbgut; femer gilt in L. von Anfong an 
ein Haften der Lehnserben und des Herrn (beim Heimfali) ftLr die 
Schulden des Mannes; in beiden Fällen wird also das Leben wie ein 
landrechtlicher Besitz behandelt. Endlich ist auch keine Spur einer 
Heerschildordirang zu finden, der Afber^asall steht dem Vasallen recht- 
lich gleich. 

Die so charakterisierten Mannlehengüter beherrschen das Livland 
des 13.— 15. Jahrhunderts, ganz im Gegensatz zu Preußen, wo der 
Orden von vornherein eine kräftige Vasallenschaft nicht aufkonunen 
ließ. Ein weiteres Wachstum der livländischen Ritterschaft verrät 
sich dann in dem allmählichen Zurücktreten der Mannlehen vor dem 
Gesamthandbesitz großer Familien und den sogenannten Gnadengtttem, 
die nach der für die Ordensgebiete in Livland erlassenen Jungingen- 
sehen Gnade von 1897 benannt sind; in ihr wurde ein Erbrecht der 
Weiber und Seitenverwandten gestattet, welchem Beispiel die anderen 
Teile L.s im 15. Jahrhundert folgten. 

Gewiß kann man T. zustimmen, wenn er die Eigenheiten des 
livländischen Lehnrechts aus der dem Landrecht von Anfang an stärker 
zustrebenden Richtung dieses Rechtes erklärt Ähnliches hat ja schon 
Homeyer über das älteste livländische ( Waldemar-Erichsche) Lehnrechts- 
buch (s. 18/14) geäußert. Ebenso ist femer darauf hinzuweisen, daß 
die livländischen Lehnsstaaten auf kolonialem Boden, unter ungewöhn- 
lichen Verhältnissen entstanden und erwachsen sind. -^ Von den 
Exkursen sei der zweite: ,der sogenannte Gnadenbrief des Bischofs 
Nikolaus von Riga (1231—1258)' erwähnt Hier wird der Meinung 
Schillings, die landrechtlich gefärbte Eigenart des livländischen Lehns- 
wesens auf Einflüsse dienstrechtlicher Natur zurückführen zu können, 
eine ihrer wesentlichsten Stützen entzogen. T. zeigt, daß die Bestim- 
mungen des Gnadenbriefes nachweislich nie zur Ausführung gekommen 
sind und wir es hier vielleicht mit einer Fälschung des 14. Jahr- 
hunderts zu tun haben. Doch ist auch m. E. die Annahme nicht von 
der Hand zu weisen, daß uns in dem Briefe der Entwurf eines erwei- 
terten Lehnerbrechts vorliegt, das selber schon mehr land- ab dienst- 
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rechtlich beeinflußt zu sein scheint und durch dessen Erlaß Bischof. N. 
— ähnlich wie K. Heinrich VI. — seine Stellung befestigen wollte. 

Den Schluß der Arbeit T.s bilden swei Urkunden, darunter die 
fftr die Sozialgeschichte des Adels sehr wichtige Lemsaler Vereinigung 
der zu dem sogenannten Gnadenrechte besitzlichen Vasallen des Erz- 
stifts Riga gegen die »samende Hand* (1528); eine Koalition des kleinen 
gegen den Großgrundbesitz. 

Als zweiten Teil seiner Monographie will T. eine Darstellung dec 
anderen Leiheformen, der Lehen ohne Mannschaft und zu minderem 
Recht, als dritten die Entwicklung des Lehnswesens in der Zeit der 
Fremdherrschaft (seit 1561) geben. 

Berlin. M. K ramm er. 



Dr. Karl Heldmann, Die Rolandsbilder Deutschlands in 
dreihundertjähriger Forschung und nach den Quellen. Bei- 
träge zur Geschichte der mittelalterlichen Spiele und 
Fälschungen. Halle a. 8. 1904. 

Dr. Franz Jostes, Roland in Schimpf und Ernst. Zeit- 
schrift des Vereins far rheinische und westfölische Volks- 
kunde I. Elberfeld 1904. 

Das Rolandsproblem, dem die neueste rechtsgeschichtliche For- 
schung wahrlich nicht mflßig gegenflbergestanden ist, hat in diesem 
Jahre durch zwei an Art und Umfang sehr ungleiche, im Endziel sich 
begegnende Abhandlungen eine neue Beleuchtung erfahren. Der Histo- 
riker und der Philologe reichen sich, von verschiedenen Wegen her- 
kommend, an dem Punkte die Hand, wo sich ihnen die Überzeugung 
aufgedrängt hat, daß die älteste Zeit der Rolandsbilder nicht ein Stück 
Rechtsgeschichte umschließe. Die gesamte bisherige Rolandsforschung 
habe sich den klaren Blick ftkr das Verständnis der Anfänge der säch- 
sischen Rolande dadurch getrflbt, daß sie von der ihr selbstverständ- 
lichen Voraussetzung ausging, als mQßte jenen eine juristische Bedeu- 
tung innewohnen. In Wahrheit seien mittelalterlich-höfische Ritter- 
spiele die Wiege der Sache und des Namens. 

Es gilt immer als ein wissenschaftliches Ereignis, wenn sich zwei 
Forscher ohne Kenntnis der Übereinstimmung des Forschungsgegen- 
standes unabhängig voneinander auf einem umstrittenen Felde mit 
gleichen Ergebnissen treffen. Liegt doch in der Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit beider Arbeiten eine erhöhte Oewähr ftkr die Richtig- 
keit der Resultate. Darum ist auch der erste Eindruck, den der 
besonnene Leser von beiden Abhandlungen gewinnt, ein schlagender 
und flberzengender. Erst allmählich tauchen bezüglich des einen und 
andern Punktes Zweifel auf, verhüllt sich das eben vermeintlich ge- 
schaute klare Bild rasch mit einem Wolkenschleier, das freudige Mit- 
empfinden mit den Verfassern, eines schwierigen Problems endlich Herr 
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gfeworden zu sein, weicht nflchtemer Überlegung. £b gilt, die gesicher- 
ten Ergebnisse der neuen Untersuchungen vom noch Zweifelhaften zu 
trennen. Die Erkenntnis vom unbestreitbaren wissenschaftlichen Ver- 
dienste namentlich des Heldmannschen Buches schafft sich Raum. 
Aber das letzte Wort in der Rolandsfrage ist noch nicht gesprochen. 
Die Fragestellung ist verschoben worden und hat gewiß nach mancher 
Richtung eine methodische Richtigstellung erfahren. Und neue Fragen 
drängen sich auf, die in den vorliegenden Untersuchungen nicht 
gelöst sind. 

In der Anlage unterscheiden sich die beiden Arbeiten sehr lebhaft. 
Das Heldmannsche Buch ist eine gründliche Detailforschung, der Auf- 
satz von Jostes ein geistvoller Essay mit wenigen Anmerkungen und 
einem kleinen Exkurse über die Bremer Chronik Hemelings. Heldmann 
stellt sich, wie schon der Titel andeutet, eine doppelte Au%abe. E2r 
will dem Rolandsproblem vom historiographischen und vom quellen- 
mäßigen Gesichtspunkte nachgehen. Im ersten Teil deckt er in 
sorgfältiger Weise den Wechsel der wissenschaftlichen Anschauungen 
auf, die sich an die Rolandsbilder angeknüpft haben; der zweite ist 
einer »voraussetzungslosen" Erforschung des monumentalen und ge- 
schriebenen Quellenmaterials gewidmet. Die Herausstellung der Ergeb- 
nisse Heldmanns erfordert, sich seiner Stoffgliederung anzuschließen. 

I. Die Rolandsforschung. Urkunden und Chroniken gedenken 
der Rolande nur in verschwindendem Maße. Dagegen erfreuen sich 
die Rolandsbilder selbst seit dem ausgehenden Mittelalter als Symbole 
örtlicher Freiheiten und Rechte der höchsten Verehrung. Man verband 
mit ihnen praktisch-rechtliche Vorstellungen, welche die wissenschaft- 
lichen Anschauungen beeinflussen mußten. Umgekehrt wirkten auch 
die Ansichten der Gelehrten über das Wesen der Rolande auf ihre 
praktische Wertschätzung ein. So steht die Rolandsforschung bis ins 
18. Jahrhundert im Dienste des Rechtslebens, erst im 19. Jahrhundert 
wird sie zu einer Aufgabe der Rechtsgeschichte allein. Als Etappen 
der wissenschaftlichen Betrachtung stellen sich Heldmann die folgen- 
den dar. 

1. Die Humanistenzeit. Auf der Grundlage einer noch im 
15. Jahrhundert zur Ausbreitung gelangten Ansicht, die Rolandsbilder 
seien Symbole der Reichsfreiheit der betreuenden Städte, erblickten 
die Humanisten, als deren bedeutsamer Repräsentant Melanchthon auf- 
tritt, in den Rolandsbildern wirkliche Abbilder des sagenhaften Pala- 
dins Roland. Ihre Kenntnis von Roland und seiner angeblichen Teil- 
nahme an den Sachsenkriegen Karls des Großen stützt sich auf die 
vielgelesene Chronik des falschen Turpin von Rheims (vgl. Watten- 
bacb, Geschichtsquellen II *, 250). Melanchthon glaubt noch, daß 
Roland selbst die Statuen gesetzt habe, „ut significaretur, esse eas (sc 
die betr. Städte) in tutela imperatoris*. 

2. Gryphiander und die Staatsrechtler[!] des 17.-19. Jahr- 
hunderts. Eigentlicher Begründer der Rolandsforschung wurde der 
Oldenburger Jurist Gryphiander mit seiner 1625 zu Frankfurt erschie- 
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nenen Schrift: ,De Weicbbildis Sazonicis seu Colossis Rolandinis urbimn 
quarnndam Saxonicarom commentariiiB historico-iuridicns.'' An den 
landläufigen Anschauungen seiner Zeit übte er in Übereinstimmung 
mit dem Publizisten M. Goldast Kritik, indem er die historische ün- 
glaub Würdigkeit Turpins erweist und damit den Beziehungen Rolands 
zu Sachsen und allen daran geknüpften Vorstellungen den Boden ent- 
zieht. Der Sachsenspiegel kenne weder Weichbilder noch Rolande. 
Indes ließ es Gryphiander nicht bei negativer Kritik bewenden, über 
die Bedeutung der Rolandsbilder stellte er drei positive Thesen auf, die 
zum Teil ihren Schatten bis in die Gegenwart werfen. 

a) Die Rolandsbilder haben mit dem Paladin Roland nichts zu 
tun, sie sind Kaiserbilder und zwar Bildnisse Ottos I. oder Ottos II. als 
der Begründer des sächsischen Städtewesens. Als Stütze dient ihm die 
Glosse zu Art. 10 des sächsischen Weichbildrechts, die berichtet, auf 
dem Magdeburger Markte stehe Ottos des Ersten ,lipzeichen'. Aber der 
Glossator meint hier nicht das Rolandsbild auf dem Magdeburger 
Markte, sondern die hier ebenfalls aufgestellte Reiterstatue Ottos. 
Bis in unsere Tage hat die Identifizierung beider Denkmäler in der 
Rolandsforschimg Verwirrung angerichtet. 

b) Die Rolandsbilder sind zu Ehren dieser Kaiser auf den Mal- 
stätten der sächsischen Städte neben und an Stelle der altem Gerichts- 
symbole, der Marktkreuze, errichtet worden. Eine tatsächliche Stütze 
für diese These wird nicht vorgebracht. 

c) Die Bezeichnung Roland ist nicht Eigenname, sondern ein 
Appellativum: Ratland oder Rugelaud (von raten bezw. rügen), viel- 
leicht auch wegen der Kolossalität so benannt, indem man im Mittel- 
alter alles Große mit dem Gattungsnamen Roland bedacht habe. Der 
Unwert dieser Argumentation ist längst erkannt. 

Von Anschauungen der Nachläufer Gryphianders verdienen Her- 
vorhebung: die gewichtige Stimme Conrings, der darauf hinwies, 
daß keine Nachricht über die Rolande über das Jahr 1200 zurückführe, 
und der das Bremer Privileg von 1111 , das vom Roland handelt (vgl. 
unten II), als Fälschung erkannte; die Ansicht von Haltaus, die 
Rolande seien Symbole der Reichsunmittelbarkeit ; endlich die beach- 
tenswerte Rostocker Dissertation von K. Türk tfus dem Jahre 1824, 
der zuerst auf die Übereinstimmung aufinerksam machte, die zwischen 
dem Richterhabitus nach Sachsenspiegel Ldr. lil 69 und dem objek- 
tiven Befund der Rolandsbilder besteht. Von Karl dem Großen als dem 
Einsetzer der Schö£Pengerichte errichtet, stelle der Roland allegorisch 
den zu den Schöffen gehörigen Grafen bezw. bischöflichen Vogt dar. 

3. Die Germanisten und Rechtshistoriker des 19. Jahr- 
hunderts. Das Aufblühen der germanistischen Forschung im 19. Jahr- 
hundert förderte unter den Literaturdenkmälern der deutschen Vorzeit 
das Rolandslied des Pfaffen Konrad an den Tag. Seitdem hält die 
wissenschaftliche Rolandsforschung daran fest, daß der Name der 
Rolandsbilder in Wahrheit an die auch in Deutschland seit dem 
12. Jahrhundert bekannte Rolandssage anknüpfe. Die Rolandsbilder 
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wurden irgendwie nach dem karolingischen Helden benannt. Ob Ton 
Anfang an oder erst später, das ist die Frage. 

Eine mythologische Deutung bahnte Jakob Qrimm in seiner 
Abhandlung über Irmenstraße und Irmensftule (1815) an. Ihm knüpfte 
sich die karolingische Rolandssage an die schon vorhandenen, dem 
germanischen Altertum entstammenden Irmens&ulen auf den Gerichts* 
platzen. Später wies indes Grimm selbst noch die Rolandsbilder in 
die Vorstellungswelt der höfischen Epen. 

Den ersten umfangreichen Katalog überlieferter Rolandsbilder hat 
Zöpfl in seiner roaterialreichen Untersuchung (die Rulandssäule 1861) 
aufgestellt. Sachlich erblickte ZOpfl in den Rolanden Zeichen des 
Weichbildrechts (womit ZOpfl ein aus Blutgericht, Marktrecht und 
Immunität zusammengesetztes Stadtrecht meint). Von Hause seien 
die Rolande Bilder des Königs (Rückkehr zu Gryphiander) und zwar 
^unwidersprechlich*^ Ottos IL, des Roten „d. h. des Blutigen oder Blut- 
richters^f!], der Magdeburg, Bremen und Hamburg Weichbildrecht nach 
mittelalterlicher Anschauung teils verliehen, teils bestätigt habe. Die 
Rolande sind auch ihm an Stelle der altgermanischen Irmensäule 
getreten, die dem sächsisch-wendischen Provinzialgott Chrödo oder 
Hruodo geweiht war. Als Entstehungszeit der ersten Bolandsbilder 
nahm Zöpfl das 10. Jahrhundert, als örtlichen Ausgangspunkt am 
wahrscheinlichsten Magdeburg an. Im 12. und 18. Jahrhundert sei der 
alte Zusammenhang in Vergessenheit geraten, der ähnlich klingende 
Rolandsname sei auf die Säulen Hruodos übertragen worden. 

Die ernsthafte Rolandsforschung der Gegenwart ist mit dem 
Namen R. Schroeders verknüpft, der an drei Stellen (Weichbild, in 
histor. Aufsätzen zum Andenken an G. Waitz 1886; die Stellung der 
Rolandssäulen in der Rechtsgeschichte bei B^ringuier, Die Rolande 
Deutschlands 1890; Marktkreuz und Rolandsbild in der Festschrift f&r 
R. Weinhold 1896) sich ausführlich mit der rechtsgeschichtlichen Be- 
deutung der Rolandssäulen befaßt hat. Er suchte vor allem die früher 
schon ausgesprochene (vgl. oben Ziff. 2 b) Ansicht vom Zusammenhang 
zwischen den Rolaudsbildem und den Symbolen des Marktrechts wissen- 
schaftlich zu vertiefen. Anfänglich von Zöpfl beeinflußt, erblickte 
Schroeder in den Rolanden von Hause aus, «mehr oder weniger rohe 
Kaiserbilder''. In seinem Aufeatze bei B^ringuier lehnt er diese Deu- 
tung ab. Die Rolande sind ihm femer nicht Blutbannsymbole, denn 
sie stehen an zahlreichen Orten, welche die hohe Gerichtsbarkeit nie 
besessen haben. Sie sind auch nicht Reichsfreiheitssymbole, weil sie 
in vielen nicht reichsunmittelbaren Plätzen sich finden. Sie sind end- 
lich nicht Stadtrechtssymbole schlechthin, weil erweislich eine Anzahl 
von Rolanden in Marktflecken gestanden haben. Sie konnten daher 
nach Schroeder nur Marktsymboie sein, entstanden seit Ende des 
13. Jahrhunderts mit Verfeinerung des Kunstsinns durch Umformung 
der alten Marktkreuze mit daran angebrachten Königssymbolen. Er- 
blickte man doch in Roland den Waffenträger des rechtspendenden Karl. 
Die Anschauungen von Schroeder sind in weitem Um&ng Gemeingut der 
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modernen AufG&saung der Rolandabilder geworden, von angesehenen 
Stadtrechtsforschem haben sich ihm insbesondere R. Sohm und Keutgen,. 
wenn auch der letztere in etwas modifizierter Gestalt, angeschlossen. 
4. Georg Sello» Einen besonderen Abschnitt widmet Heldmann 
den zahlreichen neuesten Arbeiten zur Rolandsforschung, die Sello zum 
Verf. haben (vgl. insbesondere seine Aufsätze zur Literatur der Rolands- 
bilds&ulen in den deutschen Geschichtsblättem, Bd. II—IY, 1901—1903). 
Die Abhandlungen Sellos zeichnen sich yor allem durch eine um&ssende 
Aufnahme des objektiven Denkmälerbefundes aus. Seine kritische 
Analyse der Denkmäler, die sich nicht auf Sachsen beschränkt — auch 
Orte Polens, Böhmens, Ungarns, selbst der Schweiz, behaupten, Rolande 
zu besitzen — ergab zunächst, daß eine große Zahl sogenannter Roland» 
den Namen sicher zu Unrecht tragen. Die dilettantische Gelehrsam- 
keit der Lokalhistoriker war nur zu leicht geneigt, in allen möglichen 
Gebilden eine Rolandssäule zu erblicken. Als solche Pseudorolande 
scheidet Sello ans: Staupsäulen, Wappenhalter, rein dekorative Brunnen- 
figuren (vgl. hierzu neuerdings den Aufsatz von Ernst Wagner, Die 
Statue des Markgrafen Karl IL von Baden in Durlach ün Zusammen- 
hang mit süddeutschen Brunnenfiguren, Zeitschrift fär die Gesch. des 
Oberrheins. Neue Folge XVII, 123—142, 1902), Heiligenstandbilder, 
antikisierende Herkulesbilder. FQr Sello lediglich die Ausfahrung einer 
originellen Idee ist der berittene Roland auf dem Marktplatz zu Neuhai- 
denslebeiL Als primäre Quellen der Rolandsforschung bleiben nach SellO" 
nur mehr Übrig die Rolande von Quedlinburg, Halberstadt, Branden- 
burg-Neustadt, Zerbst, Bremen, Halle a. S., endlich der 1631 unter- 
gegangene Roland von Magdeburg. Viel weniger glücklich als in der 
kritischen Untersuchung der Denkmäler ist Sello in der Aufttellung- 
seiner Erklärungshypotheseu. In kühnen Schlüssen nimmt Sello einen 
Magdeburger Rolandsprototyp »getrosf für 1100 an. Die noch zu 
erwähnende Stelle der Magdeburger Schöffenchronik erbringt dagegen 
mit ihrem Eintrag über das Rolandsspiel erst für die Mitte des 13. Jahr- 
hunderts positiven Beweis für die Existenz des Magdeburger Rolands. 
Hinsichtlich der Benennung des Rolandsspieles verdichtet sich ihm die 
Voraussetzung der Priorität der Säule vor dem Spiel zu dem Axiom,, 
daß das Rolandsspiel als die moderne Form der altfranzOsischen Quin- 
taner seinen neuen Namen dem schon vorhandenen Rolandsbild ent- 
lehnt habe. Die Rolande von Bremen und Hamburg sollen nach Sello 
in ihrer ersten Ausführung ins 11. Jahrhundert zurückgehen. Wie- 
schwach fundiert diese Ansetzungen sind, weist Heldmann schlagend 
nach. Die ältesten — sehr problematischen I — Rolande von Bremen 
und Magdeburg könnten nicht von Hause aus den Rolandsnamen 
getragen haben, da die Rolandssage in Deutschland erst im 12. Jahr- 
hundert bekannt wurde. Vielmehr repräsentierten die Rolandsbilder 
den Fürstentypus Norddeutschlands, sie seien von Anbeginn Königs- 
bilder. In einer durch Heldmann in ihrer Unhaltbarkeit trefflich 
beleuchteten Argumentation kommt Sello zur These, die ältesten Rolande 
seien mehr oder weniger porträtähnliche Bilder Ottos des Großen ala 
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des Schopfers der geistlichen Ffirstentümer. Die Übertragung des Ro- 
landsnamens auf das Standbild und die Anknüpfung an die Earlssage 
seien zuerst in Bremen zu Ende des 12. Jahrhunderts erreicht worden, 
wie denn überhaupt für Sello die fernere Qeschichte des Bremer Rolands 
die der Rolande überhaupt ist. Nur in Bremen sei im erwachenden 
Kampf zwischen Stadtherren und Bürgern Karl der Große als der Ver- 
leiher der ersten städtischen Privilegien schon zu Ende des 12. Jahr- 
hunderts betrachtet, die zu gleicher Zeit bekannt gewordene fi[arls- 
sage sei hier mit dem «alten damals offenbar namenlosen" Standbild 
verknüpft worden: damit sei die „notwendige Vorbedingung" ftir die 
von Sello ins 18. Jahrhundert verlegte Übertragung des Rolandsnamens 
auf die Bildsäulen geschaffen gewesen. Im 13. Jahrhundert sei der 
Name Roland allgemein eine Bezeichnung für Riesendenkmäler gewor- 
den, von Bremen auf andere ähnliche Gebilde übertragen, nach ihnen 
auch das Spiel genannt worden. Die staatsrechtliche Bedeutung der 
Rolande seit dem 15. Jahrhundert wurde durch die Errichtung des noch 
stehenden Bremer Rolands (1404) und die damit zusammenhängenden 
Bremer Urkundenfälschungen des beginnenden 15. Jahrhunderts ein- 
geleitet. 

5. Sellos Nach fo Ige r. Aus dem Abschnitt, den Hei dmann den 
allemeuesten Äußerungen zur Rolandsfrage widmet, sei namentlich die 
Stellungnahme von S. Rietschel hervorgehoben, der in der historischen 
Zeitschrift 89 (1902) S. 457—467 Sellos „romantischen Hypothesen' in 
entscheidenden Punkten entgegentritt. Der EOnigsbüdertheorie Sellos 
stellt er den objektiven Befund der Denkmäler gegenüber, ein Königs- 
bild würde man schwerlich „in eine unbestimmte vieldeutige Form* 
gekleidet haben, wie sie die Rolandsbilder aufweisen. Der objektive 
Befund der Denkmäler ist für Rietschel der des Richterbildes, sie sind 
ihm Wahrzeichen der hohen Gerichtsbarkeit, unter Billigung von 
V. Below kehrt insoweit Rietschel zu der schon früher von Türk (oben 
Ziffer 2 a. K.) ausgesprochenen Ansicht zurück. Richtschwert, Barhäup- 
tigkeit und Mantel des Halleschen Rolands als des ältesten Typus sind 
ihm Beweis, daß die Rolande das Hochrichteramt, die „dauernde Ge- 
richtßherrschafk des fürstlicheD Stadtherm über die Stadt*' verkörpern. 
Rüstung und Schild der Rolandsbilder sind jüngere Zutaten. Ausdrück- 
lich stellt Rietschel fest, daß die beglaubigte Geschichte der Rolande 
nicht über 1200 hinausführt. Die von Sello in den Mittelpunkt seiner 
Erklärung gestellte Sage von alten, auf Karl den Großen zurückgehen- 
den Stadtfreiheiten sei nur in Bremen heimisch, im rolandsreichen Osten 
Deutschlands wird der Roland nur mit Gerichtssitzungen und Hinrich- 
tungen in Verbindung gebracht Diesen besonnenen Bemerkungen eines 
anerkannten Stadtrechtsforschers fehlt nach Heldmann nur das eine, daß 
er fdr den Rolandsnamen der Bilder keine Erklärung bietet. 

6. Die Rolandsmythologen. In einem letzten Abschnitt 
seines ersten Teiles untersucht Heldmann die mythologischen Deutungs- 
versuche der neuesten Zeit, als deren Vertreter zuletzt namentlich 
Paul Platen (insbesondere: Der Ursprung der Rolande. Aus Anlaß 
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der deutschen Städteausstellung herausgegeben vom Yer. f. Gesch. 
Dresdens 1908) aufgetreten ist. Seine Beweisföhrung ist eine durch- 
aus hypothetische, 'weder Schriftquellen, noch in das germanische 
Altertum reichende Denkmäler bilden eine gesicherte Grundlage, eine 
befriedigende Lösung der Rolandsfrage is^ den übrigens von der Rechts- 
geschichte (vgl. Schroeder RG. ♦ 626 N. 25) abgelehnten Argumen- 
tationen nicht zu entnehmen. Daher mag insoweit ein Hinweis auf 
ihre Würdigung bei Heldmann genügen. 

7. Ergebnis und Kritik. Das Ergebnis der deutseben Roland- 
forschung seit dem 17. Jahrhundert ist Heldmann ein beschämendes. 
Eine positive Lösung des Problems sei nicht erreicht, nur im Abstoßen 
unbrauchbaren Materials Fortschritt gemacht worden. Für die Schwäche 
aller vorgebrachten Argumentationen sei höchst charakteristisch „das 
unsichere Tasten" auf dem ganzen Gebiete. Die angesehensten Roland- 
forscher hätten mit jeder neuen Untersuchung Veränderungen an ihrer 
ursprünglichen Ansicht vorgenommen. Als Wurzel des Unheils bezeich- 
net Heldmann den methodischen Fehler, daß alle neuen Arbeiten über 
die Frage nur in Einzelpunkten zu den Vorgängen Stellung zu nehmen 
gesucht hätten, während die gesamte Literatur schließlich auf dem 
Boden des Buches von Gryphiander zusammentreffe. Die Frage nach 
dem ältesten Rolandstypus sei von der unzulässigen Voraussetzung der 
Existenz eines solchen ausgegangen. Voraussetzungslos müsse erneut 
an Denkmäler und schriftliche Quellen herausgetreten werden. Diese 
erneute Untersuchung zu liefern, setzt sich Heldmann im zweiten Teile 
seiner Abhandlung vor, deren Abschnitten es nun zu folgen gilt. 

n. Das Rolandsproblem. Zunächst stellt Heldmann das 
Quellenmaterial fest. Das objektive der ins Mittelalter reichenden 
Denkmäler umfaßt die steinernen Rolande von Bremen (1404), Halber- 
stadt (1433), Zerbst (1445), Brandenburg- Neustadt (1474), Quedlinburg 
(vor 1476). Geschriebene Quellen über diese Rolandsbilder reichen in 
Bremen bis 1366, in Zerbst bis 1885, in Brandenburg bis 1402, in Halber- 
stadt bis 1428, in Quedlinburg bis 1476 zurück. Sofort stellt Heldmann 
die für die weitere Untersuchung grundlegende Tatsache fest — an 
der früher achtlos vorübergegangen wurde — , daß in fast allen erwähn- 
ten Städten von hölzernen Rolandsbildem als Vorläufern der steinernen 
die Rede ist. Zu den genannten noch erhaltenen Denkmälern tritt der 
1631 zerstörte Magdeburger Roland, der 1459 in Stein errichtet wurde, 
und dessen Aussehen in einer zuverlässigen Abbildung des 16. Jahr- 
hunderts überliefert ist; die urkundlichen Nachrichten über den Magde- 
burger Roland gehen am weitesten, nämlich bis ins 13. Jahrhundert 
zurück. Alle diese Rolande sind ritterliche Gestalten, die sämtlich 
das bloße Schwert aufrecht in der Rechten tragen, sich aber in zwei 
Gruppen scheiden, von denen die eine schildlos ist, während die Denk- 
mäler der zweiten Gruppe mit ziemlich unorganisch angehefteten 
Wappenschildern versehen sind. Die Figuren ohne Schild führen auf 
den Roland von Magdeburg, die mit Schild auf den steinernen Roland 
zu Bremen zurück. 
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1. „Das Burggrafenbild zu Halle." Eine Sonderstelliiiig 
nimmt Heldmami für den Roland von Halle in Ansprach, weil derselbe 
nngehamiBcht ist. Er steht nach Heldmann sweifelloe in Beziehung 
zum Halleschen Schö£fengericht. Der Roland zu Halle ist heute ein 
4 Meter hohes Standbild von 1719, sein Vorgftnger war eine hölzerne 
Figur, deren Geschichte bis 1426 zurückgeht. Nach Sellos, von Held- 
mann übernommener Vermutung muß die Statue von 1719 eine Nach- 
bildung des alten Roland sein, denn seine Tracht entspricht dem 
18. Jahrhundert. Er trägt einen bis zum Fuß reichenden faltigen Rock 
mit Spangenverschluß auf der Brust, von seinem Gürtel h&ngen Almosen- 
tasche und Messerscheide herab. Die Parallele mit zwei andern Denk- 
mälern, nämlich mit dem Standbild Heinrichs des LOwen im Dome 
zu Braunschweig (angesetzt um 1227) und mit einem bei Alwin Schultz 
wiedergegebenen französischen Epitaph des 1288 verstorbenen Grafen 
Robert von Braine, veranlaßt Heldmann, das ältere Rolandsbild von 
Halle den drei ersten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts zuzuweisen. 
Indem Heldmann allen Nachdruck auf den fehlenden Harnisch legt, 
erklärt er: „In Wahrheit repräsentiert der sogenannte Roland von Halle 
überhaupt keinen Rolandstypus, sondern er ist eine durchaus für sich 
stehende singulare Erscheinung." Gleich Türk und Rietschel erblickt 
auch Heldmann in ihm den unter Eönigsbann dingenden Richter des 
Sachsenspiegels. Zur Erhärtung weist Heldmann auf die Dresdener 
Bilderhandschrift und glaubt darin als neues wertvolles Argument 
feststeilen zu können, daß der Zeichner der Bilder den Blutrichter vom 
Richter in bürgerlichen Sachen unterscheide. Dort trage der Richter 
das bloße Schwert frei in der Hand, hier trage er es mit der Schwert- 
fessel umwunden. Positiv erblickt Heldmann im Halleschen Roland 
nicht einen Blutrichter schlechthin, sondern den Blutrichter von 
Halle. Der Roland ist ihm der Burggraf von Magdeburg als ordent> 
lieber Richter im Halleschen Schö£fengericht. Vor dem Roland standen 
nachweislich seit dem Mittelalter die Gerichtebftnke. »Erst nut der 
Burggrafenfigur war das Gericht auf dem Berge zu Halle gesetzlicher 
Vorschrift entsprechend vollzählig besetzt.* Zum Jahre 1426 liegt ein 
Bericht über die Investitur des neuen Burggrafen Kurfürst Friedrich 
von Sachsen ,in den richtbenken vor dem Rulande zu Halle' vor. Aus 
der Tatsache, daß in den Halleschen Schöffenbüchem des 15. Jahr- 
hunderts die Rolandsfigur nur ganz vereinzelt (1482, 1487) als Roland 
bezeichnet wird, glaubt Heldmann schließen zu dürfen, .daß sie diesen 
Namen nicht von AnÜE^ng an geführt haben kann und daß die offiziellen 
Gerichteakten sich nur widerstrebend und vorübergehend einer Bezeich- 
nung anbequemt haben, die den Urkunden zufolge im ersten Viertel 
des 15. Jahrhunderts beim Volk bereits allgemein üblich war". 

2. ,Die Magdeburger Pfingstspiele.* Die Frage, woher 
„das Volk" die Bezeichnung Roland geschöpft habe, führt Heldmann 
in die sächsische Metropole Magdeburg. Für das Eindringen der fran« 
zösischen Rolandssage nach Deutschland weist er zunächst auf das 
Rolandslied des Pfaffen Eonrad hin, das Roland schon als Bezwinger 
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des ^steinherten" Sachsen kennt, entstanden zwischen 1131 und 1133 
zu Regensburg; sodann auf die Verbreitung des Namens Roland ab 
Eigennamen. Er kommt sodann auf das Magdeburger Rolandsspiel zu 
sprechen als wichtigsten Beleg für die Kenntnis der Rolandssage in 
den sächsischen Bürgerkreisen des 13. Jahrhunderts. Die Magdeburger 
SchOffenchronik des 14. Jahrhunderts berichtet nämlich für die Zeit 
von 1270 — 1280, daß die Söhne der reichen Kaufleute an Pfingsten 
unter andern rittermäßigen Spielen das Rolandsspiel gespielt hätten, 
das nun, d. h. z. Z. der Niederschrift der Schöffenchronik, die Ratmannen 
von Magdeburg selbst spielten. Leider gibt dieser älteste Beleg f&r 
das Rolandsspiel in Deutschland keine Beschreibung darüber, wie es 
vonstatten ging. Mit der seit langem bekannten Stelle haben sich 
die Forscher verschiedentlich abgefunden. E. H. Meyer erblickte im 
Magdeburger Rolandsspiel ein FrühlingsfeStspiel mythologischen Ur- 
sprungs. Auf dasselbe läuft die Ansicht Schröders hinaus, der datin 
eine Umbildung des germanischen Maispieles sehen will, bei dem «der 
sonst als ungeschlachter Riese gedachte Winter hier als reisiger 
Krieger dargestellt wurde, nach dessen Schild die jungen Rittersleute 
mit den Speeren stachen." «Mit den Rolandssäulen hatte dieser 
Winterkönig Roland selbstverständlich nur den Namen gemein", nur 
bezüglich des Namens seien , französische Einflüsse anzunehmen". 
Sello lehnt die Anknüpfung des Magdeburger Rolandsspieles an das 
germanische Maispiel ab, glaubt vielmehr, daß das Rolandsspiel als 
Ganzes aus Frankreich stamme als jüngste Form des alten franzö- 
sischen Reiterspieles Quintana (quintaine). Gegenstand des Spieles 
sei ursprünglich ein an einem Pfahl aufgehängter Schild, später die 
Holzfigur eines Bewa&eten gewesen, nach der im Vorbeireiten ge- 
stochen wurde. Da nun das alte Quintanaspiel nicht in Frankreich, 
sondern nur in Norddeutschland nach Roland benannt worden sei, 
müsse bereits 1270 auf dem Magdeburger Markte eine Figur mit 
Namen Roland gestanden haben, nach der lediglich «ihrer formalen 
Ähnlichkeit wegen" die „Karussellfigur" des Rolandsspieles und damit 
dieses selbst seinen Namen empfangen habe: «nicht umgekehrt". 

Diesen Deutungsversuchen des Magdeburger Rolandsspieles rückt 
Heldmann scharf zu Leibe. Ganz abgesehen von der künstlichen Er* 
klärung Sellos wird dieselbe als offenbar unrichtig erwiesen. Denn 
das Wesen der Quintana besteht nicht im Kampf gegen eine Holzfigur, 
sondern im Anrennen eines oder mehrerer Schilde, die an einem P&hl 
aufgehängt sind. Der von Sello behaupteten Ersetzung des primitiven 
Schildpfahles durch eine bewaffnete Holzfigur steht aber die Tatsache 
im Weg, daß die Magdeburger Schöffenchronik auch den «schildeken- 
bom", d. h. das Schildbaumspiel neben dem Rolandsspiel erwähnt. Mit 
der behaupteten Identität beider ist es daher oftenbar nichts. 

Das Rolandsspiel muß daher als eigenartige Unterhaltung der 

ritterlichen Jugend aufgefaßt werden. Für seinen positiven Inhalt ist 

der Magdeburger Bericht ergebnislos. Heldmann weist dagegen nach, 

daß die Rolandsspiele im Mittelalter keine seltene Volksbelustigung 

Zeitschrift fOr Rechtsgeschichte. XXY. Genn. Abt. 26 
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waren und sich mancherorts bis in die Neuzeit erhalten haben. Das 
Wichtigste dabei ist, daß es auch an Beschreibungen des Spieles nicht 
fehlt. Heldmann f&hrt solche an ftr Münster und Lflbeck, aus Dith- 
marschen und Eiderstedt, aus der Gegend von Wettin. Das Gemein- 
schaftliche aller Berichte geht dahin, daß als Rolandsspiel der Angriff 
auf eine als Roland bezeichnete bewehrte Holzfigur von beträchtlicher 
GrOße bezeichnet wird. 

Von besonderer Bedeutung erscheint der Bericht der mfinsterischen 
Chronik Melchior Rdchells (f 1606), der fttr die Jahre 1566—74 eine Be- 
schreibung des mfinsterischen Rolandsspieles gibt. Wegen ihrer Wich- 
tigkeit für die ganze Frage mag die Stelle hier wiedergegeben werden. 
.Alsdann stond auch aldar midden uf dem markede ein holtzen 
bilde; dassolbige hatte biede hande ausgestrecket, weches sie 
den Rolandt nampten. Das bilde standt uf einer isern stangen, 
das es umblauffen konthe; es hatte in der rechteren handt eine 
runde schive etwas großer als ein tellere, und an der luchteren handt 
hatte es eine geckeskolbe hangen. Dan waren aldar bestaldt lange 
spere ; darmit randen sie die eine nach den andern und stachen den 
Rolandt in de rechter handt, dar die runde schive inne war. Aisdan 
80 lief er umme und sloch mit der luchteren handt, darinne er die 
kolbe hatte, umbher; wan dan deijenige, so gestochen hatte, nicht 
mit der ile fortruckete, krech er einen dreve, so gewis war, uf der 
rugge oder in den nacken, das iderman alsdan lachede" (GQ. des 
Bist. Münster III). 

Inhaltlich in der Hauptsache übereinstimmend ist der Bericht, 
der sich, anscheinend für das Ende des 15. Jahrhunderts, in Lfibeck 
erhalten hat. Dem Moment der Drehbarkeit der Figur legt Heldmann, 
wie hervorgehoben werden muß, keine Bedeutung bei, da er sonst 
wohl davon gesprochen hätte. Die Erklärung des Rolandsnamens ftlr 
diese Spiele glaubt Heldmann in der Dramatisierung einer Szene aus 
dem hofischen Rolandsepos erblicken zu dürfen. Er denkt an die Szene 
der Schlacht bei Ronceval, da Roland in seiner letzten Not sich ohne 
Roß, Schild und Hom nur mehr mit seinem unzerbrechlichen Schwert 
Durendart wehrte: daher das Schwert in der Rechten der schildlosen 
Rolandabilder. 

Abschließend stellt Heldmann fest, daß nach der Magdeburger 
Schöffenchronik z. Z. ihrer Abfassung (s. XIV 2. Hälfte) das Rolands- 
spiel zu einem offiziellen Spiel der Ratsherren geworden war, daß 
nochmals 1419 „to pingsten ein nie Roland gebuwet* wurde — offen- 
bar mit Rücksicht auf das bevorstehende Rolandsepiel — , bis 1459 
auch zu Magdeburg der steinerne Roland den Holzroland verdrängte. 
Für Heldmann ist der Magdeburger Roland das älteste deutsche 
Rolandsbild. „Weder ein germanischer oder slawischer Gott, noch 
ein christlicher Heiliger, weder Marktkreuz noch Friedekreuz, nicht 
eine EOnigsstatue und nicht einmal ein Grafenbild, sondern nur eine 
harmlose Spielfigur, die mit dem Schwert bewaffnete Kolossalgestalt 
des Helden von Ronceval, das Objekt eines von Hause aus ganz ernsten 
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WafFenspieles der patrizischen Jugend Magdeburgs : daa war das älteste 
Bolandsbild auf deutschem Boden!'' Von Magdeburg aus habe sich 
dann auch der Name Roland auf das hallesche Burggrafenbild über- 
tragen, 1425 wird letzteres zuerst als Boland bezeichnet; der Magde- 
burger Steinroland von 1459 aber sei Aber seine ursprSngliche Bedeu- 
tung als Spielfigur hinausgewachsen und zu einem Wahrzeichen der 
Stadt geworden. 

4. Die Spielrolande außerhalb Magdeburgs. Das Be- 
streben, alle erreichbaren Nachrichten über holzgeschnitzte Rolands- 
bilder zusammenzustellen, leitet Heldmann im folgenden Abschnitt 
seines Buches. ,An zahlreichen Orten des sächsischen Stammlandes 
und des ehemals slawischen Eolonialgebietes treten seit dem 14. Jahr- 
hundert holzgeschnitzte Rolandsbilder in den Bereich der geschicht- 
lichen Quellen. Daß ihrer ersten Errichtung kaum einmal gedacht 
wird, hat, da es sich nur um Spielfiguren handelte, durchaus nichts 
Verwunderliches, und als Spielfiguren sind auch die weitaus meisten 
Holzrolande sang- und klaoglos untergegangen: zum grOßem Teil be- 
reits im Mittelalter, zum kleineren in entarteter Form mit den Rolands- 
spielen erst in der Neuzeit. Aber selbst durch die Torsi ihrer urkund- 
lichen Geschichte schimmert ihr Charakter als Spielfiguren nach 
Magdeburger Vorbild deutlich erkennbar hindurch. ** 

In Hamburg ist der Roland zuerst 1342 auf der platea divitum 
nachweisbar; nach den Ausgabebüchem der Stadt mußte der Ham- 
burger Holzroland allein zwischen 1375 und 1389 siebenmal neu an- 
gestrichen bezw. ausgebessert werden, er unterlag also offenbar als 
Spielfigur starker Abnützung. Der alte Holzroland zu Bremen fiel 
1366 einem Brande zum Opfer. Weitere Rolande sind für 2ierbst, 
Berlin, Neustadt Brandenburg, Halberstadt, Nordhausen, Angermflnde, 
Königsberg (Neumark) nachweisbar; daß sie von Anfang Holzfiguren 
waren, ist für die meisten wahrscheinlich gemacht. 

5. Der steinerne Roland von Bremen und die bremischen 
Fälschungen. „Eine neue Periode glanzvollen Daseins begann für 
die Rolandsbilder im Beginn des 15. Jahrhunderts und zwar ging sie 
von Bremen aus." Roland der Riese am Rathaus zu Bremen, 1404 in 
Stein errichtet, ist der erste steinerne Roland in Deutschland. Er ist 
das Werk des Bremer Bürgermeisters Johann Hemeling, ein monumen- 
tales Glied im Kreise seiner chronikalischen Fälschungen, von denen 
Heldmann scharfiiinnig nachweist, daß sie aus einem Gusse und einem 
Ziele dienend vorgenommen wurden. Der Bremer Roland ist keine 
Spielfigur mehr, vielmehr ein Wahrzeichen der angeblich von Karl 
der Stadt verliehenen Freiheit, daher die Umschrift des dem Standbild 
angehefteten Reichsschildes: „Vryheit do ik ju openbar, de Karl und 
mennich vorst vorwar desser stede ghegheven hat, des danket gode, 
it min radt* Es fällt sofort auf, daß das Reichsschild mit dieser Um- 
schrift in sehr oberflächlicher, fast unmöglicher Weise mit der Ritter- 
gestalt verbunden wurde. Der Bremer Steinroland ist das Werk 
bewußter historischer Reflexion und politischer Prätension. Sein Schild- 

26* 
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sprach knüpft an an das erste Privileg Friedrichs I. für die Stadt 
Bremen von 1186, das Bremen die Rechte bestätigte, „que sancte recor- 
dationis Earolus imperator ad instantiam petitionis Willehadi, primi 
Bremensis ecdesie antistitis, eidem civitati concessit" (Stadtluft macht 
frei, ausgenommen die fiunilia eccl. Brem.; Prozeßbürgschaft des Klägers 
und Gewettepflicht des unterliegenden Klägers; Verwahrung des Heer- 
gerätes eines erblos Verstorbenen durch Jahr und Tag für den Fall nach- 
träglicher Geltendmachung von Erbansprüchen; rechte Gewere an Weich- 
bildgrundsiücken: Keutgen, Urkk. z. städt. Verf.-Gesch. 18, Nr. 25a). 

Die bisherige Auftassuug erblickte als Zweck des Bremer Rolan- 
des die Sicherung der Reichsunmittelbarkeit Bremens: wie der Reichs- 
adler besage. Er mußte sich danach gegen die Hoheitsrechte des 
Erzbischofs als des alten Stadtherrn richten. Nun weist Heldmann 
auf das durchaus friedliche Verhältnis hin, das z. Z. seiner Errichtung 
zwischen Rat und Erzbischof bestand. Für die Errichtung eines Truts- 
monuments gegen den Bischof lag daher keine Veranlassung vor. Die 
Adresse, an die er sich wendet, sind nach Heldmann vielmehr die 
Hansastädte. Der Vorrang Bremens innerhalb der Hansa sollte danach 
durch ein Denkmal seiner alten Privilegien dokumentiert werden. 

Ein solches Kaiserprivüeg sollte aber selbst den Bremern das 
Recht gegeben haben, ihrem Roland den Reichsschild anzuheften. Der 
Inhalt der Barbarossaurkunde entsprach offenbar den praktischen Be- 
dür&issen Johann Hemelings nicht genügend, er gewährte nur den 
willkommenen Beleg für die Beziehungen Karls zu Bremen. Hemeling 
half sich durch Fälschungen, die er in die Chronik des Domherrn 
Herbord Scheue und des Domvikars Gerd Rinesberch einzuflechten 
wußte. Es sind drei Stellen, die alle zum Roland und zum Teil zur 
Stellung Bremens in der Hansa in Beziehung gesetzt sind. 

Ein schon von Hermann Coming als Fälschung erkanntes Könige- 
privileg von 1111 besagt: Als Anerkennung für die ruhmvolle Betei- 
ligung Bremer Kaufleute am Ereozzug Gottfried von Bouillons habe 
der Kaiser den Bremern das schriftliche Privileg erteilt, ihrem Roland 
zu Bremen an Stelle des Stadtwappens des Kaisers Schild vor zu- 
heften („do wart Rolande des Keysers schilt vorgedaen*). 

Zum Jahre 1807 erzählt die Chronik von einem Streit, der zwischen 
einem Bremer und Lübecker Bürger über den Vorrang Bremens vor 
allen Hansastädten mit Ausnahme von Köln ausgebrochen sei. Die 
G^chichte wird in eine Herberge zu Hamburg verlegt. Der Bremer 
erzählt, seine Stadt habe bei der Rückkehr ihrer Bürger von der Kreuz- 
fahrt Gottfried von Bouillons vom Kaiser «alle die keyserliken vryheit" 
behalten, die S. Willehad von Karl dem Großen für sie erworben habe, 
„dre herlike stuke, der sick die von Bremen eweliken vrouwen mögen" : 
1. die Bremer Ratsherren dürfen Gold und Bunt, d. h. rittermäßige Klei- 
dung tragen; 2. Privilegium de non evocando; 8. die Bremer sollen die 
Weser, des Königs freie Straße, von Bremen bis zur salzigen See mit 
ihrem Herrn (sc. dem Erzbischof) allein zu verteidigen das Recht haben. 
„To euer betuchnisse desser dryger stucke, so hebbet sie de gnade. 
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dat de Rolande mogheu des Keyaen seilt vorehengen!" Darüber 
bes&ßen die Bremer ein besiegeltes Eoüserprivileg. Da dem Bremer 
zn Hamburg diese Privilegien bestritten werden, beweist er yor dem 
Hamburger Rat deren Richtigkeit mit einem vom Bremer Rat 
besiegelten Vidimns, das in Hamburg angenonmien und sur Grund- 
lage einer Verurteilung des Lübecker Kaufmanns gemacht wird. Man 
sieht deutlich, daß der Chronikschreiber zwei Fliegen in einem Schlage 
treifen will. Er nimmt das alte Fridericianum und füllt es mit einem 
gef&lschten Inhalt, wie es den Zeitbedttrfnissen zu Beginn des 15. Jahr- 
hunderts entsprechen mochte. Da aber von dem gefUschten Stück 
im Bremer Archiv natürlich nichts vorhandoi ist, muß ein Vidimus 
des Bremer Rates die Stelle des Originals vertreten; in ganz unver- 
fänglicher aber höchst schlauer Weise wird ein Prftzedenz£a.ll geschaffen, 
wonach sich ein auswärtiges Gericht einer angesehenen Hansastadt mit 
diesem Vidimus als Beweismittel begnügt haben soll. 

Die letzte einschlägige Nachricht der Rinesberch-Scheneschen 
Chronik besagt, daß bei der feindlichen Erstürmung von Bremen im 
Jahre 1866 der alte hOlzeme Roland untergegangen sei: «do branden 
die yygende Rolande und gunden der stat nene vryheit." Man wird 
Heldmann darin recht geben müssen, daß auch in dieser so harmlos 
klingenden Nachricht die Fußangel des Fftlschers verborgen liegt. Denn 
hier ist die Verbrennung der Rolandsfigur mit der Aberkennung bürger- 
licher Freiheiten (ohne jede Individualisierung) in Zusanunenhang ge- 
bracht, positiv also auch hier das Rolandsbild zu einem Freiheitssymbol 
gestempelt. 

In ausführlichen Darlegungen untersucht nun Heldmann die Stel- 
lung Bremens in den ersten Jahren des 15. Jahrhunderts und gelangt 
zum Ergebnis, daß sich die Stadt damals mehrere Jahre hinduroh „in 
verletztem Stolz abseits von Lübeck und Hamburg gehalten hat*. Da- 
gegen bedeute die Zeit von 1400—1405 fKr die innere Entwicklung 
Bremens einen ersten Höhepunkt der Macht. Von Machtstreben diktiert 
habe Büigermeister Johann Hemeling die Fälschungen der Chronik 
veranlaßt und den steinernen Roland errichtet, „das großartigste Denk- 
mal, das eine literarische Fälschung aus politischem Ehrgeiz sich 
jenuils gesetzt hat**. 

6. Die steinernen Gerichtsrolande. Der steinerne Roland 
von Bremen wurde das Vorbild iür andere Städte. In offenbarer Nach- 
ahmung des imponierenden Monumentes der Hansastadt ging man auch 
anderorts dazu über, die alten hölzernen Spielrolande durch steinenie 
Rolandsbilder zu ersetzen, die man in das Ritterkostüm der Zeit steckte 
und denen nun auch meist nach dem Bremer Vorbild ein Wi4>pen- 
sohild beigegeben wurde. Indes weist Heldmann nach, daß fiwt alle 
Rolande» denen jetzt eine Über ihren ursprünglichen Charakter als 
Spielfiguren hinausgehende Bedeutung als Wahrzeichen bestimmter 
Vorrechte zugeschrieben wurde, diese Bedeutung nicht dem Bremer 
Roland entnahmen, d. h. keine politiscfae Färbung aufwiesen, sondern 
mit der hohen (Gerichtsbarkeit in Verbindung gebracht wurden. Held- 
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mann behauptet geradezu, daß sie diesen Charakter .dem älteren and 
näheren Barggrafenbild in Halle* entliehen h&tten. «Die Geschichte 
des Bremer Rolandes ist nicht die Geschichte der Rolande Oberhaupt * 
„Nur das kann man sagen, daß durch die Errichtung des steinernen 
Bremer Rolandsbildes in modernen Formen sowohl das Tempo der 
Übertragung rechtlicher Beziehungen auf die alten Rolande beschleu- 
nigt als auch das Interesse der erzählenden Quellen f&r die merkwflr- 
digen Gebilde geweckt wurde." Nach dem Vorbild von Bremen wurde 
1433 der Roland zu Halberstadt, 1445 der zu Zerbst errichtet Wie 
diese „ohne politische Tendenz im Sinne von Freiheitsbestrebungen gegen- 
fiber der Landesherrschaft", sondern »mit Bezug auf Recht und Gericht" 
errichtet wurden: so auch die Rolande in Magdeburg, in Brandenburg- 
Neustadt, in Prenzlau, in Stendal, in Gardelegen, in Perleberg. In der 
letztgenannten Stadt wurde 1546 das Landgericht der Priegnitz ins Leben 
gerufen; dieselbe Ziffer findet sich auf dem Sockel des Rolandes. 

Lediglich die Abgeschlossenheit der westlichen Landschaften 
Holsteins hat den dortigen Rolanden ihren ursprOnglichen Charakter 
als Spielfiguren am längsten bewahren helfen. 

7. Die politischen Rolande und die Magdeburger Fäl- 
schungen. Im letzten Abschnitt seines Buches geht Heldmann der 
Frage nach, wie es kam, daß allgemeinhin später die Rolandsbilder 
als Symbole der Reichsfreiheit der Städte galten. Noch im 15. Jahr- 
hundert heften sich an die Rolande neben der Vorstellung, die sie als 
Symbole gerichtlicher Autonomie betrachtet, Vorstellungen anderer Art 
Man brachte sie — wegen ihres Platzes — mit dem Marktrecht jüngeren 
Begriffs in Verbindung und sah in ihnen Zeichen politischer Reichs- 
freüieit Heldmann glaubt feststellen zu kOnnen, daß sich dieser Wandel 
auf literarischem Wege Bahn gebrochen hat Seit der Mitte des 15. Jahr- 
hunderts findet die Theorie von der Reichsunmittelbarkeit der Rolands- 
stätte Vertretung, ihr gilt folgeweise das Umstürzen eines Rolandsbildea 
als äußeres Zeichen der Vernichtung der Reichsfreiheit einer Stadt Erster 
Beleg fGLT diese Ansichten ist die Chronik des Dietrich Engelhus von Eim«' 
beck von 1433. Sie erzählt nach Pseudo-Turpin die Geschichte Rolands 
und ftg^bei: „cuius imaginem omat Saxonia in civitatibus imperiali- 
bus.** Nach der holsteinischen Chronik eines bremischen Priesters von 
1448 hätten die Hamburger ihr Rolandsbild umgestürzt, weil sie ihre 
Reichsfreiheit gegenüber den Ansprüchen des Grafen von Holstein nicht 
durchzusetzen vermocht hätten. Als der Rat von Quedlinbuig den Rest 
der Oberherrschaft der Äbtissin abzuschütteln versuchte, griffen die 
Brüder der Äbtissin, die Herzöge von Sachsen, 1477 mit Waffengewalt 
ein, bezwangen die Stadt und ließen ihren Roland in Stücke hauen. 
In ähnlichem Sinne versuchte noch im 17. Jahrhundert ein schwedischer 
Oberstleutnant vergeblich, den Boland zu Nordhausen umzustürzen. 
Bereits eingangs wurde darauf hingewiesen, wie die Anschauungen der 
Humanisten in denselben Bahnen laufen. 

Nur in losem Zusammenhang mit dem Thema stehen die Aus« 
führungen über Magdeburger Fälschungen des 15. Jahrhunderts, mit 
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denen Heldmann seine gebaltvoUe Abhandlung beschließt. Sie sollten 
als WafFen im politischen Selbständigkeitskampf mit dem Erzbischof 
dienen nnd nennen Otto I als Aussteller. 

Das Fazit seiner Untersuchung faßt Heldmann im Vorwort fol- 
gendermaßen zusammen. .Bei den Rolandsbildem handelt es sich nur 
ftlr die Zeit ihres Aufkommens und ihrer ersten Ausbreitung um das 
gleichsinnige Walten konkreter historischer Wirklichkeiten. Ihre 
ganze weitere Entwickelung dagegen ist bereits seit dem 15. Jahr- 
hundert bedingt durch sehr verschiedenartige Vorstellungen und Ideen, 
die zu bestimmtem Zweck oder infolge zuftlliger Einflösse von fremder 
Seite her daran geknflpft worden sind. Dadurch wurden die Rolande 
aus Objekten Überaus realer Betätigungen umgeschaffen zu Symbolen 
des öffentlichen Lebens, denen gegenüber ihr ursprünglicher Charakter 
völlig in Vergessenheit geraten ist." 

III. Roland in Schimpf und Ernst. Gegenüber den ein- 
dringenden Untersuchungen Heldmanns wirkt der Aufsatz von Jostes 
wie ein rechtsgeschichtliches Scerzo & la Jhering. Die Gedanken 
werden mehr angeschlagen als durchgefilhrt, das Detail der Held- 
mannschen Argumente fehlt. Nach kurzer Zusammenstellung der 
neueren Ansichten über das Wesen der Rolandsbilder stellt Jostes 
übereinstimmend mit Heldmann fest, daß die geschichtliche Über- 
lieferung die Rolandsspiele an die Spitze der deutschen Nachrichten 
über die Rolande stellt. Er weist auf die Magdeburger Schöffen- 
chronik und den oben wiedergegebenen Bericht des münsterschen 
Domkantors Röchell als auf die wichtigsten Quellenbelege für Ur- 
sprung und Inhalt der Rolandsspiele hin. Das Rolandsspiel stammt 
nach Jostes aus Frankreich, es ist eines der unter dem Namen Quin- 
tana (quiutaine) zusammengefaßten höfischen Ritterspiele, deren ge- 
wöhnlichste Form der Schildpfahl gewesen sei. Mit großer Kühnheit 
wird die Deutung des Wortes Quintana, wie sie Konrad HofEmann ge- 
geben (Roman. Forschungen II 856 ff.), übernommen, wonach Quintiuia 
die Straße im römischen Lager bedeutet, in der die Soldaten Kampf- 
spiele übten. Mißlich ist aber, daß der Name Rolandsspiel für Frank- 
reich bis jetzt nicht nachweisbar ist. Er kommt aber — darin erblickt 
Jostes den springenden Punkt seiner neuen These — überhaupt gar 
nicht von dem sagenhaften Paladin Karls her, sondern ist von der 
Drehbarkeit aller alten Holzrolande abzuleiten. Das Wort rotulare 
glaubt Jostes in dem in Westfalen rulböm genannten Drehpflock als 
Verschluß der Viehhäge zu erkennen. Die drehbare Holzfigur 
des Spieles konnte altfranzösisch rollans heißen, von da 
bis zu Roland sei aber nur ein kleiner Sprung. Das Spiel 
lernten die sächsischen Kaufleute in den belgischen Handelsplätzen 
kennen. „Eine Untersuchung über das Quintanaspiel in Belgien wird 
das außer Frage stellen.* 

Im zweiten Teile seines Au&atzes, der , Roland im Ernst' gewidmet 
ist, beschränkt sich Jostes auf die Geschichte des Bremer Steinrolaudes 
und der Rinesberch-Scheneschen Chronik. Auch Jostes erkennt unab- 
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h&ngig von Heldmann als deren Tendenz, den Vorrang Bremens vor 
den übrigen Hansastädten zn verkOnden. In besonderem Exkurs er- 
klärt Jostes ans dem unmittelbaren einheitlichen Eindruck jener 
Chronik dieselbe als alleiniges Produkt der Fftbchert&tigkeit Johann 
Hemelings selbst, der sie nur auf die Namen der beiden Domgeist- 
liehen aufgebaut habe. Den «Siegeszug des bremischen Rolandes in 
'Niedersachsen'' IftBt Jostes als außerhalb seines Zweckes gelegen un- 
berührt. 

lY. Ergebnisse. Es gilt, die Verschiebungen festzustellen, die 
der Roland der deutschen Stadtrechtsgeschichte durch die Arbeiten 
von Heldmann und Jostes erfahren hat. Wir werden auch hier die 
negative Kritik der bisherigen Anschauungen vom positiven Neubau 
unterscheiden mflssen. 

Aufs neue hat sich gezeigt, daß alle mythologischen Deutungs- 
versuche der Rolandsbilder in der Luft schweben. Der reale Boden 
der geschichtlichen Überlieferung, die doch im Grunde in ein respek- 
tables Alter zurückleitet, fehlt ihnen völlig. Nur wird die Konsequenz 
verlangen, daß auch die Spielfigur des Roland nicht mit mytholo- 
gischen Erklärungen verquickt wird. Es war ein Auskunftsmittel, das 
fallen gelassen werden muß. Man brauchte es, weil man den (Gegen- 
satz zwischen dem Roland der Rechtsgeschichte und dem Roland des 
Spieles brauchte. Bei nüchterner Betrachtung der Berichte von Magde- 
burg und Münster springt sofort in die Augen, wie gekünstelt dieser 
Gegensatz war. 

Die Kaiserbildertheorie muß sich zunächst einen kräftigen zeit- 
lichen Abstrich gefallen lassen. Von Rolanden des 11. Jahrhunderts 
kann — auch abgesehen von dem Namen — im Ernst nicht gesprochen 
werden. Daß die Rolandsbilder von Hause Kaiserbilder oder gar 
Bilder Ottos des Großen seien, ist eine durch nichts bewiesene, im 
Grunde aber auf eine Verwechselung des Reiterbildes Ottos des Großen 
auf dem Markte zu Magdeburg mit dem ebenda befindlichen Roland 
zurückführende Vermutung. Das gewichtigste Moment gegen die 
Kaiserbildertheorie wird dem Kenner der mittelalterlichen Kunsttypen 
stets das Fehlen der Krone bei allen Rolandsbüdem der älteren Zeit 
sein. Des weiteren bleibt die Übertragung des Rolandsnamens auf 
vorher zum Teil unbenannte Kaiserstatuen trotz aller Erklärungsver- 
suche höchst zweifelhaft und muß gegenüber den positiven Sätzen 
beider Verfasser fiedlen gelassen werden. Als Gipfelpunkt gekünstelter 
Deutung erscheint der Versuch, den Namen der Rolandsspiele su Magde- 
burg aus dem angeblich schon vorhandenen Rechtsdenkmal gleichen 
Namens abzuleiten. Die Priorität der Rolandssäule vor dem Spiel ist 
unbewiesen und höchst unwahrscheinlich. 

Die Marktzeichentheorie ist bedenklich erschüttert.') Durch Held- 
mann ist die Inbeziehungsetzung der Rolandsbilder zur Marktfreiheit 

*) Sie wird von Schroeder in desnen letzter, Heldmann entgangener 
Äußerung zur Rolandsfrage (UohenzoUenijahrbuch 1902 8. 207 ff.) selbst 
fallen gelassen. 
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als sp&teB üiid durchaus sekund&res Moment erwiesen. Es will mir 
scheinen, daß dem mittelalterlichen Denken mit dem Sprung vom 
Marktkreuz zum Bolandsbild zu viel zugemutet und zu wenig zuge- 
traut wurde. Bedenkt man, wie sp&t erst die Profankunst sich ent- 
wickelte, so kann man den Zeitpunkt nicht weit genug herunter 
rflcken, in dem die Menschen an dem einfachen Marktkreuz wegen 
der damit — ungewiß wie weit! — verbundenen KOnigssymbole An- 
stoß genommen haben sollen und ein findiger Kopf darauf verfiel, das 
Kreuz durch die Riesenfigur Rolands zu ersetzen. Zu wenig Vertrauen 
aber setzt die Marktzeichentheorie in die sjrmbolische Vorstellungsgabe 
unserer Vorfiahren. Das Marktkrenz als solches war doch immer die 
Hauptsache, war ein durch Jahrhunderte eingebflrgertes Zeichen, das 
in zahlreichen Rechtssätzen wiederkling^. Und gerade dieses wichtigste 
ßjrmbol des Weichbildrechts sollte bei der Umwandlung in die Rolands- 
säule spurlos verschwunden sein! Denn kein Rolandsbild trftg^ das 
Marktkrenz. Genau mit denselben Erwägungen, deren sich die Markt- 
zeichentheorie bedienen muß, könnte man fragen, weshalb nicht an- 
gesehene und uralte Städte des Reichs wie z. B. mein heimatliches 
Konstanz oder Freiburg i. Br. das Marktkreuz in ihrem Stadtwappen 
mit gesteigertem Kunstempfinden durch ein figfirliches Wappen ersetzt 
verlangen. Als die Konstanzer sich von ihrem Schuldner König 
Siegmund eine Wappenbesserung erbaten, da hatte diese eine andere, 
viel konkretere und doch rechtsymbolische Richtung. Sie ließen sich 
auf ihr schmuckloses schwarzes Marktkreuz im weißen Feld einen 
roten Zagel, d. h. einen roten den Besitz des Blutbanns symbolisieren« 
den Bannerstreifen geben. 

Aufrechten Hauptes steht nach den Ergebnissen von Heldmann 
im Grunde nur die zuletzt von Rietschel formulierte, aus dem objek- 
tiven Befund der Denkmäler geschöpfte Theorie des Richterbildes da, 
die in den Rolandsbildem Wahrzeichen der hohen Gerichtsbarkeit er- 
blickt. In Halle und andern Städten des rolandsreichen Ostens werden 
die Rolandsbilder nur mit Gerichtssitzungen und Hinrichtungen in 
Verbindung gebracht. Barhäuptigkeit und Mantel des ältesten näm- 
lich des halleschen Rolands scheinen durchaus dem typischen Kostüm 
des Richters anzugehören, das uns Ssp. HI 69 flberli^ert. Vom 
Schwert in der Hand des Richters spricht die Stelle nicht. So wenig 
aber die Theorie der Richterbilder den Namen Roland zu erklären 
vermochte, so sehr griff sie anderseits durch Verallgemeinerung zu 
weit. Denn das steht nach Heldmanns Untersuchungen fbst, daß 
sicher nicht fiberall die Rolande Richterbilder waren. Die sich hier 
erhebende Schwierigkeit wird nicht dadurch gelöst, daß man Rflstung 
und Schild der Rolandsbilder ftlr spätere Zutaten erklärt Das Moment 
der Rolandsspiele wird nicht beachtet. Indes auch Heldmann rechnet 
mit der Existenz von Richterbildem, w<»auf noch zurflckzukommen ist 

Allgemein trifft die bisherige Forschung der Vorwurf, daß sie 
mit der ihr als Dogma feststehenden Voraussetzung an die Arbeit 
ging, daß alle Rolandsbilder eine rechtsgeechiohtliohe Bedeutung ge- 
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habt haben und darum eine rechtsgeschichtliche Erklärung zulassen 
müBten. Es wird das dauernde Verdienst beider Arbeiten sein, mit 
dieser Voreingenommenheit an%erftumt zu haben. 

unter den positiven Ergebnissen beider Forscher steht durchaus 
im Vordergrund die nachdrQckliche Hervorhebung der geschichtlichen 
Überlieferung über die Bolandsspiele. Heldmann fthrt den Satz sieg- 
reich durch, daß kein unversöhnlicher Gegensatz besteht zwischen dem 
Roland des Spieles und dem Roland als RechtssymboL Es muß heute 
dank dieser Forschungen als ausgemacht gelten, daß das Rolandsspiel 
tatsächlich seit dem 13. Jahrhundert sich über ganz Norddeutschland 
verbreitete ; ebenso, daß die zahlreichen hölzernen Rolande, von denen 
wir hOren, Spielrolande waren. Das Wesen des Rolandsspieles erhellt 
aus dem Bericht der münsterschen Chronik in voller Deutlichkeit. Es 
galt, eine drehbare Holzfigur vom Pferde aus mit der Lanze anzu- 
rennen und durch rasches Vorbeireiten dem Schlage des hölzernen 
Ungetüms zu entweichen. Von größter Bedeutung ist» daß wir gerade 
ftlr die sächsische Zentrale Magdeburg einen Bericht haben, der für 
diese in allen Dingen vorbildliche Stadt die Existenz des Rolands- 
spieles für das 13. Jahrhundert erweist. Man wird daher gezwungen 
sein, den Ursprung der Mehrzahl der Rolandsbilder, den Roland von 
Bremen nicht ausgenommen, in solchen Spielfiguren zu erblicken. 
Nur so erklärt sich , daß keine Rechtsquelle vor dem 15. Jahrhundert 
der Rolande gedenkt. Fein und scharfsinnig weist Heldmann nach, 
wie sich bewußt und zuföllig seitdem rechtliche Vorstellungen an die 
Rolandsbilder anknüpfen. 

Im einzelnen ist manches anzumerken. Es lassen sich zunächst 
für das Ganze der Rolandsbilder eine Reihe von Eonsequenzen ziehen^ 
die von Heldmann noch nicht gezogen sind. 

Die Größe der Bolandsfigur findet in der Spieltheorie — wie wir 
sie nennen wollen — eine einfache und ungezwungene Erklärung. 
Mußte die Figur vom Pferde aus angerannt werden, so ergab sich 
ohne weiteres die Notwendigkeit einer überlebensgroßen Gestalt. 

Das Moment der Drehbarkeit der Figur entgeht Heldmann völlig 
und ist erst durch Jostes ins rechte Licht gerückt. Von ihm aus gliedert 
sich die berittene Rolandsfigur zu Neuhaldensleben (Heldmann S. 28) 
unschwer der Reihe der Spielfiguren ein. Die 1528 errichtete Statue» 
von der ein Magdeburger Annalist des 16. Jhs. berichtet : „circumvolvi 
potest", ist nicht ,die Ausführung einer originellen Idee", nämlich eines 
drehbaren Reiterbildes (vgl. die Abbildung bei Bäringuier N. 26), son- 
dern verrät nur deutlich, daß im 16. Jh. das Erfordernis der Drehbarkeit 
des Rolandes noch in lebendiger Erinnerung war. In gleicher Bichtung 
scheint die Angabe über die 1404 erfolgte Enichtung des Bolzrolandes 
zu Elbing zu liegen, mit der Heldmann nichts an^u&ngen weiß, wenn 
er S. 96 schreibt: ,Er war (sc. der Roland) in eine ,Eule' eingegraben.* 

Die Spielfigur war ohne Schild. Das geht positiv aus den ältesten 
erhaltenen Rolandssäulen hervor, wird auch durch den Zweck der 
Figur nahe gelegt. Heldmann hat weiter bemerkt, daß dem Roland 



Literatur. 411 

zn Bremen nnd an andern Orten der Schild nnr rein Aoßerlich an- 
gehängt ist Er hebt aber nicht hervor, daß die gefälschten Chronik- 
stellen Johann Hemelings offenbar die sonst schwer verständliche 
Tendenz haben, es den Bremern plansibel zn machen, weshalb der an 
Stelle des untergegangenen Holzrolands errichtete Steinriese ein 
Wappenschild erhielt. Wie wäre er auf die Idee ver&llen, ein 
Kaiserprivileg zu erfinden, das den Bremern gestattet, dem Roland des 
Kaisers Schild »vorzntnn", wenn er nicht mit der Erinnerung seiner 
Zeitgenossen an einen schildlosen Spielroland hätte rechnen mfissen! 

Das Schwert in der rechten Hand der meisten Bolandsbilder 
macht der Spieltheorie gewisse Schwierigkeiten. Sicherlich konnte 
eine Figur wie die des Bremer Steinrolandes und seiner Verwandten 
— in Holz ansgeftlhrt — mit ihrem eng am Körper getragenen Schwerte 
den Zweck der Spielfigur nicht erreichen. Der rechte Arm mußte 
weit ausgestreckt sein, um in der Drehung die nötige Schwung- und 
Schlagkraft zu besitzen. Die Stelle der mflnsterschen Chronik lehrt 
uns, daß jedenfalls das Schwert in der Hand des Roland nichts der 
Spielfigur Wesentliches ist; damit stimmen auch die Berichte über die 
Spielfiguren im Holsteinschen (vgl. die Abb. 2 bei Jostes) überein. Ein 
Sandbentel oder ein Geckeskolben (d. h. eine Narrenkeule, Pritsche) 
versahen denselben oder besseren Dienst als ein Schwert Der Bericht 
der münsterschen Chronik im Zusammenhalt mit erhaltenen Rolands- 
spielfiguren lehrt auch, daß das Anrennen des Rolandes bald von 
rechts, bald von links erfolgte. Je nachdem mußte der linke oder der 
rechte Arm der Figur zum Schlag eingerichtet sein. Das Wichtigste 
ist jeden&lls der weit auslangende Arm, der an den primitivsten 
Rolandsbildern besonders hervortritt, aber auch in dem einen und 
andern Steinroland die Erinnerung an seine Abstammung von der 
Spielfigur bewahrt hat Vgl. B^ringuier N. 5, 8, 12, 14, 23. Es ver- 
steht sich, wie in den Steinrolanden der späteren Zeit, die nicht mehr 
zum Spiel gebraucht wurden, das monumentale künstlerische Empfinden 
die Gestaltung der Figur modifizierte und wie die erwachte Rechts- 
Symbolik der Rolande ihnen durchgehends ein Schwert in die Hand gab. 

Woher der Name? Heldmann und Jostes geben eine verschiedene 
Antwort Die Deutung von Jostes würde die Verbindung der Bezeich- 
nung Roland mit der drehbaren Spielfigur trefflich erklären, ist indes 
bis jetzt zu wenig begründet, um höher denn als ein geistreicher Ein- 
fall eingeschätzt zu werden. Wäre die Annahme von Jostes richtig, dann 
muß notwendig der Name Roland in Frankreich oder Flandern entstan. 
den sein. Höchst auffälligerweise kennen aber die französischen Quellen, 
soweit sie leicht zugänglich sind, den Namen des Rolandsspieles nicht 
Auch daß es ein Teil der sogenannten Quintana war, steht nicht fest 
Es müßte daher erst untersucht werden, ob und wo ein dem Rolands- 
spiel verwandtes Spiel gleichen Namens sich in Frankreich nachweisen 
läßt. Insofern liegt erst eine Anregung vor. An sich scheint ganz 
plausibel, daß die sächsischen Kauf leute die Idee des Rolandsspieles aus 
Belgien herübergebracht haben, aber bewiesen ist nichts. Sprachlich 
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steht, wie mir mein fierr Kollege E. Appel v^^chert, der Deutung 
von Jostes im Wege, daß „roUer* nicht die drehende Bewegung, wie sie 
▼on der Rolandsfignr ausgeftthrt wird, zum Ausdruck bringt, sondern das 
Bollen am Boden. Drehen im Sinne des Spielrolands ist toumer, Tirer, 
girer. Da bis jetzt der Name Roland nur in Deutschland belegt ist, 
ist daher als das weit Wahrscheinlichere anzunehmen, daß die Bezeich- 
nung Eigenname ist und tats&chlich auf den Biesen Roland, den Pala- 
din Karls des Großen, zurückgeht Warum soll eine Zeit, der die 
Bolandssage geläufig war, ihren überlebensgroßen Spielfiguren nicht 
den Namen Boland beigelegt haben? Übers Ziel hinaus schießt aber 
Heldmann, wenn er im Bolandstypus — sofern fiir die Zeit der Spiele 
überhaupt ein solcher feststeht! — den sterbenden Boland in der 
Schlacht von Bonceval erblickt. Die Dramatisierung der Szene im 
Spiele ist schto gedacht, aber doch nur ein Phantasiebild Held- 
manns. Wenn die ritterlichen Söhne unserer Kauf leute des 18. Jahr- 
hunderts den langen Holzkerl Roland nannten, so haben sie gewiß nicht 
überlegt, mit welcher Situation des Rolandsliedes sich die Figur wohl 
am besten zusammenstellen lasse. Hier mutet der sonst besonnen kri- 
tische Heldmann den Alten offenbar zuviel zu. 

Allgemein ist festzustellen, daß der Ursprung des Rolandsspieles 
und sein eigenartiges Verbreitungsgebiet auch jetzt noch nicht allseitig 
aufgehellt ist. Am Ende dürfte auch hier wie bei so manchen anziehen- 
den Erscheinungen der Kulturgeschichte ein ehrliches Ignorabimus der 
Weisheit letzter Schluß sein. Einen guten Sinn hätte vielleicht die 
Annahme, daß der durch die Sage als alter Bekämpfer der Sachsen 
bekannte Roland gerade von den höfischen Söhnen der sächsischen 
Kaufherren zum Widerpart im Spiele erwählt wurde und mithin der 
Name Roland in Deutschland bodenständig wäre. 

Ein Satz ist es aber, der sich dem unbefangenen Beobachter der 
Rolandsüberlieferung aufdrängt, daß nämlich die Idee, den hölzernen 
Spielroland durch einen monumentalen Steinroland zu ersetzen , mit 
höchster Wahrscheinlichkeit von Bremen ausgeht. Selbst für Magde- 
burg ist die Vorbildlichkeit des bremischen Steinriesen, dessen Ruhm 
bald nach seiner Errichtung wohl durch ganz Norddeutschland erscholl, 
leicht möglich. Die Denkmäler&milie, die sich um den Bremer Roland 
von 1404 gruppiert, hat den Anschauungen von der rechtlichen Bedeu- 
tung des Standbildes die Bahn gebrochen. Johann Hemeling ist unbe- 
wußt der Vater des rechtsgescÜchtlichen Rolandsproblems geworden. 
Für den Roland zu Halle a. S. nimmt Heldmann eine Sonder- 
stellung in Anspruch. Er liegt ihm außerhalb der Spielrolande. Die 
kostttmliche Würdigung des in seiner heutigen Gestalt erst dem 17. Jahr- 
hundert angehörenden Denkmals veranlaßt ihn, das zugrunde gegangene 
Vorbild in die ,iersten drei Jahrzehnte** des IS. Jahrhunderts zu setimi. 
Die Richtigkeit dieser Annahme vorausgesetzt, blieb folgerichtig nichts 
anderes übrig, als in dem sogenannten Roland zu Halle ein Symbol der 
hohen Gerichtsbarkeit zu erblicken. Gleich Türk und Rietschel sieht 
auch Heldmann in dem Standbild eine Wiedergabe des Burggrafen von 
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Halle, wie dtircli die maniligfachen Besiehungen des hallesohen Schöffen- 
gerichts 2a dem Bilde erwiesen werde. Erst später, nämlich im 15. Jahr- 
hundert, habe das Volk und nnr langsam nachgebend der offizielle 
Sprachgebrauch dem alten Burggrafenbild den Rolandsnamen beigelegt. 
Ja Heldmann geht noch einen Schritt weiter. £r erblickt in dem 
sogenannten Roland zu Halle eine leibhaftige Repräsentation des Burg-^ 
grafen, der gleichsam im Bilde neben Schultheiß und Schöffen da» 
Hallesche Gericht voll besetzt habe. Auch andere Rolandsbilder in 
der näheren und ferneren Umgebung von Halle hätten die Bedeutung 
von Symbolen der hohen Gerichtsbarkeit gehabt. 

Zum Beweise dieser Annahme dienen lokale Zeugnisse über Be- 
ziehungen der Rechtsprechung zum Rolandsbild, sodann f%ir Halle vor 
allem der objektive Denkmalbefund, in dem eine offenbare Parallele 
zu Ssp. III 69 gesehen wird. Dieselbe stimmt bis aufs Schwert, von 
dem in der Stelle nicht die Rede ist. Es soll gleichwohl nicht be- 
stritten werden , daß der Richter das Schwert trug. Allerdings ^t 
der interessanten Beobachtung, die Heldmann an den Szenen der 
Dresdener Bilderhandschrift des Ssps. gemacht haben will, ist es nichts. 
Nach Heldmann (S. 66 N. 2) soll hier der Richter, wenn er in Blut^ 
fällen richtet, mit bloßem Schwert, dagegen in den das bOrgerliche 
Verfahren illustrierenden Bildstreifen mit einem in der Scheide befind- 
lichen Schwerte dargestellt sein. Für die Tafeln 25, 70, 71 bei 
V. Amira stimmt die Sache nicht. Wer sich übrigens in die Illustra- 
tionsweise des Illuminators hineingelebt hat, der wird ohne weiteres 
zugeben, daß ihm hier zuviel zugetraut ist. Doch das nebenbei 

Daß die Figur des halleschen Rolandes, soweit wir sie zurück- 
verfolgen können, mit dem Schöffengericht zu Halle in Beziehung 
steht, ist nicht zu bezweifeln. Dagegen scheint mir die apodiktische 
Ausschaltung der Möglichkeit eines vorangehenden Spielrolandes an- 
gesichts der nahen Beziehungen zwischen Magdeburg und Halle doch 
gewagt Zunächst ist die zeitliche Ansetzung des halleschen Rolandes 
in die , ersten 3 Jahrzehnte *" des 13. Jahrhunderts eine kühne. Die 
angeführten Parallelkunst werke reichen bei weitem nicht aus, mit 
einiger Sicherheit diese frühe Ansetzung festzuhalten. Warum soll 
die Vorlage des Standbildes nicht beträchtlich jünger sein können? 
Etwa der Zeit der Illustration des Ssps. näher stehen? Ich muß es 
berufeneren Männern der Eostümgeschichte überlassen, in dieser Sache 
das letzte Wort zu xeden. Ich glaube aber in der Erwartung nicht 
fehlzugehen, daß sich auch der Roland zu Halle einen kräftigen 
zeitlichen Abstrich wird gefallen lassen müssen. 

Eine Pressung der Sachlage ist es auch, wenn Beldmann schon 
aus dem äußern Befund einen unüberbrückbaren Gegensatz zwischen 
dem Roland zu Halle imd den andern Rolandsbildem herauslesen will. 
Den Verschiedenheiten steht doch fast ebensoviel Übereinstimmendes 
gegenüber, insbesondere Schwert, Barhäuptigkeit, Fehlen des Schildes. 

Eine letzte Frage aber, die von Heldmann leichthin bejaht wird, 
ist es, ob die Annahme zutrifft, daß die Repräsentation eines abwesen- 
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den Richters durch ein anwesendes Standbild dem VorBtellnngskreis der 
Altvordern entspricht. Ich wage sie anm&chst weder zu bejahen noch 
zu verneinen, erblicke vielmehr in dieser These Heldmanns eine sch&tz* 
bare Anregung, die es im Auge zu behalten und weiter auszubauen 
gilt. £s liegt nahe, an den Königshandschuh zu erinnern, der am 
Marktkreuz aufgehängt wurde und in gewissem Sinne doch als Reprft- 
sentationssymbol wird gelten dürfen. Gibt es nun aber auch ganze 
Richterbilder als Ersatz der Anwesenheit des Abgebildeten? Hier ist 
nach Parallelen zu forschen. Ein gutes, von der Kechtsgeschichte, 
soviel ich sehen kann, bisher nicht beachtetes Seitenstflck sind die 
sitzenden Standbilder der Grafen von Freiburg i. Br. an den beiden die 
Freiburger Münstervorhalle abschließenden Tunnpfeilem. Sie werden 
in die Zeit von um 1230 verlegt. Die Vorhalle mit ihren Steiubftnken 
war die Freiburger Gerichtsst&tte. Ein treibendes Moment für solche 
Richterbilder könnte vielleicht in folgender ErwSgung gefunden 
wSden. Der Zeitpunkt, in welchem weltliche Reichsfürsten die per- 
sönliche Richtertätigkeit in ihren Qrafischaften und Vogteien ein- 
stellten, darf recht weit hinaufgerückt werden. Je höherstehender der 
Fürst war, um so früher trat der Zustand ein, daß er die ordentliche 
Rechtspflege Vizegrafen und Afbervögten überließ. Seit 1270 waren 
die Herzöge und Kurfürsten von Sachsen -Wittenberg als Burggrafen 
von Magdeburg auch oberste Richter in Halle a. S. Sollte nicht in 
diesem Moment die geschichtliche Wurzel des halleschen Burggrafen- 
bildes erblickt werden können? 

Ich breche hier ab. Der Blick fällt nochmals auf alle die stummen 
Steinriesen unserer norddeutschen Städte. Sie haben schon viele scharf- 
sinnigen Forschungen geweckt und manches Rätsel aufgegeben. Auch 
nach den hier besprochenen neuesten und zweifellos sehr verdienst- 
voUen Arbeiten sind nicht alle Fragen gelöst, die das Rolandsproblem 
stellt. Manches phantasievolle Luftgebilde zerrinnt in nichts, die Zu- 
kunft wird sie in wichtigen Punkten nüchterner betrachten, der Gegen- 
wart bleibt dos Verdienst, einen kräftigen Schritt vorwärts getan 
zu haben. 

Breslau. Konrad Beyerle. 
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Am 27. Januar 1904 verschied nach längerem Leiden zu Marbnrg 
der Geh. Justizrat und o. Professor des deutschen Rechts Heinrich 
Otto Lehmann. Geboren zu Kiel am 28. Oktober 1852, habilitierte 
er sich daselbst im Jahre 1888 mit einer Untersuchung über den Rechts- 
schutz gegenüber Eingriffen von Staatsbeamten nach altfränkischem 
Recht, um später als Professor des deutschen Rechts nach Gießen 
und von da nach Marburg zu gehen. Außer einem Lehrbuch des 
Wechselrechts und Untersuchungen zur Theorie der Wertpapiere ver- 
öffentlichte er 1901 in der Biinkmeyerschen Enzyklopädie einen Abriß 
der deutschen Rechtsgeschichte und des deutschen Privatrechts. Ge- 
ivissermaßen die Vorarbeit dazu war fdr ihn die Neuauflegung des 
Stobbeschen Handbuchs des deutschen Privatrechts, die er vom 2. Bande 
an (1896) mit großer Hingebung besorgte. Auch eine Quellensanim- 
lung zur deutschen Reichs- und Rechtsgeschichte gab er 1891 heraus. 
Doch überwog in ihm durchaus der Dogmatiker und Systematiker; 
insbesondere waren tabellarische Darstellungen der Theorien und Be- 
|rriffe seine Spezialität. So hat er denn auch dem neuen bürgerlichen 
Recht seine Arbeit zugewandt und in Vorträgen darüber, die er in 
Gemeinschaft mit Enneccerus herausgab, das Sachen-, Familien- und 
Erbrecht behandelt. Auch als Lehrer wirkte Lehmann mit Erfolg und 
reg^ er gerade in seinen letzten Jahren eine Anzahl tüchtiger Ar- 
beiten an. 

Außerdem haben wir aus den an die deutsche Rechtsgeschichte 
angrenzenden Wissensgebieten folgende Verloste zu beklagen: Ferdi- 
nand Detter, o. Professor der germanischen Philologie in Prag, 
t 23. Januar 1904. Adolf So ein, a. o. Professor für deutsche Sprache 
und Literatur in Basel, t 6. Februar 1904. Isidor Silbernagl, o. Pro- 
fessor des Eirchenrechts in der theologischen Fakultät der Universität 
München, f 6. April 1904. Konstantin Höhlbaum, o. Professor der 
Geschichte an der Gießener Universität, t 2. Mai 1904. Ottokar 
Lorenz, o. Professor der Geschichte an der Universität Jena, t 13. Mai 
1904. Auguste Molinier, Professor an der £cole des Chartes, 1 19. Mai 
1904. Otto V. Heinemann, Direktor der Bibliothek zu Wolfenbüttel, 
t 6. Juni 1904. Friedrich Wilhelm Schirrmacher, o. Professor 
der Geschichte, Direktor der Universitätsbibliothek zu Rostock, 
t 19. Juni 1904. 
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Berufen wurden: Der o. Professor des deutschen und Kirchenrechts 
an der Universität Freiburg Stutz in gleicher Eigenschaft an die 
Universität Bonn, der o. Professor des deutschen Rechts zu Jena Ober- 
landesgerichtsrat Dr. Alfred Schnitze als o. Professor für deutsches 
Recht, Kirchenrecht und BGB. nach Freiburg, der o. Professor ftr 
deutsches Recht und BGB. an der Universität Königsberg Hey mann 
in gleicher Eigenschaft nach Marburg, der o. Professor der allgemeinen 
Geschichte und historischen Hilfswissenschaften in Innsbruck v. Otten< 
thal als o. Professor für mittelalterliche Geschichte und historische 
Hilfswissenschaften und als Vorstand des Instituts für österreichische 
Geschichtsforschung nach Wien, der a. o. Professor des deutschen Rechts 
an der Universität Heidelberg His als o. Professor desselben Fachs nach 
Königsberg, der Privatdozent des deutschen Rechts an der Universität 
Breslau Herbert Meyer als a. o. Professor ftir deutsches Recht an 
die Universität Jena, der a. o. Professor für mittlere und neuere Ge> 
schichte an der Universität Straßburg Bloch nach Rostock, der a. o. 
Professor der Geschichte an der Universität Marburg Haller als o. Pro- 
fessor desselben Fachs an die Universität Gießen, Oppermann in 
Köln als a. o. Professor der Geschichte an die Universität Utrecht, der 
Privatdozent des deutschen Rechts an der Universität Berlin Egg er 
als a. 0. Professor für schweizerisches Privatrecht an die Universität 
Zürich, der Dombenefiziat Gietl in München als o. Professor dea 
Kirchenrechts an die theologische Fakultät der Münchner Universität, 
der Privatdozent des Kirchenrechts an der Münchner theologischea 
Fakultät Gillmann ab a. o. Professor an die Universität Wfirzburg. 

Befördert wurden: der Privatdozent der Geschichte in Halle Held- 
mann zum a. ü* Professor daselbst, der a. o. Professor für öffsntlichea 
Recht an der Universität Jena Niedner zum o. Professor daselbst, der 
Privatdozent für neuere Geschichte in Halle Brode zum a. o. Professor, 
der a. o. Professor für mittelalterliche Geschichte an der Universität 
Marburg Haller zum o. Professor, der Privatdozent an der Universität 
Berlin v. Winterfeld zum a. o. Professor für mittelalterliches Latein 
daselbst, der a. o. Professor der neueren Geschichte an der Universität 
Leipzig Brandenburg zum o. Professor, der a.o. Professor der National- 
ökonomie an der Universität Bonn und Studiendirektor an der Kölner 
Handelshochschule Schumacher zum o. Professor der Volkswirtschafts- 
lehre in Bonn, der a. o. Professor der mittleren and neueren Geschichte 
C arte liier i in Jena zum o. Professor daselbst, der Privatdozent für 
deutsche Philologie in Halle Bremer zum a. o. Professor, der a. o. Pro- 
fessor der Kirchengeschichte an der Universität Münster Diekamp 
zum 0. Professor, der Privatdozent den deutschen und bürgerlichen 
Rechts an der Universität Gröttingen Julias Gierke zum a. o. Pro- 
fessor für bürgerliches Recht in Göttingen. 

Ernannt wurden: der Professor an der Kölner Handelshochschule 
Eckert zum a. o. Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität 
Bonn, der Privatdozent an der Wiener Universität Mn ch zum a. o. Pro- 
fessor der germanischen Sprachgeschichte und Altertumskunde daselbst^ 
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der bisherige a. o. Professor an der Universität Innsbruck Galante 
zum 0. Professor des Eirchenrechts an der italienischen Bechtsfakult&t 
daselbst, der Privatdozent der Kirchengeschichte an der üniversit&t 
Gießen Walter Köhler zum a. o. Professor daselbst. 

Habilitiert haben sich: in Kiel Kurt Pereis für öffentliches 
Recht, in Innsbruck Hermann Wopfner für Wirtschaftsgeschichte, 
in Tübingen Wilhelm Ohr für mittlere und neuere Geschichte, in 
Heidelbeig OttoCartellierifÜr mittelalterliche Geschichte, in Straß- 
burg Fritz Kiener für elsässische Geschichte, in Zürich Arnold 
Es eher für schweizerisches Privatrecht und dessen Geschichte, in 
Leipzig Hans Fehr für deutsches Recht. 



Vom 25. bis 27. Mai 1904 tagte in München die fünfund vierzigste 
Plenarversammlung der historischen Kommission bei der K. bayer. 
Akademie der Wissenschaften. Von neuen Publikationen lag unter 
anderm vor: Allgemeine deutsche Biographie Bd. 48, Lief. 2— 5, Bd. 49, 
Lief. 1 — 3. In Vorbereitung befinden sich Reichstagsakten, ältere Serie 
Bd. 10 zweite Hälfte (Quidde), jüngere Serie Bd. 4 (Wrede), Jahr- 
bücher des deutschen Reichs unter Heinrich IV. Bd. 5 (Meyer und 
Knonau), unter Friedrich I. (Simonsfeld), Quellen und Erörterungen 
zur bayerischen und deutschen Geschichte Abteilung Urkunden 1. Bd. 
Freisinger Traditionen (Bitterauf). 



Am 6. und 7. November 1903 fand in Karlsruhe die zweiund- 
zwanzigste Plenarsitzung der badischen historischen Konmiission statt. 
Es lagen u. a. vor: Topographisches Wörterbuch des Großherzogtums 
Baden 2. Aufl. 1. Bd. 1. Hälfte (Krieger), Zeitschrift für Geschichte 
des Oberrheins. Neue Folge Bd. 18. In Vorbereitung von den ober- 
rheinischen Stadtrechten schwäbische Abteilung das Stadtrecht von 
Villingen (Roder). 



Am 28. und 29. Oktober 1904 tagte in Karlsruhe die dreiund- 
zwanzigste Plenarsitzung der badischen historischen Kommission. Es 
lagen u. a. vor: Topographisches Wörterbuch des Großherzogtums 
Baden 2. Aufl. 1. Bd. 2. Hälfte, 2. Bd. 1. Hälfte (Krieger), Zeitschrift 
für Geschichte des Oberrheins. Neue Folge Bd. 19. Im Druck befanden 
sich das Register zu Bd. 2 der Konstanzer Bischo&regesten (Ried er) 
und zu Bd. 3. der Regesten der Markgrafen von Baden (Frankhaus er), 
das Stadtrecht von Villingen (Roder) für die oberrheinischen Stadt- 
rechte schwäbische Abteilung, in Vorbereitung für dieselbe das Stadt- 
recht von Überlingen. ü. St. 
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Monamenta Oermaniae histoiiea. Die dreißigste Plenarversamm- 
lang der Zentzaldirektion tagte yom 14. bis 16. April 1904 in Berlin. 
Ans der Abteilung Leges ist folgendes hervorzuheben: Professor Frei- 
herr ▼. Schwind hat die Teztherstellung der Lex Baiuwariorum 
weitergefiihrt. Prof. Seckel setste seine Untersuchungen Über Bene- 
dictns Levita fort und veröffentlichte im Neuen Archiv 29, 275 ff. vier 
neue Studien betreffend das Verhältnis des Benedictus: 1. zu den Capi- 
tula episcopi cuiusdam Frisingensis, 2. zu dem sogenannten Capitulare 
incerti anni non circa 744 (Seckel vermutet S. 303, daß Benedict als Vor- 
lage eine Lex Baiuw. canonice compta benutzt habe, worüber genauere 
Untersuchung in Aussicht gestellt wird), 8. zu den sogenannten Statuta 
quaedam s. Bonifatii, 4. zu den sogenannten decreta Bonifatii. Herr 
Tangl hat die Bearbeitung des für die Ausgabe der Placita gesam- 
melten Materials fortgeführt. — Für die Lex Salica hat Dr. Krammer 
seohs Handschriften verglichen. Auch untersuchte er das Verwandt- 
schafbsverhältnis der Handschriften, wobei er neue Ergebnisse endelte. 
Mit seiner Hilfe konnte Prof. Zeumer schon einen ersten Versuch der 
Textherstellung machen. Von den karolingischen Konzilien, die 
Dr. Werminghoff bearbeitet, dürfte der erste bis 816 reichende Halb- 
band noch im Laufe dieses Jahres erscheinen. Für den 2. Ebübband 
ist nahezu das ganze Manuskript druckfertig gestellt. Für die Con- 
etitutiones et Acta publica imperatorum et regum hat Dr. Schwalm 
eine größere Reise nach Frankreich und Italien gemacht, über deren 
Ergebnisse er im Neuen Archiv 29, 569 ff. berichtet. Von dem dritten 
Bande der Constitutiones ist im Frühjahr 1904 ein Halbband erschienen, 
der die Gesetze und Akten Rudolfs von Habsburg enthält. Dr. Seh wal m 
ist zwar am 1. Oktober 1903 an das preuß. historische Institut zu 
Rom übergetreten, hofft aber trotzdem den zweiten Halbband so rasch 
zu fördern, daß der Druck noch im laufenden (Geschäftsjahr beginnen 
kann. — Die Vollendung des ersten Bandes der Karolinger Diplome ist 
durch den Tod Mühlbachers verzögert worden. Die Leitung der Serie 
übernahm Prof. Tangl, dem es gelang, die noch ausstehenden Arbeiten 
so weit zu erledigen, daß das Erscheinen des Bandes in Kürze erwartet 
werden darf. Um die Herausgabe der Diplomata rascher zu bewältigen, 
beschloß die Zentraldirektion eine neue Serie mit Lothar III. in Angriff 
zu nehmen, deren Leitung Prof. Dr. Ottenthai in Wien Übertragen 
wurde. — Herr Prof. Traube ist aus der Zentraldirektion ausgeschie- 
den. Diese besteht zur Zeit aus Herrn Dr. Holder-Egger als Vor- 
sitzendem und aus den Herren Breßlau, Heinrich Brunner, Koser, 
Krusch, Luschin v. Ebengreuth, Ottenthai, Redlich, Diet- 
rich Schäfer, Tangl und Zeumer. 

Berlin S.August 1904. Heinrich Brunner. 
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Bericht der Kommission 

f&r das Wörterbuch der deutschen Bechtssprache, 

fllr du Jalir 1008. 

Von Heinrich Brunuer. 

Die akademische Kommission tagte zn Heidelberg am 28. und 
29. M&rz 1903. Sie revidierte durch Stichproben das in der Heidel- 
berger Universitätsbibliothek aufbewahrte Archiv der Exzerptenzettel 
und ÜEißte Beschlüsse über Anlage und Ergänzung des QueUenverzeich- 
nisses, über einzelne zur Exzerpierung heranzuziehende Quellenwerke, 
über Bestellung neuer Mitarbeiter und über die Ausarbeitung einer 
erweiterten und vervollständigten Instruktion für die Exzerptoren. 

hn März 1903 bildete sich in Wien ein ,|üsterreichisches Komitee 
zur Förderung des deutschen Rechtswürterbuchs*. Mitglieder dieses 
Komitees sind Hr. Sektionschef und Prof. Exzellenz von Inama-Stemegg, 
Hr. Oberlandesgerichtsrat Dr. Theodor Motloch, Hr. Archivdirektor 
Hofrat Dr. G. Winter und die HH. Prof. Ernst Freiherr von Schwind, 
Sigmund Adler, Alfons Dopsch, Richard Heinzel, Karl Kraus, J. Minor 
und 0. von Zallinger. Kach dem Vorbilde der schweizerischen Kom- 
mission stellt sich das österreichische Komitee die Aufgabe, für die 
Zwecke des Rechtswürterbuchs die deutschen Quellen Österreich- 
Ungarns systematisch zu exzerpieren und die Exzerpte an unser Heidel- 
beiger Archiv abzuliefern. Vorsitzender des österreichischen Komitees 
ist Hr. Prof. Dr. Ernst Freiherr von Schwind, Wien III,^eisnerstras8e 32, 
an den alle die Angelegenheiten dieses Komitees betreffenden Zu- 
schriften zu richten sind. 

Über die Arbeiten des Jahres 1908 erstattete der wissenschaft- 
liche Leiter des Unternehmens Hr. Schroeder folgenden Bericht. 

Bericht des Hm. Schroeder. 
Die Gesamtzahl der in das Archiv eingeordneten Zettel belief sich 
bei der letzten Feststellimg auf 171500; sie ist seitdem auf mehr als 
200000 gestiegen. Einen besonders dankenswerten Zuwachs bilden die 
von Hm. Prof. Liebermann eigenhändig hergestellten Auszüge aus dem 
ersten Bande der „Gesetze der Angelsachsen'', 3000 Exzerptenzettel 
umfiEkssend. Das im Laufe dieses Jahres für die österreichischen Rechts- 
quellen begründete Wiener Komitee hat bereits 10000 Exzerptenzettel 
zusammengebracht; die Titel der unter ihrer Leitung ausgezogenen 
Quellen sind in dem unten folgenden Verzeichnis durch ** bezeichnet. 
Die schweizerische Kommission hatte die von ihr übernommene Auf- 
gabe bereits im vorigen Jahre in der Hauptsache zu Ende geführt; die 
inzwischen von ihr noch eingegangenen Nachträge sind in unserer 
Zusammenstellung durch * gekennzeichnet. Die Grimmschen Weis- 
tümer sind nunmehr bis auf einen kleinen noch außenstehenden Rest 
des ersten Bandes vollständig ausgezogen. Die Auszüge aus dem 

27* 
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Schwaben- und Deutschenspiegel sind von der Leitung in Angriff ge- 
nommen worden, nachdem sich herausgestellt hat, daß die kritische 
Ausgabe von Rockingers nicht abgewartet werden kann; sie werden 
ebenso wie die ebenfalls begonnenen Auszflge aus dem kleinen Kaiser- 
recht im Laufe des nächsten Jahres vollendet werden. Ein Verzeichnis 
der noch außenstehenden Quellen ist in Arbeit genommen; schon jetzt 
ergibt sich, daß ihre Bewältigung noch geraume Zeit und einen erwei- 
terten Kreis von Mitarbeitern erfordern wird. Um so dankenswerter 
ist die Unterstützung, die das Unternehmen infolge der Initiative der 
HH. Fockema Andreae und Verdam bei den holländischen Gelehrten 
gefunden hat. Unser Verzeichnis führt bereits verschiedene wert- 
volle Beiträge derselben auf. Die von der Wörterbuchkommission 
beschlossene neue „ Anleitung zum Exzerpieren ftlr das deutsche Rechts- 
wörterbuch " wurde sämtlichen Mitarbeitern, auch denen der Wiener 
Kommission, zugestellt. Sie lehnt sich an die von der schweizerischen 
Kommission entworfene Anleitung an und hat sich bereits in hohem 
Grade bewährt, insbesondere hat sie ftlr die Leitung eine wesentliche 
Ersparnis an Zeit- und Arbeitsaufwand gebracht. Von den ständigen 
Hilfsarbeitern war Dr. Rott hauptsächlich mit den Einordnungen in 
das Archiv und der Ergänzung des Verzeichnisses der zusanmienge- 
setzten Wörter, Dr. Wahl mit der bibliographisch genauen Feststellung 
der Quellenverzeichnisse beschäftigt. Da Dr. Wahl als Beamter der 
Universitätsbibliothek seine Tätigkeit fOr das Wörterbuch auf drei 
Stunden täglich einschränken mußte, so war eine Ergänzung der stän- 
digen Hilfskräfte geboten. Seit dem 1. November ist Dr. Leopold Perels, 
vorerst mit beschränkter Arbeitszeit, als ständiger Hilfsarbeiter gewonnen. 
Da Dr. Rott zum 1. April 1904 ausscheiden wird, so erwächst für die 
Wörterbuchkommission die Aufgabe, sich Aber eine Neuorganisation 
der st&idigen Hilfskräfte der Leitung schlüssig zu machen. Ohne 
zwei ständige HilfiMkrbeiter sind die ihr obliegenden Au^ben schlecht- 
hin nicht zu bewältigen. Wenn die hierfür erforderlichen Mittel nicht 
flüssig gemacht werden können, läßt sich die Einreihung der immer 
zahlreicher eingehenden Ezzerptenzettel in das Archiv und die Auf- 
arbeitung der hektographbch hergestellten Zettel nicht mehr regel- 
mäßig bewirken; es würden Stauungen eintreten, bei denen eine ersprieß- 
liche Förderung der noch außenstehenden um&ngreichen Arbeiten nicht 
mehr möglich wäre. 

Verzeicbuis der im Jahre 1903 ausgezogenen Quellen. 

(Die BeitrSge der schveiterischen Kommiflsion sind mit einem *, die der ÖsterieichischeD 
mit zwei ** bezeidmet.) 

**Ackermann aus Böhmen: Prof. Bemt (Leitmeritz). 
**Acta Tirolensia I (vollendet): Jos. Kraft (Seminar von Voltelini). 
**Anegenge, her. von Hahn (Gedichte des 12. und 13. Jh., 1840): 
P. B. Brandl (Seminar SeemüUer). 
Artikel der Bauern, Die zwölf, her. von Götze, Eist. VJSchr. V. 1902: 

Dr. Koehne. 
Bär, Urkunden und Akten zur Gtoschichte der Ver&ssung und Ver- 
waltung der Stadt Koblenz, 1898: Dr. Rott 
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**Beheim, Michael, Bach von den Wienern, her. von Karajan, 1843: 

Edw. Zellweker (Seminar Prof. Kraus). 
^*Beheim, Michael, Reimchronik von Friedrich von der Pfalz (1469), 
her. von Hoffmann, Quellen und Erörterungen z. hayer. u. deutsch. 
Geschichte 3, 1^258: Edm. Zellweker (Seminar Kraus). 
Beweisung, Stück von der, her. von Homeyer, Des Sachsenspiegels 

2. Teil I, 363 ff.: Schroeder und Lorentzen. 
Bilsteiner Gerichtsordnung (17. Jh.), hei Geisen, Teutsches Corpus 
iuris, Hannover 1709 : Prof. His. 
**BiteroIf und Dietleib, her. von J&nicke, Deutsches Heldenbuch I. 

1866 : C. Thumser (Seminar K. Kraus). 
**Bonus, her. -von M. Haupt, Zeitschr. f. deutsch. Altertum 2, 208 ff.: 
R. Findeis (Seminar K. Kraus). 
*Brem garten, Urkunden im Stadtarchiv Bremgarten: Oberrichter Dr. 
W. Merz (Aarau). 
Codex diplom. Saxoniae regiae, 2. Hauptteil, XI (Universit&t Leipzig). 

XU (Freiberg): Dr. G. Lehnert (Gießen). 
Deichordnungen (unvollendet): Dr. J. Gierke (Gtöttingen). 
^«Diemer, Deutsche Gedichte des 11. und 12. Jh., 1849 (Loblied auf 
den heiligen Geist, Gebet einer Frau, Antichrist, Leben Jesu, Hinun- 
lisches Jerusalem): K. Thumser (Seminar K. Kraus). 
♦♦Dietrich und Wenezlan, Deutsches Heldenbuch V. 1870: Pfob (Se- 
minar K. Kraus). 
Dortmund, Statuten und Urteile, her. von F. Frensdorff, Halle 1882: 
Referendar E. Ruhen (Berlin). 
♦*£ders Relationen (Sammlung Chorinsky, handschriftlich): Otto Back 
(Seminar von Schwind). 
^Eidgenössische Abschiede II. Fortsetzung: Prof. Walter Burck- 
hudt (Lausanne). 
♦*£isen-Satz- und Ordnung von 1660, Codex Austriacus I, 318ff.: 
Franz Leifer (Seminar von Schwind). 
Entwurf einer hessischen Landesordnung, Geisen, Teutsches Corpus 

iuris, Hannover 1709, S. 391 ff.: Prof. His. 
Erb buch der Ämter Langensalza und Thamsbrück von 1516 (Archiv 

Magdeburg) : Prof. His. 
Erbregister des Amtes Sontra (Archiv Marburg): Prof. His. 
Erfurt, Diplomata des Erfurter St Petersklosters (KOnigl. Bibliothek 
in Berlin) : Prof. His. 
**£rmreuther Saalbuch von 1537 und Gemeindeordnung von 1698, 
Geschichte der Familie von Künßberg-Thumau, München 1838: 
Eberb. von Künßberg (Seminar von Schwind). 
^*Ferdinandeische Bergordnung von 1553 f. d. niederösterreichischen 
Lande: Franz Leifer (Seminar von Schwind). 
Fidicin, Historisch - diplomatische Beiträge z. Geschichte der Stadt 

Beriin, IV. (Berlinische Urkunden von 1232—1700): Dr. Wahl. 

von Freyberg, Sammlung historischer Schriften und Urkunden, H. 

1829: Dr. Rott. 

"^Fnchs, Neidhart, bei Bobertag, Narrenbuch S. 149ff. (Kürschner, 

Deutsche Nationallitteratur XI): Emil Kreisler (Seminar K. Kraus). 

^*Genesis, Millstildter, her. von Diemer, Gknesis und Exodus, 1862: 

Dr. y. Dollmajer (Znaim). 
**Genesis, Wiener, her. von Hoffmann von Fallersleben, Fundgruben H: 
Dr. V. Dollmayer. 
^Gengenbach, Pamphilus von, her. von K. Gödeke, 1856: Dr. Aug. 
Steiger (Bern). 
Gera, Stadtrecht von 1658, bei Schott, Sammlungen z. d. deutschen 
Stadt- und Landrechten I. 1772: Schroeder und Dr. Degen (Heidel- 
berg). 
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Glosse snin Sachs. Landreoht: Prohe ans der Glosse des Sftchs. Lehn- 
rechts, hei Homejer, Des Sachsenspiegels 2. Teil, I 8. 343 £: 
Schroeder und Prof. Lorentzen. 
Görlitz, Stadtbach, her. tod Jecht, N.-Laas. Magazin 69 und 70; 
Rügegericht von Görlitz und Löban, her. von Böttioher, ebd. 73; 
Hofgerichtsbuch, her. von Kuoche, ebd. 74; Liber Tocationnm, her. 
von Jecht, ebd. 77: Dr. G. Stobbe. 
Grimm, WeistOmer, I. fortgeseUt von S. 382—640: Dr. H. Heerwagen. 
II. vollendet: K. Stemer. 
VI. vollendet: Prof. Greiner. 
Hanserecesse I: Die Reoesse und Acten der Hansetage von 1256 
bis 1430, I. 1870: Dr. Boden (Hamburg). 
**Heinrich von Freiberg, Tristan: Prof. A. Bemt (Leitmerits). 
**H ein rieh von Neostadt, ApoUonius, her. von Jos. Strobl, Wien 1875 
(verbessert nach der Wiener Handschrift) : Ida Sengl (Seminar K. Kraus). 
**Heinricb von Neustadt, Von Gottes Zukunft, her. von Jos. Strobl, 

Wien 1875: Ida Sengl (Seminar K. Kraus). 
**Hochzeit, her. von lUrajan, Deutsche Sprachdenkmäler des 12. Jh., 

1846: Emil Kreisler (Seminar K. Kraus). 

**Juliana, her. von Schönbach, Sitz.-Berxchte der Wiener Akademie 

d. W., phiL-hist. Classe, Band 101: Emil Kreisler (Seminar K. Kraus). 

**Jüngling des Konrad von Hoslau, Zeitschr. f. deutsch. Altertum Vlll: 

Karl Kreisler (Seminar K. Kraus). 

Kennemerland, Recht van het: Prof. Fockema Andreae (Leiden). 

Kennemerlan d, Costumen der Hooge Vierscharen van K.: Prof. 

Fockema Andreae. 
Kirchhoff, Erfurter Weistümer, 1870 (erg&nst aus dem Magdeburger 
Staatsarchiv): Prof. His. 
**Konrad von Fussesbrunnen, Die Kindheit Jesu (Quellen und 
Forschungen zur Sprach- und Culturgesohichte der germ. Völker 43» 
Strassburg 1881): Ida Sengl (Seminar K. Kraus). 
*Konrad von Würzburg, Klage der Kunst, hcyr* '^on £. Joseph 
(Quellen u. Forschungen 54, Strassbuig 1885): Dr. Balinger (ZOrich). 
*Konrad von Würz bürg. Der Schwanritter, her. von F. Roth, 1861: 
Dr. Balinger. 
Kopialbfiüher der Klöster Reinhardsbrunn und Georgenthal (Archiv 

Gotha): Prof. His. 
Laber Marktstatuten, her. von Neudegger, Zur Geschichte der Reichs- 
herrsohaft Laber auf dem Nordgau, Regensburg 1902: Frh. von 
Schwerin (München). 
La ij sehe Ansaigung, München, o. J. (wahrscheinlich von 1531: 
K. Stemer (München). 
**Landtafel oder Landesordnung des Erzherzogtums Österreich unter 
der Enns, 2. und 3. Buch (Sammlung Chorinsky) : Radvany und G^ 
(Seminar von Schwind). 
**Landtafeln, Oberösterreichische (Sammlung Chorinsky): Franz Leifer 

(Seminar von Schwind). 
**Laurin, Deutsches Heldenbuch L li?66: H. Frisa (Seminar K. Kraus). 
Leiden, Keuren der Stadt Lejden. 1583 und 1658: Archivar Dr. 
Overvoorde (Leiden). 
**Leuthold von Silben, bei v. d. Hagen, Minnesinger L lU. 327. 451. 
468. IV. 239ff. : Pirker (Seminar K. Kraus). 
Liebermann, Gesetse der Angelsachsen, I. Halle a. S. 1903: Prof. 
Liebermann. 
**Lori, Sammlung des baierischen Bergrechts, München 1764: K. Stemer 

(München) und Eberh. von Künßberg (Seminar von Schwind). 

**Mai und Beaflor, her. von Pfeiffer, Dichtungen des deutscheo 

Mittelalters VII. Leipzig 1848: R. Findeis (Seminar K. Kraus). 
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**Der Mantel, her. von Wamatsch, Germanistische Abhandlungen ü: 
Salaenbacher (Seminar Seemüller). 
Mecklenburgisches Urkundenbuch I — XVII: Prof. Martin Wolff 
(Berlin). 
**MeIeranz, von dem Fleier, her. ron Bartsch, Stuttgart 1861 (Lit. 

Yer. 60): Schneider (Seminar Seemüller). 
**Milstfttter Sündenklage, Zeitschr. f. deutsch. Altertum XX: 

£. Kreisler (Seminar K. Kraus). 
**MOnch Ton Salzburg, her. von Mayer-Rietsch, Die Mondsee -Wiener 
Liederhandschrift (Acta Germaniae III. 4. IV. 1): Naßbaumer (Se- 
minar Seemüller). 
**Der Nibelungen Not, her. von Bartsch, 1870: Paul Pichler (Seminar 
K. Kraus). 
NiederOsterreichische Landgerichtsordnung von 1514/40 

und 1557 (Wien 1555. 1560): Dr. Goldschmidt (Berlin). 

N5rdlinger Statuten von 1650: Der Stadt N. alte Gewohnheiten, 

Gtobr&uch, Gesfttz nnd Ordnungen, her. von Schott, Sammlungen z. d. 

,, deutschen Land- u. Stadtrechten, 1. 1772: Schroeder und Dr. Degen. 

^^Österreichisches Landrecht, Ausgabe: von Schwind u. Dopsch, 

Ausgewählte Urkunden Nr. 34 u. 50 : Gera von Radvany (Seminar 

^^ von Schwind). 

Österreichische Weistäroer VI (Steiriache u. Kftrthische Tai- 

dinge) : Dr. van Vleuten und K. Stemer. 
Österreichische Weistümer I (Salzburg): K. Sterner. 
Oorkondenboek van Holland en Zeeland, Supplement, door J. de 

Fremerye, 's Gravenhage 1901: Archivar Overvoorde (Leiden). 
Osnabrücker Urkundenbuch, her. von Philipp! und Bär, I — IV. Dr. 
Borger (Bochum). 
**Sankt Oswald, her. von Ettmüller, 1835: J. Mittelberger (Seminar 

Seemüller). 
**Otto der Raspe (Abschrift im Besitze des Prof. Schönbach in Graz): 
Eiberschütz (Seminar K. Kraus). 
Pirlins Sammlung Tiroler Gesetze I. (Augsb. 1506), nach dem Ah- 
druck bei Rapp, Beiträge z. Geschichte von Tirol u. Vorarlberg V., 
1829, S. 131—161: Referendar Hering (Dresden). 
Placaetboek, Groot, vorvattende de placaten, ordonnantien en edicten 
van de Staten-General der Vereenighde Nederlanden I. 1 — 64: Mr. 
Rollin Conquerque (Haag). 
Promptuarium iuris, Ausg. von Gengier, De codice saeculi XV. 
£rlangensi inedito, Erlangae 1854 : Rechtspraktikant Goitein (Heidel- 
berg). 
**Vom Rechte, her. von Karajan, Deutsche Sprachdenkmäler des 

12. Jh., 1846: Emil Kreisler (Seminar K. Kraus). 
^^Reformation der Steirischen Landhandfeste von 1446, Druck 

1842: Seminar von Luschin. 
^^Reformation des Landrechtens des lübliohen Fürstentum Steyr, 
Wien 1533: W. Zeisberger (Seminar Pnntschart in Graz). 
Reformation Sigmunds, Friedrich Reisers Reformation des K. Sig- 
mund, her. von Böhm, 1876: Dr. Koehne. 
Reichsabschiede, Sammlung der, (Koch), II teilweise: Dr. Kurt 

Pereis (Kiel). 
Reichstagsakte u, Deutsche, her. durch die (Münch.) Hist. Com- 
mission, 1. Reihe, 
n. (angefangen): Frh. von Schwerin (München). 

IV. Dr. Vigener (Gießen). 

V. Dr. Vogt (Gießen). 

Rigaer Kämmereiregister, her. von A. von Bulmerincq, 1902: 
Schroeder. 
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Rockinger, Denkmäler des baierischen Landesrechts, verttffentL Ton 

L. von Rockinger, IL 1, München 1891: Dr. van Yieuten. 
Rockinger, Briefsteller und Formelbficher des 11. bis 14. Jh. (Qaell. 
u. Erörterungen z. bajer. n. deutsch. Geschichte, XI. 1) 1863: 
Schroeder und Dr. Leopold Pereis. 
**Ro sengarten, A., her. von G. Holz, 1893: Richard Steiner (Seminar 
K. Kraus). 
Rottweil, Rotweilisch Hofgericht -Ordenung, Frankfurt a. M. 1535: 
Prof. Greiner. 
**Rubin, bei v. d. Hagen, Minnesinger I. und HI.: R. Findeis (Seminar 

K. Kraus). 
♦Rudolf von Ems, Der gute Gerhard, her. von M. EUiupt, 1840: Dr. 
Aug. Steiger (Bern). 
Rulands Handlungsbuch, Stuttgart 1843: Dr. Wahl. 
Sachsse, Mecklenburgische Urkunden (zu Ende geführt): Dr. von 

Bonin (Potsdam). 
Salbücher der hessischen Ämter Allendorf, Vacba und Frauensee 
(Archiv Marburg^: Prof. His. 
**Sankt Beruhard, Gründungsgeschiohte von, Font rer. Austr. TL 6: 

Prof. Seemüller. 
**Der von Scbarfenberg, bei v. d. Hagen, Minnesinger L 349ff.: 
Pirker (Seminar K. Kraus). 
Schlotheim, Stadtrecht, Neue Mitteilungen des thür.-sächs. Vereins 
21, 105 flf.: Prof. His. 
**Schwazeri8che Bergordnung von 1468, bei Wagner, Corpus iuris 

metallici, 1791: Franz Leifer (Seminar von Schwind). 

**Scbwazerische Erfindung, 1556: Franz Leifer (Seminar von Schwind). 

♦Schweizer Minnesänger, her. von K. Bartsch, bei Bftcbtold u. Vetter, 

Bibl. älterer Schriftwerke der deutschen Schweiz, VI: Dr. Aug. 

Steiger (Bern>. 

**Des Fürstentums Steyer Gerichtsordnung von 1574 und 1622, Grfttz 

1638 und München 1622: W. Zeisberger (Seminar Puntschart, Graz). 

S toi per Statut von 1611, bei Schott, Sammlungen z. d. Land- a. 

Stadtrecbten I, 241 if.: Schroeder und Dr. Degen. 
Stralsunder Schifferbruderschaft, Statut von 1488, Pommersche Jahr- 
bücher in. (1902) S. 179 ff.: Schroeder. 
Stralsunder Verfestungsbucb, her. von Franoke und Frensdorff, 

1875 : Dr. Luppe. 
Stumpf, Acta imperii, Urkunden des Kaiserreiches aus dem 10. bis 
12. Jh.. 1865-1881: Schroeder. 
**Tanhuaaere, bei v. d. Hagen, Mmnesinger H. HL: R. Findeis (Se- 
minar K. Kraus). 
**Tho masin von Zirklaria, Der wälscbe Gast, Bibliothek der gesamten 
deutschen Nationallitteratur XXX, 1852 : R. Findeis (Seminar K. Kraus). 
Tiroler Polizeiordnung von 1493, bei Rapp, Beiträge V, 149 ff.: 

Referendar Hering (Dresden). 
Tiroler Halsgerichtsordnung von 1499, ebenda V, 131 ff.: Hering. 
Johann Tö In er 's Handlungsbuch von 1345 — 1350, her. von Kopp- 
mann, 1885: Schroeder und Wahl. 
**Tractatu8 de iuribus iucorporalibns, 1679, Codex Austriacus : R. De- 

lannay (Seminar von Schwind). 
**Tractatus iuris varii practici, L (Hütlers Sammlung X): Friedr. 

Winter (Seminar von Schwind). 
**Ulrich von Licbtenstein , Frauendienst, Deutsche Dichtungen des 

Mittelalters VI: Hans Siegler (Seminar K. Kraus). 
**Urbare Meinhards II von Tirol, Fontes rerum Auatriacamm II, 45: 
Josef Kraft (Seminar von Voltelini). 
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Urkunden buch des Hochstifts Halberstadt, her. von G. Schmidt, 
1— ni, 1863—1887 (Publicationen a. d. königl. preuß. Staatsarchiren 
XVn. XXI. XXVI): Dr. Leopold Pereis. 
Urkunden buch des Klosters Cornberg, her. von Schminckei Zeitscbr. 

f. hess. Gesch., Supplemeut I : Prof. Ha. 
Urkundenbuch des Klosters Gterroerode, her. von Schminckei ebenda: 
Prof. His. 
**Urkundenbuch des Landes ob der Enns, IV.: Rudolf von Laun 
(Seminar von Schwind). 
Urkundenbuch der Vögte von Weida, Gera und Plauen I: Prof. His. 
**Hans Vintler, Die pluemen der tugent, her. von Zingerle 1874: Karl 

Kreisler (Seminar K. Kraus). 
**Vorderosterreichische Bergordnung von 1731, bei Wagner, Corp. 
iur. metallici: Franz Leifer (Seminar von Schwind). 
Waitz, Urkunden z. deutsch. Verfassungsgeschichte, 1886: Dr. Leopold 
Pereis. 
^^Wal heran, Deutsches Heldenbuch I, 1866: Pfob (Seminar K. Kraus). 
**W alter von Mezze bei v. d. Hagen, Minnesinger I. 111.: R. Findeis 
(Seminar K. Kraus). 
♦♦Walter v. d. Vogelweide, her. von Wilmans, 2. Aufl. 1883: Karl 
Meznik (Seminar K. Kraus). 
♦♦Walther, Aureus iuris Austriaca tractatus, bei J. B; Suttinger de 
Thurnhof, Consuetudines Austriacae, 1718: AI. GAI (Seminar von 
Schwind). 
Wasserschieben, Deutsche Kechtsquellen des Mittelalters, 1892, 

8. 221-291: K. Sterner (Münchon). 
Wasser schieben, Prinzip der Sukzessionsordnung, 1860 (Sippzahl- 
regeln, S. 12nff. Krbrechtsregeln, S. 184 ff.): Dr. von Möller (Berlin). 
Wehner, Alte und erneuerte Ordnung und Reformation des Hof- 
gerichts zu Rotweil, 1610: Prof. Greiner. 
♦♦Weinzehent- und Bergrechtsordnung von 1710, Codex Austria- 
cus III. 615: Franz Leifer (Seminar von Schwind). 
Weise des Lebnrechts, her. von Homejer, Des Sachsenspiegels 2. Teil, 
L 543 ff.: Schroeder u. Lorentzen. 
♦♦Bruder Wem her, bei v. d. Hagen, Minnesinger Nr. 117: Jos. Mittel- 
berger (Seminar Seemüller). 
W ig and, Proviuzialrechte des Fürstentums Minden, II. 1834: Dr. 

Borger (Bochum). 
Wigand, Provinzialrechte der Fürstentümer Paderborn und Corvey, 

m. 1832: Dr. Borger. 
Würtembergisches Landrecht von 1555 und 1610: Rechtspraktikant 

Goitein (Heidelberg). 
Zeitschrift f. Worfforschung I-V, 1901—1903: Schroeder. 
Zeitz, Erbrecht von 156*2, bei Schott, Sammlungen z. d. deutschen 

Land- u. Stadtrechteu I 278 ff. : Schroeder und Dr. Degen. 
Zeitz, Statuten von 1573, ebenda I. 263 ff.: Schroeder und Degen. 
♦♦Zinnbergwerksordnung Ferdinands L von 1548 für Schlaken- 
walden, Schönfelden und Lauterbach, Corpus iuris et systema iuris 
metallici, 1749: Franz Leifer (Seminar von Schwind). 
Zittau, Stadtrecht von 1567, bei Schott, Sammlungen s. d. deutsch. 
Land- u. Stadtrechten 1. 1772: Schroeder und Degen. 
♦Zürich, Sammlung der bürgert, und Polizeigesetze und Ordnungen 
löblicher Stadt und Landschaft Zürich, V. 1799: Oberrichter Dr. 
W. Merz (Aarau). 
♦♦Zwettl, Gründungsgeschichte und Gemarkungsverse, Font rer. Austr. 
II, 3 S. 1 ff. 43: Prof. Seemüller. 
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Nachtrag und Beriehügaiig. 

Durch die Mitteilung des Herrn Dr. Eogler (oben S. 159 A. 1), die 
Zürcher Handschrift des Schwabenspiegels sei nicht mehr aufzufinden, 
wurde der Unterzeichnete nicht bloß deshalb schmerzlich betroffen, 
weil er dies kostbare Besitztum seiner Vaterstadt noch Ende der acht- 
ziger Jahre des vorigen Jahrhunderts wiederholt in den Händen gehabt 
hatte, sondern auch deswegen, weil sein mfltterlicher Großvater, 
Dr. Johann Georg Finsler — ein Schüler Karl Friedrich Eichhorns (be- 
kannt durch seine Dissertation De obligatioue uxoris circa solvenda 
mariti debita secundum ins germanicum medii aevi, Goettingae 1822) 
sowie Freund und germanistischer Nachfolger Friedrich Ludwig Kellers 
im Präsidium des Zürcherischen Obergerichts, nach Bluntschli (Staats- 
und Rechtsgeschichte der Stadt und Landschaft Zürich 2. Aufl. Bd. 2 
18ö6 8. 870) neben Keller um das Aufblühen einer an die deutsche 
historische Rechtsschule sich anlehnenden Zürcherischen Rechtswissen- 
schaft besonders verdient, endlich mit Bluntschli ein eifriger Mitarbeiter 
am Zürcher Privatrechtlichen Gesetzbuch, das ihm viel von seinem 
germanistischen Gepräge verdankt — diesen Kodex in den Eranien zum 
deutschen Privatrecht von Dalwigk und Falck 2. Lieferung, Heidelberg 
1826 S. 1 — 66 eingehend beschrieben hat. Einen Besuch in Zürich zu 
Anfang Oktober benutzte ich deshalb in erster Linie dazu, nach dem 
Verbleib dieser Schwabenspiegelhandschrift zu forschen. 

Zu meiner lebhaften Genugtuung bin ich durch die rasche und 
bereitwillige Unterstützung, die meine Nachforschungen bei dem zei- 
tigen Vorsitzenden der Juristischen Gesellschaft, Herrn Kollegen Her- 
mann Ferdinand Hitzig, fanden, instand gesetzt, schon jetzt berichten 
zu können, daß der s. Z. von Herrn Ratsherrn Schinz der Juristischen 
Gesellschaft geschenkte Kodex wohlverwahrt in deren Besitz noch 
heute sich befindet. Die nach Zürich gerichtete Anfrage ist nur durch 
ein dorteeitiges, bedauerliches, aber sehr entschuldbares Versehen nicht 
bis an die richtige Adresse gelangt, was die erwähnte unrichtige Nach- 
richt zur Folge hatte. 

Herr Professor Hitzig war auch so freundlich, uns die oben S. 159 
aus dem Wiener (Ambraser) Kodex abgedruckte Stelle zu kollationieren 
und mit dem Abdruck bei Finsler a. a. 0. S. 61 zu vergleichen. Dar- 
nach hat Finsler am Schluß der Stelle unrichtig gelesen: mit andern 
geswistriden statt wie die Handschrift: mit andern ir geswistriden und: 
so müz er daz weltliche staete haben statt wie die Handschrift: so 
m6z ez daz weltliche staete haben. Sonst ist der Abdruck durchaus 
korrekt. 

Zum Schluß bitte ich mit Herrn Dr. Kogler, in dessen Abhandlung 
über die Legitimatio per subsequens matrimonium folgende, bedauer- 
licherweise stehengebliebene Druckfehler berichtigen zu wollen: 
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S. 103 Zeile 17 von oben libri feudorum statt liberi feudorum. 

S.104 Zeile 6 von oben Huguccio statt Hngoccio. 

S. 105 Zeile 7 von oben esse statt ex. 

S. 151 Zeile 15, 24 von oben und 2 von nnten Beugnot statt 

Dengnot. 
Bonn. Ulrich Stutz. 



Erwlderuiig. 

Seine Exzellenz, der Herr Geheime Rat Dr. Adolf Stolze 1 ver- 
öflPentlichte in den ^Forschungen zur Brandenburg, und Preuß. Geschichte' 
Bd. XVI S. 845—402 eine Antikritik gegen die Rezensionen, womit 
K. Zeumer in der angeftlhrten und ich in der vorliegenden Zeitschrift 
die Stölzelschen Publikationen Aber den Brandenburger Schöppen- 
8 tu hl angezeigt hatten. Die erste und größere Hälfbe der Antikritik 
gilt mir. Meiner aufrichtigen Hochachtung vor jenen Werken hatte 
ich Ausdruck gegeben, und ihre Brauchbarkeit nach den verschieden- 
sten Richtungen hin ans Licht zu stellen, war mein Bemfihen gewesen, 
soweit im engen Rahmen einer kurzen Anzeige überhaupt daran gedacht 
werden konnte. In diesem Punkt ist der Herr Verf. nicht nur ganz 
mit mir einverstanden, sondern er bestreitet auch nicht meine Zustän- 
digkeit zum Beurteilen seiner Arbeiten. Aber das Blatt wendet sich, 
sobald es sich um Beanstandungen handelt, die ich erhoben. Zwar 
ich selbst hatte sie nicht als wesentlich hingestellt. Aber der Herr 
Verfasser findet, daß sie ,sehr Hauptsächliches mitergreifen'. Überdies 
scheint er, nach der Bissigkeit seiner Gegenwehr zu schließen, äußerst 
empfindlich berfihrt durch die Insubordination, die darin lag, daß ich 
meine Pillen ftir ihn nicht fester einwickelte, als man es für andere 
Schriftsteller zu tun pflegt. Kein Wunder, daß er sowohl in meinen 
Ausstellungen, als in gewissen Schlußfolgerungen, die ich aus dem 
Material gezogen, ,arge Irrtümer', large Mißverständnisse' erblickt, wie 
sie nur Einem begegnen können, der ohne die nötige Vorsicht an die 
Interpretation, ohne das nötige Wissen und ohne die nötige Fähigkeit 
an die einschlägigen Fragen herantritt. Mit Rücksicht auf die hohe 
Wichtigkeit, die der Herr Verf. den jetzt von ihm besprochenen Gegen- 
ständen beilegt, erbitte ich mir von der Redaktion dieser Zeitschrift 
noch einmal, allerdings auch zum letztenmal, das Wort. 

Der Herr Verf. hatte unter Bezugnahme auf einige deutschrecht- 
liche Gedanken in der älteren Praxis behauptet, es ,liege auf der Hand', 
daß von einer Aufiiahme des römischen Rechts in complexu keine 
Rede sein kann und nie hätte die Rede sein sollen. Ich hatte meine 
Verständnisiosigkeit fär diese Behauptung bekannt. Jetzt ergeht sich 
Seine Exzellenz in einer langen Ausführung über diesen Punkt, die 
etwas Neues bringt, nämlich den spezifisch Stölzelschen Begriff 
der Rezeption in comp]exu. Bisher verstand man so ziemlich all- 
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gemein unter Rezeption in complezu die Annahme des Corpus juris als 
Gesetzbuch, wobei man die Möglichkeit einräumte, daß beliebig viele — 
und zwar gleichviel, wie wichtige! — Bestimmungen, die darin geschrie- 
ben stehen, nicht angenommen wurden. Ausdrücklich hatte ich erkl&rt, 
daß ich von diesem Begriff der Rez. i. c. ausgehe. Es ist derselbe 
Begriff, der sich z. B. in den Pandektenwerken von Vangerow , Wind- 
scheid, Demburg, oder in Stobbes ,Handbuch' oder in Brunners ,Grund- 
zügen* findet. Wohl weiß icb, daß gelegentlich der Begriff anders 
gefaßt wurde, wie z. B. von Gerber. Aber auch dort wird unter Rez. 
i. c. die Aufnahme wenn auch nicht eines Gesetzbuches so doch eines 
Rechts im Ganzen verstanden. Durchaus anders bei dem Herrn Verf. Ihm 
wäre Rez. des rOmischen Rechts i. c. weder die Aufnahme des römischen 
Gesetzbuches noch die Aufnahme des römischen Rechts im Ganzen, 
sondern nur ein Operieren ,mit römischrechtlichen Grundlagen', 
anstatt mit deutschrechtlichen. Nun steht es gewiß jedem frei, sich 
seinen eigenen Begriff von Rez. i. c. zu bilden. Aber wozu dann ein 
Streit Über die Anwendung dieses Begriffs mit Leuten, die von einem 
völlig andern Begriff aasgehen, und obendrein, wenn diese damit die 
allgemein verbreitete Ansicht auf ihrer Seite haben? Übrigens erlaube 
ich mir zu bezweifeln, ob Über die Rezeptionsfrage leichter Einhelligkeit 
zu erzielen wäre, wenn wir den gewöhnlichen Begriff der Rez. i. c. mit 
dem Stölzelschen vertauschten. Denn was sind «Grundlagen*? Sind 
z. B. die «Grundlagen* vom Erbrecht des BGB. deutsch oder römisch? Ich 
fürchte, ich würde mich mit Seiner Exzellenz auch hierüber nicht einigen. 
— Verwahren muß ich mich in aller Ehrfurcht gegen die Art., wie der 
Herr Verf. angebliche Worte von mir in Anführungszeichen zitiert 
Ich soll an die Möglichkeit glauben, das römische Gesetzbuch sei ,nur 
im einzelnen Satz einmal abgelehnt'. In Wahrheit steht bei mir nur 
zu lesen : ,der einzelne Satz konnte abgelehnt werden'. Man sieht, was 
Seine Exzellenz imter ,Vor8icht' in der Interpretation versteht. Die 
.Vorsicht' gestattet sogar Interpolationen. Nebenbei behauptet Seine 
Exzellenz auch, ich ,sagte' in complexo statt in eomplexu. Wahr ist, 
daß in complexo in meiner Anzeige gedruckt steht. Aber wie wäre 
es, wenn nun ich mit der Behauptung aufträte, Seine Exzellenz wisse 
nicht das Wort Privilegium zu deklinieren, weil bei Ihr (S. 351) als 
Akkusativ privilegio gedruckt steht? Es wäre in der Tat eine ,Sohluß- 
folgerung', die auf «argem Mißverständnis' beruhen würde. 

Eines Mißverständnisses, wie es nicht ärger möglich, — so meint 
der Herr Verf. am Schluß eines fast 7 Seiten langen Vortrags — habe 
ich mich schuldig gemacht und außerdem der leichtfertigsten Außer- 
achtlassung der ,ganzen Geschichte des Brandenburger Schöppenstuhls', 
wo ich mir erlaubte, von der Ansicht Seiner Exzellenz abzuweichen, 
daß seit spätestens 1692 der Schöppenstuhl nicht mehr Oberhof, son- 
dern Instanzgericht sei, nicht mehr belehre, sondern ,urteile'. Ich hatte 
darauf hingewiesen, daß auch noch i. d. J. 1736 imd 1743 in Missiven 
des Bismarckschen Gerichts die Rechtssprüche des Schöppenstuhls 
«Gutachten' genannt werden. Hier nun soll mein arges Mißverständnis 



Erwiderung. 429 

stecken. Ich soll nibht erkannt haben, daß der Bismarcksche Justitiar 
in dem Aktenstück von 1736 den Ausdruck ^Gutachten' gebrauche, um 
die Umgehung eines landesherrlichen Gesetzes zu verschleiern, das den 
Gerichten erster Instanz die Einholung von ^Urteilen* verbot; ich soll 
femer nicht erkannt haben, daß das Aktenstück von 1743, wenn auch 
lange nach Aufhebung jenes Verbots abgefaßt, doch der Beweiskraft 
entbehre, weil der Verfasser, ein unkundiger Schreiber, sich nach dem 
Muster der Missive von 1736 gerichtet habe. Nun, letzteres habe ich 
allerdings nicht erkannt, weil die ganze Geschichte auf freier Phan- 
tasie des Herrn Verf. beruht. Und nicht besser steht es mit dem 
angeblichen UmgehungsmanOver von 1736, sintemal in der einschlä- 
gigen Missive der begehrte SchOppenspruch nicht bloß als Gutachten, 
sondern auch als Urteil bezeichnet ist, was Seine Exzellenz verschweigt, 
und sintemal femer, weil das Landesgesetz nicht etwa bloß das Holen 
von »Urteilen* sondem jede Aktenversendung verbot, wie S. 349 der 
Herr Verf. selbst erzählt. Daß er die Bedeutungsgeschichte des Wortea 
,Urteil* nicht kennt, mag hier imverfolgt bleiben. Denn, mit schuldigem 
Bespekt zu fragen, wozu überhaupt der Lärm? In schönster Ordnung 
wäre die Sache ja von Anfioaig an, wenn der Herr Verf gleich getan 
hätte, was er erst jetzt tut; er unterscheidet nämlich jetzt zwischen Recht 
oder Form und Tatsache oder Materie: rechtlich oder formell handle 
es sich wohl um Gutachten, tatsächlich aber oder materiell um Urteile. 
Bisher mußte man glauben, es handle sich, zumal in einem Werk über 
»Entwicklung der gelehrten Rechtsprechung* !, um eine Geschichte von 
Recht und Form. 

Folgt eine fast 6 Seiten fassende Abhandlung über ,Heergewette 
und Gerade der von Bismarck', mit dem Schluß, daß ich das so sehr 
sprechende Bild der erbrechtlichen Verhältnisse in den märkischen 
Adelsfamilien', wie es eine Missive und ein Spruch von 1581 gewähren, 
»gänzlich verzeichnet' habe. Die Wahrheit ist: ich habe ein Bild 
irgendwelcher erbrechtlichen Verhältnisse zu zeichnen nicht einmal 
versucht. Ich habe lediglich ein paar Züge aus dem ,urkundlichen 
Material* ausgehoben, die ftbr die märkischen Ritter jener Zeit charak- 
teristisch sein können, u. a. daß sich 1581 Jobst v. Bismarck in einen 
erfolglosen ,Rechtshandel* — der Herr Verf. substituiert, um sich dann 
daran zu hängen, in AnfÜhmngszeichen das Wort , Rechtsstreit*, was 
unter Juristen einen engem Sinn hat, — eingelassen habe mit seiner 
Schwester wegen der Kleider eines verstorbenen Bmders. Was ich 
dabei nicht erkannt haben soll , das sei der hohe Wert dieses Kleider- 
nachlasses, denn dieser habe mindestens den wichtigsten Teil des 
,Heergewettes*, wie Seine Exzellenz beharrlich schreibt, umfaßt. Ala 
ob ich das bestritten hätte! Übrigens was den besonderen Wert 
betrifft, so hat der Herr Verf. (S. 357) sich darauf beschränkt, zu ver- 
muten: J)ine8 adeligen Mannes Kleider werden dem (sc. dem Wert 
der Gerade) entsprechend gewesen sein.' Man kann das also nach 
Belieben glauben oder nicht glauben. Nicht erkannt soll ich aber 
überhaupt haben das Hinundherwogen einheimischen imd fremden 
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Rechts, die Fortdauer des Sonderrechts von ,Heergewette* und Grerade, 
trotz seiner Aufhebung durch die Joachimica von 1527, im Bismarck- 
schen Hause, wo es erst der Schöppenspruch von 1581 ,abgeschaffi' 
habe. Die Wahrheit ist, und auch der Herr Verf. weiß nichts anderes 
vorzubringen, als daß nach der Behauptung des Jobst v. Bismarck 
bis 1579 sich niemals neben Brfldem Schwestern der Kleider verstor- 
bener Bnlder angemaßt haben sollen. Mir scheint, die Sache des alten 
Herrn Jobst ist durch seinen modernen Anwalt nicht verbessert worden: 
er hat nicht nur überhaupt mit der eigenen Schwester wegen gewisser 
Mobilien des verstorbenen Bruders gehadert, sondern er hat es auch 
zuwider dem bestehenden Recht getan und mußte sich dieses vom 
Oberhof bestätigen lassen. 

Den patriotischen Zorn des Herrn Geheimrats erregte, was ich über 
das Folterwesen in der Hand der märkischen Gerichtsrjunker gesagt 
habe. Der Herr Verf. nimmt es mir S. 367 bitter übel, daß ich nicht 
von andern Schöppenstühlen gehandelt, nichts aus den Archivbeständen 
meines Heimatlandes und anderer Länder Über Parallelen zur Geschichte 
des Brandenburger Schöppenstuhls mitgeteilt, auch nicht nachgewiesen 
habe, daß die Rechtspflege in anderen Territorien besser gehandhabt 
worden sei. Schade um den blinden Eifer. Gewiß würde sich Exzellenz 
weniger erhitzt haben, wenn Sie meine Rezension ruhiger gelesen hätte, 
wo ausdrücklich gesagt ist, ,das bekannte Bild grauenhafter Pflege 
des Rechts und mehr noch des Unrechts im 16. imd 17. Jahrhundert* 
werde (aus den Brandenburger SchOppenakten) ,für ein bestimmtes 
Land ergänzt'. Wenn Übrigens der Herr Verf. den Nachweis ver- 
mißt und für schwer erbringlich hält, die Rechtspflege sei in andern 
Territorien besser gewesen, so scheint es fast, als seien ihm so bekannte 
Gesetze wie die über die Eompetenzbeschränkungen bayerischer Ge- 
richtsjunker und selbst (seit 1512) bayerischer Landgerichte verborgen 
geblieben. Ungenügende Vertrautheit ,mit der Entwicklungsgeschichte 
des Folterprozesses' findet er darin, daß ich hervorhob, die Branden- 
burger Schöffen hätten genug zu tun gehabt, um die Gerichtsjunker 
bei der Peinlichen Frage zur ,Mäßigung' zu bewegen. Die Sprüche auf 
»mäßige Pein' seien, so behauptet der Herr Verf., nicht durch die Gewalt- 
tätigkeit der Gerichtsjunker, sondern lediglich durch die Überschrift 
des art. 58 der Carolina ,von der mass peinlicher frage' veranlaßt, auf 
die mit jenen und ähnlichen Ausdrücken angespielt werde. Das ließe 
sich vielleicht hören, — wiewohl nur die Autorität von Adolf Stölzel 
dafür sprechen würde, — wenn nur nicht nach des Herrn Verf. eigener 
Ansicht die Klauseln ,doch mit rechtlicher Mäßigung' etc. gleich- 
bedeutend mit jedoch menschlicher Weise', ,humano more' wären, 
womit der zitierte Artikel schlechterdings nichts zu schaffen hat, und 
wenn nur nicht die vielen Missiven mit ihren schauerlichen Tortur- 
protokollen dem Oberhof genügende Ursache zu der Klausel hätten 
geben können. 

Schwer gekränkt fühlt sich Exzellenz durch meinen Zweifel an 
der ,philologischen Höhe' Ihrer sprachlichen Bemerkungen. Daher in 
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der Antikritik eine umfänglicbe Rubrik »Sprachliches*. Wohlan, zweifeln 
wir nicht länger an der ,Höhe^ Es genflgt ja ein Blick in die »Tiefe*. 
Denn tief blicken lassen auch jetzt wieder allerlei gelegentliche Vor- 
kommnisse, als da sind obiges ,Heergewette\ das sich doch wohl vom 
Wetten ableiten muß, das Spielen mit dem Wort ,ürteil* oder die 
gleichzeitige Ableitung des Wortes scäbinus von scapan (decemere) 
und acepjan (haurire.*)', oder die (S. 384) abermals vorgetragene Ab- 
leitung des Wortes Homeien von homoffium ,in Anlehnung an das 
aus major entstandene deutsche Meier'! 

Noch mehr Interesse gewShrt es, daß und wie unter der Rubrik 
,Sprachliche8' der Herr Verf. die von mir gerügte Überschrift von I 302 
des ürkundenwerks zu verteidigen sucht. Obgleich der klare Wort- 
laut dieses Urteils nach dem Eingeständnis des Herrn Verf. selbst 
eine Ehescheidung quoad vinculum ergibt, soll doch die Überschrift 
nicht anders lauten dürfen als ,8cheidung von Tisch und Bett\ Denn 
das sei eben gerade das Merkwürdige an dem Urteil, daß es zwar nur 
von Tisch und Bett scheide, aber doch ,zu der demnächst üblich wer- 
denden Scheidung dem Bande nach' ,b inüberleite'. Also zwei mitein- 
ander unverträgliche Scheidungsarten in einer ! Augenscheinlich ,wogen' 
wieder einmal altes und neues Recht ,hin imd her'. Ich wage nur noch 
die Frage zu stammeln: warum macht auf diese in zwieftushem Sinn 
^erlesene' Seltsamkeit die Überschrift nicht aufmerksam? 

Zu den ,sprachlichen' Kontroversen gehört für den Herrn Verf. 
auch die über den ominüsen jVocativus vor Brandenburg'. Begreif- 
licherweise duldet Seine Exzellenz nicht, daß Ihrer Autorität die des 
alten Scböppenseniors Giesecke vorgezogen werde, zumal da der Bericht 
Gieseckes verschiedene andere irrige Angaben enthalte. Ich bezweifle 
letztere Tatsache so wenig, wie überhaupt, daß Giesecke manches noch 
nicht gewußt hat, was Herr A. Stülzel weiß. Aber ich bin so frei zu 
bezweifeln, daß Herr A. StOlzel besser weiß, ob man das Brandenburger 
Schöppenhaus »Yocativus* nannte, als ein alter Brandenburger Schuppe, 
den sein achtundzwanzigjähriger Dienst so und so oft ins SchOppen- 
haus geführt haben muß. Vielleicht versteht jetzt auch der Herr Verf., 
warum ich gerade den ,SchOppen senior' betont habe. Mein Angriff 
auf die Ansicht Seiner Exzellenz soll auch darum wertlos sein, weil 
ich die Benennung des Hauses als ,Yocativu8' nicht erklärt habe. Ich 
erlaube mir wiederum mit Fragen zu erwidern. Gesetzt, der Name 
Brandenburg bezeichne nicht die Stadt, sondern den SchOppenstuhl, 
gesetzt femer, das Wort Yocativus bedeute allemal, wie der Herr Verf. 
meint, einen ,Schalk' oder ,Schelm', den man ,vor den Strafrichter 
gestellt' hatte oder doch wenigstens stellen sollte: glaubt der Herr 
Verf. wirklich, irgendwo erklärt zu haben, wie man darauf verfallen 
konnte, einen Schelm gerade als ,den Yocativus vor Brandenburg, 
zu bezeichnen? Wurden Schelme vor den Oberhof zu Brandenburg 
gestellt? Hat inan nicht nach des Herrn Yerf. eigener Schilderung 
vielmehr davon auszugehen, daß bloß die Akten hingeschickt wurden ? 
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Oder sollte etwa gar der .Vocativus vor Brandenburg' ein neuer Beweis 
sein für den Schöppenstuhl als Jnstanzgericht'? 

In dem Kompositum ,Reeht8zug' soU die erste Hälfte immer noch 
das Subjekt, nicht das Objekt des Ziehens, das Gericht, nicht das ob- 
jektive Recht oder das Urteil bedeuten, wofern nicht dem Herrn Verf. 
,die Existenz des Wortes ürteilszug und die Identität von Urteil und 
Recht' nachgewiesen wird. Was zunächst die Identität von Recht 
und Urteil betrifft, so ist sie okkasionell in und ohne Verbindung mit 
,ziehen' nachweisbar. Man bittet oder fragt den Oberhof um ein «Recht ' 
und darauf ergeht ein ,Recht'; man holt dort ein ,Recht' und ein 
,Recht' wird eingebracht, ausgegeben, verkauft, — alles dies, wie um 
ein ,UrteiP gebeten oder gefragt wird, ein ,Urteil* ergeht, geholt, ein- 
gebracht, ausgegeben, verkauft wird. Nach einem und demselben Text 
aber wie z.B. dem Sachsenspiegel ,zieht' man auch das ,Recht' an 
einen andern, wie man ein ,Urteir an die mehrere Menge, an den 
altem Schwaben, an den höchsten Richter, an die höchste Dingstatt 
,zieht'. Dem Herrn Verf. scheint dieser ganze und vielfältig belegbare 
Sprachgebrauch unbekannt. Um so verzeihlicher ist es, daß er das Wort 
,Zug' in der Bedeutung eben dieses Ziehens nicht kennt, obgleich 
er es doch z. B. aus den Magdeburger Fragen oder aus dem Glogauer 
Rechtsbuch kennen konnte. Bei einem Verf., der da noch das Kom- 
positum ,Urteilszug' verlangt, wird man sich nicht wundem dflrfen, 
wenn er nicht einsieht, waram man ihn darauf aufmerksam macht, 
der Genitiv bei tien bezeichne das Objekt! 

Daß das /ryJie^ Reis kein »frisches*, sondern ein ,freies' Reis, damit 
scheint es auch nach vielem Drehen und Wenden beim Herrn Verf. seine 
Richtigkeit behalten zu sollen. Freilich die Schuld jenes fatalen Miß- 
verständnisses sucht er auf seinen Hilfsarbeiter Friese abzuschieben, 
als ob nicht der Herausgeber des Urkundenwerkes Dr. Adolf Stölzel 
hieße. Daß der Fehler ,keine Todsünde', ist wahr; die Moraltheolpgie 
befaßt sich mit derlei Dingen glttcklicherweise noch nicht. Aber ein 
lächerlicher Fehler war es, und abermals einen Blick in die Tiefe philo- 
logischer Kenntnisse des Herrn Verf. gestattet er uns, indem er allen 
Ernstes sagt, daß eine hochdeutsch abgefaßte Urkunde, die von einem 
,freyen' Reise spricht, ,einen sehr wertvollen Fingerzeig daftir 
geben konnte, wie das fryhe oder frie ris der älteren beiden in Nieder- 
deutsch abgefaßten Urkunden in Hochdeutsch wiederzugeben sei*! Also 
eines solchen Fingerzeigs bedurften die Herren. Wichtiger aber ist 
Seiner Exzellenz die Bedeutung von ,freiem Reis'. Hier nun eine Ent- 
deckung : wer da meinen möchte, ein Reis könne ,frei' heißen wie z. B. 
ein Kreuz ,frei' (franche croix), ein Gerichtsstab ,gewaltig', eine Hand 
,gelobt' oder ,getreu' oder auch wie die Stunde, in der ich dies schreibe 
,vergnttgt', — der würde gänzlich falsch raten, eine solche gramma- 
tische &klämng wäre viel zu einfach. Umständlicher und darum vor- 
zuziehen ist eine mythologische. ,Frei' ist das Reis von seiner Rinde, 
es ist ein geschältes Reis. Denn es gab geschälte G'^^^®') Stöcke, die 
,üblich' waren »gegen Zauberer und Geister'. Ganz richtig, solche 
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Stöcke gab es; es waren Wanderstöcke und Botenstäbe, und darum 
auch Amtsstäbe. Leider nur ist das »freie Reis' kein Wander-, kein 
Boten-, kein Amtsstab, überhaupt kein Stab oder Stock, sondern ein 
Zweig, der Grund und Boden symbolisiert, daher der Rinde so wenig 
wie des Laubes entbehren kann. Mit Blättern und Blumen oder 
Früchten zeigen ihn uns denn auch stets die Sachsenspiegelbilder, 
deren Kenntnis der Herr Verf. zu verschmähen scheint. Er spöttelt 
über das Fehlen einer Erklärung meinerseits. Hätte ich sie nicht für 
überflüssig gehalten, so würde ich doch sagen dürfen : lieber keine als 
die Seiner Exzellenz! 

In Wahrheit Unrecht getan habe ich, wie sich jetzt herausstellt, 
dem Herrn Verf. mit meiner Kritik der Folgerungen, die er vermeintlich 
aus der Etymologie des Wortes scabinus gezogen haben sollte. Feier- 
lich nehme ich hiermit jene Kritik zurück ; der Herr Verf. hat keine 
Folgerungen ziehen wollen. Ich muß also auch bekennen, daß ich 
nicht »vorsichtig' genug an die Interpretation seiner etymologischen 
Aussprüche gegangen bin. Denn ich hätte mir doch sagen sollen, daß 
sie wie einen Zweck ebensogut auch — keinen haben konnten. 

Doch nun, nach so vielem, was ans Scherzhafte streift, endlich 
noch eine durchaus ernste Sache. Den Gipfel meiner Insubordination 
erblicken Exzellenz in meiner Äußerung, der Verf. hätte sich über 
Johann von Gelnhausen aus Zychas Bergrecht unterrichten sollen. 
Dieses Werk, behaupten Sie, sei, wenn auch Wochen vor dem Beginn 
des Stölzelschen Druckes, so doch ,Iange Zeit nach dem Abschluß' des 
Stölzelschen Manuskripts erschienen. Sie hätten darum die Berichtigung 
Ihrer irrigen Angaben bezüglich des Johann v. G. nicht mehr nach- 
getragen. Ich weiß nicht, was der Verf. unter »Abschluß* eines Manu- 
skripts versteht. Aber so viel weiß ich, daß kein Autor gezwungen 
wird, wissentlich etwas Fehlerhaftes zu veröffentlichen. Ferner weiß 
ich jetzt, was ich früher nicht einmal vermuten durfte , daß der Verf. 
zur Zeit des Druckes seines Werkes die Irrtümlichkeit seiner Angaben 
kannte. Er hat sie nichtsdestoweniger unberichtigt hinausgehen lassen. 
Souverän setzt sich Herr Adolf Stölzel über solche Kleinigkeiten hinweg. 
Warum auch nicht? Ist es doch dieselbe Souveränetät, womit er 
S. 392 sich zum zweitenmal auf »Kaiser Lothars Zeugnis' beruft und 
Ende Dezember 1903 diese Berufung ohne Korrektur veröffentlicht, 
obgleich ihn ein Vierteljahr zuvor ein anderer Rezensent (Rietschel) 
darauf aufmerksam gemacht, daß die zitierte Urkunde »längst als 
plumpe Fälschung nachgewiesen' sei, — dieselbe Souveränetät, die ihm, 
wie oben gezeigt, auch gestattet, die Worte eines gehaßten Kritikers 
je nach Bedarf umzuarbeiten und zu interpolieren. 

München. K. v. Amira. 
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